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C H R I S T O P H B U C H H E I M 

DIE WÄHRUNGSREFORM 1948 IN WESTDEUTSCHLAND 

Am Ende des Zweiten Weltkrieges wurden in Europa zahlreiche Währungsreformen 
durchgeführt mit dem Ziel, die während des Krieges und der Besetzung geschaffene 
Überliquidität zu beseitigen1. Als eine der erfolgreichsten ist die westdeutsche in die 
Geschichte eingegangen. Sie fand zwar erst 1948 statt, gilt aber gemeinhin als Aus­
gangspunkt eines von niemandem vorausgeahnten wirtschaftlichen Wachstumspro­
zesses, der gerade deshalb schon bald mit dem Begriff ,Wirtschaftswunder' belegt 
worden ist. In erstaunlichem Kontrast hierzu ist allerdings die wissenschaftliche 
Literatur zur westdeutschen Währungsreform recht dünn gesät. Nach wie vor domi­
nieren Aufsätze von Zeitgenossen, häufig an ihrer Planung und Durchführung 
direkt Beteiligten2, die manchmal wissenschaftliche Argumente eng mit persönlichen 
Erinnerungen verweben. Obwohl, wie Heinz Sauermann schon 1979 schrieb3, die 
Archive für die Erforschung der Währungsreform inzwischen offenstehen, gibt es 
bisher erst sehr wenig Autoren, die das genutzt haben. Einer von ihnen ist Ian Tur­
ner4, der die britische Beteiligung an der deutschen Währungsreform untersuchte, 
ein anderer Eckhard Wandel5. Letzterer hat ein Buch geschrieben, dessen Titel eine 
umfassende Behandlung der Währungsreform erwarten läßt. Allerdings ist dies dann 
doch nicht der Fall. Vielmehr konzentrierte sich der Verfasser auf verschiedene 
technische Aspekte der Reform, während der genaue Verlauf der alliierten Planun­
gen eher im Dunkeln bleibt und sich zu den wirtschaftlichen Folgen nur ganz 
wenige Seiten finden. Die Frage der wirtschaftlichen Folgen jedoch wird gerade in 
jüngster Zeit zunehmend kontrovers diskutiert6. Entzündet hat sich die Debatte an 

1 J. G. Gurley, Excess Liquidity and European Monetary Reforms 1944-1952, in: American Eco­
nomic Review43 (1953), S.76ff. 

2 Vgl. etwa M. Gottlieb, Failure of Quadripartite Monetary Reform 1945-1947, in: Finanzarchiv 
NF 17 (1956), S.398ff.; H.Möller, Die westdeutsche Währungsreform von 1948, in: Deutsche 
Bundesbank (Hrsg.), Währung und Wirtschaft in Deutschland 1876-1975, Frankfurt 1976, 
S. 433 ff.; H. Sauermann, On the Economic and Financial Rehabilitation of Western Germany 
(1945-1949), in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 135 (1979), S. 301 ff. 

3 Sauermann, Rehabilitation, S. 304. 
4 I. Turner, Great Britain and the Post-War German Currency Reform, in: Historical Journal 30 

(1987), S. 685 ff. 
5 E.Wandel, Die Entstehung der Bank deutscher Länder und die deutsche Währungsreform 1948, 

Frankfurt 1980. 
6 C. Buchheim, Der Ausgangspunkt des westdeutschen Wirtschaftswunders. Zur neueren Diskussion 

über die Wirkungen von Währungs- und Bewirtschaftungsreform 1948, in: Ifo-Studien 34 (1988). 
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einer These, die insbesondere Werner Abelshauser seit 1975 in verschiedenen Veröf­
fentlichungen vertritt. Entgegen der landläufigen Meinung behauptet er nämlich, 
gestützt auf eine von ihm selbst vorgenommene Neuschätzung des Index der indu­
striellen Produktion in der Bizone, daß die Währungsreform für das Wachstum der 
Erzeugung nur eine Nebenrolle gespielt habe7. Diese These ist von Zeithistorikern 
häufig zustimmend rezipiert worden und hat auch Eingang in wichtige Nachschla­
gewerke gefunden, während sie unter Ökonomen lange relativ unbekannt blieb8. 
Das änderte sich erst kürzlich, als mit Bernd Klemm und Günter Trittel9 zwei Histo­
riker und mit Albrecht Ritschi10 und Rainer Klump11 zwei Ökonomen sich sehr kri­
tisch mit ihr auseinandersetzten. Während erstere Abelshauser unhistorischen Deter­
minismus und einseitige Interpretation der wirtschaftlichen Fakten vorwerfen, weist 
Ritschi mithilfe eines ökonometrischen Verfahrens die Fehlerhaftigkeit der Abels-
hauserschen Neuberechnung der bizonalen Produktion nach. Klump dagegen 
bewertet bei seiner Analyse des Wachstumsverlaufs in Westdeutschland die wirt­
schaftsordnungspolitischen Entscheidungen sehr hoch und schreibt, genau umge­
kehrt wie Abelshauser, dem Vorhandensein bestimmter Wachstumspotentiale nur 
eine geringe Bedeutung zu. Dies ist also der Hintergrund, vor dem in dem vorlie­
genden Aufsatz argumentiert wird, daß die mehr gefühlsmäßige Überzeugung der 
Zeitgenossen von der enormen wirtschaftlichen Bedeutung der Währungsreform 
auch theoretisch begründbar ist, ohne allerdings die Plausibilität der von Abelshau­
ser herangezogenen Jánossyschen Theorie12 von den besonderen Wachstumsmög­
lichkeiten in Rekonstruktionsperioden zu leugnen. 

Ein zweiter Schwerpunkt dieses Aufsatzes liegt auf der Darstellung der alliierten 
Verhandlungen um die Währungsreform, die eine solche der Militärregierungen 
war. Insbesondere zur Frage der Verhinderung einer Reform für ganz Deutschland 
finden sich in der Literatur recht unterschiedliche Ansichten. So scheint Gottlieb der 
Auffassung zuzuneigen, daß die vierzonale Währungsreform schon im Frühjahr 
1947 gescheitert war, und zwar wegen der amerikanischen Weigerung, den Sowjets 
ein Zugeständnis bezüglich Leipzigs als zweitem Herstellungsort für die neuen 

7 W. Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland 1945-1948. Rekonstruktion und Wachstumsbedin­
gungen in der amerikanischen und britischen Zone, Stuttgart 1975, S. 62 f. 

8 R. Klump,Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland. Zur Kritik neuerer wirtschafts­
historischer Interpretationen aus ordnungspolitischer Sicht, Stuttgart 1985, S. 18 f. 

9 B. Klemm/G. Trittel,Vor dem „Wirtschaftswunder": Durchbruch zum Wachstum oder Lähmungs­
krise? Eine Auseinandersetzung mit Werner Abelshausers Interpretation der Wirtschaftsentwick­
lung 1945-1948, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte (VfZ) 35 (1987), S. 571 ff. 

10 A. Ritschi, Die Währungsreform von 1948 und der Wiederaufstieg der westdeutschen Industrie. Zu 
den Theorien von Mathias Manz und Werner Abelshauser über die Produktionswirkungen der 
Währungsreform, in: VfZ 33 (1985), S. 136 ff. 

11 Klump, Wirtschaftsgeschichte. 
12 F. Jánossy, Das Ende der Wirtschaftswunder. Erscheinung und Wesen der wirtschaftlichen Ent­

wicklung, Frankfurt 1966. 
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Banknoten zu machen13. Dagegen schreibt Wandel, es sei wenig wahrscheinlich, 
daß die zu Beginn des Jahres 1948 erneut aufgenommenen Viermächte-Gespräche 
nur Scheinverhandlungen gewesen seien. Er datiert das endgültige Scheitern des 
vierzonalen Währungsreformprojekts denn auch auf den Tag des Auszugs der 
Sowjets aus dem Kontrollrat14. Demgegenüber wird hier gezeigt, daß im März 1948 
auf amerikanischer Seite eine autonome Entscheidung für eine auf Westdeutschland 
beschränkte Währungsreform fiel, eine Entscheidung, die das amerikanische Vorge­
hen in der Frage der Währungsreform wieder in Übereinstimmung mit der generel­
len Deutschland- und Europapolitik der USA brachte. 

Im ersten Teil dieses Aufsatzes wird recht ausführlich die wirtschaftliche Situation 
in Westdeutschland vor der Währungsreform beschrieben. Dabei werden zwei von 
dem ungarischen Ökonomen János Kornai erarbeitete Konzepte, ursprünglich ent­
wickelt zur Erklärung der geringen Wachstumsdynamik sozialistischer Volkswirt­
schaften, auf die deutsche Wirtschaft vor Mitte 1948 angewandt, um zu belegen, 
daß ohne Währungs- und Bewirtschaftungsreform ein Abbau der schweren Wachs­
tumshemmungen nicht zu erwarten gewesen wäre. Im zweiten Abschnitt geht es 
einerseits um die Gründe für die zurückgestaute Inflation als der wichtigsten Ursa­
che für die miserable Lage der deutschen Wirtschaft in den ersten drei Nachkriegs­
jahren. Andererseits werden die deutschen und alliierten Planungen für eine Wäh­
rungsreform geschildert und der interalliierte Verhandlungsprozeß, der schließlich 
in separate Reformen in West- und Ostdeutschland mündete, nachgezeichnet. Der 
dritte Teil befaßt sich sodann mit den Währungsreformgesetzen sowie ergänzenden 
Regelungen und beschreibt das unterschiedliche Vorgehen bei der Bewirtschaftungs­
reform im Vereinigten Wirtschaftsgebiet einerseits und in der französischen Besat­
zungszone andererseits. Schließlich wird im vierten Teil auf die Folgen von Wäh­
rungs- und Bewirtschaftungsreform eingegangen, wobei eine Analyse der Produk­
tions- und Produktivitätserhöhung sowie der Preissteigerungen im Vordergrund 
steht. 

I. Die Wirtschaftslage vor der Währungsreform 

Im zweiten Quartal 1948, also unmittelbar vor der Ende Juni durchgeführten Wäh­
rungsreform, belief sich die industrielle Produktion nach den amtlichen Ziffern 
sowohl im Vereinigten Wirtschaftsgebiet als auch in der französischen Besatzungs­
zone nur auf ungefähr die Hälfte des Standes von 1936. Zwar stagnierte sie nicht, 
sondern war leicht gestiegen - seit dem letzten Vierteljahr 1947 etwa um 5 Prozent­
punkte15 - , aber im Vergleich zu allen anderen europäischen Ländern, für die ent-

13 Gottlieb, Failure of Quadripartite Monetary Reform, S. 411 f. 
14 Wandel, Die Entstehung der Bank deutscher Länder, S. 101 f. 
15 Die Zahlen zur industriellen Produktion Westdeutschlands finden sich recht übersichtlich bei 

Ritschi, Währungsreform, S. 164. 
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sprechende Zahlen leicht verfügbar sind16 und deren Territorium vom Krieg betrof­
fen worden war, lag sie weit zurück. So übertraf die Produktion in Dänemark, 
Finnland, Jugoslawien und Norwegen schon 1947 ihr Niveau von 1937 zum Teil 
recht beträchtlich, während Belgien, Italien und die Niederlande sich an diesen 
Stand bis über 90% wieder herangearbeitet hatten und Frankreich ebenfalls dabei 
angelangt war. In Europa konnten demnach bis 1947 im allgemeinen die Wiederauf -
baukräfte offenbar entfesselt werden, in Westdeutschland dagegen nicht, obwohl 
auch hier die Voraussetzungen für einen Rekonstruktionsaufschwung durchaus 
günstig waren. Trotz Kriegsverlusten und Demontagen war der Kapitalstock näm­
lich in der Bizone wie in der französischen Zone höher als 1936, was ebenso für das 
Arbeitskräftepotential der Bizone galt, während dasjenige des französischen Besat­
zungsgebiets den Stand von 1936 nur geringfügig unterschritt17. Und die tatsächli­
che Qualifikation der Arbeitskräfte scheint die Anforderungen, die die vorhandenen 
Arbeitsplätze an die Kenntnisse der Arbeiter stellten, teilweise bei weitem übertrof­
fen zu haben18, so daß auch hier beträchtliche Wachstumsreserven bestanden. 

Fragt man nun nach den Ursachen für die Hemmungen der Rekonstruktions­
kräfte, so stößt man zunächst auf die geringe Produktivität der Industriearbeiter. 
Offiziell galt zwar nach wie vor die 48-Stunden Woche, tatsächlich wurde in der 
Vor-Währungsreform-Zeit jedoch meist nur 40 Stunden oder weniger gearbeitet19, 
indem etwa mit dem Arbeitgeber unter der Hand eine 5- anstatt der geltenden 
6-Tage Woche vereinbart wurde20. Die vermehrte „Freizeit" verwendete man für die 
Beschaffung zusätzlicher, über die zugeteilten Rationen hinausgehender Nahrung, 
u.a. auf Hamsterfahrten, sowie für Schwarzmarktaktivitäten, häufig auch in der 
Form, daß man einträglicheren Nebenbeschäftigungen nachging. Außerdem war die 
Produktion je Beschäftigtenstunde gering. In der Bizone erreichte sie in den drei 
Monaten vor der Währungsreform nur knapp 60% ihres Standes von 193621. Gewiß 
spielte hierbei die mangelhafte Ernährung eine Rolle, kam es doch etwa in der fran­
zösischen Zone im Mai und Juni 1948 verschiedentlich sogar zu Hungerstreiks22. 
Ebenso sicher ist allerdings, daß der Anreiz, gegen den festgesetzten Lohn viel und 
konzentriert zu arbeiten, äußerst klein war. Zu den legalen Preisen konnte man 
nämlich fast nur in Verbindung mit Bezugsberechtigungen einkaufen, wobei der 

16 B. R. Mitchell, European Historical Statistics 1750-1970, London u.a. 1975, S.356f. 
17 Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 100 ff.; M. Manz,Stagnation und Aufschwung in der 

französischen Besatzungszone 1945-1948, Ostfildern 1985 ( = Diss. Mannheim 1968), S. 35 ff. 
18 Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 105 ff. 
19 H.Grebing u.a., Die Nachkriegsentwicklung in Westdeutschland 1945-1949, Bd. A, Stuttgart 

1980, S. 36; Statistisches Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebiets, Wirtschaft und Statistik (WiSta) 
NF 1 (1945/50), S.33*; Landeshauptarchiv Rheinland-Pfalz (LHA RLP) 860/1283, Haut Com-
missariat de la République Francaise en Allemagne, Bericht über die wirtschaftliche und finanzielle 
Entwicklung der französischen Zone im 3. Quartal 1949. 

20 H. Thurnwald, Gegenwartsprobleme Berliner Familien, Berlin 1948, S.79; Bundesarchiv Koblenz 
(BA) B 102/2259 H.2, Maschinenfabrik Voith an Verwaltungsamt für Wirtschaft, 13. 10. 47. 

21 WiSta 1,1949/50, S. 372. 
22 LHA RLP, 860/3792. 
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Lohn oder die Ersparnisse allemal ausreichten, um die knappen Rationen zu erste­

hen23. Auf dem Schwarzmarkt dagegen waren die Preise so hoch gestiegen, daß 

man mit dem normalen Verdienst dort nicht zum Zuge kam. Ein Kilogramm Rog­

genbrot etwa kostete auf dem Schwarzen Markt in Hamburg im Mai 1948 9,50 R M 

und ein Ei 8 RM2 4 , der Lohn eines Hamburger Facharbeiters für einen 8-Stunden-

Tag betrug dagegen nur 10 RM2 5 . Viele Firmen behalfen sich daher damit, daß sie 

ihren Arbeitern entweder eine bestimmte Anzahl der von ihnen hergestellten Pro­

dukte zum legalen Preis ohne Nachweis einer Bezugsberechtigung einräumten oder, 

falls sich die eigenen Erzeugnisse dafür nicht eigneten, auf dem Kompensations­

wege von anderen Unternehmen passende Güter eintauschten. Das war zwar in den 

meisten Fällen illegal, wurde aber dennoch häufig praktiziert mit dem erklärten 

Ziel, einen Leistungsanreiz zu bieten26. Daß in der gegebenen Situation der zurück­

gestauten Inflation der legale Lohn keinen rechten Stimulus zur Arbeit darstellte, 

blieb natürlich auch den alliierten Stellen nicht verborgen. So boten die Besatzungs­

mächte selbst allen ihren deutschen Angestellten ein markenfreies Mittagessen zum 

offiziellen Preis, was den Hauptanziehungspunkt für eine Arbeit bei den alliierten 

Behörden darstellte. Und sie genehmigten für zwei besonders wichtige Gruppen von 

Beschäftigten zusätzlich zum Geldlohn eine gewisse Naturalentschädigung in 

Gestalt des Bergarbeiterpunktsystems und des Devisenbonus-B für die Arbeiter in 

Exportfirmen, was in beiden Fällen die Empfänger zum Bezug bestimmter, sonst 

kaum erhältlicher Konsumgüter berechtigte27. 

Ein weiterer, sehr wichtiger Grund sowohl für die geringe Produktivität als auch 

direkt für das Zurückbleiben der Produktion war das Fehlen notwendiger Inputs. 

Der Klagen über zu kleine Rohstoffzuteilungen, Kohlenmangel und Stromkürzun­

gen gab es Legion. Teilweise wird in diesem Zusammenhang auf die Verantwortlich­

keit der Besatzungsmächte hingewiesen, die durch Zwangsexporte, insbesondere 

von Kohle, und Entnahmen aus der laufenden Produktion die Zwischenproduktver­

sorgung stark geschmälert hätten28. Hierzu ist zu sagen, daß der Kohlenexport von 

den Besatzungsmächten tatsächlich zeitweise forciert wurde, um die europäischen 

Nachbarländer, die dringend auf deutsche Kohle angewiesen waren, in ihren Wie­

deraufbauanstrengungen zu unterstützen. Dennoch betrug die bizonale Ausfuhr von 

23 Thurnwald, Gegenwartsprobleme, S.63. 
24 H. Mendershausen, Prices, Money and the Distribution of Goods in Postwar Germany, in: Ameri­

can Economic Review 39 (1949), S.666. Mendershausen war in der Price Control Section der 
amerikanischen Militärregierung in Deutschland tätig. 

25 WiSta 1, 1949/50, S. 34*. 
26 Institut für Zeitgeschichte-(IfZ-)Archiv, MF260 (OMGUS-Bestand), 5/359-3/1, The Status of 

Compensation Trade, 9.12.47; auch M. Fichter, Aufbau und Neuordnung: Betriebsräte zwischen 
Klassensolidarität und Betriebsloyalität, in: M. Broszat/K.-D. Henke/H. Woller (Hrsg.), Von Sta­
lingrad zur Währungsreform. Zur Sozialgeschichte des Umbruchs in Deutschland, München 1988, 
S. 528 ff. 

27 Mendershausen, Prices, Money and the Distribution of Goods, S. 655 f. 
28 Manz, Stagnation und Aufschwung, S. 71 ff.; W. Abelshauser, Wirtschaftsgeschichte der Bundes­

republik Deutschland 1945-1980, Frankfurt 1983, S. 30 ff. 
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Kohle 1947 nur ein Drittel und 1948 gut die Hälfte der im Jahr 1936 exportierten 
Menge29. Der Kohlenzwangsexport war demnach nur eine sekundäre Ursache für 
den Kohlenmangel in Westdeutschland, den primären Grund dagegen stellte die 
stark geschrumpfte Produktion dar, was wiederum mithilfe der angeführten Fakto­
ren - niedrige Arbeiterproduktivität und fehlende Inputs - erklärt werden kann. Die 
Entnahmen der Besatzungsmächte aus der laufenden Produktion andererseits betru­
gen nur etwa ein Fünftel der Besatzungslasten insgesamt. Und abgesehen von Ener­
gie waren daran in erheblichem Umfang wohl Konsumgüter beteiligt30, was die 
Zwischenproduktversorgung der Industrie ja nicht tangierte. 

Ein besonderer Engpaß lag jedoch bei den ausländischen Rohstoffen, obwohl für 
deren Import die deutschen Exporterlöse zum größten Teil zur Verfügung standen. 
Denn die Einfuhr von Grundnahrungsmitteln, Saatgut und Medikamenten wurde in 
der britischen und amerikanischen Zone gänzlich mit Devisenvorschüssen der 
Besatzer bezahlt, deren Summe bis zur Währungsreform die gesamte westdeutsche 
Ausfuhr weit übertraf. Der westdeutsche Export, vor allem der Export gewerblicher 
Waren, war jedoch so gering, daß selbst diese Entlastung von der Finanzierung der 
unentbehrlichen Lebensmittelimporte es nicht vermochte, ausreichend ausländische 
Rohstoffe ins Land zu bringen. Das hatte seine Ursache zum einen in der sehr 
beschränkten Produktion im allgemeinen. Zum anderen wirkte dem Export jedoch 
auch die Tatsache entgegen, daß der Exporteur seine Waren in Reichsmark in Höhe 
des legalen Preises bezahlt erhielt. Die Möglichkeit zu Kompensationsgeschäften, 
durch die allein er seinen Betrieb am Leben halten konnte, war ihm bei Export-
anders als bei Inlandstransaktionen also verschlossen. Daher war der Anreiz, sich im 
Export zu engagieren, denkbar gering. Die Wirtschaftsbehörden versuchten, dem 
entgegenzuarbeiten, indem sie für Exportaufträge im Rahmen des Möglichen 
bevorzugt Rohstoffe zuteilten und den Firmen einen Devisenbonus in Höhe von 5% 
ihres Exporterlöses einräumten, den sie relativ frei für betriebsnotwendige Einfuhren 
verwenden konnten. Ein durchschlagender Erfolg konnte mit diesen Behelfsmaß­
nahmen jedoch nicht erzielt werden. Demgegenüber dürften die Hemmungen, die 
von der bürokratischen Handhabung und Kontrolle des Außenhandels durch die 
Alliierten ausgingen, seit Mitte 1947 viel von ihrer Bedeutung verloren haben. Und 
die besonders den Amerikanern am Herzen liegende Dollarklausel, d.h. der Ver­
kauf deutscher Produkte prinzipiell nur gegen Dollars oder absolut unentbehrliche 
Einfuhrgüter, die zweifellos in dem herrschenden Umfeld des Bilateralismus einem 
breiten Exportaufschwung im Wege stand, hat die Ausfuhr, die zur Finanzierung 
der lebensnotwendigen Rohstoffeinfuhr diente, vermutlich nur relativ wenig behin­
dert. Denn lebensnotwendige Güter gab es damals auf dem Weltmarkt nur gegen 
Dollars oder im Tausch gegen andere ebenso wichtige Waren, und solche Geschäfte 
beschränkte die Dollarklausel ja gerade nicht. 

29 Office of Military Government for Germany (U.S.) (OMGUS), Monthly Report, July 1949, Sta­
tistical Annex, S. 174, 178. 

30 Institut für Besatzungsfragen, Sechs Jahre Besatzungslasten, Tübingen 1951, S. 122, 188. 
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Wie sich aus der bisherigen Argumentation ergibt, waren Kompensationsge­
schäfte, sei es Ware gegen Ware oder Ware gegen Arbeitsleistung, das Element, das 
die Wirtschaft überhaupt noch am Laufen hielt. Wo sie nicht möglich waren, wie 
beim Export, mußte man sie indirekt einführen, sonst war an entsprechende Ak­
tivität nicht zu denken. Schätzungen besagten, daß bis zu 50% oder mehr aller 
geschäftlichen Transaktionen in Westdeutschland vor der Währungsreform in der 
Form des Kompensationshandels, der den Umfang des Schwarzhandels bei weitem 
übertraf, durchgeführt wurden. Das mag übertrieben sein, auf jeden Fall aber kam 
ohne Kompensationsgeschäfte praktisch kein Unternehmen aus, wenn es überhaupt 
produzieren wollte. Sie stellten die einzige verläßliche Methode dar, die betriebsnot­
wendigen Inputs zu erlangen. Dabei bediente man sich bei der Bewertung der zu 
tauschenden Güter häufig durchaus der legalen Preise bzw. bezahlte dort, wo die 
Tauschäquivalente den Preisen nicht entsprachen, den Saldo in Reichsmark31. Den­
noch waren Kompensationsgeschäfte in rationierten Gütern im Jahre 1942 durch 
eine Kriegswirtschaftsverordnung verboten worden, und dieses Verbot wurde durch 
Kontrollratsgesetz im März 1947 ausdrücklich bestätigt, wobei hohe Strafen für 
seine Mißachtung in Aussicht gestellt worden sind. Die deutschen Behörden in den 
einzelnen Ländern verhielten sich angesichts der wirtschaftlichen Notwendigkeit 
von Kompensationsgeschäften einerseits und der Tatsache ihres prinzipiellen Ver­
bots andererseits in unterschiedlichem Maße abwartend bis wohlwollend. Jedenfalls 
wurde nirgends gegen Kompensationen rigoros vorgegangen. Und in einem große 
Publizität genießenden Prozeß gegen Manager der Kasseler Spinnfaser AG, die ille­
galer Kompensationsgeschäfte angeklagt waren, stellte das Gericht denn auch nicht 
nur die Zweckmäßigkeit, sondern ebenfalls die Gerechtigkeit des generellen Verbots 
des Kompensationshandels in Frage und drängte auf eine Änderung per Gesetz. 
Dementsprechend gering waren die Strafen für die Angeklagten, die zum Teil sogar 
ganz freigesprochen wurden32. Und, wie gesagt, die Alliierten selbst wandten dort, 
wo es ihnen zur Förderung von Arbeitsleistung und Produktion notwendig erschien, 
Elemente des inkriminierten Systems an, was die Überzeugungskraft des Verbots 
gewiß nicht stärkte. 

Die Ursache für die weite Verbreitung der Kompensationsgeschäfte liegt klar auf 
der Hand. Hatte doch die zurückgestaute Inflation zu Verkäufermärkten sonder­
gleichen geführt, gleichzeitig jedoch das Vertrauen in die Reichsmark so vollständig 
untergraben, daß niemand mehr freiwillig bereit war, zu den legalen Preisen Waren 
nur gegen Geld abzugeben. Diese Situation prägte natürlich auch das Verhalten der 
Firmen. Sie konzentrierten sich einerseits auf den Wiederaufbau und die Ausbesse­
rung sowie Erweiterung ihrer Produktionsanlagen, um so ihre Produktionsbereit-

31 Mendershausen, Prices, Money and the Distribution of Goods, S. 654 ff. 
32 S. Anm. 26 und IfZ-Archiv, MF 260, 5/359-3/1, Compensation Trade in Court, 23.9.47; W.Benz, 

Zwangswirtschaft und Industrie. Das Problem der Kompensationsgeschäfte am Beispiel des Kasse­
ler Spinnfaser-Prozesses von 1947, in: VfZ 32 (1984), S. 422 ff. 
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schaft, im Hinblick besonders auf den Tag X der Währungsreform, zu steigern33. 
Andererseits erzeugten die Betriebe primär nicht ihre jeweiligen Endprodukte, son­
dern lediglich Teile und Halbwaren, die sie auf Lager nehmen konnten. So waren in 
den bizonalen Maschinenfabriken nach einer Schätzung des Verwaltungsamtes für 
Wirtschaft Mitte 1947 rund 65 000 t zu über 50% angearbeitete Maschinenteile vor­
handen, die, nach Aussage des Amtes, mit 10 000 t neuer Stahlkontingente hätten 
fertiggestellt werden können34. Teilweise mag dieser Tatsache eine Strategie 
zugrunde gelegen haben, denn relativ große Halbwarenlager waren gegenüber den 
Wirtschaftsbehörden sicher leichter als umfangreiche Fertigwarenlager zu rechtferti­
gen, sie stärkten jedoch, falls sie schnell in verkaufsfähige Endprodukte weiterverar­
beitet werden konnten, die Basis der Unternehmen, von der ausgehend sie den zu 
erwartenden Run auf Liquidität nach der Währungsreform besser bestehen konnten. 
Vermutlich spielte aber auch der Zwang der Verhältnisse eine Rolle. Es war wohl 
richtig, daß einfach der Stahl fehlte, um die Maschinen zu vollenden, und in ande­
ren Betrieben mögen ebenfalls halbfertige Bestände in relativ großen Mengen gela­
gert haben, für deren Fertigstellung es an ein oder zwei Inputmaterialien mangelte. 
Es gab eben keine Märkte mehr, auf denen mit Geld das Fehlende zugekauft wer­
den konnte. Vielmehr bedeutete das Kompensationssystem, wenn es auch die Pro­
duktion in begrenztem Umfang überhaupt erst möglich machte, doch den Rückfall 
in die Tauschwirtschaft mit all den Hemmnissen, die daraus resultierten, daß es 
äußerst schwierig, zumindest sehr zeitraubend war, jeweils den richtigen Tausch­
partner zu finden, der einerseits das brauchte, was man selbst anzubieten hatte, und 
andererseits liefern konnte, woran man interessiert war. Vielfach mußte man ganze 
Tauschketten organisieren, um an die gewünschten Produkte zu gelangen. 

Daher war es durchaus möglich, ja sogar ziemlich wahrscheinlich, daß in West­
deutschland insgesamt genügend Rohstoffe vorhanden waren, um eine wesentlich 
größere Produktion zu gewährleisten35. So wurden durch die 1947 und 1948 aus 
der Entflechtung hervorgegangenen Stahlunternehmen Lagerbestände im Wert von 
274 Mill. RM von den ehemaligen Konzerngesellschaften übernommen36 bei einer 
Produktion der gesamten westdeutschen Stahlindustrie an Rohblöcken im Jahre 
1947, gerechnet zu den im April 1948 stark erhöhten Preisen, in Höhe von 450 Mill. 
RM37. In diesem Zusammenhang ist auch der Hinweis eines Vertreters des Hand­
werks ernst zu nehmen, daß die Vorräte im Handwerksbereich gar nicht so gering 

33 Aussichten deutscher Handelspolitik, in: Handelsblatt, 22.12. 47. 
34 BA, B 102/2371 H. 1, Abt. F I-Maschinenbau an Hauptabteilung B, 27. 5. 47. 
35 Vgl. den entsprechenden Hinweis von Schily in seinem Referat auf der Tagung der Vereinigung der 

Industrie- und Handelskammern in der britischen Besatzungszone am 25. 10. 46; Rheinisch-West­
fälisches Wirtschaftsarchiv 1/189/3. Siehe etwa auch das Einzelbeispiel der Daimler-Benz AG, wo 
zahlreiche Materialien noch während des Krieges in großem Umfang gehortet worden waren: Das 
Daimler-Benz-Buch. Ein Rüstungskonzern im 'Tausendjährigen Reich', hrsg. von der Hamburger 
Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, Nördlingen 1987, S.317f. 

36 T. Horstmann, Financing the Reconstruction of the German Iron and Steel Industry 1945-1951 
(unveröffentl. Manuskript), S.4. 

37 Für die Produktionsmenge s. Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie, Zahlenunterlagen 
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gewesen seien38. Und nach einer Untersuchung des Hessischen Statistischen Landes­
amtes an 14 repräsentativen Unternehmungen der hessischen Industrie überstieg 
deren Bestand an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen 1947 das Niveau von 1936 um 
mehr als das Doppelte und reichte für eine Produktion von 12 Monaten aus, wäh­
rend er 1936 nur eine Zweimonatserzeugung abgedeckt hatte. Und dennoch gab 
der weitaus größte Teil jener Firmen an, wegen Rohstoffmangels in der Ausnutzung 
ihrer Kapazität behindert zu sein39. 

Es gab also die Inputmaterialien, nur waren sie offensichtlich schlecht verteilt, so 
daß die eine Firma Mangel an dem litt, was anderwärts möglicherweise reichlich 
vorhanden war, ohne daß das schwerfällige Tauschsystem einen Ausgleich, u.a. 
durch den Handel von Vorprodukten, zustande brachte, wie das über funktionie­
rende Märkte der Fall gewesen wäre. Bei der westdeutschen Wirtschaft der Vor­
Währungsreform-Periode handelte es sich demnach um eine Art von Engpaßökono­
mie im Kornaischen Sinne40. Solche Engpaßökonomien sind gerade durch im 
Vergleich zur Produktionshöhe überdimensionierte Bestände an Inputmaterialien in 
den einzelnen Betrieben gekennzeichnet, die, da immobil, einen hohen volkswirt­
schaftlichen Verlust darstellen41. Jedoch werden sie nicht abgebaut, weil sie auf­
grund der permanenten Engpässe einerseits eine Vorsichtsreserve sind und anderer­
seits wegen des Fehlens komplementärer Inputs nicht rasch in die Produktion 
eingehen können. Auf diese Weise tragen sie jedoch entscheidend zur immer erneu­
ten Entstehung von Engpässen bei. 

Alles in allem scheint die Funktionsweise der deutschen Wirtschaft vor Mitte 1948 
mit dem ebenfalls von Kornai entwickelten Konzept der vegetativen Kontrolle rich­
tig beschrieben zu sein. Das heißt, das Verhalten der Unternehmer, deren Motiva­
tion mehr am Überleben der Firma als an der Erfüllung eines Plans oder der Erzie­
lung höherer Gewinne ausgerichtet war, wurde von einfachen Mengensignalen oder 
mithilfe von direkt über Kunden bzw. Lieferanten erhaltenen Informationen ge­
steuert. Dagegen spielen in anderen Wirtschaften Preise eine wichtige Rolle bei der 
Verhaltenskontrolle. Und während normalerweise Marktbeziehungen dominieren, 
waren es in der Zeit vor der Währungsreform die Beziehungen zwischen Paaren von 
je einem Verkäufer und einem Käufer. So kann eine vegetativ kontrollierte Wirt­

für die Europäische Kohle- und Stahlgemeinschaft, Teil I, S. 5; für die Preise H. Dichgans, Die Neu­
regelung der Eisenpreise, in: Stahl und Eisen 68 (1948), S.251. 

38 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Sonderstelle Geld und Kredit, Protokoll der Sitzung am 
30.10.47. 

39 BA, Z 1/864, Hessisches Statistisches Landesamt, Betriebs- und finanzwirtschaftliche Probleme in 
14 Unternehmen der hessischen Industrie, Februar 1948, S.6f. 

40 J. Kornai, Economics of Shortage, 2 Bde., Amsterdam u. a. 1980. 
41 So wurden etwa in der DDR, einer Zentralverwaltungswirtschaft und damit nach Kornai einer 

typischen Engpaßökonomie, 1975 2,5% des Bruttosozialprodukts in die Vorratshaltung investiert, 
während es in der Bundesrepublik im Jahresdurchschnitt 1972-76 nur 0,5% waren; vgl. H. Wilkens, 
Sozialproduktvergleich zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR ( = Berichte des 
Bundesinstituts für Ostwissenschaft und internationale Studien 21, 1978), Köln 1978, S. 42. 
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schaft zwar ein bestimmtes Produktionsniveau erreichen und halten, wie das ja auch 

in der Vor-Währungsreform-Zeit der Fall war, aber kein dynamisches Wachstum 

erzielen, das auf komplexen Entscheidungen hinsichtlich Investitionen, Schaffung 

neuer Produkte und Anwendung neuer technischer Verfahren beruht42. 

IL Die Verhandlungen um die Währungsreform 

Der enorme Geldüberhang, dessen wirtschaftliche Folgen im vorigen Abschnitt 
beschrieben worden sind, war eine direkte Konsequenz der Art, wie das Reich seine 
rasch wachsenden Ausgaben insbesondere für Zwecke des Krieges finanziert hatte. 
Die Einnahmen des Reiches aus Steuern und Zöllen stiegen nämlich nur von knapp 
18 Mrd. R M im Haushaltsjahr 1938/39 auf etwa das Doppelte 1943/4443, seine 
Neuverschuldung dagegen betrug 1937/38 3 Mrd., 1938/39 gut 11 Mrd., 1943/44 
aber fast 78 Mrd. RM4 4 . Insgesamt beliefen sich die Einnahmen des Reiches aus 
Steuern und Zöllen während der Dauer des Krieges auf rund 185 Mrd. R M und 
damit auf lediglich 55% der gesamten Neuverschuldung der Kriegszeit in Höhe von 
335 Mrd. RM45 . Allein die verbriefte Schuldenlast des Reiches war bei Kriegsende 
auf mindestens 380 Mrd. R M gewachsen46, wozu noch viele Milliarden Reichsmark 
an sonstigen Forderungen gegen das Reich, etwa aus Kriegsschäden, zu rechnen 
sind47. 

Kennzeichnend für die Verschuldungspolitik der Reichsregierung während des 
Zweiten Weltkriegs war nun aber ihre enge Verknüpfung mit dem Wachstum der 
Geldmenge. Das äußerte sich zum einen darin, daß der Bestand an Schatzwechseln 
und unverzinslichen Schatzanweisungen des Reichs im Portefeuille der Reichsbank 
im Verlauf des Krieges rasch anwuchs und Anfang März 1945 70 Mrd. R M 
erreichte. Den Gegenposten hierzu stellte in der Bilanz der Reichsbank der Bankno­
tenumlauf dar, der von knapp 12 Mrd. R M 1939 auf über 56 Mrd. R M am 7.3. 
1945 zunahm48. Zum anderen führte jedoch die sogenannte geräuschlose Kriegsfi­
nanzierung ebenfalls direkt zur Ausdehnung der Geldmenge, sofern man von der in 
unserem Betrachtungszusammenhang wohl angemessensten Definition der Geld­
menge ausgeht, d.h. Termin- und Spareinlagen darunter subsumiert. Denn anders 
als im Ersten Weltkrieg, als der Staat zur Finanzierung eines großen Teils der 

42 Vgl. W. Carlin, Economic Reconstruction in Western Germany, 1945-55: The displacement of 
,vegetative control' (unveröffentl. Manuskript), S. 25 ff. 

43 Statistisches Handbuch von Deutschland 1928-1944, hrsg. v. Länderrat des amerikanischen Besat­
zungsgebiets, München 1949, S. 558. 

44 Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen 1876-1975, hrsg. v. der Deutschen Bundesbank, Frank­
furt 1976, S. 313. 

45 F. Federau, Der Zweite Weltkrieg. Seine Finanzierung in Deutschland, Tübingen 1962, S. 30, 48. 
46 Wie Anm.44. 
47 Möller, Währungsreform, S. 436. 
48 Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen, S. 14, 18. 
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Kriegskosten Anleihen im anlagesuchenden Publikum unterbrachte, wodurch des­
sen Ersparnisse ihren Geldcharakter verloren, handelte es sich bei der geräuschlosen 
Kriegsfinanzierung um Geschäfte nur zwischen dem Reich und Finanzinstituten. 
Dabei legten letztere Einlagen ihrer Kunden mehr und mehr in Staatsschuldtitel an. 
Während das Reich die so aufgenommenen Gelder verausgabte, sorgte es gleichzei­
tig durch straffe Preiskontrolle und Rationierung dafür, daß die infolge der staatli­
chen Aufwendungen im privaten Sektor geschaffenen Einkommen nicht voll konsu­
miert wurden, sondern ein Teil wieder auf die Sparkonten gelangte, wo sie für die 
nächste Runde der geräuschlosen Kriegsfinanzierung zur Verfügung standen. Die­
ser Prozeß des gegenseitigen Aufschaukelns führte dazu, daß die Einlagen der Kre­
ditinstitute, und damit dieser Teil der gesamten Geldmenge, von 51 Mrd. RM Ende 
1939 rasant auf 160 Mrd. im Herbst 1944 zunahmen und gleichzeitig der Bestand 
an Wertpapieren des Reichs bei den Banken rund 150 Mrd. RM erreichte49. 

Deutsche Überlegungen zum Geldschnitt 

Angesichts des schnellen Anstiegs vor allem auch der kurzfristigen Reichsverschul­
dung während des Krieges sowie der Tatsache, daß die gesamte Schuld sich zum 
Ende des Haushaltsjahres 1943/.44 bereits auf etwa das Dreifache des zur gleichen 
Zeit im Deutschen Reich erwirtschafteten Sozialprodukts belief50, ist es kein Wun­
der, daß deutsche Ökonomen, darunter später so maßgebliche Wirtschaftspolitiker 
wie Ludwig Erhard und Günter Keiser, schon in der zweiten Kriegshälfte verstärkt 
begannen, sich Gedanken über eine mögliche Konsolidierung der Reichsschuld 
sowie eine Abschöpfung der mit ihr eng verknüpften überschüssigen Kaufkraft zu 
machen51. An diesen Überlegungen nahmen auch führende Vertreter der Reichs­
gruppe Industrie und des Reichswirtschaftsministeriums regen Anteil52. Dabei wurde 
man sich offenbar, wie eine von Ludwig Erhard im Frühjahr 1944 vorgelegte und 
intern vieldiskutierte Denkschrift beweist, sehr bald darüber klar, daß eine reguläre 
Verzinsung und Tilgung der Reichsschuld ausgeschlossen war. Erhard schlug einen 
scharfen Währungsschnitt bei Umwandlung der abgeschöpften Geldbeträge in 
Reichsschuldtitel vor. Das Schicksal der Reichsschuld insgesamt sollte dann aber, bei 
einer allenfalls sehr niedrigen Verzinsung, in der Schwebe gelassen werden unter 

49 Ebenda, S.74; bestimmte Banktypen (z.B. Privatbankiers und Geldinstitute der Post) sind in der 
Rechnung nicht enthalten. 

50 Das Sozialprodukt erreichte nach einer Schätzung von Ferdinand Grünig 1943 knapp 100 Mrd. 
RM und fiel danach rasch ab; s. F. Grünig, Die Wirtschaftstätigkeit nach dem Zusammenbruch im 
Vergleich zur Vorkriegszeit, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Die deutsche 
Wirtschaft zwei Jahre nach dem Zusammenbruch, Berlin 1947, S.69. Dagegen betrug die Reichs­
schuld am Ende des Rechnungsjahrs 1943/44 mehr als 270 Mrd. RM; s. Deutsches Geld- und 
Bankwesen in Zahlen, S. 313. 

51 L. Herbst, Der Totale Krieg und die Ordnung der Wirtschaft, Stuttgart 1982, S.423; H.Möller 
(Hrsg.), Zur Vorgeschichte der Deutschen Mark. Die Währungsreformpläne 1945-1948, Basel 
1961, S.7. 

52 Herbst, Der Totale Krieg, S. 383 ff. 
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Freigabe bestimmter Reichsschuldtitel bei Bedarf, wobei Gesichtspunkte eines not­
wendigen Lastenausgleichs, wenn auch nicht primär, Berücksichtigung finden soll­
ten. Oberste Maxime der Wirtschaftspolitik und damit eines eventuellen Freigabe­
plans für die Reichsschuld habe die Förderung der Produktivkraft der deutschen 
Wirtschaft zu sein53. 

Damit waren im Prinzip schon alle Elemente angesprochen, die auch in den zahl­
reichen, nach Kriegsende noch 1945 von deutscher Seite lancierten Währungsre­
formplänen variiert wurden54. Es handelte sich einmal um die Stillegung von Kauf­
kraft, wobei zumeist einem Währungsschnitt, in der Form der Vernichtung oder 
mindestens der Blockierung eines großen Teils der Geldmenge, unter Beibehaltung 
des herrschenden Preisniveaus vor einer Anpassungsinflation der Vorzug gegeben 
wurde. Zweitens skizzierten die Autoren der Pläne Möglichkeiten der Reduzierung 
der Reichsschuld auf ein wirtschaftlich tragbares Niveau. Und drittens spielte fast 
immer die Forderung nach einer allgemeinen Vermögensabgabe eine Rolle, um 
dadurch eine Gleichbehandlung des Sach- und Geldvermögens, das ja zunächst 
allein von dem Geldschnitt betroffen war, zu gewährleisten und Mittel für einen 
Lastenausgleich in die Hand zu bekommen. Das Detmolder Memorandum, das, am 
17. November 1945 von den Chefs der Provinzial- und Länderverwaltungen der bri­
tischen Besatzungszone beschlossen, gewissermaßen das erste amtliche deutsche 
Nachkriegsdokument zur Währungsreform darstellt, formulierte darüber hinaus der 
obersten Maxime der Erhardschen Denkschrift ganz entsprechend: „Bei der künfti­
gen Verwendung des deutschen Volkseinkommens muß der Bedarf zur Wiederher­
stellung des Produktionsapparates (...) den Vorrang vor allen anderen Verwendun­
gen haben, und dieses Postulat muß die Verteilungspolitik auch hinsichtlich der 
Bedienung der Ansprüche an das Reich berücksichtigen."55 

Dieser Argumentation lag die ökonomisch richtige Auffassung zugrunde, daß alle 
verbrieften Ansprüche letztlich immer nur aus der laufenden Produktion befriedigt 
werden können und daß es demnach primär darauf ankomme, ein möglichst großes 
Sozialprodukt zur Verfügung zu haben. In einem etwas anderen Zusammenhang 
kam Erhard wieder auf den beschriebenen Gedankengang zurück, als er in einer 
Sitzung der Sonderstelle Geld und Kredit, die vom bizonalen Wirtschaftsrat zur 
Ausarbeitung eines Währungsreformplanes Mitte 1947 ins Leben gerufen worden 
war, für einen möglichst scharfen Geldschnitt plädierte. Das sei die sozialste 
Lösung, da nur so erreicht werde, daß die Produktivität der Wirtschaft wachse, 
wodurch dann auch ein sozialer Ausgleich geleistet werden könne. Nach dieser 
Anregung Erhards einigte man sich in der Sonderstelle tatsächlich, eine Quote von 
zunächst nur 5% für die Umwandlung des alten in neues Geld vorzuschlagen56. Die 

53 L. Erhard, Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidierung. Faksimiledruck der Denkschrift von 
1943/44, Frankfurt u.a. 1977. 

54 Vgl. Möller, Vorgeschichte. 
55 Ebenda, S. 127. 
56 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Protokoll der 6. Sitzung der Sonderstelle Geld und Kredit 
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Meinung, daß in erster Linie die wirtschaftliche Erzeugung gesteigert, als Voraus­
setzung dafür jedoch eine Währungsreform unternommen werden müsse, und daß 
demgegenüber der Lastenausgleich zurückzustehen habe, zumal er aus einem ver­
größerten Produkt viel besser geleistet werden könne, war offenbar weit verbreitet57. 
Das erklärt denn auch, warum der Lastenausgleich in den meisten deutschen Wäh­
rungsreformplänen letztlich nur dilatorisch behandelt wurde und sich gegen die alli­
ierte Entscheidung zu seiner Ausklammerung bei der Geldreform nur geringer, eher 
rhetorischer deutscher Widerstand regte58. 

Alliierte Einstellungen zum Problem einer Geldreform in Deutschland 

Während also auf deutscher Seite teilweise schon im Verlauf des Krieges, verstärkt 
aber unmittelbar danach Pläne für eine als notwendig erkannte Währungsreform 
entwickelt wurden, war dieses Problem auf der Prioritätenskala der alliierten Besat­
zer Deutschlands zunächst sehr weit unten angesiedelt. Franzosen und Russen zeig­
ten anfangs dafür schon deshalb kein Interesse, weil sie einen hohen Geldbedarf u. a. 
für die Versorgung ihrer umfangreichen Truppen aus ihrer jeweiligen Zone hatten, 
die Steuereingänge jedoch noch gering waren. Daher wurde von ihnen in relativ 
großem Umfang Alliierte Militärmark, die der Reichsmark gesetzlich gleichgestellt 
war, in Umlauf gesetzt. Ein Gegengewicht zu dieser Ausweitung der Geldmenge bil­
dete in der sowjetischen Zone allerdings die Schließung der Banken unmittelbar 
nach der Besetzung, wodurch ein erheblicher Teil der Einlagen mit Geldcharakter 
endgültig vernichtet wurde. Aber immerhin galt für die französische wie für die 
sowjetische Zone, daß die Besatzungsmacht keinerlei Neigung verspürte, ihre 
Bedürfnisse an der Notwendigkeit der Knapphaltung von Liquidität zu orientieren, 
wie es zur Durchführung einer erfolgreichen Währungsreform zweifellos unabding­
bar gewesen wäre59. 

Die Amerikaner andererseits, deren Truppen von vornherein in viel geringerem 
Ausmaß von den Ressourcen ihres Besatzungsgebietes lebten und die auch kein 
Interesse an der schnellen wirtschaftlichen Ausbeutung ihrer Zone hatten, waren 
ursprünglich daran interessiert, einen wirtschaftlichen Kollaps Deutschlands zu ver­
hindern. So hieß es in einem Memorandum des Executive Committee on Foreign 
Economic Policy, in dem u. a. Vertreter des State Department, der Treasury und der 
Foreign Economic Administration saßen, Mitte August 1944: „Es ist daher wesent­
lich, daß die Besatzungsbehörden in der Lage sind, schnell eine Reihe adäquater 
wirtschaftlicher und finanzieller Maßnahmen in Deutschland durchzusetzen, um 

vom 17.10.47. Für einen noch schärferen Schnitt, nämlich die Nullquote, wurde ebenfalls vereinzelt 
plädiert; vgl. Geldreform - „milde" oder „radikal"?, IfZ-Archiv, NL Max Schönwandt. 

57 Währungsgespräche, in: Handelsblatt, 7. 8. 47. 
58 R. Schillinger, Der Entscheidungsprozeß beim Lastenausgleich 1945-1952, St. Katharinen 1985, 

S.31, 91, 105. 
59 Gottlieb, Failure of Quadripartite Monetary Reform, S. 398 ff. 
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eine deutsche Minimumwirtschaft zu erhalten oder wiederherzustellen."60 Da diese 
Minimumwirtschaft immerhin in der Lage sein sollte, den Millionen deutscher 
Wehrmachtsangehöriger eine friedensmäßige Beschäftigung zu ermöglichen, wäre 
amerikanisches Drängen auf eine baldige Währungsreform zumindest nicht von 
vornherein ausgeschlossen gewesen. Dieses positive Konzept wurde dann jedoch 
durch die Morgenthau-Episode zunächst zerstört. In einem Memorandum des 
amerikanischen Schatzamtes vom 1. September 1944, das als erste Formulierung des 
Morgenthau-Plans angesehen werden kann, hieß es, daß die Militärregierung kei­
nerlei Maßnahmen zur Erhaltung oder Stärkung der deutschen Wirtschaft als sol­
cher ergreifen solle, und es wurde u.a. speziell ausgeschlossen, daß die Besatzer 
irgendeine Verantwortung für die Kontrolle der Preise übernähmen61. Und so 
wurde dem amerikanischen Oberbefehlshaber in Deutschland in der unter Mitwir­
kung Morgenthaus ausgearbeiteten Direktive JCS 1067 befohlen: „Sie werden keine 
Schritte unternehmen mit der Absicht, die deutsche Finanzstruktur zu erhalten, zu 
stärken oder in eigene Verantwortung zu übernehmen außer insoweit, als es für die 
Zwecke dieser Direktive nötig ist."62 

Die Bestimmung, in der die Verhinderung des Verhungerns sowie von Seuchen 
und Unruhe, die die Besatzungstruppen gefährden würden, ebenfalls als ein Ziel der 
Besatzer definiert wurde, ermöglichte General Clay zwar eine Rechtfertigung zahl­
reicher konstruktiver Maßnahmen, aber es war doch sehr zweifelhaft, ob hierzu 
auch eine Währungsreform gehören könne. Clay selbst jedenfalls verneinte das63. 
Dennoch waren es die Amerikaner, die noch 1945 einen ersten alliierten Währungs­
reformplan entwickelten und im Kontrollrat vorlegten64. Er scheiterte an expliziter 
britischer Opposition. Die Engländer waren nämlich damals noch nicht bereit, eine 
Währungsreform auch nur zu diskutieren, bevor nicht ein annäherndes Gleichge­
wicht in den öffentlichen Haushalten aller Regionen der vier Besatzungszonen her­
gestellt war65. Zum zweiten Mal ergriffen die Amerikaner die Initiative, als sie im 
August 1946 erneut ein Währungsreformprojekt im Kontrollrat einbrachten, nach­
dem sie es im Vorfeld inoffiziell den anderen Besatzungsmächten schon bekannt­
gemacht hatten und damit auf durchwegs positive Resonanz bei ihnen gestoßen 

60 Foreign Relations of the United States (FRUS) 1944 I, Memo by the Executive Committee on 
Foreign Economic Policy, 14.8.44, S. 281 (Übers, d. Verf.). 

61 P.Y.Hammond, Directives for the Occupation of Germany: The Washington Controversy, in: 
H. Stein (Hrsg.), American Civil-Military Decisions, Birmingham/Alabama 1963, S. 361 f. 

62 US Department of State, Documents on Germany 1944-1985, S. 29 (Übers. d. Verf.) 
63 In dem Schreiben an das War Department, in dem Clay den Eingang des Colm-Dodge-Goldsmith-

Plans meldet, rechtfertigt er das Projekt einer Währungsreform unter der Ägide der Militärregie­
rung jedoch damit, daß zur Zeit des Erlasses von JCS 1067 das Fehlen jeglicher verantwortlicher 
deutscher Verwaltung nicht absehbar gewesen sei; IfZ-Archiv, MF 260, 3/176-3/13, Clay to 
AGWAR.23.5.46. 

64 Wandel, Die Entstehung der Bank deutscher Länder, S. 97. 
65 Gottlieb, Failure of Quadripartite Monetary Reform, S. 403; s. auch Turner, Great Britain and the 

Post-War German Currency Reform, S. 690 f. 
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waren66. Es war dies der Colm-Dodge-Goldsmith (CDG)-Plan, benannt nach sei­
nen Hauptautoren, den deutschstämmigen Ökonomen Gerhard Colm und Ray­
mond Goldsmith sowie Clays Finanzberater Joseph Dodge. 

Bei der Begründung der Notwendigkeit einer Währungsreform wurde im CDG-
Plan darauf hingewiesen, daß der Geldüberfluß den Anreiz zu arbeiten und zu ver­
kaufen stark vermindere und den Tauschhandel fördere. Mit unserer obigen Dia­
gnose der wirtschaftlichen Lage in Deutschland vor der Währungsreform stimmt 
auch die Aussage überein, daß „eine Inflationskontrolle (...} illusorisch (sei), sobald 
nicht mehr für die offiziellen Löhne und Preise in Reichsmark gearbeitet und ver­
kauft wird. Die unmittelbare Gefahr in Deutschland besteht nicht darin, daß die 
Inflationskontrollen zusammenbrechen, sondern daß sie bedeutungslos werden." 
Zur Beseitigung der Überliquidität schlug der Plan die Abwertung aller monetären 
Forderungen und Verbindlichkeiten im Verhältnis 10:1 vor. Davon sollten lediglich 
Löhne, Mieten und Steuern unberührt bleiben, die in gleicher Höhe wie bisher in 
D-Mark weiter zu zahlen seien, sowie die Reichsschuld, die annulliert würde. Statt 
ihrer würden Finanzinstitute neue Staatsschuldtitel ausgehändigt erhalten, um so 
einen Ausgleich ihrer Passiva zu gewährleisten. Im übrigen wurde die Streichung 
der Überliquidität der bloßen Blockierung vorgezogen, um eine endgültige Lösung 
zu erreichen und ständigem politischen Druck auf Freigabe der Guthaben vorzu­
beugen. Für einen zweiten Schritt nach der Zusammenlegung aller Geldvermögen 
sah der Plan, um dem Gerechtigkeitsgefühl des deutschen Volkes zu genügen, die 
Errichtung eines Lastenausgleichsfonds vor. Dieser Fonds sollte an alle von Kriegs­
schäden oder Abwertungsverlusten Betroffenen Zertifikate ausgeben, deren Einlö­
sung, entsprechend wirtschaftlichen und sozialen Prioritäten gestaffelt, im Laufe 
von höchstens 20 Jahren vorzunehmen war. Finanzieren würde sich der Fonds 
einerseits aus Verzinsung und Tilgung einer Zwangshypothek, die das unbelastete 
Sachvermögen auf 50% seines Wertes von vor der Herabstreichung der auf ihm lie­
genden Schuld reduziert hätte, andererseits aus einer progressiven Kapitalabgabe 
auf alle nach Abwertung und Zwangshypothek noch bestehenden Nettovermögen. 
Die Autoren des Planes argumentierten weiter für eine möglichst baldige Durchfüh­
rung der Währungsreform, da die Gefahr der Repudiation der Reichsmark akut sei, 
sowie für die Zulassung einer Erhöhung des durchschnittlichen Preisniveaus nach 
der Reform um 20%, um die Folgen der gesunkenen Produktivität abzufangen. 
Darüber hinausgehende Preissteigerungen jedoch seien gefährlich, da sie eine Preis-
Lohn-Spirale und damit einen Inflationsprozeß in Gang setzen würden. Bezüglich 
der Bewirtschaftung wurde gesagt, daß ihre Aufrechterhaltung erforderlich sei, 
solange die Versorgung mit notwendigen Gütern nicht ausreiche, daß aber eine 
Währungsreform zu ihrer beschleunigten Abschaffung beitrüge67. 

66 National Archives Washington (NA) RG 59, Decimal File 1945-49, 862.51/6-846, Minutes of 
Meeting, 19.6.46. 

67 Möller, Vorgeschichte, S. 214 ff. 
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Interalliierte Verhandlungen über eine Währungsreform für ganz Deutschland 

Zunächst wurde der CDG-Plan in Washington nicht einhellig gutgeheißen. Insbe­
sondere nahm man Anstoß an der Breite des vorgesehenen Lastenausgleichs. Man 
sah dieses Programm als außerhalb des Verantwortungsbereichs einer Militärregie­
rung liegend an und hegte auch erhebliche Zweifel, ob es wirtschaftlich und verwal­
tungsmäßig überhaupt durchführbar sei68. Auf die dringenden Vorstellungen Clays 
hin, der sich weigerte, einen Geldschnitt ohne Lastenausgleich in Erwägung zu zie­
hen, und meinte, man müsse mutig an die Reform herangehen, um ein Klima zu 
schaffen, das der Demokratie und freiem Unternehmertum förderlich sei69, war man 
aber schließlich doch bereit, den Plan als Grundlage für die Diskussionen im Kon­
trollrat zu akzeptieren70. Dort, im Kontrollrat, sah es anfangs so aus, als ob eine 
rasche Einigung über wichtige Elemente des CDG-Plans zu erzielen sei. Zwar kam 
es durchaus zu manchen Konflikten, die jedoch nicht unüberwindlich schienen. Die 
Franzosen etwa verlangten, daß Deutschlands finanzielle Lage nach der Währungs­
reform nicht besser sein sollte als die der Alliierten und daß man deshalb aufpassen 
müsse, keine allzu gute Lösung der Probleme zu entwerfen. Die Sowjets stimmten 
zwar der Zwangshypothek zu, waren allerdings nicht geneigt, deren Ertrag für 
einen internen deutschen Verlustausgleich vorzusehen, worin sie von den Franzosen 
unterstützt wurden71. 

Die hauptsächliche ökonomische Kritik stammte dagegen von den Briten72. Ihrer 
Meinung nach war der Zeitpunkt für eine erfolgreiche Währungsreform noch nicht 
gekommen. Erst nämlich sollte die Preisstruktur bereinigt werden. Hier dachten die 
Engländer sicher vordringlich an die Grundstoffindustrie, insbesondere den Kohlen­
bergbau, deren Produktionskosten den auf Viermächteebene administrierten Preisen 
davongelaufen waren, was einen erheblichen Subventionsbedarf zur Folge hatte73. 
Um das. Ungleichgewicht zwischen Kosten und Erlösen abzubauen, das auch eine 
permanente Bedrohung für den Haushaltsausgleich in der britischen Zone darstellte, 
womit eine weitere, von den Engländern genannte Vorbedingung einer Währungs­
reform angesprochen ist, war nach britischer Überzeugung eine Preisniveausteige­
rung von 50 bis 100% notwendig. Während also der amerikanische Plan von einer 
durchschnittlich 20%igen Preiserhöhung nach der Währungsreform ausging, plä­
dierten die Briten für eine wesentlich stärkere Preissteigerung vor der Reform. 
Zweitens kritisierten die britischen Verantwortlichen die vorgesehene Schärfe des 
Geldschnitts von 10:1 . Damit würde die Gefahr heraufbeschworen, daß Preise und 

68 IfZ-Archiv, MF 260, 3/176-3/13, AGWAR to Clay, 2.8.46. 
69 Ebenda, Clay to AGWAR, 3.8.46. 
70 Ebenda, AGWAR to OMGUS, 22.8.46. 
71 NA, RG 59, 1945-49, 862.51/10-2446, Memo on the meeting of the Finance Directorate, 18.9.46. 
72 Public Record Office London (PRO), CAB 134/596, Financial Policy in Germany, 26.7.46. 
73 T. Horstmann, Die Angst vor dem finanziellen Kollaps. Banken- und Kreditpolitik in der britischen 

Zone 1945-1948, in: D. Petzina/W. Euchner (Hrsg.), Wirtschaftspolitik im britischen Besatzungs­
gebiet 1945-1949, Düsseldorf 1984, S.221 ff. 
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Löhne nicht auf angemessenem Niveau gehalten werden könnten, mit anderen 
Worten, daß eine Deflationskrise ausgelöst würde. Ihrer Meinung nach, die natür­
lich ihrem Wunsch nach einer Anpassungsinflation im Vorfeld der Reform mitent­
sprach, könnte sich eine wesentlich gemäßigtere Verringerung des Geldumlaufs als 
ausreichend erweisen. Und drittens sollte man britischer Auffassung gemäß, entge­
gen den Argumenten des CDG-Planes, überlegen, ob nicht eine Blockierung der 
überschüssigen Geldbestände doch ihrer Streichung vorzuziehen sei, da letzteres das 
Vertrauen der Geldhalter unnötig stark erschüttere. 

In diesem Sinne übermittelten die Briten dem Kontrollrat als einzige andere 
Besatzungsmacht einen Gegenvorschlag zu dem amerikanischen Währungsreform-
plan, in dem sie eine Preisanpassung als ersten Schritt befürworteten und sodann 
einen Umtausch der monetären Aktiva im Verhältnis 2,5:1 zur Diskussion stellten, 
wobei nur eine Hälfte in bar, die andere dagegen in verzinslichen Staatsschuldtiteln 
ausbezahlt werden sollte74. Sie stießen damit jedoch bei ihren Kollegen weitgehend 
auf Granit. Zwar einigte man sich auf Preisanpassungen vor der Reform in den 
offensichtlichsten Fällen, jedoch sollten diese nicht zu einer generellen Erhöhung 
des Preisniveaus führen, womit ihnen jede praktische Bedeutung genommen würde. 
Gegen die Ausgabe von Staatsschuldtiteln in Höhe eines Fünftels der umlaufenden 
Geldmenge wurde von den Amerikanern eingewandt, daß dadurch die deutschen 
Budgets viel stärker belastet würden als durch die im CDG-Plan vorgesehene, eng 
begrenzte Ausstattung der Finanzinstitute mit derartigen Papieren. Daraufhin warf 
der britische Delegierte als Alternative zu den Staatsschuldtiteln den Vorschlag der 
Blockierung anstatt Streichung der überschüssigen Geldmenge in die Diskussion. In 
Verfolg dieser Anregung wurde schließlich tentative Übereinstimmung darüber her­
gestellt, daß 70% des Geldumlaufs gestrichen, 20% blockiert und 10% in neues Geld 
umgetauscht werden sollten75. 

Insgesamt muß man jedoch feststellen, daß die Briten mit ihrer anderen, man 
könnte sagen, keynesianisch beeinflußten Argumentation im Kontrollrat im wesent­
lichen unterlagen. Die Amerikaner erfaßten schon richtig die Angst der Engländer 
vor einer Deflationskrise, wenn sie einmal die britische Haltung knapp dahingehend 
charakterisierten, sie favorisiere die Kombination einer gemäßigten Währungsre­
form mit kontrollierter Inflation zur Erzielung wirtschaftlicher Stabilität76. Im übri­
gen erscheint es zweifelhaft, ob die von Keynes inspirierten englischen Vorschläge 
wirklich ihr Ziel erreicht hätten. Denn Keynesianismus kann nur funktionieren in 
einer Marktwirtschaft, die Schaffung der Voraussetzungen für sie war aber gerade 
ein Ziel der Währungsreform. Dabei kam es auf eine grundsätzliche Verhaltensän­
derung der an eine Engpaßökonomie angepaßten Menschen an. Deren Erwartun-

74 NA, RG 59, 1945-49,862.51/9-1646, Allied Control Authority (ACA) Finance Directorate,Gene­
ral Financial Policy - Currency Conversion. British Proposal, 9. 9. 46. 

75 Ebenda, 9-3046 und 10-2446 über Sitzungen des Finanzdirektorats, Alliierter Kontrollrat, 12.9. 
und 18.9.46. 

76 NA, RG 260, Office of the Finance Adviser, OMGUS, Records relating to Export-Import and Cus-
toms Policies, Box No. 119, Financial Reform: Present Status of Discussions (Feb. 47). 
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gen mußten schockartig umgestellt, dann aber möglichst stabil gehalten werden77. 
Insofern kann man theoretisch überzeugend argumentieren, daß eine Streichung der 
überschüssigen Geldmenge besser als eine Blockierung war, die ja noch Hoffnungen 
auf eine eventuelle Wiederfreigabe ließ. Und geringere Liquidität nach der Reform 
war besser als größere, weil Liquidität immer auch eine Pufferfunktion hat, Abwar­
ten also ermöglicht und daher eine rasche Enthortung und die Ingangsetzung grö­
ßerer Produktion hindert. Prinzipiell mußte den amerikanischen Vorstellungen von 
einer Währungsreform also der Vorzug vor den englischen gegeben werden, was 
1946 im Kontrollrat ja auch geschah. 

Eine grundsätzliche Auseinandersetzung ganz anderer Art, die allerdings lange 
Zeit relativ verdeckt geführt wurde, entwickelte sich mit der Sowjetunion. Ihr Aus­
gangspunkt war das für die Westalliierten ziemlich überraschende sowjetische Veto 
im Kontrollrat gegen die zentrale Herstellung der neuen Banknoten in der Berliner 
Reichsdruckerei. Solange es keine Viermächteübereinkunft gebe über Reparations­
lieferungen und die Schaffung von deutschen Zentralverwaltungen sowie über Maß­
nahmen, die eine einheitliche Finanzpolitik in ganz Deutschland garantierten, so die 
offizielle Begründung, müsse jede Besatzungsmacht das Recht haben, Banknoten 
entsprechend dem uniformen Design in ihrer Zone zu drucken78. Daher bestand die 
Sowjetunion auf Leipzig als einem Druckort für die neue deutsche Währung79. Die 
Amerikaner ihrerseits wollten das aus Sicherheitsgründen keinesfalls zugeben. Ins­
besondere wehrten sie sich dagegen, daß den Sowjets ein Set der Druckplatten aus­
gehändigt werde. Ihrer Meinung nach war Berlin der geeignete Platz für den 
Notendruck, zumal diese Stadt als einzige unter Viermächtekontrolle stand. In einer 
englischen Analyse der verfahrenen Situation von Anfang 1947 wurde über das 
Motiv der Sowjets gesagt, daß ihnen nicht daran läge, die Druckplatten in betrüge­
rischer Absicht zu nutzen. Das könnten sie viel einfacher haben, indem sie die 
Noten als Unterlage zur heimlichen Herstellung von eigenen Druckplatten nutzten 
und dann die Geldscheine in der Sowjetunion selbst produzierten. Dessen einge­
denk sei das Beharren der Sowjetunion auf Leipzig als der Beweis dafür anzusehen, 
daß es ihr lediglich um die Sicherheit ginge, ihre Besatzungskosten finanzieren zu 
können, auch wenn es unter den Alliierten einmal zu keiner Einigung über die 
Notenausgabe kommen sollte - wie das in Österreich zeitweilig der Fall gewesen 
sei. Angesichts dieser Tatsachen sei die amerikanische ablehnende Haltung schwer 
zu verstehen und könne eigentlich nur aus politischen Überlegungen heraus erklärt 
werden80. An anderer Stelle äußerten die Briten die Vermutung, für die von ihnen 
als geradezu halsstarrig empfundene amerikanische Einstellung spiele Ressentiment 
wegen der unkontrollierten Ausgabe von Alliierter Militärmark durch die Russen 

77 E. Gundlach, Währungsreform und wirtschaftliche Entwicklung: Westdeutschland 1948 (= Institut 
für Weltwirtschaft, Arbeitspapier Nr. 286), Kiel 1987, S. 14. 

78 PRO, FO 371/55418, CCG to C.O.G.A., 12.10.46. 
79 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/12-246, D.R. Heath to Secretary of State, 2. 10(?). 46. 
80 PRO, FO 371/65004,Chambers to Deputy Military Governor, 30.1.47. 
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eine Rolle. Diese Unterstellung wurde jedoch vom State Department sogleich 
zurückgewiesen81. Allerdings hatte der Komplex ,Alliierte Militärmark' nach Auf­
fassung von General Hilldring, Abteilungsleiter im amerikanischen War Depart­
ment, doch seine Bedeutung insofern, als der Eindruck, obwohl irrtümlich, in der 
Öffentlichkeit weitverbreitet sei, die großzügige sowjetische Verwendung von Mili­
tärmark sei verantwortlich für die Akkumulation hoher Markbestände ohne Dollar­
deckung in den Kassen der amerikanischen Militärregierung. Es sei daher politisch 
unklug, dem russischen Drängen auf Leipzig als Druckort nachzugeben82. Genau 
dazu waren jedoch Briten und Franzosen bereit. In dieser Sache also isoliert, schien 
auch Clay eine Zeitlang zu erwägen, im Interesse der Konsensfindung den russi­
schen Vorschlag zu akzeptieren, was das State Department ebenfalls unterstützt 
hätte. Der Widerstand dagegen kam vom amerikanischen Schatzamt, das sich mit 
seiner Meinung schließlich durchsetzte83. 

Im Frühjahr 1947 wurde in zwei Ausarbeitungen der amerikanischen Militärre­
gierung die sowjetische Haltung analysiert84. Dabei kam man zu dem Ergebnis, daß 
die Sowjetunion sich in einer starken Verhandlungsposition befinde, da sie kaum ein 
Interesse an einer Währungsreform habe. Denn zum einen sei durch die Schließung 
der Banken in ihrer Zone schon eine gewisse Verminderung des Geldumlaufs einge­
treten, zum anderen spielten in der Wirtschaft der sowjetischen Besatzungszone 
nicht-monetäre Stimuli - Zwangsverpflichtungen zur Arbeit etwa oder starke Diffe­
renzierung der Lebensmittelrationen85 - eine größere Rolle als in den Westzonen. 
Außerdem kollidiere das sowjetische Ziel möglichster Ausbeutung ihrer Zone mit 
einer Währungsreform insofern, als diese zur Produktionsankurbelung und Lebens­
standardsteigerung in den westlichen Besatzungsgebieten führen und die Niedrig­
haltung der Versorgung der Bevölkerung in der sowjetischen Zone zugunsten der 
Lieferungen an die Sowjetunion politisch wesentlich schwieriger machen würde. 
Darüber hinaus sei die Sowjetunion auch aus ideologischen Gründen an einer Wäh­
rungsreform nicht interessiert, da die Wiederherstellung einer funktionsfähigen 
Geldwirtschaft die Neu-Etablierung eines kapitalistischen Systems ermögliche. Aus 
alldem sei zu folgern, daß ein Nachgeben beim Ort der Banknotenherstellung nichts 
bringe, denn dann sehe man sich sechs oder acht Monate später mit einer Situation 
konfrontiert, in der man zwar über neue Geldzeichen verfüge, jedoch eine Überein­
kunft hinsichtlich ihrer Ausgabe nicht erzielen könne. 

Mit anderen Worten, im Frühjahr 1947 setzte sich in amerikanischen Kreisen all­
mählich die Überzeugung durch, daß den sowjetischen Forderungen nicht jeweils 
spezifische Motive zugrunde lagen, wie von den Briten angenommen, nach deren 

81 PRO, FO 371/65 005, From Moscow (UK Delegation to Council of Foreign Ministers) to Berlin, 
19.4.47. 

82 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/7-2147, Memo of Conversation: Printing of new German currency 
issue, 21.7. 47. 

83 Ebenda, 1-2147, Printing of a Mark Currency in Germany, 21. 1. 47. 
84 Wie Anm. 76 sowie IfZ-Archiv, MF 260, POLAD/460/2, D. R. Heath to Murphy, 15.5.47. 
85 W. Zank, Wirtschaft und Arbeit in Ostdeutschland 1945-1949, München 1987, S. 104 ff. 
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Berücksichtigung der Weg zu einer Währungsreform frei werde, sondern daß das 
sowjetische Verhalten von prinzipieller Verzögerungstaktik geprägt sei und dem­
nach das Eingehen auf eine Forderung lediglich das Nachschieben der nächsten 
bewirke. Parallel zu dieser Erkenntnis wuchs die Entschlossenheit der Amerikaner, 
zusammen mit den Engländern eine neue Währung zu drucken, um, bei Nichteini-
gung über die Grundzüge einer vierzonalen Währungsform, eine solche beschränkt 
auf die Bi- oder Trizone durchführen zu können86. Die Entscheidung zum Druck 
von Banknoten - ohne britische Beteiligung - fiel schließlich ziemlich überraschend 
Mitte Oktober 1947, als die American Bank Note Company mitteilte, sie könne 
einen entsprechenden Auftrag bis Ende Dezember des Jahres ausführen, wenn er 
sofort erteilt würde, andernfalls sie mit anderen Aufträgen beginnen würde und für 
längere Zeit keine Kapazitäten mehr für die Herstellung einer deutschen "Währung 
frei hätte. Auf Drängen von General Clay und General Draper, Staatssekretär im 
War Department, die sich durch das überraschende Angebot der American Bank 
Note Company des Problems der Unterbringung eines eventuellen Auftrags für eine 
deutsche Währung in der vielbeschäftigten Druckbranche entledigt sahen, gab das 
State Department daraufhin zähneknirschend seine Zustimmung dazu87. 

Am Ziel der amerikanischen Politik, nämlich eine Währungsreform für ganz 
Deutschland zu erreichen, änderte sich aber zunächst nichts. Vielmehr sollte die 
Tatsache, daß die USA Banknoten für eine notfalls auf die Westzonen begrenzte 
Währungsreform in der Hinterhand hielten, die Sowjets dazu zwingen, ihre ver­
meintliche Verzögerungstaktik aufzugeben und endlich Farbe zu bekennen. Außer­
dem war man auf diese Weise für den damals nicht als ganz unwahrscheinlich gel­
tenden Fall einer plötzlich unternommenen, separaten Währungsreform in der 
sowjetischen Zone gerüstet88. Obwohl also die Planungen für eine westalliierte 
Währungsreform vorangetrieben wurden, war man weiter ernsthaft an einer einver­
nehmlichen vierzonalen Reform interessiert89. Anläßlich der amerikanisch-britischen 
Absprache Ende 1947, trotz des Scheiterns der kurz zuvor beendeten Londoner 
Außenministerkonferenz noch einen letzten Versuch zu starten, im Kontrollrat zu 
einer Einigung über eine Währungsreform zu kommen, betonte denn der amerika­
nische Außenminister Marshall auch: „Wir sollten ganz deutlich werden lassen, daß 
wir die russische Zustimmung wirklich wollen, und nicht nur, in Erwartung ihrer 
Zurückweisung, eine Geste machen."90 

Der Vorschlag, den Clay gemäß der erwähnten Absprache am 20. Januar 1948 im 
Kontrollrat einbrachte, reduzierte die geplante Währungsreform, um erneuten lang­
wierigen Verhandlungen vorzubeugen, auf das für einen erfolgreichen Geldschnitt 
absolut notwendige Minimum: Umtausch des alten in neues Geld im Verhältnis 

86 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/5-1447, Marshall to Baruch, 23.5.47. 
87 Ebenda, 10-1447, Saltzman to Lovett, 14. 10. 47. 
88 FRUS 1947 II, Britisch Memo of Conversation, undated (Dec. 47), S. 819. 
89 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/10-947, Draft Cable to CINCEUR, 1.10. 47. 
90 FRUS 1947 II, British Memo of Conversation, undated (Dec. 47), S. 824 (Übers. d. Verf.). 
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1 0 : 1 ; Nichtigerklärung der Reichsschuld; Übereinkunft, daß zusätzliches Geld nur 

nach Anordnung durch den Kontrollrat ausgegeben werden dürfe. Allerdings sollte 

diese Währungsreform nicht ausschließen, daß auf der Ebene einzelner Zonen eine 

Steuerreform, ein Lastenausgleich usw. durchgeführt würden91. In den Kontrollrats­

verhandlungen über den amerikanischen Vorschlag erwies sich die Sowjetunion 

dann „überraschend kompromißbereit"92. Nicht nur ließ sie sang- und klanglos ihre 

Forderung nach Leipzig als zweitem Druckort für die neue Währung fallen93, son­

dern bald darauf auch ihr zunächst geäußertes Verlangen nach Einrichtung einer 

deutschen zentralen Finanzverwaltung sowie einer Zentralbank als Voraussetzungen 

für eine Währungsreform, nachdem sich herausgestellt hatte, daß dies von den 

Westalliierten keinesfalls akzeptiert werden würde94. Da der Sowjetunion mit ziem­

licher Sicherheit bekannt war, daß die Amerikaner zu diesem Zeitpunkt über einen 

Bestand an neuen deutschen Geldzeichen verfügten - Sokolovsky äußerte diese 

Überzeugung in einer Kontrollratssitzung95, und außerdem gab es Anfang Dezem­

ber 1947 sogar eine AFN-Meldung dieses Inhalts96 - , scheint die plötzliche Kom­

promißbereitschaft der Sowjets indirekt die Richtigkeit der amerikanischen Analyse 

der sowjetischen Haltung vom Frühjahr zuvor zu beweisen. Demnach lag der 

sowjetischen Intransigenz bezüglich des Druckorts tatsächlich kein spezifisches 

Motiv zugrunde. Sie konnte daher auch aufgegeben werden, als die Entschlossen­

heit und, infolge des Besitzes der notwendigen Banknoten, die Fähigkeit der Westal­

liierten zur Durchführung einer separaten Währungsreform, falls keine Einigung 

aller vier Besatzungsmächte zustande käme, klar auf der Hand lagen. Das Kalkül 

der Amerikaner, durch das einseitige Drucken von Banknoten die Sowjets zur 

Offenlegung ihrer wahren Absichten zu zwingen, ging also auf, und es zeigte sich, 

daß die Sowjetunion, wenn sie schon eine Währungsreform nicht ganz verhindern 

konnte, eine vierzonale Reform separaten Reformen in West und Ost vorzog. 

Gewissermaßen in letzter Minute wurde nun allerdings den Amerikanern klar, 

daß sie die Prioritäten inzwischen anders gesetzt hatten. Ein im State Department 

erarbeitetes Memorandum mit dem Datum des 10. März 1948 führte aus, daß eine 

vierzonale Währungsreform nicht nur die Westzonen eines sehr wichtigen Instru­

ments effektiver Wirtschaftsverwaltung berauben und der Sowjetunion es ermögli­

chen würde, den wirtschaftlichen Wiederaufbau Westdeutschlands zu behindern, 

sondern auch die Verwirklichung einiger der auf Dreimächtebasis ausgearbeiteten, 

die Weststaatsgründung betreffenden Arrangements in Gefahr brächte. Weiter hieß 

91 IfZ-Archiv, MF 260, AGTS/1/8, Clay to Department of the Army, 15.1.48. 
92 Ebenda, Clay to Department of the Army, 7. 3. 48. 
93 NA, RG 59, 1945-49, 740.00 119 Control Germany)/2-148, Murphy to Secretary of State, 1.C2. 

48. 
94 The Papers of General Lucius D. Clay. Germany 1945-1949, hrsg. v. J. E. Smith, Bloomington u. a. 

1974, Bd. 2, S. 561: Clay to Draper, 12.2.48. 
95 Wie Anm. 93. 
96 NA, RG 260, Office of the Finance Adviser, OMGUS, Records relating to Export-Import and Cus-

toms Policies, Box No. 119, Memo to all Branch Chiefs, Finance Division, 8.12.47. 
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es: „Der Fortschritt der Verhandlungen in Berlin macht eine sofortige Bestandsauf­

nahme nötig, um festzustellen, ob eine vierzonale Währungsreform noch in unserem 

Interesse ist angesichts der Veränderungen der europäischen Lage seit unserer Ent­

scheidung, eine solche Reform vorzuschlagen. Man muß sehen, daß die Durch­

führung einer Währungsreform auf bizonaler oder Dreimächte- anstatt auf Vier­

mächtebasis einen definitiven Schritt hin zur Anerkennung der Ost-West-Spaltung 

Deutschlands darstellt, aber gleichzeitig auch einen wichtigen Zug in Richtung auf 

die dringend nötige wirtschaftliche Stabilisierung Westdeutschlands. (...) Es wird 

empfohlen, General Clay zu instruieren, daß die Politik dieser Regierung nicht län­

ger darin besteht, eine Viermächteübereinkunft zur Währungs- und Finanzreform in 

Deutschland zu erreichen, und daß deshalb sein Ziel zu sein habe, sich aus den 

Viermächteverhandlungen zurückzuziehen, und zwar nicht später als am Ende der 

60-Tage-Frist, die sich der Kontrollrat für die Diskussionen der vierzonalen Wäh­

rungsreform gesetzt hat."97 

Tatsächlich wurde einen Tag darauf, am 11. März 1948, diese Empfehlung in die 

Tat umgesetzt und Clay entsprechend informiert. Sowohl Clay als auch Draper 

schienen ob dieser Wendung erleichtert zu sein, und Clay meinte, er hätte seit eini­

ger Zeit schon das Gefühl gehabt, daß eine Viermächteübereinkunft nicht erzielt 

werden könne und solle98. In dieser Perspektive stellte dann der Auszug der Sowjets 

aus dem Kontrollrat am 20. März, den sie mit der Weigerung der Westalliierten, sie 

über die Entscheidungen der Londoner Konferenz vom Frühjahr 1948 zu informie­

ren, begründeten99, für die Westmächte eine willkommene Möglichkeit zur Wah­

rung ihres Gesichts dar. Denn nun konnte man darauf hinweisen, daß die Sowjets 

durch ihr Verlassen des Kontrollrats jede Möglichkeit zur Vereinbarung einer vier­

zonalen Währungsreform blockiert hätten und u. a. deshalb für die mit der Reform 

in den Westzonen einhergehende Vertiefung der Spaltung Deutschlands verantwort­

lich seien100. Dagegen wäre aufgrund der beschriebenen Entscheidung innerhalb der 

amerikanischen Regierung eine vierzonale Währungsreform wahrscheinlich auch 

dann gescheitert, wenn die Sowjets im Kontrollrat verblieben wären. Dafür spricht, 

daß Clay schon am 13. März 1948, noch vor dem sowjetischen Auszug aus dem 

Kontrollrat, den Abbruch der Viermächteverhandlungen über die Währungsreform 

für den 10. April, d.h. das Ende der erwähnten 60-Tage-Frist, prognostizierte101. 

Denn der amerikanische Entschluß, sich nicht mehr auf eine Währungsreform für 

ganz Deutschland einzulassen, war wohl unumstößlich, zumal da er der geänderten 

Situation voll Rechnung trug. Durch ihn wurde nämlich die Nebenlinie ,Währungs-

97 FRUS 1948 II, Memo by F. G. Wisner to Under Secretary of State (Lovett), 10.3.48, S. 879 f. (Übers. 
d. Verf.). 

98 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/3-2348, Office Memo: US Policy regarding Financial Reform, Ger­
many, 23.3. 48. 

99 Documents on Germany 1944-1985, S. 142. 
100 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/6-1148, Division of Central European Affairs, Currency Reform, 

11.6.48. 
101 Clay-Papers, Bd. 2, S. 578: Clay to Draper, 13.3.48. 
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reform' der amerikanischen Politik, deren Begründungszusammenhang, aus älteren 

Wurzeln stammend, sich in den Köpfen der maßgeblichen Politiker gleichsam ver­

selbständigt hatte, wieder in Übereinstimmung gebracht mit dem Hauptstrang, der 

von beginnendem Kalten Krieg, Marshallplan und Festlegung auf die Gründung 

eines Weststaates in Deutschland geprägt war102. 

Der Weg zur Währungsreform in den Westzonen 

Damit war Mitte März 1948 der Weg zu einer auf Westdeutschland beschränkten 

Währungsreform frei. Zu diesem Zeitpunkt wurden die Militärgouverneure Clay 

und Robertson schon von westdeutschen Politikern bedrängt, die Verhandlungen 

mit den Russen über eine vierzonale Reform abzubrechen, da, wie Schlange-Schö­

ningen sich ausdrückte, die andere Seite nur verhandele, um Zeit zu gewinnen. 

Erhard wurde zudem von der Sorge umgetrieben, daß im Falle einer Währungsre­

form in ganz Deutschland auch in den Westzonen marktwirtschaftliche zugunsten 

kollektivistischer Ordnungsprinzipien zurückgedrängt werden könnten103. 

Im März 1948 waren andererseits bereits, neben der Herstellung der neuen Geld­

zeichen, eine ganze Reihe weiterer Voraussetzungen für die Währungsreform 

geschaffen worden. Die Bank deutscher Länder hatte ihre Tätigkeit für alle drei 

Westzonen aufgenommen und stand bereit, die Rolle der Emissionsbank zu über­

nehmen104. Die Joint Export Import Agency (JEIA) war offenbar veranlaßt worden, 

entsprechend ihren nicht-verausgabten Devisenbeständen mehr Rohstoffimporte zu 

kontrahieren105. Das Bipartite Board hatte eine neue Preispolitik beschlossen und 

damit den Preisstopp von 1936 auch formal außer Kraft gesetzt106. Die Preise für 

gewerbliche Produkte sollten, wo nötig, so erhöht werden, daß sie die Produktions­

kosten deckten. Damit war nicht nur eine alte, von den Briten immer wieder als 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Währungsreform genannte Forderung erfüllt 

worden107, da, wie eine offizielle Begründung lautete, die notwendigen Preisanpas­

sungen leichter vorgenommen werden können, solange Geld im Überfluß vorhan­

den ist. Vielmehr wurde durch die Flexibilisierung der Preise in der Bizone ein wei­

teres materielles Hindernis für eine Währungsreform in ganz Deutschland geschaf-

102 Vgl. auch Wandel, Die Entstehung der Bank deutscher Länder, S. 137. 
103 Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945-1949, hrsg. v. Bundesarchiv und 

dem IfZ, Bd. 4, München 1983, S. 392 f.: Besprechung der Militärgouverneure mit bizonalen Ver­
tretern, 15.3.48. 

104 Zur Vorgeschichte der Bank deutscher Länder (BdL), insbesondere zu den alliierten Diskussionen 
um eine deutsche Zentralbank vgl. T. Horstmann, Alliierte Bankenpolitik nach dem Zweiten 'Welt­
krieg in Westdeutschland, Diss. Bochum 1986. 

105 NA, RG 260, Office of the Finance Adviser, OMGUS, Records relating to Export-Import and 
Customs Policies, Box No. 119, Memo from Bennett to Clay, Preparation to Monetary Reform on 
the Goods Side, 18.12.47. 

106 NA, RG 59, 1945-49, 862.51/1-148, The New Price and Wage Policy in the Bizonal Area of 
Germany, 13.5.48. 

107 Turner, Great Britain and the Post-War German Currency Reform, S. 691,703. 
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fen, weil die sowjetische Besatzungszone an der rigiden Preisstabilisierungspolitik 
festhielt und dadurch Kaufkraftunterschiede zwischen West und Ost absehbar 
waren, die eine frei zirkulierende, einheitliche Währung erschweren würden. Wei­
terhin wurde der Umrechnungskurs der Reichsmark mit 30 Dollarcents festgesetzt, 
der, für die D-Mark zunächst beibehalten, nach der Währungsreform seine volle 
Wirkung in Richtung einer Angleichung der inländischen an die Weltmarktpreise 
entfaltete108. Und last, but not least, schienen auch die Gespräche mit den Franzosen 
über eine trizonale Währungsreform zufriedenstellend zu verlaufen. Nachdem noch 
im Februar 1948 in einem amerikanischen Memorandum gemahnt worden war, es 
sei unabdingbar, daß die Franzosen im Falle einer Währungsreform für alle Westzo­
nen ohne vorherige Fusion dieser Zonen ihr Recht zu separaten Aktionen aufgä­
ben109, war bis Anfang April insofern ein Wechsel der Perspektive eingetreten, als 
eine gemeinsame Währungsreform nun primär als ein gewisser Ersatz für die noch 
nicht zu verwirklichende Fusion angesehen wurde110. Ende April waren die Ver­
handlungen um eine Währungsreform unter den drei westlichen Besatzungsmächten 
schließlich so weit gediehen, daß den im Konklave von Rothwesten bei Kassel zur 
Ausarbeitung der technischen Einzelheiten der Reform von den Alliierten versam­
melten deutschen Sachverständigen folgende, nicht mehr veränderbaren Grundzüge 
des Währungsplanes mitgeteilt werden konnten: 
- Streichung von 70% der Altguthaben; Blockierung von 20%, über die deutsche 

Stellen durch Gesetz entscheiden sollten; Umwandlung von 10% in neues Geld; 
- Annullierung der Reichsschuld; Ausstattung der Finanzinstitute mit neuen 

Schuldverschreibungen der Länder; 
- Übertragung der Zuständigkeit für Gesetze über den Lastenausgleich einschließ­

lich der Kapitalabgabe und die Besteuerung in deutsche Hände111. 
Damit war der CDG-Plan im wesentlichen nach wie vor maßgebend für das 

Währungsreformprojekt, nachdem zwischenzeitlich aus Washington recht kritische 
Töne hierzu gekommen waren, die jedoch von Clay offenbar mit Erfolg zurückge­
wiesen wurden112. Eine wichtige Änderung war allerdings die zeitliche Trennung der 
nun von den Deutschen in eigener Verantwortung zu erlassenden Lastenausgleichs­
gesetzgebung von der weiterhin in alliierter Regie durchzuführenden eigentlichen 
Währungsreform. Ein zur Beschleunigung der Kontrollratsverhandlungen gebore­
nes Aushilfsmittel des letzten Clayschen Vorschlags zur Vierzonenreform wurde so 
zum Prinzip einer auf Westdeutschland beschränkten Währungsreform, wodurch 
den ursprünglichen Washingtoner Bedenken gegen ein zu tiefes Eingreifen der Mili­
tärregierung in die deutsche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nun doch noch 

108 Wie Anm. 106. 
109 NA, RG 59, 1945-49, 862.515/2-448, Considerations on Financial Reform with the French Zone 

Failing Trizonal Merger, 4.2.48. 
110 FRUS 1948 II, Murphy to Secretary of State, 2.4.48, S. 162. 
111 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Konklave von Rothwesten, Protokoll der Sitzung am 30.4. 

48. 
112 Clay-Papers, Bd.2, S. 589 ff.: Clay to Royall, March 48. 
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Rechnung getragen wurde. Von Seiten der deutschen Sachverständigen erhob sich 

hiergegen nur gemäßigter Protest, der sich auf die Forderung nach Verankerung 

einer Vorzugsrente für Bedürftige in den Militärregierungsgesetzen beschränkte113. 

Möglicherweise hat hierbei die Erkenntnis eine Rolle gespielt, daß die Lastenaus­

gleichskonstruktion des Homburger Plans ihrem Zweck nur höchst unvollkommen 

gerecht wurde114. Der Homburger Plan, oder wie seine offizielle Bezeichnung lau­

tete, der Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens, war das von der 

Sonderstelle Geld und Kredit im Auftrag des Wirtschaftsrates erstellte und im April 

1948 vorgelegte deutsche Währungsreformprojekt115. Es unterschied sich in wichti­

gen Punkten von den alliierten Planungen. So wurde darin vorgeschlagen, abgese­

hen von der Kopfquote in Höhe von 50 Mark, Altgeldguthaben zu 20% in Neugeld 

umzuwandeln - von dem zunächst jedoch nur ein Viertel frei verfügbar sein sollte 

- , für die restlichen 80% aber Reichsmark-Liquidationsanteile auszugeben. Durch 

solche Liquidationsanteile sollten auch Reichsschuldtitel, die sich in privatem Besitz 

befanden, abgegolten werden. Die Reichsschuld wurde also nicht annulliert, son­

dern in neue Ansprüche umgewandelt, deren Tilgung jedoch im Ungewissen blieb. 

Mittel- und längerfristige private Schuldverpflichtungen sollten dagegen, ebenfalls 

im Unterschied zum CDG-Plan, prinzipiell im Verhältnis 1:1 umgestellt werden. 

Der Lastenausgleich sollte in der Weise ausgestaltet werden, daß Ausschüttungen 

einer Ausgleichskasse auf die Liquidationsanteile vorgenommen würden, wobei sich 

die Kasse selbst aus besonderen Abgaben zu finanzieren hätte. Da jedoch bestimmt 

wurde, daß diese Abgaben zu einem Teil durch Hingabe von Liquidationsanteilen 

bezahlt werden konnten, dieser Teil aber, wie Berechnungen zeigten, der weitaus 

größte sein würde, war es sehr zweifelhaft, ob die Ausgleichskasse je über nennens­

werte Neugeldmittel würde verfügen, geschweige denn eine Umverteilung der Sach­

werte würde vornehmen können. Die grundlegende, erst nachträglich erkannte 

Crux des im Homburger Plan beschriebenen Lastenausgleichs bestand also in dessen 

enger Verknüpfung mit der Deflationierung der Geldvermögen116, wohingegen 

sowohl der CDG-Plan als auch das westalliierte Währungsreformprojekt, wie es im 

Frühjahr 1948 stand, beides strikt trennten. So kam es denn, daß die deutschen 

Sachverständigen im Konklave von Rothwesten, obwohl vom Währungsausschuß 

des Wirtschaftsrates auf die möglichst weitgehende Durchsetzung des Homburger 

Plans verpflichtet117, im Grunde keine ausgearbeitete, praktikable Alternative zum 

113 W.Krieger, General Lucius D.Clay und die amerikanische Deutschlandpolitik 1945-1949, Stutt­
gart 1987, S. 379 f.; IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Erklärung der deutschen Sachverständi­
gen zu ihrer Mitwirkung an der Geldreform, 8.6.48. 

114 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: E.Wolf, Zum Problem der Vermögensabgabe und des 
Lastenausgleichs, 25.3.48. 

115 Abgedruckt in Möller, Vorgeschichte, S. 477 ff. 
116 Wie Anm. 114. 
117 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Vermerk über die Besprechungen vom 8.-15.4.48 betr. Beru­

fung einer deutschen Kommission zur Beratung der Militärregierungen bezüglich der Währungs­
reform. 
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alliierten Vorhaben der Absonderung des Lastenausgleichs von dem Geldschnitt 
anbieten konnten. 

In der Frage der Umstellung der privaten Schuldverhältnisse gab es offenbar 
lange Diskussionen unter den Konklavemitgliedern118, bevor man sich auf ein den 
Vertretern der Militärregierungen zu übergebendes Memorandum einigte, in dem 
man an einer Umwandlung 1:1 festhielt. Ein Gesichtspunkt, der die Sachverständi­
gen bewog, diese Regelung des Homburger Plans weiterhin zu vertreten, war dabei 
die Überlegung, daß der Schuldner im Normalfall Sachwertbesitzer sei und eine 
generelle Reduzierung der Schulden die ohnehin schwer erträgliche Besserstellung 
der Sachwert- gegenüber den Geldvermögensbesitzern noch krasser werden ließe119. 
Mindestens ein Mitglied der deutschen Sachverständigenrunde zeigte sich allerdings 
von dem Argument Tenenbaums, des Kontaktmannes zur amerikanischen Militärre­
gierung, beeindruckt, angesichts der Zusammenstreichung der Spareinlagen, die den 
größten Teil der freiwilligen privaten Geldkapitalbildung darstellten, könne man 
sonstige Geldforderungen nicht zum Nennbetrag umstellen120. 

Als Hauptpunkt, in dem die Deutschen Widerspruch gegen die alliierten Planun­
gen einlegten, kristallisierte sich jedoch immer stärker die Frage des Umwandlungs­
verhältnisses der Altgeldguthaben heraus. Anstelle 25 Mark Kopfquote mit späterer 
Anrechnung auf den freizugebenden Betrag der Guthaben sowie einem anfängli­
chen Freigabesatz von 10% wünschten die Mitglieder sowohl des Konklaves als 
auch des Währungsausschusses des Wirtschaftsrates einmütig 50 Mark Kopfbetrag 
ohne Anrechnung, eine Freiquote von zunächst nur 5%, sowie 15% Festquote, die 
als Sicherheit für Bankkredite verwendbar sein sollte121. Zusätzliches Gewicht erhielt 
diese Forderung dadurch, daß sich ihr auch die Ministerpräsidenten der Länder der 
drei Westzonen anschlossen122. Als Gründe wurden angegeben, daß der größere 
Kopfbetrag aus sozialen Rücksichten erwünscht sei, da er am einfachsten eine rela­
tive Besserstellung der kleinen Geldvermögensbesitzer sowie großer Familien 
gewährleiste. Zu der niedrigen Freiquote führte man, in Anlehnung an den weiter 
oben beschriebenen Gedankengang der Sonderstelle Geld und Kredit, an, die Auf­
lösung überhöhter Lagerbestände werde eher gelingen bei knapperer Geldversor­
gung. Da jedoch der tatsächliche Geldbedarf der Wirtschaft nicht im voraus abge­
schätzt werden könne, sei es besser, mit einer niedrigen Freiquote zu beginnen, die 
notfalls heraufgesetzt werden könne, wogegen eine Herabsetzung einer anfangs zu 
hoch gewählten Quote praktisch ausgeschlossen sei123. 

118 Ebenda: Niederschrift der Besprechung im Konklave über die privaten Schuldverhältnisse mit 
Mr. Tenenbaum und M. Lefort am 9. 5. 48. 

119 Ebenda: Memo zur Frage der Regelung privater Schuldverhältnisse. 
120 Ebenda: V. Wrede betr. eigene Haltung in der Frage der Behandlung privater Schuldverhältnisse, 

12.5.48. 
121 Ebenda: Konklave von Rothwesten, Protokoll der Sitzung am 11. 5. 48. 
122 Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 4, Konferenz der Ministerpräsiden­

ten der amerikanischen, britischen und französischen Besatzungszonen, 28.5. 48, S. 532. 
123 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Gründe für eine Freiquote von nur 5% statt 10%, 29.4. 48. 
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Diesen Argumenten mochten sich die Finanzberater der Militärregierungen teil­
weise nicht verschließen. Bei einem Treffen Mitte Mai erzielten sie, bei grundsätzli­
cher Unterstützung des deutschen Vorschlags durch den britischen Vertreter, tenta-
tive Übereinstimmung dahingehend, daß 50 Mark als auf die spätere Freiquote 
anrechenbarer Kopfbetrag umgetauscht, 10% der Altgeldguthaben freigegeben und 
10% blockiert werden sollten. Auf die Forderung, die Freiquote als mögliche Kredit­
unterlage anzuerkennen, ließ man sich dagegen gar nicht ein124. Wie Tenenbaum 
schon im Konklave erklärt hatte, müsse man in der Kreditpolitik voraussichtlich hart 
sein und darüberhinaus falle diese in die Zuständigkeit der Bank deutscher Län­
der125. Offenbar wollte man deren diesbezügliche Entscheidungsfreiheit nicht von 
vornherein so stark einengen, wie es durch den deutschen Vorschlag vermutlich 
geschehen wäre. Bald nach dieser Sitzung der Finanzberater wurde, wohl auf fran­
zösischen Wunsch hin, der Kopfbetrag noch einmal revidiert und auf 60 Mark fest­
gesetzt126. Jedoch auch damit war die Frage des Umtauschverhältnisses noch nicht 
ausgestanden, weil die verfügbaren Banknoten nun offenbar nicht mehr ausreichten 
zur Bedienung sowohl des stark erhöhten Kopfbetrags als auch der 10%igen Frei­
quote127. Gewissermaßen in letzter Minute einigte man sich unter den Alliierten 
schließlich auf einen Kopfbetrag von 60 Mark, von dem allerdings zunächst nur 
eine erste Rate von 40 Mark ausbezahlt werden sollte, und auf eine Freiquote von 
5% mit der Zusicherung einer Aufstockung innerhalb von drei Monaten128. Damit 
hatte man sich dem deutschen Vorschlag doch ziemlich stark angenähert. 

Weniger als einen Monat vor dem geplanten Datum der westdeutschen Wäh­
rungsreform brachten französische Ansinnen die Gemeinsamkeit des Vorgehens der 
Westalliierten gleich zweimal in Gefahr. Ende Mai nämlich stellte Frankreich erneut 
die Forderung, daß Reichsmark im Besitz ehemaliger französischer Kriegsgefange­
ner und Zwangsarbeiter ebenso wie Reichsmark im Besitz von westdeutschen Inlän­
dern zu behandeln, also in D-Mark umzustellen seien129. Jedes andere Vorgehen 
würde auf Unverständnis bei der französischen öffentlichen Meinung stoßen130. 
Obwohl die Franzosen dies mit der Drohung verknüpften, andernfalls nicht an der 
trizonalen Währungsreform teilnehmen zu wollen, blieben die Amerikaner hart. Sie 
wiesen darauf hin, daß ähnliche Wünsche auch von anderen Regierungen geäußert 
worden seien. In solchen Fällen sei die amerikanische Stellungnahme immer gewe­
sen, daß Reichsmarkbestände in fremden Ländern eine von vielen ausländischen 
Forderungen gegen Deutschland darstellten, über deren Befriedigung zu gegebener 
Zeit insgesamt verhandelt werden müsse. Es gebe keinerlei Grund, von dieser Posi-

124 IfZ-Archiv, MF 260, AGTS/1/8, Bennett signed Hays to Clay, 20.5.48. 
125 Wie Anm. 121. 
126 IfZ-Archiv, MF 260, AGTS/1/8, Clay to Department of the Army, Anfang Juni 48. 
127 Clay-Papers, Bd. 2, Teleconference between Draper and Clay, 16.6.48, S. 682. 
128 Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 4, Besprechung des britischen Mili­

tärgouverneurs mit bizonalen Vertretern, 16.6.48, S. 630. 
129 IfZ-Archiv, MF 260, AGTS/1/8, Clay to Department of the Army, 30.5.48. 
130 NA,RG 59, 1945-49, 862.515/6-448, French Embassy to Secretary of State, 4.6.48. 
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tion zugunsten Frankreichs abzuweichen131. Unter dem Eindruck der Unvefänder-
lichkeit der amerikanischen Meinung zu diesem Komplex ließen die Franzosen 
schließlich von ihrem Verlangen ab132. 

Schwieriger zu überwinden war der französische Vorbehalt von Mitte Juni gegen 
das Ausmaß der geplanten Steuerreform, die zusammen mit der Währungsneuord­
nung verkündet werden sollte. Insbesondere deutsche Vertreter wiesen darauf hin, 
daß die sehr hohen, vom Kontrollrat 1946 eingeführten Steuersätze133 vermindert 
werden müßten, um die notwendigen Anreize zu Mehrarbeit und Produktions­
steigerung nach der Währungsreform tatsächlich wirksam werden zu lassen. Dieser 
Ansicht stimmten im Prinzip auch der amerikanische und britische. Militärgouver­
neur zu134. Zwar rückten diese von ihrer Zusage, die Steuerreform deutschen 
gesetzgebenden Stellen übertragen zu wollen, wieder ab, da eine zentrale deutsche 
Legislative bis dahin nur in der Bizone existierte, die Steuerreform jedoch einheitlich 
in allen drei westlichen Zonen gelten sollte. Sie erklärten sich aber bereit, die deut­
schen Vorschläge als Militärregierungsverordnungen herauszubringen135. Der deut­
sche Steuerreformplan entpuppte sich dann als einigermaßen radikal. Die französi­
schen Vertreter lehnten insbesondere die Senkung der Einkommens- und Tabak­
steuer im vorgeschlagenen Ausmaß ab, da sie den Haushaltsausgleich in den 
Ländern ihrer Zone gefährdet sahen136 - natürlich unter der Voraussetzung einer 
vorgegebenen Höhe der Besatzungskosten, wie von amerikanischer Seite festgestellt 
wurde137. 

In dramatischen Verhandlungen kurz vor dem Stichtag der Währungsreform, in 
denen Briten und Amerikaner verschiedene Kompromißvorschläge unterbreiteten, 
stellten die Franzosen wiederholt das Ultimatum: entweder Akzeptierung ihrer 
Steuerreformvorschläge oder französische Nichtbeteiligung an der Währungsre­
form. Die Ursachen dieser kompromißlosen französischen Haltung lagen vermut­
lich tiefer. Die Annahme des auf der Londoner Sechsmächtekonferenz Anfang Juni 
beschlossenen Plans zur Konstituierung eines westdeutschen Staates stand in der 
französischen Nationalversammlung auf der Kippe. Und bevor dieser Plan nicht 
akzeptiert war, wollte die französische Regierung sich offenbar bezüglich einer 

131 Ebenda, 6-1148, Memo: Treatment of RM Holdings of French Nationais in German Currency 
Reform, 11.6.48. 

132 Ebenda, 6-448, Memo: Treatment of Mark Holdings of Former French POWs and Workers under 
Currency Reform, 16.7.48. 

133 Vgl. J. van Scherpenberg, Öffentliche Finanzwirtschaft in Westdeutschland 1944-1948, Frankfurt 
1984, S. 201 ff. 

134 Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 4, Besprechung der Militärgouver­
neure mit bizonalen Vertretern, 14. 4. 48, S. 456. 

135 Ebenda, Besprechung der Militärgouverneure mit Vertretern des Verwaltungsrats, 2,6. 48, 
S. 562/564. 

136 Archives de l'Occupation Francaise en Allemagne et en Autriche, Colmar, C. C. F. A. Cabinet Civil, 
ECO IV 10j, Reforme Monétaire (p. 144), CIGOGNE Baden à Controle Berlin, 11. 6. 48. 

137 NA, RG 59, 1945-49, 740.00 119 Control (Germany)/6-1748, Murphy to Secretary of State, 17.6. 
48. 
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trizonalen Währungsreform nicht endgültig festlegen138. Am 17. Juni schließlich 
stimmte das französische Parlament der Londoner Übereinkunft mit knapper Mehr­
heit zu139. Damit war der Weg zu einem Kompromiß in der Frage der Steuerreform 
frei, der noch am gleichen Tag erreicht wurde140. Zwar entsprach dieser Kompromiß 
bei weitem nicht den deutschen Vorstellungen und konnte allenfalls als „kleine 
Steuerreform" bezeichnet werden141, aber wenigstens fand nun die Währungsreform 
in Westdeutschland, zunächst unter Ausschluß Westberlins, am 20. Juni statt. Einige 
wenige Tage später wurde eine separate Währungsreform auch in der sowjetischen 
Zone durchgeführt, und die totale Berlin-Blockade begann142. 

III. Die gesetzlichen Regelungen im Umkreis der Währungsreform 

Vier grundlegende Gesetze, die von den Militärregierungen erlassen wurden, stellen 
zusammen das Werk der Währungsreform dar, das allerdings durch zahlreiche Ver­
ordnungen, ergänzende und korrigierende Gesetze noch ausgebaut worden ist. 
Zunächst traten am Sonntag, den 20. Juni 1948, das Emissionsgesetz143, das die 
Banknotenausgabe durch die Bank deutscher Länder regelte, und das Währungsge­
setz144 in Kraft. Letzteres bestimmte in § 1: „Mit Wirkung vom 21. Juni 1948 gilt die 
Deutsche-Mark-Währung." Weiter hieß es in § 2: „Sind in Gesetzen, Verordnun­
gen, Verwaltungsakten oder rechtsgeschäftlichen Erklärungen die Rechnungseinhei­
ten Reichsmark, Goldmark oder Rentenmark verwendet worden, so tritt, vorbehalt­
lich besonderer Vorschriften für bestimmte Fälle, an die Stelle dieser Rechnungs­
einheiten die Rechnungseinheit Deutsche Mark." Diese Generalklausel sah also 
„vorbehaltlich besonderer Vorschriften" ein Umstellungsverhältnis der Reichsmark 
in D-Mark von 1:1 vor. In den besonderen Vorschriften bestand jedoch dann der 
materielle Gehalt der Währungsreform, der einerseits im Umstellungsgesetz vom 
27.6. 1948145, andererseits im Festkontogesetz vom 4. 10. 1948146 konkretisiert wor­
den ist. 

In seinem Teil I regelte das Umstellungsgesetz die Umwandlung der Reichsmark­
guthaben bei Geldinstituten. Danach erloschen diese Guthaben, soweit sie Banken 
oder Gebietskörperschaften, von der Militärregierung aufgelösten Organisationen 
oder öffentlichen Unternehmen wie Bahn und Post gehörten. Andere Reichsmark-

138 Wie Anm. 127, S. 682 ff. 
139 R. Fritsch-Bournazel, Mourir pour Berlin ? Die Wandlungen der französischen Ost- und Deutsch­

landpolitik während der Blockade 1948/49, in: VfZ 35 (1987), S. 188. 
140 Clay-Papers, Bd. 2, S.686: Clay to Draper, 17.6. 48. 
141 Scherpenberg, Öffentliche Finanzwirtschaft, S. 360. 
142 Wandel, Die Entstehung der Bank deutscher Länder, S. 125. 
143 Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets (VWG) 1948, Beilage Nr. 5, S. 11 f. 
144 Ebenda, S. 1 ff. 
145 Ebenda, S. 13 ff. 
146 Ebenda, 1949, Beilage Nr. 1, S. 15 f. 
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guthaben wurden unter Anrechnung der Kopfbeträge (60 DM pro Person, ausbe­
zahlt in zwei Raten) und der Geschäftsbeträge für Gewerbebetriebe (60 DM pro 
Beschäftigtem) im Verhältnis 10:1 in D-Mark umgestellt. Hiervon wurde die eine 
Hälfte einem Freikonto gutgeschrieben, worüber der Inhaber nach Überprüfung 
durch das Finanzamt verfügen konnte. Die andere Hälfte wurde auf einem Fest­
konto zunächst blockiert. Darüber hinaus gab es noch die sogenannte Schatten­
quote, d.h. ein nach Maßgabe der Militärregierungen den Altgeldbesitzern zu 
gewährender Anspruch von zusätzlich 1 D-Mark für 10 Reichsmark. Aufgrund des 
Festkontogesetzes sind im Oktober dann 7/10 der auf Festkonto liegenden Gelder für 
verfallen erklärt, 2/10 freigegeben und 1/10 einem Anlagekonto (bis 1954) gutgeschrie­
ben worden. Damit wurde auch die Schattenquote hinfällig147. Im Ergebnis wurden 
größere Reichsmarkguthaben also im Verhältnis 100:6,5 in D-Mark umgewandelt. 
Lediglich für Altsparguthaben gab es 1953 noch eine Korrektur. 

Teil II des Umstellungsgesetzes betraf die Schuldverhältnisse. Nicht umgestellt 
wurden die Verbindlichkeiten des Reiches, der Reichsbahn und Reichspost, der 
NSDAP und verschiedener anderer Schuldner. Diese sind also, vermutlich auf fran­
zösischen Wunsch hin148, nicht erloschen, jedoch konnten sie von den Gläubigern 
vorläufig auch nicht mehr verwertet werden. Erst 1957 bestimmte das Allgemeine 
Kriegsfolgengesetz149 dann, daß Schuldverschreibungen und Schatzanweisungen 
des Reichs, Preußens, der Bahn und der Post zu 10% ihres Nennbetrags in Schuld-
buchforderungen umzuwandeln, mit 4% zu verzinsen und nach und nach zu tilgen 
seien. Allerdings galt dies nicht, soweit Banken, Versicherungen und Bausparkassen 
deren Inhaber waren, denn diese wurden durch die Zuteilung von neugeschaffenen 
Schuldtiteln der Öffentlichen Hand, sogenannten Ausgleichsforderungen, die zum 
Ausgleich der Passiva ihrer Bilanzen bestimmt waren, für ausreichend entschädigt 
angesehen. Reichsmarkverbindlichkeiten zwischen Geldinstituten sind erloschen, 
regelmäßig wiederkehrende Verbindlichkeiten wie Löhne und Gehälter, Mieten, 
Sozialversicherungsrenten und Beamtenpensionen dagegen sind im Verhältnis 1:1 
umgewandelt worden. Für alle anderen Verbindlichkeiten galt grundsätzlich ein 
Umstellungsverhältnis von 10:1. 

Wichtige, die Währungsreform ergänzende gesetzliche Regelungen waren: 
1. Das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufest­

setzung (DM-Bilanzgesetz) vom 21.8. 1949150 verpflichtete Unternehmen, für 
den 21.6. 1948 eine DM-Eröffnungsbilanz aufzustellen. Die für die Bilanzposten 
anzuwendenden Bewertungsgrundsätze sind im einzelnen unter Berücksichtigung 
der durch die Währungsreform eingetretenen Änderungen vorgeschrieben wor­
den. Für Gegenstände des beweglichen Anlage- und des Vorratsvermögens 
bestand die Freiheit der Neubewertung; stille Reserven und die Entwicklung der 

147 Möller, Währungsreform, S. 465. 
148 IfZ-Archiv, MF 260, 3/177-1/11, Koenig an Clay, 30.1.48. 
149 Bundesgesetzblatt (BGBl.) 1957 I, S. 1747 ff. 
150 Gesetzblatt der Verwaltung des VWG 1949, S.279ff. 
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Wiederbeschaffungspreise durften berücksichtigt werden. Forderungen gegen das 

Reich waren nur noch mit einem Erinnerungsposten anzusetzen. 

2. Das Rentenaufbesserungsgesetz vom 11.6. 1951151 erhöhte die 10:1 umgestellten 

Renten aus privaten Renten- und Pensionsversicherungen entsprechend einer im 

Gesetz festgelegten Staffel. In den Folgejahren kam es dann verschiedentlich 

noch zu weiteren Aufbesserungen. 

3. Das Auslandsschuldenabkommen vom 27.2. 1953152 regelte die deutschen Vor­

kriegsverbindlichkeiten gegenüber Ausländern. U. a. wurde darin festgelegt, daß 

normale, auf Reichsmark lautende Forderungen von ausländischen Gläubigern in 

demselben Verhältnis auf D-Mark umzustellen seien wie gleichartige Forderun­

gen von Inländern. 

4. Das Altsparergesetz vom 14.7. 1953153 gestand aus Mitteln des Lastenausgleichs­

fonds für Spareinlagen, Bausparguthaben, Pfandbriefe, Kommunal- und gewisse 

Industrieobligationen sowie für Zahlungen aus Lebensversicherungsverträgen 

eine Verbesserung des Umstellungsverhältnisses auf 10:2 zu, soweit die Berech­

tigten schon am 1.1. 1940 Inhaber der entsprechenden Forderungen waren. Die 

so entstandenen Ansprüche wurden verbrieft, mit 4% verzinst und waren je nach 

Mitteleingang beim Lastenausgleichsfonds allmählich zu tilgen. 

In der Präambel des Währungsgesetzes hatte es geheißen: „Den deutschen 

gesetzgebenden Stellen wird die Regelung des Lastenausgleichs als vordringliche, 

bis zum 31. Dezember 1948 zu lösende Aufgabe übertragen." Jedoch trat die erste 

diesbezügliche Regelung, das Soforthilfegesetz154, erst am 8. August 1949 in Kraft. 

Damit wurde den durch Vertreibung, Krieg und die Währungsreform Geschädig­

ten sowie den im Dritten Reich politisch Verfolgten, soweit sie bedürftig waren, 

ein Rechtsanspruch auf Unterstützungszahlungen eingeräumt. Finanziert wurden 

diese Leistungen aus einer allgemeinen Soforthilfeabgabe auf landwirtschaftliches, 

Grund- und Betriebsvermögen in Höhe von 3% jährlich, welche sich für Mietwohn­

grundstücke, Einfamilienhäuser natürlicher Personen und kleine landwirtschaftliche 

Vermögen auf 2% reduzierte. Dazu kam eine einmalige Soforthilfesonderabgabe 

von 4% auf das normale Vorratsvermögen gewerblicher Betriebe am 20. Juni 1948 

bzw. von 15%, wenn es sich um Horte, branchenfremde oder nichtgewerbliche Vor­

räte handelte. Schon im September 1948 war darüber hinaus das Hypothekensiche­

rungsgesetz155 erlassen worden, das Schuldnergewinne aus der Abwertung der 

Hypotheken erfaßte. Trotz der Umstellung der Hypotheken auf ein Zehntel, soweit 

es den Hypothekengläubiger betraf, hatte der Schuldner also weiterhin die vollen 

Zins- und Tilgungsleistungen zu erbringen, die zum größten Teil aber nun dem 

Lastenausgleich dienten. 

151 BGBl. 1951 I, S. 379 f. 
152 BGBl. 1953 II, S. 333 ff. 
153 BGBl. 1953 I, S. 495 ff. 
154 Gesetzblatt der Verwaltung des VWG 1949, S. 205 ff.; vgl. zum gesamten Komplex des Lastenaus­

gleichs Schillinger, Lastenausgleich. 
155 Gesetzblatt der Verwaltung des VWG 1948, S.87. 
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Drei Jahre nach dem Soforthilfegesetz, im August 1952, wurde dann das eigentli­
che Gesetz über den Lastenausgleich156 verabschiedet. Es sah Entschädigungszah­
lungen entsprechend der Höhe der Vermögensverluste vor, deren Quoten allerdings 
stark degressiv gestaffelt waren. Zur Aufbringung der dafür erforderlichen Mittel 
wurde neben der Hypothekengewinnabgabe eine Kreditgewinnabgabe eingeführt, 
zu der gewerbliche Betriebe in Höhe des Saldos aus durch die Währungsreform ver­
ursachten Schuldnergewinnen und Gläubigerverlusten herangezogen wurden. Viel 
wichtiger und ertragreicher war jedoch die allgemeine Vermögensabgabe. Ihr unter­
lagen alle am Tag der Währungsreform vorhandenen Vermögen mit einer Bela­
stungsquote von prinzipiell 50%. Dabei konnten die Soforthilfeabgaben angerechnet 
werden, Kriegs- und Vertreibungsschäden von mehr als 30% minderten die Abgabe­
schuld. Tatsächlich belief sich der Gesamtbetrag der bis zum Ende des Erhebungs­
zeitraums 1979 gezahlten Vermögensabgabe jedoch nur auf 42 Mrd. DM157 und 
blieb damit, vor allem aufgrund der relativ niedrigen im Gesetz vorgeschriebenen 
Wertansätze, weit unter 50% des 1948 vorhandenen Vermögens, dessen reprodu­
zierbarer Teil allein auf über 300 Mrd. DM geschätzt wurde158. 

Die Bewirtschaftungsreform 

Im Vereinigten Wirtschaftsgebiet wurde am 18. Juni 1948, also unmittelbar vor der 
Währungsreform, das Gesetz über Leitsätze für die Bewirtschaftung und Preispoli­
tik nach der Geldreform vom Wirtschaftsrat verabschiedet, in dessen Anlage es u. a. 
heißt: „Der Freigabe aus der Bewirtschaftung ist vor ihrer Beibehaltung der Vorzug 
zu geben"; sowie: „Der Freigabe der Preise ist vor der behördlichen Festsetzung der 
Vorzug zu geben."159 Damit wurde eine Preis- und Bewirtschaftungsreformpolitik 
eingeleitet, die damals vielfach als notwendiges Korrelat zum Geldschnitt angesehen 
worden ist, um dessen produktionssteigernde Wirkungen zur vollen Entfaltung 
kommen zu lassen160. Schon während einer Diskussion in der Sonderstelle Geld und 
Kredit im November 1947 war man sich mehrheitlich einig in der Wünschbarkeit 
der Befreiung der Wirtschaft von Preiskontrollen und Mengenrationierung nach der 
Währungsreform161. Und in seinem ersten Gutachten vom April 1948 schrieb der 
Wissenschaftliche Beirat bei der Verwaltung für Wirtschaft: „Die Währungsreform 
ist nur sinnvoll, wenn eine grundlegende Änderung der bisherigen Wirtschaftslen­
kung mit ihr verbunden wird. (...} Die Steuerung durch den Preis dient dazu, das 

156 BGBl. 1952 I, S. 446 ff. 
157 Schillinger, Lastenausgleich, S.289. 
158 F. Grünig, Versuch einer Volksvermögensrechnung der Deutschen Bundesrepublik ( = DIW, Son­

derhefte NF 41), Berlin 1958, S.41. 
159 Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates des VWG 1948, S. 59 f. 
160 Vgl. Gefahren des freien Marktes?, in: Deutsche Wirtschaft, 9.4. 48; Marktpreise nach der Geld­

reform, in: Wirtschafts-Zeitung, 21.5. 48; Marktfreiheit - Ziel der Wirtschaftsreform, von 
W. Röpke, in: Tagesspiegel, 10.6.48. 

161 IfZ-Archiv, Depositum Hans Möller: Sonderstelle Geld und Kredit, Protokoll der Sitzung am 
12.11.47. 
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Sozialprodukt zu steigern. Dies ist die wichtigste sozialpolitische Aufgabe des 

Augenblicks."162 

Wie schon früher wurden auch hier wieder die sozialen Aspekte einer Produk­

tionserhöhung hervorgehoben, dieses Mal verknüpft mit der Wiederherstellung der 

Marktwirtschaft. Allerdings war man sich im Beirat nicht einig über das Ausmaß 

der zunächst anzustrebenden Auflösung von Bewirtschaftung und Preiskontrollen. 

Während die Mehrheit sich für eine weitestgehende Befreiung der Märkte aus­

sprach, plädierte eine Minderheit für selektivere Maßnahmen. Von den großen Par­

teien stimmte die C D U im Wirtschaftsrat für das Leitsätzegesetz, die SPD dagegen. 

Zwar war letztere, wie ihr Abgeordneter Kreyssig betonte, auch gegen die Zwangs­

wirtschaft, sie machte jedoch einen Unterschied zwischen Zwangs- und Planwirt­

schaft. Und sie stellte sich auf den Standpunkt, „daß die Wirtschaft nur in Gang 

gesetzt werden könnte durch eine systematische Planung und durch eine ebenso 

systematische Lenkung aller notwendigen Bedarfsgüter in Deutschland"163. Auch 

einige Beamte der Verwaltung für Wirtschaft, wie Günter Keiser164 und Helmut 

Meinhold165, waren jedenfalls um die Jahreswende 1947/48 noch für eine Beibehal­

tung der Bewirtschaftung zur Sicherung der Minimalversorgung und vor allem zur 

Bereitstellung der Mittel für notwendige Investitionen. 

Aber letztlich setzte sich Erhard mit seinen Vorstellungen durch, zumal auch die 

amerikanische Militärregierung eine erhebliche Lockerung der Bewirtschaftungs-

und Preiskontrollen nach der Währungsreform unterstützte, wie Clay schon am 

29. Februar 1948 in einem Telegramm an das Army Department mitgeteilt hatte166. 

Dementsprechend genehmigte das Bipartite Board am 30. Juni das Leitsätzegesetz 

denn auch167. Schon vorher, am 25. Juni, hatte der Direktor der Verwaltung für 

Wirtschaft aufgrund der im Leitsätzegesetz enthaltenen Ermächtigung die Anord­

nung über Preisbildung und Preisüberwachung nach der Währungsreform erlassen, 

wodurch die Preise einiger landwirtschaftlicher Produkte sowie fast aller gewerblich 

hergestellten Fertigwaren freigegeben wurden168. Außerdem trat aufgrund des 

Bewirtschaftungsnotgesetzes vom Oktober 1947 der größte Teil der Bewirtschaf­

tungsvorschriften am 30. Juni automatisch außer Kraft169. Auf diese Weise war 

Anfang Juli 1948 die Marktwirtschaft in weiten Bereichen der bizonalen Wirtschaft 

wiederhergestellt worden170. Selbst dort, wo es noch eine Rationierung des Ver-

162 Wissenschaftlicher Beirat bei der Verwaltung für Wirtschaft des VWG, Gutachten 1948 bis Mai 
1950, hrsg. v. Bundeswirtschaftsministerium, Göttingen, S. 25 ff. 

163 Wörtliche Berichte und Drucksachen des Wirtschaftsrates des VWG 1947-1949, hrsg. v. IfZ und 
dem Deutschen Bundestag, Bd. 2, München u. a. 1977, S. 629. 

164 Wie Anm. 161. 
165 Planwirtschaft oder Marktwirtschaft, von H. Meinhold, in: Wirtschafts-Zeitung, 19. 3. 48. 
166 IfZ-Archiv, MF 260, AGTS/1/8, Clay to Department of the Army, 29. 2. 48. 
167 OMGUS, Monthly Report of the Military Governor, June 1948, S. 34 f. 
168 Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates des VWG 1948, S. 61 ff. 
169 Ebenda, S. 3 ff. 
170 C. Seeger-Kelbe, Die Reste der gewerblichen Bewirtschaftung, in: Verwaltung für Wirtschaft des 

VWG (Hrsg.), Wirtschaftsverwaltung 1 (1948) H.8, S.7ff. 
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brauchs gab, übernahm, wenn die betreffenden Waren aus der behördlichen Preisre­

gelung entlassen waren, wie bei Textilien und Schuhen der Fall, weitgehend der 

Preis in Verbindung mit der Kaufkraft der potentiellen Konsumenten die Verteilung 

der knappen Güter. Vielfach wurde nämlich die Punktpflicht bei der Abgabe ent­

sprechender Waren von den Verkäufern mißachtet171, falls der Käufer nur zahlungs­

bereit war, und außerdem entstand ein lebhafter Markt für die Rationierungspunkte 

selbst172. Offensichtlich duldete das Geld- und Preissystem dort, wo es voll in Funk­

tion trat, keinen zusätzlichen nicht-geldlichen Verteilungsmodus neben sich. 

Anders als in der Bizone wurde in der französischen Zone die Reform der 

Bewirtschaftung und Preiskontrolle nur zögerlich und zunächst auch wesentlich 

eingeschränkter verwirklicht. So trat eine erste Preisfreigabeverordnung, die zudem 

durch die Beibehaltung der Preisregulierung u. a. bei frischem Obst und Gemüse, bei 

den meisten Schuhen und bei Textilien von wesentlich geringerem Gewicht als im 

Vereinigten Wirtschaftsgebiet war, in Württemberg-Hohenzollern am 20. August 

1948173, in Baden am 10. November 1948174 und in Rheinland-Pfalz nicht vor dem 

4. März 1949175 in Kraft. Zwar wurden teilweise manche Bewirtschaftungsbestim­

mungen etwas früher gelockert. Ohne den Abbau der strikten Preiskontrolle änderte 

das jedoch nur wenig an der Verzerrung der relativen Preise, an dem zu niedrigen 

Preisniveau insgesamt und damit auch an der Übernachfrage und der Tendenz zur 

Engpaßökonomie, wie sie in der französischen Zone offenbar in viel höherem Aus­

maß erhalten blieb als im Vereinigten Wirtschaftsgebiet. 

TV. Die Folgen der Währungs- und Bewirtschaftungsreform 

Die Währungsreform bewirkte, daß Geld und reguläres Geldverdienen wieder zähl­

ten. Denn durch den Geldschnitt waren einerseits die Ersparnisse und Geldhorte 

zusammengestrichen, andererseits die Möglichkeiten, über Schwarzhandel zu Geld 

zu gelangen, stark eingeschränkt worden. In Meinungsumfragen in der amerikani­

schen Zone nannten noch im April 1948 54% der Befragten die Ernährung und 40% 

Kleidung sowie Schuhe als zu ihren Hauptsorgen gehörig, dagegen nur 12%, daß 

sie keine Mittel zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts haben könnten. Im August 

desselben Jahres hatte sich dieses Verhältnis vollständig umgedreht. Jetzt wurden die 

ersteren beiden Bereiche nur noch von 9 bzw. 8% als große Sorgenverursacher auf­

171 Stabilisierung in Sicht?, in: Wirtschaftsverwaltung 1 (1948) H.7, S.26; Die Disposition leicht 
gebessert, in: ebenda, H.9, S.24. 

172 Die Lage nach der Währungsreform, in: ebenda, H. 4, S. 21. 
173 Amtliche Bekanntmachungen des Wirtschaftsministeriums - Preisaufsichtsstelle. Beilage zum 

Regierungsblatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 1948, Nr. 12 vom 20.8.48, S. 59ff. 
174 Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt, 3. Jg., Nr. 39 vom 10.11.48, S. 195 ff. 
175 Gesetz- und Verordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz, Teil I, 2. Jg., Nr. 11 vom 4.3. 

49, S. 61 ff. 
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gezählt, aber die Frage der Geldmittel von 59%176. Das zeigt, daß die Währungsre­

form insoweit recht erfolgreich war, als sie Geld knapp und sehr begehrt machte, 

weil man nun wieder alles haben konnte, wenn man nur Geld hatte. Dementspre­

chend erhöhte sich der Anreiz, gegen Geld zu arbeiten und Leistung zu erbringen. 

Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit stieg zwischen Juni 1948 und März 

1949 in der französischen Zone um 17177 und im Vereinigten Wirtschaftsgebiet um 

10%178. Gleichzeitig wuchs die Produktionsleistung je Beschäftigtenstunde, so in der 

Bizone zwischen Juni 1948 und März 1949 um gut 30%179. 

Allerdings verbesserte sich sowohl im Vereinigten Wirtschaftsgebiet wie in der 

französischen Zone ab Juli 1948 auch die Ernährungslage geradezu abrupt. Die 

Rationen nahmen, in der Bizone ausschließlich aufgrund erhöhter Hilfslieferungen 

aus dem Ausland180, in der französischen Zone daneben wohl ebenfalls infolge einer 

wesentlich besseren Ernte, die zu steigernder Belieferung des Marktes beitrug, sowie 

geringerer Entnahmen der Besatzungsmacht181, beträchtlich zu182. Außerdem hatte 

die bizonale Bewirtschaftungsreform zur Aufhebung der Bewirtschaftung und Preis­

kontrolle bei einigen höherwertigen Lebensmitteln wie Obst und Gemüse geführt183, 

so daß solche Produkte nun frei auf den Märkten erhältlich waren. Und drittens fie­

len die Schwarzmarktpreise der weiterhin bewirtschafteten Grundnahrungsmittel 

enorm. Roggenbrot etwa kostete im Schwarzhandel Hamburgs am 15. August 1948 

noch 1,15 D M das Kilo, d.h. das 2,8fache des legalen Preises184, was einen Zukauf 

zur Not möglich erscheinen ließ. Die Verbesserung der Nahrungsmittelversorgung 

beruhte demnach teilweise auf Aktionen der Besatzungsmächte, die, obwohl im 

Prinzip unabhängig von der Währungsreform, vermutlich doch im Hinblick auf 

diese unternommen wurden, zum anderen war sie aber auch eine direkte Folge der 

Währungsneuordnung und der damit in der Bizone verknüpften Bewirtschaftungs­

reform. Außerdem ist die Erhöhung der Arbeitsleistung des einzelnen keineswegs 

ausschließlich auf die bessere Ernährung zurückzuführen, genauso wenig wie vor 

176 IfZ-Archiv, Dk 110.001, OMGUS Information Control Division, Opinion Surveys, Report 
No. l39,S.3 . 

177 LHA RLP, 860/1283, Haut Commissariat de la République Francaise en Allemagne, Bericht über 
die wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung der französischen Zone im 3. Quartal 1949. 

178 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1952, S. 412. 
179 WiSta 1, 1949/50, S. 372. Auch in der französischen Zone scheint die durchschnittliche Erzeugung 

je Arbeitsstunde nach der Währungsreform zugenommen zu haben. Darauf deuten jedenfalls ent­
sprechende Nominalzahlen der französischen Zone insgesamt und aus Württemberg-Hohenzol-
lern; s. Commandement en Chef Francais en Allemagne, Réalités Allemandes, April 1949, S. 102, 
und IfZ-Archiv, MF 260, POLAD/825/49, American Consul, Baden-Baden, to Secretary of State, 
17.12.48. 

180 OMGUS Monthly Report, July 1949, Statistical Annex, S. 195; October 1948, Statistical Annex, 
S.77. 

181 Manz, Stagnation und Aufschwung, S. 57, 69, 74. 
182 Ebenda, S. 54 f.; OMGUS Monthly Report, October 1948, Statistical Annex, S. 76. 
183 Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates des VWG 1948,S.62f. 
184 Mendershausen, Prices, Money and the Distribution of Goods, S. 666. 
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der Währungsreform die schlechte Leistung nur eine Folge der Mangelernährung 

war. Vielmehr wirkten der Geldlohn als solcher, besonders aber die Möglichkeit zur 

Lohnsteigerung durch bessere Leistung etwa im Akkord nun nach der Reform als 

Stimulantien, die gewiß einen guten, wenn auch nicht exakt quantifizierbaren Teil 

des Produktionsanstiegs je Beschäftigtenstunde erklären. 

Entgegen zahlreichen Erwartungen führte die Geldreform nicht zu Rezessions­

erscheinungen. Nur ganz kurzfristig kam es zu einigen Auftragsstornierungen, die 

jedoch sehr bald aufhörten185. Die offiziell gemeldete Arbeitslosigkeit nahm zwar 

zu, jedoch stiegen Erwerbstätigkeit und Beschäftigung zwischen Juni und Dezem­

ber 1948 ebenfalls leicht an186. Offenbar haben in gewissem Umfang Personen ohne 

reguläre Erwerbstätigkeit sich vor der Währungsreform nicht, wohl aber danach 

arbeitslos gemeldet bzw. eine Beschäftigung aufgenommen, so daß der Steigerung 

der Zahlen in der Arbeitslosenstatistik keine echte Zunahme der Zahl der Arbeitslo­

sen entsprach. Das System der vegetativen Kontrolle der Wirtschaftstätigkeit wurde 

weitgehend ersetzt durch erneute Wachstumsdynamik, die ihren Ausdruck u.a. in 

einer stark erhöhten Investitionstätigkeit fand. Immerhin nämlich wuchsen die indu­

striellen Bruttoanlageinvestitionen im zweiten Halbjahr 1948 im Vergleich zum 

ersten auf mehr als das Doppelte187. 

Die Währungs- und Bewirtschaftungsreform führte in der Bizone praktisch von 

einem Tag zum anderen zur Wiedererrichtung über den Preis gesteuerter Märkte 

und zum Verschwinden des Kompensationssystems188. Damit waren die Hemmun­

gen im Güterfluß fortgeräumt, die Immobilität zahlreicher Lagerbestände war auf­

gehoben. Das läßt sich recht schön aus der Statistik des Güterversands auf den 

Eisenbahnen des Vereinigten Wirtschaftsgebiets ersehen, wonach die transportierte 

Menge im Juli 1948 gegenüber dem Durchschnitt der Monate Januar bis Mai einen 

Sprung von einem Viertel aufwies und sich in den folgenden Monaten auf dieser 

Höhe hielt189. Zur Verflüssigung von Produktion und Lagern trat noch eine erhebli­

che Erhöhung der Rohstoffimporte, da die JEIA seit Anfang 1948 große bis dahin 

angesammelte Mittel aus bizonalen Exporterlösen für Einfuhren verwandte190. So 

kam es, daß sich die Menge der eingeführten Rohstoffe im Monatsdurchschnitt des 

2. Quartals 1948 gegenüber dem 1. Quartal verdoppelte und daß sie im 3. Quartal 

um weitere 40% zunahm191. Allerdings wären diese Rohstoffe vermutlich ohne die 

185 F. H. Klopstock, Monetary Reform in Western Germany, in: Journal of Political Economy 57 
(1949), S. 286. 

186 Monatsberichte der BdL, März 1949, S. 65. 
187 R. Krengel, Die langfristige Entwicklung der Brutto-Anlage-Investitionen der westdeutschen 

Industrie von 1924 bis 1955/56, in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung 1957, S. 170 f. 
188 Mendershausen, Prices, Money and the Distribution of Goods, S. 663. 
189 A. Kirschbaum, Die Güterversorgung vor und nach dem 20. Juni, in: Wirtschaftsverwaltung 1 

(1948), H. 13, S. 5 ff. 
190 Monatsberichte der BdL, Januar 1949, S. 8; 222,5 Mill. Dollar Importverträge, in: Die Welt, 13.5. 

48; Das unzweckmäßige Importverfahren, in: Handelsblatt, 29.6.48. 
191 Statistisches Amt des VWG, Monatliche Außenhandelsstatistik des VWG, Zusammenfassende 

Übersichten. 
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Währungs- und Bewirtschaftungsreform in relativ großem Umfang wieder versik-
kert und hätten lediglich zu Lagerbestandserweiterungen anstatt zu gesteigerter 
Produktion geführt. Einen Hinweis hierauf gibt die Tatsache, daß der Index der 
arbeitstäglichen Industrieproduktion in der Bizone im zweiten Quartal 1948 sich im 
Vergleich zum ersten Vierteljahr nur um knapp 3 Prozentpunkte erhöhte, obwohl 
die Rohstoffimporte praktisch schon seit April erheblich gestiegen waren. Im auf die 
Währungsreform folgenden Quartal wuchs die industrielle Produktion, auch infolge 
der gestiegenen Produktivität, dagegen um mehr als 10 Prozentpunkte, im letzten 
Vierteljahr 1948 dann nochmal um gut 12 und in den ersten drei Monaten des Jah­
res 1949 um fast 9 Prozentpunkte192. 

Hier wurden die amtlichen Indexziffern zugrunde gelegt. Jedoch auch nach der 
Schätzung von Werner Abelshauser, dem schärfsten Kritiker des amtlichen Produk­
tionsindex, stieg die industrielle Erzeugung, ohne Bereinigung mit der von Monat 
zu Monat unterschiedlichen Zahl der Arbeitstage, im Quartal nach der Währungs­
reform um mehr als 8, im Quartal zuvor dagegen nur um gut 3 Indexpunkte. Auch 
in seinen Ziffern zeigt sich also die beschleunigende Wirkung der Neuordnung des 
Geld- und Bewirtschaftungswesens, was noch deutlicher im Halbjahresvergleich 
hervortritt. Erhöhte sich die Produktion nach Abelshauser doch in dem halben Jahr 
nach der Reform um 19 Prozentpunkte gegenüber lediglich 7 Prozentpunkten in 
den sechs Monaten vor der Reform193. Albrecht Ritschi hat aber in seiner Analyse 
gezeigt, daß die grundlegende Annahme, auf der Abelshausers Neuschätzung der 
industriellen Produktion mithilfe des Stromverbrauchs beruht, nämlich die Kon­
stanz der Stromproduktivität, nicht zutraf. Vielmehr stieg die Stromproduktivität im 
Untersuchungszeitraum in Abhängigkeit von der Produktion trendbehaftet an194. 
Damit fällt jedoch Abelshausers Schätzung in sich zusammen, und es ist keineswegs 
unvernünftig, den amtlichen Zahlen über den Produktionsverlauf doch wieder den 
Vorzug zu geben. Auch die Argumente Abelshausers, mit denen er die Plausibilität 
der behaupteten amtlichen Produktionsunterschätzung vor der Währungsreform 
begründet, erscheinen revisionsbedürftig. Denn die Verheimlichung von Teilen der 
Produktion auf den statistischen Meldebögen seitens der einzelnen Betriebe, um so 
Waren einerseits für Kompensationszwecke, andererseits für spekulative Hortung 
zur Verfügung zu haben, war in dem angenommenen Umfang keineswegs notwen­
dig195. Wurden doch, wie gezeigt, Kompensationsgeschäfte im allgemeinen zu den 
legalen Preisen abgerechnet und verbucht, so daß die darin eingehenden Waren 
insoweit also sicher auch bei der statistischen Erfassung der Produktion gemeldet 
worden sind. Und wenn es wahr ist, daß in einer Engpaßökonomie vor allem Input-
materialien und Halbfertigfabrikate, weniger jedoch Endprodukte in großen Men­
gen in die Lager gehen, so ist die weitgehende Verflüssigung der Märkte nach der 

192 Ritschi, Währungsreform, S. 164. 
193 Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 57. 
194 Ritschi, Währungsreform, S. 140 ff. 
195 Vgl. Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland, S. 53 ff. 
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Währungs- und Bewirtschaftungsreform, nach Beseitigung der Engpaßökonomie 
also, durchaus denkbar, ohne daß zuvor durch Produktionsverheimlichung bewußt 
spekulative Fertigwarenhorte im Übermaß gebildet worden sind. 

Die Wirtschaftslage in der französischen Zone 

Obwohl die Arbeiterproduktivität auch in der französischen Zone nach der Wäh­
rungsreform zunahm und obwohl die Rohstoffimporte im Jahre 1948 dort offenbar 
ebenfalls beträchtlich stiegen196, entwickelte sich die industrielle Produktion in die­
ser Zone im Vergleich zum Vereinigten Wirtschaftsgebiet doch etwas anders. So 
nahm sie hier im Quartal nach der Währungsreform lediglich um 8 Indexpunkte zu, 
und im folgenden Quartal belief sich die Steigerung der arbeitstäglichen Erzeugung 
auf wiederum nur knapp 8 Punkte. Betrug im Juni 1948 der Unterschied in der Pro­
duktionshöhe zwischen Bizone und französischer Zone lediglich 2 Punkte zugun­
sten ersterer, so öffnete sich in den folgenden Monaten die Schere immer weiter und 
erreichte im Dezember 12 Indexpunkte197. Das gilt jedoch nicht nur für die Indu­
strieproduktion als Ganzes, sondern ein ähnliches Ergebnis läßt sich auch bei 
Betrachtung einzelner, für die französische Zone wichtiger Industriezweige feststel­
len. Fast in allen Fällen hinkte zwischen Juni und Dezember 1948 das Wachstum der 
Branchen, gemessen am Niveau von 1936, in der französischen Besatzungszone 
beträchtlich hinter dem in der Bizone her198. 

Es liegt nun nahe, diesen Unterschied zurückzuführen auf die Tatsache, daß in 
der französischen Zone im Gegensatz zum Vereinigten Wirtschaftsgebiet eine 
Bewirtschaftungs- und Preisreform größeren Ausmaßes zunächst nicht vorgenom­
men worden ist. Damit blieb, wie gesagt, aber auch die produktionshemmende Eng­
paßökonomie in der französischen Zone in gewissem Umfang bestehen. So wurde 
in einem Bericht über die wirtschaftliche Lage des Handwerks in Rheinland-Pfalz 
vom Oktober 1948 über die Preiskontrollen geklagt und gesagt, daß große Mengen 
an Rohstoffen und Werkzeugen, die über das offizielle Zuteilungsverfahren nicht zu 
erhalten gewesen seien, auf andere Weise beschafft werden mußten - also vermut­
lich über die altbekannten Kompensationsgeschäfte oder die Bezahlung höherer 
Preise auf dem Schwarzmarkt199. Die Situation für die Wirtschaft der französischen 
Zone wurde durch die weitgehende Bewirtschaftungsreform in der Bizone aber 
noch zusätzlich erschwert. Denn ein offenbar beträchtlicher Teil der Geldmittel floß 

196 Manz, Stagnation und Aufschwung, S. 68. 
197 Wie Anm. 192; auch hier wurden die amtlichen anstelle der von Manz neu geschätzten Zahlen 

zugrunde gelegt, da Ritschi diese Schätzungen ebenfalls als mit Irrtümern behaftet erweist. 
198 Das ergibt sich aus einem Vergleich der Zahlen für das Bundesgebiet (Statistisches Jahrbuch für die 

Bundesrepublik Deutschland 1952, S.210ff.) mit denen für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
(Monatsberichte der BdL, Juli 1949, S. 82). Da die Zahl der Arbeitstage im Juni und Dezember 1948 
gleich war (Ritschi, Währungsreform, S. 164), kann man den Index der arbeitstäglichen Produktion 
im ersteren mit dem der kalendermonatlichen im letzteren Fall direkt vergleichen. 

199 LHA RLP, 950/11 801, An die Landesregierung Rheinland-Pfalz, Berichterstattung: Wirtschafts­
beobachtung, 11.10. 48. 
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aus der französischen Zone in die Bizone ab und diente zum Ankauf von dort nicht 
mehr, wohl aber in der französischen Zone noch bewirtschafteten Waren. Anderer­
seits erschwerte die Aufrechterhaltung der Bewirtschaftung Geschäfte in umgekehr­
ter Richtung, also den Verkauf von Waren aus der französischen Zone im Vereinig­
ten Wirtschaftsgebiet. Dadurch wurde den Betrieben der französischen Zone jedoch 
ein Teil der ohnehin nach der Währungsreform zunächst sehr knappen Liquidität 
entzogen, diese konnten ihre Produktion noch schlechter verkaufen und erhöhten 
auch aus diesem Grund tendenziell, zwangsläufig, ihre Lagerbestände200. Daher trat 
ein, was in der Sitzung des rheinland-pfälzischen Kabinetts vom 25. Juni 1948 pro­
phezeit worden war, daß die Bewirtschaftungsreform sich von selbst in der französi­
schen Zone durchsetzen werde, weil die Bevölkerung die Gesetze mißachten würde, 
um zu Geld zu kommen201. Auch die Preiskontrollvorschriften wurden wenig 
befolgt, so daß sich in der französischen Zone die Tendenz zu Preiserhöhungen 
genauso wie in der Bizone durchsetzte202. Das führte zu der grotesken Situation, 
daß in Rheinland-Pfalz ein Gesetz gegen Preistreiberei am 25. Oktober 1948 ver­
kündet wurde203, also mehr als vier Monate bevor überhaupt eine erste Preisfreiga­
beverfügung erlassen war. Wenn auch die verbreitete Übertretung der Bewirtschaf -
tungs- und Preiskontrollbestimmungen es in der französischen Zone ermöglichte, 
den Anstieg der Produktivität in eine Produktionssteigerung umzusetzen, so ist eben 
doch nicht zu übersehen, daß die Weiterexistenz jener Bestimmungen das Wachs­
tum der Erzeugung partiell hemmte und im Vergleich zur Bizone wesentlich gerin­
ger ausfallen ließ. Insofern ist dem Nationalökonomen Wilhelm Röpke zuzustim­
men, der im Oktober 1948 schrieb: Man habe für die Abschätzung der Wirkung 
einer Einführung der Marktwirtschaft eine „Art von Kontrollversuch" unternom­
men, „indem man in der französischen Zone die Währungsreform ohne die wesent­
liche Ergänzung durch die Aufhebung des Preiskommandos durchgeführt hat. Die 
Wirkung ist derart gewesen, daß die französische Zone mehr und mehr gezwungen 
wird, mit oder ohne Gesetzesänderung den von der Bizone beschrittenen Weg zu 
gehen."204 

Finanzielle Konsequenzen der Währungsreform 

Die von den Nichtbanken (private Haushalte, Unternehmen, Staat usw.) anläßlich 
der Währungsreform eingezahlten und angemeldeten RM-Altgeldbestände beliefen 
sich auf insgesamt 145 Mrd. RM. Diese Summe stellte die Basis der gesetzlichen 

200 L H A RLP, 860/2377, Verwaltungsrat der Landeszentralbank: von Rheinland-Pfalz an Minister­
präsident Altmeier, 9.7. 48. 

201 Ebenda, Auszug aus der Niederschrift über die Sitzung des Ministerrats vom 25.6. 48. 
202 Vgl. L H A RLP, 950/5113f., Beschluß des Preisrats für die Französische Besatzungszone Nr .250 

vom 24 .8 .48 . 
203 Gesetz- und Verordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz, Teil I, 2. Jg., Nr. 36, vom 

25 .10 .48 , S. 369. 
204 W. Röpke, Deutschlands Weg zur Marktwirtschaft, in: Neue Zürcher Zeitung, 23 .10 .48 . 
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Neugeldschöpfung dar, die Ende Juni aus Erstausstattungen an die Öffentliche 
Hand sowie Kopf- und Geschäftsbeträgen 4,4 Mrd. DM betrug und bis Ende 
Dezember 1948 auf rund 12 Mrd. DM angewachsen war. Davon waren 5,3 Mrd. DM 
Gutschriften auf Freikonto. Insbesondere letzterer Betrag macht schlaglichtartig die 
Radikalität des Geldschnitts klar, denn allein die Spareinlagen bei den Kreditinstitu­
ten stellten sich auf über 70 Mrd. RM205. Man kann sich vorstellen, daß die eine 
Woche nach dem Erlaß des Währungsgesetzes vorgenommene Verkündung des 
Umstellungsgesetzes, in dem erst die Zusammenstreichung der Spareinlagen defini­
tiv festgelegt war, die Masse der Sparer schockierte. Hatte man doch bis zuletzt auf 
eine Sonderbehandlung kleiner Ersparnisse spekuliert. Darüber hinaus bedeutete die 
volle Anrechnung der Kopfbeträge auf die in D-Mark umgewandelten Einlagen, 
daß ein sehr großer Teil aller Sparer bei der Umstellung ganz leer ausging, weil die 
Kopfbeträge schon höher waren als ein Zehntel ihrer RM-Bestände. Daß in diesem 
Fall das Umstellungsverhältnis besser als 10:1 war, konnte dennoch nichts an dem 
Unmut der Menschen ändern, unter denen sich ein Gefühl der Enteignung breit­
machte. Verstärkt wurde dieses Gefühl dann noch einmal durch die Festkontoent­
scheidung vom Oktober 1948, durch die ein Großteil der noch auf Festkonto lie­
genden Gelder gestrichen wurde, was kurzfristig zu einer beträchtlichen Schwä­
chung des Vertrauens in die D-Mark führte206. 

Außer der Vernichtung kleinerer Ersparnisse gab es noch andere soziale Härten 
der Währungsreform. Besonders betroffen waren die Vertriebenen. Sie wurden rela­
tiv häufig arbeitslos, von ihnen aufgebaute Betriebe machten besonders oft bankrott. 
Viele konnten aus Geldmangel nicht einmal ihre vollen Lebensmittelrationen kau­
fen. Die ärmeren Schichten generell litten unter der Einschränkung der Unterstüt­
zungstätigkeit privater, besonders kirchlicher Wohlfahrtsorganisationen, die dazu 
infolge des Fehlens von Finanzmitteln gezwungen waren207. Ausnahmeregelungen 
für die freien Wohlfahrtsverbände, wie sie etwa anläßlich der Festkontoentschei­
dung erwogen wurden, scheiterten208. Andererseits fuhren die Sachwertbesitzer in 
der Währungsreform sehr gut, was durch die über Jahre verteilten, relativ geringen 
Zahlungen zum Lastenausgleich keinesfalls aufgewogen wurde. So zeigt ein Ver­
gleich der Reichsmarkschluß- mit den DM-Eröffnungsbilanzen von Aktiengesell­
schaften, daß diese, insgesamt gesehen, ihr Eigenkapital zu 96% erhalten haben209. 
Als das im Herbst 1949 allmählich absehbar wurde, begannen auch die Aktienkurse 
nachhaltig zu steigen. Von einem Ausgangsniveau, das seit der Währungsreform um 
etwa 13% des Durchschnitts der Stoppkurse der Reichsmarkzeit geschwankt hatte, 
also nur wenig besser war als der allgemeine Umstellungssatz für monetäre Forde-

205 Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen, S. 25. 
206 P.Erker, Ernährungskrise und Nachkriegsgesellschaft, Diss. München 1987, S. 596 ff., 675 ff. 
207 I. Connor, The Effects of the Currency Reform of June 1948 on Refugees and Expellees in the 

Western Zones of Germany ( = unveröffentl. Manuskript), 1987. 
208 Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 4, 31. Direktorialsitzung, 21.9. 48, 

S.804. 
209 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1952, S. 336 ff. 
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rungen, erhöhten sich die Kurse allein bis Ende 1949 auf ein Drittel der Kurshöhe 

von Anfang 1945210. 

Auffallend waren aber auch die kurz nach der Geldreform massiv einsetzenden 

Preissteigerungen für Sachgüter. Die Preise industrieller Grundstoffe erhöhten sich 

zwischen Juni und Dezember 1948 um 26, die Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte um 14%211. Die Preise für Ernährung im Rahmen des Lebenshaltungskosten­

index nahmen um 18% zu, die für Bekleidung gar um 35%212. Diese Steigerungsra­

ten wurden von einzelnen Produkten noch bei weitem übertroffen, die Eierpreise 

etwa verfünffachten sich im Verlauf des zweiten Halbjahres 1948213, während die 

von kunstseidenen Damenstrümpfen sich fast verdreifachten214. 

Der Preisanstieg, besonders auf der Einzelhandelsstufe, erklärte sich daraus, daß 

ein lange aufgestauter Nachholbedarf des Publikums nun verstärkt zu Käufen 

führte. Wie groß der Drang nach Ware war, konnte man daraus ersehen, daß von 

den Leuten nicht nur praktisch ihr gesamtes Einkommen, sondern auch ein großer 

Teil der umgestellten Spareinlagen verausgabt wurde. Die Sparquote privater Haus­

halte war im zweiten Halbjahr 1948 jedenfalls negativ, eine Tendenz, die sich ange­

sichts des durch die Festkontoentscheidung ausgelösten vermehrten Vertrauens­

schwunds in die D-Mark noch verstärkte215. Die Vehemenz der Preissteigerungen 

muß aber auch auf die „Entnivellierung der Einkommensstruktur" zurückgeführt 

werden, die sich aus dem enormen Gewinnanstieg im Unternehmenssektor ergab. 

Da ein erheblicher Teil der Gewinne nicht re-investiert, sondern entnommen und 

für den Kauf von Konsumgütern verwendet wurde, demnach ein relativ starkes, 

ziemlich wohlhabendes Segment an Nachfragern bestand, reagierten manche Preise 

besonders heftig nach oben216. Unterstützt wurde dieses Ergebnis noch dadurch, 

daß die Angebotselastizität eher wieder abnahm, nachdem die Betriebe einen Teil 

der Lager abgestoßen und ausreichende Liquidität erreicht hatten217. Ware wurde in 

Erwartung weiter steigender Preise zurückgehalten, tendenziell zeichnete sich eine 

Rückkehr von Kompensationsgeschäften ab218. Zusammenfassend kann man sagen: 

Die Geldmenge war an sich nicht unangemessen. Sie konnte aber von der Zentral­

bank nicht unter Kontrolle gehalten werden, weil sie sich aus hoheitlicher Geld­

schöpfung sowie aus weitgehend autonomer Kreditausweitung, möglich geworden 

durch die großzügige Anfangsausstattung der Geschäftsbanken mit Liquidität, spei-

210 Monatsberichte der BdL, Januar 1950, S. 8. 
211 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1952, S. 389 f. 
212 Ebenda, S. 404. 
213 Ebenda, S. 406 f. 
214 Preisbewegung in Niedersachsen-Bremen, in: Textil-Zeitung, 19.1.49. 
215 Geschäftsbericht der BdL für 1948 und 1949, S.4f., 20. S. auch: Von der ersten und zweiten zur 

endgültigen Geldreform, in: Der Wirtschaftsordner 1948, H.23; IfZ-Archiv, NL Max Schön­
wandt. 

216 BA, B 102/12650H.1,G. Keiser, Die Ursachen der Preissteigerung und das Lohnproblem, unda­
tiert. 

217 Geschäftsbericht der BdL für 1948 und 1949, S. 5. 
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ste219. Und die Geldumlaufgeschwindigkeit war sehr groß220. Ja, wegen der deshalb 

aufkeimenden Inflationserwartungen bzw. der Erwartung einer neuerlichen Wäh­

rungsreform221 vergrößerte sie sich weiter und drohte eine Inflationsspirale auszulö­

sen. Eines der ganz wenigen stabilisierenden Elemente in dieser Situation waren die 

Löhne, da der weitgehende Lohnstopp zunächst noch Geltung besaß222. 

Gerade das aber, rasch steigende Preise bei Konstanz des Lohnniveaus, führte 

verbreitet zu sozialem Protest in Form von Demonstrationen, Tumulten und Boy­

kottaufrufen223. Die Kritik an der Marktwirtschaft war fast allgemein, äußerten 

doch im Dezember 1948 70% der bei einer Meinungsumfrage hierzu Befragten die 

Ansicht, daß wieder Preiskontrollen eingeführt werden sollten224. Erhard geriet im 

Wirtschafts-, Länder- und Verwaltungsrat unter starken Druck, seine Wirtschafts­

politik zu revidieren, dem er je länger, desto mehr durch Wiedereinführung von Ele­

menten staatlicher Bewirtschaftung und Preiskontrolle nachzugeben gezwungen 

war225. Die Bizone befand sich auf dem besten Weg zum Rückfall in die staatliche 

Wirtschaftslenkung und damit die Engpaßökonomie. Da kehrte sich im Dezember 

1948 der Preistrend um. Verantwortlich hierfür waren u.a. das Auslaufen der 

hoheitlichen Geldschöpfung, die von der Bank deutscher Länder ergriffenen Maß­

nahmen zur Kreditrestriktion, die allmählich zu wirken begannen, sowie die Tatsa­

che, daß ab dem 4. Quartal 1948 die öffentlichen Haushalte Überschüsse erwirt­

schafteten226. Aber auch die in Gang kommenden Marshallplan-Einfuhren spielten 

eine wichtige Rolle insofern, als sie die Erwartungen der Produzenten in Richtung 

einer Auflockerung der Märkte beeinflußten, auf diese Weise sich die Tendenz zur 

Hortung verminderte und das Angebot in kritischen Bereichen erhöhte227. 

Damit war die Tendenz zur Wiedereinschränkung der Marktwirtschaft gestoppt, 

ja, die allgemeine Zustimmung zu dieser wuchs so stark an, daß die Frage der richti­

gen Wirtschaftspolitik 1949 von der Union zum Hauptthema des ersten Bundestags­

wahlkampfes gemacht wurde und sie unter der Parole „Markt- oder Planwirtschaft" 

die Wahl gewann. Und so konnte es auch geschehen, daß die Währungsreform im 

Verbund mit der Einführung der ,Sozialen Marktwirtschaft' sich im Rückblick gera­

dezu verklärte und das Wirtschaftswunder ausschließlich hierauf zurückgeführt 

wurde. Diese Vorstellung hat Werner Abelshauser in seinen Arbeiten zu erschüttern 

versucht. Allerdings erscheint seine Argumentation, wie gezeigt, nicht voll überzeu-

219 Geschäftsbericht der BdL für 1948 und 1949, S. 5 f. 
220 Wie Anm. 216. 
221 BA, B 102/12650 H. 1, BdL, Pressenotiz vom 19. l l . 1948. 
222 Geschäftsbericht der BdL für 1948 und 1949, S.6. 
223 Erker, Ernährungskrise und Nachkriegsgesellschaft, S. 655 ff. 
224 E. Noelle/E. P. Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der öffentlichen Meinung 1947-1955, Allensbach 

1956, S. 154. 
225 K. Borchardt/C. Buchheim, Die Wirkung der Marshallplan-Hilfe in Schlüsselbranchen der deut­

schen Wirtschaft, in: VfZ 35 (1987), S.325f. 
226 Geschäftsbericht der BdL für 1948 und 1949, S.6f. 
227 Borchardt/Buchheim, Marshallplan-Hilfe, S. 327 ff. 
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gend. Vielmehr lagen die Zeitgenossen offenbar gar nicht so falsch, wenn sie der 
Geldreform hohe Bedeutung beimaßen. Es spricht tatsächlich sehr viel dafür, daß 
die Währungs- und Bewirtschaftungsreform eine Schlüsselrolle bei der Initiierung 
dynamischen Wirtschaftswachstums in Westdeutschland gespielt hat. Denn ohne sie 
wäre das zweifellos vorhandene Wachstumspotential weiterhin dauerhaft an seiner 
Entfaltung gehindert worden. 



THEODOR ESCHENBURG 

CHRONIK EINES RICHTLINIENSTREITES ZWISCHEN DEM 
REICHSKANZLER LUTHER UND DEM REICHSMINISTER 

DES AUSWÄRTIGEN, STRESEMANN, 1925 

Zur Technik des Regierens im parlamentarischen System 

1. 

Gleich nach Bismarcks Sturz im Jahre 1890 hatte Hugo Preuss, Privatdozent für 
öffentliches Recht an der Handelshochschule Berlin, in einer Aufsatzreihe eine 
Reform der Regierungsorganisation im Reich und in Preußen vorgeschlagen. 
Damals war der Reichskanzler gleichzeitig preußischer Ministerpräsident. Im Reich 
war er der alleinverantwortliche Minister, dem die Ressortchefs als Staatssekretäre 
unterstanden, in Preußen hingegen lediglich Vorsitzender einer Kollegialregierung 
und an deren Beschlüsse gebunden, also auch einer Mehrheitsentscheidung unter­
worfen. Preuss wollte mit seinem Vorschlag die Nachfolger Bismarcks von der ver­
antwortlichen Aufsicht über die bei den wachsenden Reichsaufgaben sich rasch und 
stark ausdehnenden Ressorts entlasten und andererseits ihn in Preußen vom Druck 
altkonservativer Minister befreien. Deshalb sollten Staatssekretäre im Reich und 
nunmehr auch in Preußen unter eigener Verantwortung ihre Ressorts leiten. 
Der Reichs- und preußische Staatskanzler sollte aber die „politische Richtung" be­
stimmen. Dem Kanzler sollte das Recht des Einblicks in die gesamte Geschäfts­
führung und eines Vetos gegen jede Maßregel der Ressortverwaltung zustehen. 
Modell für diesen Vorschlag war nach einem Wort Otto Hintzes das englische 
Premierministersystem, das sich mehr und mehr in eine „populäre Diktatur um­
wandelte". 

Nach der Revolution übernahm Preuss, nunmehr Reichsminister des Innern, den 
Vorschlag, 1890 wenig beachtet, abgewandelt für die Bedürfnisse einer parlamenta­
rischen Kollegialregierung, in seinen Entwurf der Weimarer Verfassung. In Arti­
kel 56 heißt es: „Der Reichskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt 
dafür gegenüber dem Reichstag die Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien lei­
tet jeder Reichsminister den ihm anvertrauten Geschäftszweig selbständig und unter 
eigener Verantwortung gegenüber dem Reichstag." Der Text im Grundgesetz ist 
nahezu der gleiche. 

Nach der Geschäftsordnung der Reichsregierung vom Mai 1924 hatten die 
„Reichsminister die Richtlinien einzuhalten und zu verwirklichen". Sie durften sie 



234 Theodor Eschenburg 

nicht ohne Entscheidung des Kanzlers abändern und mußten diese auch in Zwei-
felsfällen einholen. Maßnahmen von allgemein politischer Bedeutung auf einem 
Gebiet, für das der Reichskanzler noch keine Richtlinien bestimmt hatte, bedurften 
seiner Zustimmung. Er hatte das Recht und die Pflicht, auf die Einheitlichkeit der 
Politik der Reichsminister, also auf die Regierungssolidarität, hinzuwirken, auch auf 
jenen Gebieten, die nicht durch die Richtlinien erfaßt wurden oder erfaßt werden 
konnten. 

Joseph Wirth soll als erster Reichskanzler (Mai 1921 bis November 1922) sich im 
Gebrauch der Richtlinienkompetenz versucht haben. Ob und inwieweit Stresemann 
als Kanzler (August bis November 1923) sich ihrer bedient hat, ist nicht bekannt. 
Stresemann blieb Außenminister unter dem Reichskanzler Marx (November 1923 
bis Dezember 1924), der ihm völlig freie Hand gelassen hatte. In diesem Kabinett 
war er der „heimliche Kanzler". 

Der Kanzler sollte durch diese Kompetenz primus supra pures sein. Im kaiserlichen 
Deutschland hätte die Mißachtung der Führungskompetenz seitens eines Ministers 
zur Ahndung durch Entlassung, die Zustimmung des Kaisers vorausgesetzt, geführt. 
Relativ einfach wäre ein solcher Konflikt in einer parlamentarischen Einparteienre­
gierung gewesen; aber zu der kam es während der ganzen Dauer der Republik von 
Weimar nicht. In einer Mehrparteienregierung konnte ein Richtlinienstreit eine 
Koalitionskrise auslösen. Der Staatsrechtslehrer Fritz Poetzsch-Heffter hatte in 
einem Kommentar der Weimarer Verfassung gesagt, der Kanzler solle bei Bestim­
mung der Richtlinien „frei vom Zwang wie ungeschützt durch den Schild eines Kol­
legialbeschlusses sein". Doch der Druck einer Koalitionspartei konnte sich zu 
Zwang verdichten oder der Schild eines Kollegialbeschlusses nicht entbehrt werden. 

2. 

Die seit Dezember 1923 im Reich bestehende Minderheitsregierung aus den vier 
Mittelparteien Zentrum, Bayerischer Volkspartei, rechtsliberaler Deutscher Volks­
partei und linksliberalen Demokraten unter dem Reichskanzler Marx (Zentrum) 
war am 15. Dezember 1924 zurückgetreten. Stresemann, Reichsminister des Aus­
wärtigen, und die von ihm geführte Deutsche Volkspartei wünschten aus innen- und 
außenpolitischen Motiven eine Erweiterung der bisherigen Koalition. Auch der 
Reichspräsident Friedrich Ebert wollte die krisenanfällige Minderheitsregierung 
nicht fortgesetzt sehen. Er wollte die Enge durchstoßen. Es gab nur die Möglich­
keit, durch Beteiligung entweder der Sozialdemokraten oder der Deutschnationalen 
das Kabinett der Mittelparteien zu erweitern. Ersteres lehnte die Deutsche Volks­
partei ab; die Sozialdemokratie hatte zum zweiten wenig Neigung. Doch die 
Deutschnationale Volkspartei drängte in die Regierung, und zwar sowohl der agra­
rische Flügel wie die industrielle Gruppe aus wirtschaftlichen Interessen, aber auch 
konservative Beamte, die der nunmehr sechs Jahre andauernden Opposition leid 
geworden waren. Stresemann glaubte, gleichsam als Reserve, auch in einer „Bürger-
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block-Regierung" weiter mit der Unterstützung seiner Außenpolitik durch die So­
zialdemokraten trotz deren Opposition rechnen zu können. Würden die Deutsch­
nationalen gewonnen werden, so würde das die Glaubwürdigkeit seiner Politik im 
Ausland erheblich stärken. Auf Stresemanns Vorschlag hatte der Reichspräsident 
den parteilosen Finanzminister Hans Luther, zuvor Oberbürgermeister von Essen, 
mit der Kabinettsbildung beauftragt. Bei der Durchsetzung der Währungsreform 
wie deren etat- und steuerpolitischer Ausführung im Winter 1923/24 hatte er sich 
überragende Verdienste und damit großes Ansehen erworben. Die Deutschnationa­
len hatten für ihn Sympathie, was um so wichtiger war, als er ein überzeugter 
Anhänger, ja geradezu ein Vertreter der Stresemannschen Politik und strikt verfas­
sungsloyal war. 

Die Bildung einer Koalitionsregierung mit der Rechten gelang Luther nicht. Aber 
er fand einen Ausweg, nämlich ein Kabinett aus Vertrauensleuten der vier Fraktio­
nen und aus Fachministern, die den Regierungsparteien angehörten oder ihnen 
nahestanden, aber selber nicht Parlamentarier waren. Die Demokratische Partei 
beschränkte sich auf wohlwollende Neutralität. Der Reichswehrminister Geßler, ihr 
Mitglied, galt als Fachminister, nicht als ihr Vertreter. Von der deutschnationalen 
Fraktion wurde deren Vorsitzender Dr. Martin Schiele, ein Rittergutspächter und 
Besitzer einer Fabrik, Reichsinnenminister; er war der „deutschnationale Wortfüh­
rer" in der Regierung. Er gehörte zum gemäßigten Flügel und hatte mit ebensoviel 
Geschick wie Energie den Eintritt seiner Partei in die Regierung betrieben. 

Luther sah in dem Kabinett eine Chance, mit der Zeit die Deutschnationalen für 
eine positive Mitarbeit an der Republik zu gewinnen. Würden sie sich an das Regie­
ren gewöhnen, so auch an den Staat, und damit würden sie ihre bisherige prinzi­
pielle Opposition dämpfen oder sogar nach und nach aufgeben. Luther litt darunter, 
daß die Rechte den Mittelparteien zur Regierungsbildung bisher nicht zur Verfü­
gung gestanden hatte. Nur wenn man nach rechts ausweichen konnte, würde man 
der SPD gegenüber Unabhängigkeit zeigen können. 

3. 

Am 15. Januar 1925 trat die neue Regierung ihr Amt an. Bis dahin hatte es die 
geschäftsführende wie üblich unterlassen, gewichtige Maßnahmen einzuleiten oder 
gar zu treffen. In dieser Zeit, am 29. Dezember, überraschte der englische Botschaf­
ter Lord d'Abernon den Staatssekretär des Auswärtigen Amts von Schubert mit der 
beiläufigen Anregung, Deutschland möge einen von England und Italien garantier­
ten Pakt mit Frankreich über den Verzicht auf Angriffskriege am Rhein vorschla­
gen. Er berief sich auf einen Vorschlag des Reichskanzlers Cuno vom Dezember 
1922. Danach sollten sich die am Rhein interessierten Mächte verpflichten, für ein 
Menschenalter ohne besondere Volksabstimmung keinen Krieg gegeneinander zu 
führen. Das hatte Frankreich abgelehnt. Stresemann hatte als Reichskanzler 1923 
einen Garantievertrag ohne Volksabstimmung angeboten, aber ebenfalls vergeblich. 
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In den Versailler Friedensverhandlungen von 1919 hatte Frankreich die Bildung 
eines neutralen und entmilitarisierten, von Deutschland abgetrennten Pufferstaates 
auf dem linken Rheinufer verlangt. Das hatten England und Amerika abgelehnt. 
Beide Mächte waren aber bereit zu einer Garantie, im Falle eines deutschen Angriffs 
Frankreich militärisch zu Hilfe zu kommen. Doch der amerikanische Senat war zur 
Zustimmung nicht bereit gewesen. 

Als nach der Reparationsregelung im Sommer 1924 mit einer Räumung des 
besetzten deutschen Gebietes in absehbarer Zeit gerechnet werden konnte, drängte 
Frankreich Großbritannien zum Abschluß des Garantievertrages. Im Herbst 1924 
setzte es im Völkerbund die Empfehlung eines kollektiven Sicherheitsvertrages 
durch, das „Genfer Protokoll". Dieses Protokoll sah unter anderem vor, daß der 
Völkerbundsrat das Recht hatte, in entmilitarisierten Zonen, also, was Deutschland 
betraf, auf dem linken Rheinufer und in einem fünfzig Kilometer breiten Streifen 
des rechten Rheinufers, ständige Kontrollen auf Verlangen der Nachbarstaaten ein­
zusetzen. Zu diesem Vertrag war die Labourregierung bereit gewesen, nicht aber die 
seit November 1924 amtierende konservative britische Regierung. Statt dessen 
plante nach der Information Lord d'Abernons der als „frankophil" geltende Außen­
minister Austen Chamberlain einen englisch-französischen Vertrag zur Sicherung 
der Westgrenze Frankreichs. Es war dieser Vertrag, dem nach d'Abernons Anregung 
Deutschland durch das Anerbieten seiner Beteiligung an einem multilateralen 
Garantievertrag zuvorkommen sollte. D'Abernon sprach nicht nur ohne amtlichen 
Auftrag, sondern im Gegensatz zur Politik seines Ministers. 

Stresemann sah die Bedeutung eines Paktes im Sinne d'Abernons nicht nur darin, 
daß das Reich auf diese Weise den deutschen Friedenswillen international demon­
strieren würde; es würde auch ein gegen das Reich gerichtetes Bündnis verhindern. 
Das Entscheidende war, daß man auf diese Weise eine Garantie der deutschen 
Westgrenze gegen erneute französische Übergriffe auf Rheinland und Ruhrgebiet 
erreichen würde. Er beauftragte Schubert mit dem Entwurf eines allgemein gehalte­
nen Memorandums, das verschiedene Lösungsmöglichkeiten aufwies. Stresemann 
rechnete nur seitens der Deutschnationalen und der wenigen Nationalsozialisten mit 
Widerstand gegen ein solches Angebot. Beide waren erbitterte Gegner des Versailler 
Vertrages und der „Erfüllungspolitik" und würden im deutschen Verzicht auf Elsaß-
Lothringen eine landesverräterische Preisgabe sehen. Andererseits hatten aber die 
Deutschnationalen das Cunosche Angebot seinerzeit gebilligt, in dem allerdings nur 
mittelbar von einer Grenzgarantie die Rede war. 

Auf Luthers Verlangen hatten die Deutschnationalen bei den Verhandlungen über 
die Regierungsbildung die Weimarer Verfassung anerkannt und sich zur Einhaltung 
der Stresemannschen Außenpolitik bereit erklärt. Nicht einbezogen' in diese Zusage 
war die gerade eingeleitete, noch allseits unbekannte Garantiepolitik. Für sie 
bedurfte Stresemann der Zustimmung des Kanzlers, und zwar nicht nur auf Grund 
der Richtlinienbestimmung, sondern auch, um sich nicht selbst in Kabinett und Par­
lament sowie vor dem Ausland zu isolieren. Durch das d'Abernon-Gespräch war 
Stresemann vor die Alternative gestellt, die vielleicht einmalige Gelegenheit einer 
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deutschen Initiative sofort wahrzunehmen, doch die gerade gebildete Koalition 
ernsthaft zu gefährden, oder aber die schon eingeleitete Aktion abzubrechen. 

Eile im Hinblick auf die Bündnisabsichten Chamberlains war geboten. Am 
19. Januar, vier Tage nach dem Amtsantritt Luthers, unterrichtete Stresemann diesen 
abends in dessen Wohnung, die zwanzig Autominuten vom Auswärtigen Amt ent­
fernt war. Der Kanzler hatte am gleichen Tage vor dem Reichstag seine Regierungs­
erklärung abgegeben und mag, wegen Einarbeitung ohnehin überlastet, durch sie 
wie durch die anschließende Debatte erschöpft gewesen sein. Zuviel war in den 
ersten Tagen auf ihn eingestürmt. Noch hatte sich die Richtlinienpraxis nicht einge­
bürgert. Ob von Richtlinien in diesem Gespräch ausdrücklich die Rede war, weiß 
man nicht. Nach den Aufzeichnungen Stresemanns vom 5. Juli 1925 hatte dieser das 
Memorandum (ungefähr eineinhalb Schreibmaschinenseiten lang) Luther vorgelesen 
oder ihm zum Lesen gegeben. Auf jeden Fall hatte der Kanzler den Text nicht 
behalten. Stresemann schreibt in seinen Notizen: „Ich sagte, daß es sich nicht um die 
Übergabe des Memorandums gehandelt habe, sondern um die Unterrichtung des 
englischen Botschafters, dessen Rat wir einholten." Das stimmt mit Luthers Me­
moiren überein: „Unser Gespräch bezog sich auch auf parallellaufende inner­
politische Ziele. Wir wußten beide, daß die in dem neuen Kabinett erstmals beteilig­
ten Deutschnationalen ... nur sehr mühsam für eine Zustimmung zu solchen 
Verhandlungen gewonnen werden konnten." Sie hatten am 19. Januar allein mitein­
ander gesprochen. Aufzeichnungen hatte wohl keiner gemacht. Das eindeutig zu 
klären ist nicht möglich, da von den „Akten zur deutschen auswärtigen Politik 
1918-45" die Serie A: November 1918 bis November 1945 noch nicht veröffentlicht 
ist. 

Das Memorandum enthielt kein Angebot, vielmehr eine Bereitwilligkeitserklä­
rung unter Angabe verschiedener Lösungen, darunter auch die eines Paktes zur 
Garantie des gegenwärtigen Besitzstandes am Rhein. Der Text mied die Worte 
„Regierung und Auswärtiges Amt". Statt dessen war „Deutschland" eingesetzt wor­
den. „Streng vertraulich" stand über dem Wortlaut. 

Am 20. Januar war das Memorandum Lord d'Abernon vom Staatssekretär über­
reicht worden und zwar, wie dieser notierte, „im Auftrag des Kanzlers und des 
Außenministers". Das mußte ihm Schubert gesagt haben. Noch am selben Tag 
sandte d'Abernon das Memorandum nach London. 

Vor der abendlichen Unterredung Luthers und Stresemanns hatte Schubert am 
19. Januar dem deutschen Botschafter in London mit dem Vermerk „Geheim" einen 
Erlaß, zweifellos eine Instruktion für ein Gespräch mit Chamberlain, geschickt: 
d'Abernon habe von einer gleichzeitigen Demarche in Paris und London abgeraten. 
Das Amt behielte sich eine solche in Paris vor, würde aber Wert darauf legen, über 
die Auffassung der britischen Regierung möglichst bald verständigt zu werden. Ihr 
dürfe von der Unterhaltung mit d'Abernon nicht Kenntnis gegeben werden. Damit 
war die Grenze der Sondierung, über die sich Kanzler und Außenminister geeinigt 
hatten, überschritten, eine offizielle Demarche war in Gang gesetzt worden. 
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4. 

Der Reichskanzler sollte am 30. Januar eine Rede vor der ausländischen Presse hal­
ten. Deren außenpolitischer Teil, so schrieb er am 1. oder 2. Juli in einer für Strese-
mann bestimmten Aktennotiz, sei ihm „als fertiges Konzept aus der Feder des Mini­
sterialdirektors Gaus" vorgelegt worden. Gaus war Leiter der Rechtsabteilung im 
Auswärtigen Amt. Stresemann sagte in seiner Rede vor dem Auswärtigen Ausschuß 
des Reichstages am 1. Juli: „Wir haben gemeinschaftlich gearbeitet an der Rede, die 
am 30. Januar gehalten wurde und die die Ankündigung unseres Sicherheitspaktes 
gebracht hat. In seinem Wortlaut ist das Angebot vom Reichskanzler gebilligt." In 
der Rede am 30. Januar erwähnte Luther lediglich kurz Deutschlands Bedürfnis 
nach Sicherheit. „Die Reichsregierung steht deshalb dem Sicherheitsgedanken nicht 
nur sympathisch gegenüber, sondern hat an seiner Verwirklichung ein reales Inter­
esse." Das war nicht mehr als eine vage Absichtserklärung. Immerhin kann man ver­
muten, daß Luther seit dem 30. Januar über die Sicherheitsfrage wesentlich besser 
informiert war als am 19. Januar. Kurz vor dem 30. Januar hatte Gaus zugleich mit 
dem Konzept Luther den Text des Memorandums zum Verbleib ausgehändigt und 
ihn ausführlich über diesen unterrichtet. Erst jetzt konnte der Kanzler den Text 
gründlich studieren. Er hatte Gaus um die Zuleitung der Amtsakten in der Angele­
genheit gebeten. Diese hatte er nach seinen eigenen Angaben am 21. und 22. Februar 
gelesen. 

In der Sache selber waren Luther und Stresemann sich einig. Bei beiden wuchsen 
Enttäuschung und Verärgerung, daß die englische Antwort ausblieb. Sie wollten 
Frankreich das Memorandum erst zuleiten, wenn sie die englische Antwort kannten. 
Andererseits durfte Frankreich, der Hauptkontrahent, nicht vergrämt werden, weil 
das Reich sich nicht direkt meldete. Doch Chamberlain hatte die Dinge umgekehrt 
und sich zunächst mit Herriot, dem französischen Ministerpräsidenten, in Verbin­
dung gesetzt. 

Am 9. Februar wurde das Memorandum, ohne daß eine englische Stellungnahme 
eingegangen war, in leicht abgewandelter Fassung in Paris übergeben. Stresemann 
hatte am 5. Februar unter „streng geheim" einen langen Erlaß an den Botschafter in 
Paris geschickt, in Sorge vor einer etwaigen abweisenden Reaktion Herriots nach 
den Erfahrungen von 1922/23. Die französische Presse begegnete Luther und den 
Deutschnationalen im Kabinett mit starkem Mißtrauen. Deshalb schrieb Strese­
mann: „Im übrigen bitte ich zum Ausdruck zu bringen, Herr Reichskanzler und ich 
erwarteten, daß Herr Herriot ihre Mitteilungen als einen Beweis des guten Willens 
und zugleich unserer Hoffnung ansehen werde." Damit wollte er ausdrücklich 
Luthers Zustimmung zu seinem Vorgehen herausstellen. Bezeichnend ist auch der 
Hinweis: „Wir legen entscheidenden Wert auf absolut vertrauliche Behandlung der 
Angelegenheit ... Sollte die Reichsregierung künftig in irgendeiner Weise, etwa 
durch das Drängen der parlamentarischen Opposition, gezwungen werden, der 
Öffentlichkeit etwas zu sagen, so würden wir die französische Regierung, wenn 
irgend möglich, vorher verständigen." 
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Das war eine Mahnung an die Adresse Herriots, er möge alles unterlassen, damit 
nicht die Reichsregierung durch das eigene Parlament oder die französische Presse 
gedrängt würde, an die Öffentlichkeit zu treten. 

Nach d'Abernons Tagebuch hatte Chamberlain zunächst ernste Bedenken gehabt. 
Er fürchtete eine deutsche Falle. Aber das änderte sich bald unter dem Einfluß maß­
gebender Kreise seiner Partei, die eine erwünschte Gelegenheit sahen, von einem 
englisch-französischen Bündnis loszukommen und doch dem Sicherheitsbedürfnis 
Frankreichs zu genügen. Am 24. Februar und am 5. März äußerte sich Chamberlain 
positiv über das deutsche Angebot. 

5. 

Seitens aller drei Staaten hatten diplomatische Kontakte eingesetzt und nahmen 
nach und nach an Intensität zu. Infolge von Chamberlains Reden und Herriots 
Informationen im auswärtigen Parlamentsausschuß, dessen Beratungen an und für 
sich hatten vertraulich sein sollen, berichtete die englische und französische Presse; 
deutsche Zeitungen griffen das, wenn auch vage, auf. Deshalb informierte Strese-
mann am 7. März in einer klaren und ausführlichen, aber sehr behutsamen Darstel­
lung die deutschen Pressevertreter über die Demarche: „Aus der Rede des Herrn 
Chamberlain geht hervor, daß in England diese deutsche Intervention, dieses Sich­
hineinschieben in die internationalen Verhandlungen, außerordentlich freundlich 
aufgenommen wurde." Bezeichnend ist auch der Satz: „Ich habe ... auch persönlich 
in einer Zeit, wo es keine aktionsfähige Regierung in Deutschland gab, die Verant­
wortung für die ersten Schritte unserer Botschafter übernommen", also bis zum 
19. Januar. Das war die erste offizielle Erklärung in dieser Frage vor der deutschen 
Öffentlichkeit. 

Am 11. März wurde die Sicherheitsfrage ausführlich im Auswärtigen Ausschluß 
des Reichstags erörtert, nachdem Stresemann vorher seine Fraktion informiert hatte. 
Nahezu zwei Monate waren vergangen seit der deutschen Demarche, aber noch 
immer blieb das deutsche Memorandum geheim. Doch die Ausschußverhandlungen 
verliefen ruhig. 

Der Reichspräsident Friedrich Ebert war am 28. Februar überraschend gestorben. 
Die Wahl des Nachfolgers war im ersten Gang für den 29. März, im zweiten für den 
26. April vorgesehen. Eine Regierungskrise wegen der Sicherheitsfrage oder gar ein 
Ausscheiden aus dem Kabinett, kaum daß es gebildet war, hätte die Deutschnatio­
nalen in ihrem Wahlkampf nur belasten können. Auf ein Wahlbündnis, zumindest 
mit der Deutschen Volkspartei, waren sie angewiesen. Sie wollten gerade im Hin­
blick auf ihre agrarischen und industriellen Interessen in der Steuer- und Zollpolitik 
nicht durch eine entschiedene Ablehnung der deutschen Initiative ihre eigene Regie­
rungspolitik blockieren. Das Parteiinteresse rangierte vor den bisher vertretenen 
außenpolitischen Zielen. 

Am 13. März veröffentlichte die Kölnische Zeitung eine offizielle Darlegung Stre-
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semanns, die durch WTB, die faktisch amtliche Nachrichtenagentur, verbreitet 
wurde. Es war im wesentlichen eine Zusammenfassung dessen, was er vor der Presse 
und dem Auswärtigen Ausschuß gesagt hatte: Es müsse „zweierlei gegeneinander 
abgewogen werden; nämlich der deutsche Verzicht, durch einen Angriffskrieg 
Elsaß-Lothringen wieder zu erobern, aber auf der anderen Seite die Sicherheit des 
heutigen Besitzstandes des Deutschen Reiches, die Sicherheit des Verbleibens der 
Rheinlande bei Deutschland gegenüber der Politik ..., die in Frankreich sicherlich 
noch nicht ausgeräumt ist". Aber der Garantiepakt beschränke sich nur auf den 
Westen und dürfe keinenfalls auf den Osten, also auf Polen, ausgedehnt werden. 

Stresemann hatte vom Memorandum als einer Erklärung „der deutschen Regie­
rung" gesprochen. Auch das schienen die Deutschnationalen nicht beanstanden zu 
wollen. Ihre Vertreter im Kabinett waren sich mit Luther und Stresemann darin 
einig, keine Kabinettskrise hervorzurufen, die sich als überflüssig herausstellen 
könnte, wenn die französische Regierung die deutsche Demarche abweisen sollte. 

Aber ein anderes Problem wurde zumindest für die breite Öffentlichkeit aktuell. 
Chamberlain hatte zur Voraussetzung für den Abschluß des Sicherheitspaktes den 
bedingungslosen Eintritt Deutschlands in den Völkerbund gemacht, der bereits im 
Versailler Friedensvertrag vorgesehen war. Doch Deutschland war die Aufnahme 
verweigert worden. Nach Abschluß der Reparationsregelung hatte der Labour-Pre-
mierminister MacDonald jedoch mit reservierter Zustimmung Herriots in der Völ­
kerbundsversammlung Deutschland zum Eintritt aufgefordert. 

Der Völkerbund als eine Einrichtung der Siegermächte war in weiten deutschen 
Kreisen unpopulär. Für die Deutschnationalen war er geradezu ein rotes Tuch, 
zumal der Völkerbund entgegen dem Abstimmungsergebnis 1922 die Abtretung 
Ostoberschlesiens an Polen entschieden hatte. Die Reichsregierung hatte in einer 
Note vom 12. Dezember 1924 unabhängig von der Sicherheitsfrage ihre prinzipielle 
Bereitschaft zum Eintritt erklärt, aber mit dem Vorbehalt gegen Artikel 16 der Bun­
dessatzung. Danach waren die Mitgliedstaaten zu militärischen und wirtschaftlichen 
(Boykott-)Sanktionen im Falle eines Angriffskrieges verpflichtet. Für Deutschland 
hätte das im Falle eines kriegerischen Konflikts zwischen der Sowjetunion und 
Polen bedrohliches Gewicht gehabt. Auf Grund der rigorosen Rüstungsbeschrän­
kungen durch den Versailler Vertrag wollte Deutschland in einem solchen Fall seine 
Neutralität gewahrt wissen und den Durchmarsch fremder Truppen nicht zulassen. 
Der Völkerbund begrüßte in einer Antwort vom 14. März die Bereitschaft des Rei­
ches, blieb aber hinsichtlich der Vorbehalte Berlins bei einer prinzipiellen Ablehnung 
des deutschen Verlangens, wenn er auch Möglichkeiten offenließ, sobald Deutsch­
land Mitglied geworden wäre. 

Die Kommunisten hatten mit Rücksicht auf die Sowjetunion, die Gegner des Völ­
kerbunds war, eine Interpellation im Reichstag eingebracht. Die Regierung hätte auf 
sie antworten müssen, was zu einer großen Debatte, auch über die Sicherheitsfrage, 
im Reichstag hätte führen können. Am 17. März berieten darüber, nach einem Pro­
tokoll des Staatssekretärs in der Reichskanzlei, Kempner, Luther, Stresemann und 
Schubert. Einer Information des französischen Botschafters zufolge konnte es in 
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absehbarer Zeit zu einer Konferenz kommen. Luther und Schubert wollten die 
Öffentlichkeit in der Frage des Völkerbundeintritts „hinhalten"; Stresemann schien 
es besser, bald im Reichstag zu sprechen, ehe die „deutschnationale Opposition sich 
vertiefe". Die drei einigten sich auf einen Vorschlag Luthers, die Behandlung der 
Völkerbundfrage bis zum Herbst zu vertagen, da eine Antwort erst zu der dann 
stattfindenden Völkerbundstagung erforderlich wäre. „Die Sicherheitsfrage sei keine 
isolierte, da wir eine tragbare Lösung auf der ganzen Linie brauchten." 

Diese Besprechung war die Vorbereitung einer sogleich folgenden Unterredung 
Luthers und Stresemanns mit Schiele. Den Erinnerungen Arnold Brechts zufolge, 
eines überzeugten Demokraten, damals Ministerialdirektor im Reichsministerium 
des Innern, ist Schiele ein Mann von Offenheit, Humor und Takt gewesen, mit 
dem er in seiner persönlichen Zusammenarbeit keine Schwierigkeiten gehabt habe. 
Schiele war das erste Kabinettsmitglied, mit dem seitens des Kanzlers und Ministers 
über die deutsche Demarche gesprochen wurde. Luther unterrichtete Schiele kurz 
von dem Ergebnis der vorangegangenen Besprechung. Schiele stellte keinerlei Fra­
gen. Er sagte: „In der Erörterung in der Öffentlichkeit, insbesondere im Reichstag, 
müsse unsere Zurückhaltung betont werden. Diese sei für seine Partei notwendig, 
welche befürchte, daß wir in unserer Anregung reichlich weit gegangen seien ... 
Würden wir im Plenum in diesen Fragen gedrängt, so können Schwierigkeiten für 
die Wahl entstehen." So einigten sich die drei unschwer, die Fragen im Plenum nicht 
zu behandeln. Das Auswärtige Amt regte am 21. März an, die Besprechung der 
kommunistischen Interpellation zur Sicherheitsfrage zusammen mit der allgemeinen 
Aussprache über seinen Etat auf die Tagesordnung des Reichstags zu setzen, vor­
aussichtlich am 18. Mai. 

Die Ministerbesprechung am 21. März war die erste Sitzung der Regierung, in 
der über die deutsche Sicherheitsinitiative beraten wurde. Eine Niederschrift in den 
Akten der Reichskanzlei konnte nicht ermittelt werden. Nach einer Aktennotiz 
Schuberts „erläuterte" Stresemann „in sehr ausführlicher Weise die Richtlinien unse­
rer Politik in der Räumungs-, Sicherheits- und Völkerbundfrage". Nach seinen 
Notizen vom 1. Juli hat Stresemann eineinhalb Stunden gesprochen. Eine Ausspra­
che scheint nicht stattgefunden zu haben. Lediglich der Reichswehrminister Geßler 
hatte sich beschwert, daß man viele Dinge erst erfahre, nachdem sie schon in den 
Zeitungen gestanden hätten. „Sachliche Einwendungen seien nicht gemacht worden 
und auch taktische nicht gegen unser Vorgehen erhoben." Nach Schubert faßte der 
Reichskanzler „die Linien unserer zukünftigen Politik zusammen. Was die Frage 
unseres Eintritts in den Völkerbund anlangt, so kommt zur Zeit für uns eine Bei­
trittserklärung nicht in Frage. Was den Sicherheitspakt angeht, so sind wir emp­
fangsbereit und warten ab, bis die Entente wieder an uns herantreten wird. Es muß 
eine Sicherung dafür geschaffen werden, daß unser Eintritt in den Völkerbund nicht 
herbeiführen darf einen Abbruch unserer Beziehungen zu Rußland." Abschließend 
stellte der Reichskanzler fest, daß die Opportunität, über diese Kabinettssitzung 
eine Pressenotiz zu veröffentlichen, allgemein verneint werde. Der Koalitionsfriede 
wurde gewahrt. 
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Der deutschnationalen Fraktion genügte die Verständigung mit Schiele vom 
17. März jedoch nicht. Für den 22. März war eine Besprechung mit deren Vertretern 
vorgesehen. Tags zuvor hatte die Fraktion in einem Schreiben an den Außenminister 
gefordert, „daß die ferneren Verhandlungen im engsten Einvernehmen mit dem 
deutschen Reichskanzler gemäß Art. 56 der Reichsverfassung (Richtlinienbestim­
mung) und im vollen Einverständnis mit den Vertrauensmännern der Fraktion 
(gemeint in der Regierung) geführt würden. Für den Fall der Fortführung der Ver­
handlungen ,im gleichen Geist' müsse sie sich vorbehalten, ihre Zustimmung zu 
etwa abschließenden Verträgen zu versagen." Graf Westarp, Vorsitzender der 
deutschnationalen Fraktion, hat später dem Vorsitzenden der Volksparteifraktion, 
Scholz, gesagt, das Schreiben „sei ihr Alibi". Sie wollte es vorläufig nicht in der 
Öffentlichkeit vorbringen, aber sie müßte sich darauf beziehen, „daß sie damals 
schon ernste und schwere Bedenken zum Ausdruck gebracht hätten". Mit diesem 
Schreiben wurde der Versuch gemacht, die Richtlinienkompetenz in die Parlaments­
praxis einzubeziehen. Das entsprach nicht den Intentionen von Preuss. Adressaten 
waren ausschließlich die Reichsminister. Aber wegen der Verantwortung des Reichs­
kanzlers gegenüber dem Reichstag ließ sich rechtlich die Einbeziehung nicht verhin­
dern. Offizielle Anträge seitens der Fraktion sind nicht gestellt worden, wohl aber 
Forderungen, später auch in der Bundesrepublik. 

In der Besprechung mit den Vertretern der Fraktionen wehrte sich Luther ent­
schieden gegen den letzten Satz, vor allem gegen die Worte „im gleichen Geist". 
Der Passus würde so interpretiert werden, daß entweder der Kanzler seine Regie­
rungserklärung nicht eingehalten habe oder daß sich die DNVP in Zukunft an die 
Regierungserklärung in der Außenpolitik nicht mehr halten werde. Schiele griff 
dämpfend ein, in der Fraktion habe niemals ein Mißtrauen gegen den Kanzler 
bestanden. Der Abgeordnete Schulz-Bromberg, Geheimer Justizrat, seit 1919 im 
Reichsparlament, sagte, die Fraktion wolle die Leitung des Kanzlers in der Außen­
politik. Diese Äußerung aus dem Munde eines erfahrenen Juristen stand im Wider­
spruch zur Verfassung. „Die Richtlinie der Außenpolitik habe nur die Strategie, 
nicht die Taktik zu beeinflussen", entgegnete Luther. 

Nach kurzer Unterbrechung der Besprechung verlas der Kanzler ein von ihm ent­
worfenes Antwortschreiben, er stimme „der von der DNVP vertretenen Auffassung 
zu, daß auch die Angelegenheit der Außenpolitik in ihren Richtlinien gemäß Art. 56 
der Verantwortung des Reichskanzlers unterliege. In diesem Sinne sei die Außenpo­
litik von ihm und dem Reichsminister des Auswärtigen geführt worden. Er unter­
streiche die Notwendigkeit, auch über die wichtige Frage der Außenpolitik eine 
enge Verbindung mit den Vertrauensmännern der in der Regierung vertretenen 
Regierungsfraktionen herzustellen." Im Protokoll heißt es: „Dem Brief wurde allge­
mein zugestimmt." Damit hatte der Reichskanzler die im Brief ausgesprochene Dro­
hung abgefangen. Aber nach dem Protokoll ist von „ernsten und schweren Beden­
ken", von denen Westarp gesprochen hatte, kaum etwas zu merken. 

Am 26. April war Hindenburg zum Reichspräsidenten gewählt worden und hatte 
sein Amt am 12. Mai angetreten. Sieben Tage später fand die erste Unterredung zwi-
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schen ihm und Stresemann statt. „Hindenburg zeigt sich verhältnismäßig besser 
orientiert, als ich es angenommen hatte." Wahrscheinlich hatte Meißner, der Staats­
sekretär Eberts gewesen war und es unter Hindenburg zum Ärger der Deutschna­
tionalen, aber zur Befriedigung der übrigen Regierungsparteien und der Sozialde­
mokratie blieb, ihn informiert. Die Bedeutung des Sicherheitspaktes schien Hinden­
burg eingesehen zu haben, „aber dem Völkerbund, notierte Stresemann, steht er mit 
größter Reserve und wohl innerlicher Abneigung gegenüber ... alles in allem habe 
ich den Eindruck eines Mannes, der in konservativer Tradition aufgewachsen ist, 
aber konstitutionell denkt ... und der jedenfalls die Absicht hat, in ehrlicher Weise 
und ohne Hintergedanken mit der Regierung auszukommen". 

Am 9. Juni folgte die zweite Unterredung. „Es ist doch außerordentlich schwer, 
mit dem Reichspräsidenten über das verwickelte Gebiet der Außenpolitik zu dis­
kutieren, da er in bestimmten, nämlich einseitigen Anschauungen befangen ist. Es 
scheint, als wenn sehr geschäftige Hände sich bemühen, den Reichspräsidenten auf 
dem außenpolitischen Gebiet zu lenken ... ich sehne mich nach meinen Unterhal­
tungen mit Ebert zurück." Stresemann fürchtete den Einfluß der alten Kameraden 
und Freunde Hindenburgs auf ihn, aber auch die des deutschen Botschafters in 
Moskau, Graf Brockdorff-Rantzau. Ebert hatte diesem 1922 bei der Ernennung 
zum Botschafter in Moskau auf dessen Verlangen das Recht der direkten Berichter­
stattung an ihn, also unter Umgehung des Auswärtigen Amtes, gegeben. 

Brockdorff-Rantzau war im Juni 1919 als Außenminister zurückgetreten, weil er 
die Annahme des Versailler Vertrages abgelehnt hatte. Seitdem war er ein entschie­
dener Gegner der Westorientierung Deutschlands. Er hoffte vielmehr, in enger Ver­
bindung mit der Sowjetunion den Versailler Vertrag gleichsam aus den Angeln 
heben zu können. Die Russen widersetzten sich aufs äußerste einem Eintritt 
Deutschlands in den Völkerbund, allein schon wegen des Artikels 16. Brockdorff-
Rantzau war kein alter Konservativer wie die Freunde und Kameraden Hinden­
burgs. Er nannte sich sogar „einen Demokraten", was er auf seine Art auch war. 

Stresemann hatte Brockdorff-Rantzau ausdrücklich instruiert, die Sicherheits­
pakt-Politik des Reiches in Moskau zu erklären und zu vertreten. Aber was Brock­
dorff-Rantzau, der gerade in dieser Zeit häufig in Berlin war, Hindenburg schrieb 
oder berichtete, wußte Stresemann nicht. Er vermutete mit Recht, daß Brockdorff-
Rantzau von seinem Privileg reichlich Gebrauch machen würde. Die mögliche 
Beeinflussung des Reichspräsidenten machte Stresemann Sorge, weil von dessen 
Unterzeichnung die Gültigkeit eines Sicherheitsvertrages abhängig sein würde. Eine 
Abberufung Brockdorff-Rantzaus hätte Stresemann von Hindenburg auf keinen 
Fall erreichen können. 

Nach der Wahl Hindenburgs waren die Deutschnationalen von der Furcht, das 
Memorandum könne ihren Wahlkampf belasten, befreit worden. Die weitere Verzö­
gerung der französischen Antwortnote hatte die Waffenruhe im Kabinett verlängert. 

Stresemann konnte in seiner Rede zum Etat des Auswärtigen Amtes am 8. Mai die 
Sicherheitsfrage nicht verschweigen. Er behandelte sie nur kurz, aber der Text des Me­
morandums blieb geheim. „In Wirklichkeit sind wir bis heute auch in der Frage des Ga-
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rantiepaktes ohne Antwort seitens der alliierten Mächte, ohne Antwort seitens der fran­
zösischen Regierung geblieben." Das war in der damaligen Diplomatensprache ein 
klarer Ausdruck der Verärgerung, aber auch eine Entschuldigung gegenüber dem Parla­
ment, daß die Sicherheitsfrage im Plenum so spät und nicht eingehend erörtert wurde. 

Schon am 2. April hatte Stresemann den deutschnationalen Fraktionsvertretern 
erklärt, daß die Veröffentlichung des Memorandums mit der Antwort der Gegen­
seite erfolgen würde. Man wolle durch dessen Verlesung nicht die damalige Initia­
tive der Reichsregierung gewissermaßen als eine erneute Bekräftigung der Note 
erscheinen lassen. Das hatte Westarp hingenommen. Stresemann hatte kurz vor sei­
ner Etatrede mit der gleichen Begründung das Einvernehmen mit dem deutschnatio­
nalen Fraktionsvorsitzenden hergestellt, aber sagte ihm zu, den Wortlaut zur Verfü­
gung zu stellen und ebenso dem sozialdemokratischen Fraktionsvorsitzenden 
Müller-Franken, vermutlich ausschließlich zum persönlichen Gebrauch. 

Aber Schiele, der deutschnationale Spitzenvertrauensmann des Kabinetts, kannte 
das Memorandum zehn Tage später noch nicht. Stresemann wurde von den sächsi­
schen Deutschnationalen besonders scharf attackiert, deshalb hatte der volksparteili­
che Abgeordnete Brüninghaus in einer Plauener Zeitung eine Erklärung veröffent­
licht, „daß zwischen Luther, Stresemann und Schiele über das deutsche Memoran­
dum ausführlich verhandelt wäre. Dabei sind Einwendungen gegen den Sicherheits­
pakt nicht erörtert worden." Schiele schrieb am 22. Mai an Brüninghaus: „Ich bin 
persönlich über das Memorandum nicht unterrichtet worden und kenne auch heute 
noch nicht den Inhalt desselben." Gemeint ist wahrscheinlich die Besprechung am 
17. März, in der sich die drei geeinigt hatten, die Sicherheitsfrage im Plenum nicht 
zu behandeln. Formell hatte Schiele recht, vom Memorandum war nicht die Rede 
gewesen, wohl aber vom Sicherheitspakt. Es war schon eine Panne in der Kabinetts­
politik, daß der Minister des Auswärtigen dem Fraktionsvorsitzenden der Opposi­
tion den Text zugehen ließ, nicht aber Schiele; vielleicht wollte dieser ihn gar nicht 
haben. Brüninghaus, ein Mann zweiter oder dritter Garnitur, durchschaute die Lage 
nicht. Stresemann mag in einer Fraktionssitzung gesagt haben, im ganzen wären 
sich die drei einig gewesen. Auch der Brief Schieles wird eine Alibiaktion gewesen 
sein wie das Schreiben der deutschnationalen Fraktion vom 21. März. 

6. 

Am 19. Juni wurde die französische Antwortnote übergeben. Herriot war am 
26. April gestürzt, Aristide Briand wurde Außenminister. In wesentlichen Punkten 
stand die französische Auffassung im schroffen Widerspruch zu den deutschen Vor­
stellungen, aber man zeigte Bereitschaft zum Meinungsaustausch, also zu Verhand­
lungen. In der Kabinettssitzung am 24. Juni schlug Stresemann vor, wegen der strit­
tigen Punkte Rückfragen bei der französischen Regierung zu stellen, aber den 
deutsch-alliierten Gedankenaustausch fortzusetzen. Dem widersprach entschieden 
der Justizminister Frenken, allerdings nur für seine Person. Er stand dem Zentrum 
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nahe. Die weiteren Verhandlungen könnten fortgesetzt werden, aber „mit dem Ziel, 
daß das Memorandum in Asche zerfällt". Nach einer Notiz Stresemanns über diese 
Kabinettssitzung sah Frenken die ganze Sache „vom Standpunkt eines an, der über 
den Verlust seiner beiden Söhne im Krieg nicht hinwegkam". 

Der deutschnationale Wirtschaftsminister Neuhaus wollte es „für ein Gottesglück 
ansehen, wenn aus unserem Angebot nichts werde". Nach dem parteilosen Ernäh­
rungsminister Graf Kanitz würde es „wohl noch nie in der Geschichte vorgekom­
men sein, daß ein geschlagenes Land ihm aufgezwungene Grenzen freiwillig bestä­
tigt". Er hatte vor allem Sorge, daß ein Sicherheitspakt über die deutsch-französi­
sche Grenze „auf die Ostgrenzen überspringen würde". Schiele meinte, ein Netz 
wäre uns über den Kopf geworfen, „das zum Teil aus unserem Memorandum 
geknüpft sei". Es kam ihm auf die Schuldfrage an, doch eine präzise Stellungnahme 
zu Stresemanns Vorschlag vermied er. Reichsarbeitsminister Brauns (Zentrum) 
sagte: „Wie die anzuknüpfenden Verhandlungen liefen, könnten wir nicht wissen. 
Jedenfalls geben wir dadurch den Ball, den Frankreich uns zugeworfen habe, an 
Frankreich zurück." 

Geßler wollte auf keinen Fall „abbrechen. Auch der Pakt im Westen werde mit 
dem inneren Vorbehalt geschlossen, daß wir auf kein Stück deutschen Landes ver­
zichten könnten; es sei also nicht viel mehr als ein Waffenstillstand." Nur der der 
Volkspartei nahestehende Verkehrsminister Krohne sprach sich eindeutig für den 
Stresemannschen Vorschlag aus, der es ablehnte, Verhandlungen im Sinne von Fren­
ken fortzuführen, also sie zum Scheitern zu bringen. Bei einem entsprechenden 
Kabinettsbeschluß würde er zurücktreten. Das vertrat auch Luther mit anderen 
Worten in gleicher Entschiedenheit. 

Nach diesen kontroversen Äußerungen fragt man sich, was wohl das Ergebnis der 
Kabinettssitzung hätte sein können. Von den elf Mitgliedern gaben fünf ihrer ableh­
nenden Stimmung Ausdruck. Vier waren für Fortsetzung der Verhandlungen, zwei 
schwiegen. Aber Luther, ein Meister in der Zusammenfassung von Beratungsergeb­
nissen, sagte: „Nach den Ausführungen der bisherigen Redner sei das Kabinett sich 
über die jetzt zu ergreifenden Maßnahmen einig." Widerspruch erfolgte nicht. Die 
Zusammenfassung eines Beratungsergebnisses, wie es hier geschehen war, kann 
Richtliniencharakter haben. Das haben spätere Kanzler auch in der Bundesrepublik 
praktiziert. Die Hand zur Nein-Stimme zu erheben, ist leichter als einer festgestell­
ten Einigung mit Begründung zu widersprechen. Es ist nicht selten auch vorgekom­
men, daß, wenn Kanzler und ein Minister in einer richtlinienbedürftigen Angele­
genheit verschiedener Meinung waren, der Kanzler am Ende des Gesprächs 
festgestellt hat: Wir sind uns also einig, und dabei zum Ausdruck brachte: über seine 
Auffassung. Das war eine elegante Form der Richtlinienbestimmung. Sollte der 
betroffene Minister widersprechen, hatte der Kanzler die Richtlinienkompetenz 
immer noch in der Hand. 

Luther stellte am Schluß dieser Kabinettssitzung ohne Widerspruch fest, daß eine 
Kommission von Stresemann, Brauns, Schiele, Frenken und ihm ein Kommunique 
entwerfe. Diesem stimmte die Regierung mit geringfügigen Abänderungen zu. 
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Im Kommunique vom 26. Juni heißt es: „... Die deutsche Außenpolitik sah sich 
damals vor die Frage gestellt, ob sie die Lösung der Sicherheitsfrage den alliierten 
Westmächten allein überlassen oder auf eine Lösung durch die Mitbeteiligung 
Deutschlands hinwirken solle ... Demgemäß erfolgte seitens des Auswärtigen Amtes 
um die Wende des Jahres eine entsprechende diplomatische Fühlungnahme. Reichs­
kanzler Dr. Luther hat in seiner Rede vom 30. Januar vor der ausländischen Presse 
zum Ausdruck gebracht, daß Deutschland an einer Verwirklichung des Sicherheits­
gedankens ein reales Interesse habe und zur positiven Mitarbeit daran bereit sei. Im 
Einklang mit diesem Grundgedanken erschien es nach dem Ergebnis der diplomati­
schen Sondierungen unter Berücksichtigung der außenpolitischen Gesamtlage dem 
Auswärtigen Amt angebracht, den alliierten Regierungen zur Kenntnis zu bringen, 
auf welcher Grundlage eine Mitwirkung Deutschlands an der Regelung der Sicher­
heitsfrage in Betracht kommen könnte. Zu diesem Zwecke wurde den alliierten 
Regierungen im Februar ein Memorandum überreicht ... Nachdem die von dem 
französischen Botschafter übergebene Note vom 16. Juni konkrete Vorschläge 
gemacht hat..., ist nunmehr das Kabinett zu einer Beratung des gesamten Komple­
xes der dadurch aufgeworfenen Fragen zusammengetreten. Das Kabinett ist dabei 
übereinstimmend zu dem Ergebnis gelangt, daß die in der französischen Note vor­
geschlagenen Erörterungen zur Vorbereitung der endgültigen Stellungnahme als­
bald aufzunehmen sind." 

Was berichtet wurde, war nicht falsch; aber irreführend wirkt, was nicht gesagt 
wurde. Es war eine raffiniert verfaßte Information. Aus der Rede Luthers vor der 
ausländischen Presse am 30. Januar sollte dessen Zustimmung zur Übergabe des 
Memorandums in Paris abgeleitet werden. Dies war in London am 20. Januar über­
geben worden, was wohl nur als Sondierung gelten sollte. Wohl kann der Kanzler 
auch in einer Rede seine Richtlinie aussprechen, aber sie muß als solche gekenn­
zeichnet sein. Das war hier nicht der Fall. Wenn es sich aber um eine Richtlinie hätte 
handeln sollen, dann hätte der Kanzler oder der Außenminister die Regierung in 
einer der nächsten Sitzungen gemäß der Geschäftsordnung der Reichsregierung 
unterrichten müssen. Erst am 21. März konnte die Regierung aus den Ausführungen 
Luthers und Stresemanns deren Übereinstimmung erfahren. Diese Kabinettssitzung 
wurde im Kommunique nicht erwähnt, sondern erst die Ministerbesprechung vom 
24. Juni. Die Öffentlichkeit mußte also annehmen, daß die Regierung erst jetzt von 
der Aktion erfahren und die Fortsetzung der Verhandlungen beschlossen hätte. 

Doch Stresemann hatte schon am 8. Mai, wenn auch kurz, den Reichstag über die 
Sicherheitspolitik unterrichtet. Merkwürdig, daß ein Ressortminister das Parlament 
vor der Regierung informierte. Die Regierungsverantwortung sollte also erst mit der 
Kabinettssitzung vom 24. Juni einsetzen. Vom Reichskanzler, abgesehen von dessen 
Rede am 30. Januar, war überhaupt nicht die Rede. Worauf die Deutschnationalen 
entscheidenden Wert legten, war, über ein temporäres Alibi zu verfügen, daß sie sich 
vor dem 24. Juni, dem Tag der Kommuniqueveröffentlichung, über die deutsche 
Demarche vom 20. Januar nicht geäußert hatten. Nachdem die deutsche Aktion in 
Paris zu der französischen Antwortnote geführt hatte, hätte aus außenpolitischen 
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Gründen das deutsche Angebot schlecht zurückgezogen werden können. Nach 
deutschnationaler Parteiauffassung sollte vielmehr durch zusätzliche deutsche For­
derungen die Verhandlung mit den Alliierten zum Scheitern gebracht werden. So 
wollte man zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: die eigene Unschuld am Schei­
tern des Sicherheitspaktes demonstrieren und Stresemann als den Alleinschuldigen 
hinstellen. Denn das Auswärtige Amt hätte von der Jahreswende bis zum 24. Juni 
allein operiert. 

Federführend in der Formulierung des Kommuniques war Schiele, der einen eige­
nen Entwurf vorgelegt hatte. Er hatte in der Kabinettssitzung vom 24. Juni der Stre-
semannschen Politik in der Lutherschen Fassung zugestimmt und mußte das nun­
mehr vor der Fraktion rechtfertigen. Im parlamentarischen Koalitionssystem zieht 
faktisch die Fraktion ihre Minister für deren Regierungstätigkeit und -entscheidun-
gen zur Verantwortung. Gerade deswegen hatte Schiele sich an der Verlängerung 
des gewagten Geheimhaltungsprozesses beteiligt. Er hatte bei der Abfassung des 
Kommuniques in erster Linie an seine Fraktion als Adressaten gedacht. Bewußt 
wollte er einen Schlußstrich unter die Vergangenheit ziehen, um für die künftigen 
Regierungsentscheidungen über die Sicherheitspolitik frei zu sein. Aber der wirkli­
che Hauptadressat war die Öffentlichkeit, was nicht ausreichend bedacht war. 

Das zeigte sich sogleich. Nicht nur Luther, Stresemann und ihre deutschnationa­
len Helfer, auch die duldenden in der Fraktion hatten die Öffentlichkeit und vor 
allem die vorwiegend orthodoxen, wenn nicht radikalen Anhänger der DNVP in 
der Provinz im unklaren gelassen. 

Die agrarkonservative Deutsche Tageszeitung schrieb, daß das Memorandum 
vom 9. Februar nicht das Ergebnis jener Kabinettsentscheidung gewesen wäre, son­
dern ein Akt des Auswärtigen Amtes, und daß erst jetzt, also mit dem 24. Juni, die 
Verantwortung einträte. Graf Westarp vertrat einen ähnlichen Standpunkt. Der auf 
dem äußersten rechten Flügel der DNVP stehende Abgeordnete Freiherr von Frey-
tagh-Loringhoven forderte den Rücktritt Stresemanns. Empört war die Deutsche 
Volkspartei über die Bloßstellung ihres Vorsitzenden. Am 30. Juni beschloß der Par­
teivorstand einstimmig, eine Interpellation über die Sicherheitspolitik einzubringen, 
um eine Aussprache im Reichstag herbeizuführen. Das steigerte noch die Erregung 
der Öffentlichkeit. Luther war schockiert, daß eine Regierungspartei eine Interpella­
tion einbrächte, ohne sich vorher mit ihm in Verbindung zu setzen. 

Die Spannung zeigte sich in der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses über die 
französische Note und das Kommunique vom 1. Juli. Für die deutschnationale Frak­
tion sprach Graf Westarp. Er beschränkte sich auf die Herausstellung der Gegen­
sätze zwischen dem Memorandum und der Briandschen Antwortnote, ließ aber 
erkennen, daß er von den Verhandlungen nichts erwarte, ein Verzicht auf Elsaß-
Lothringen käme für ihn nicht in Frage. Darauf fragte der sozialdemokratische 
Abgeordnete Breitscheid, ob denn die Regierungsparteien noch heute hinter dem 
Memorandum stünden, wenn solche Äußerungen möglich wären. Höchstwahr­
scheinlich hatte er, ohne es ausdrücklich zu nennen, auf das Kommunique ange­
spielt, das ein Kenner wie er zu lesen verstanden hatte. Festzustellen, was in amtli-
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chen Verlautbarungen, auch in Auszeichnungs- und Einladungslisten nicht steht, 
war damals und ist auch heute eine reizvolle und vielfach auch lohnende Beschäfti­
gung. Dernburg von der Demokratischen Partei verlangte Auskunft über die Stel­
lungnahme der Regierung. Stresemann entgegnete: „Weil nun unsere Vorarbeiten 
(gemeint ist für das Memorandum) schon in ein gewisses Stadium gekommen 
waren, so habe ich mich mit dem Herrn Reichskanzler sofort in Verbindung gesetzt 
... Er hat sich mit dem bisherigen Vorgehen einverstanden erklärt." Das entschei­
dende Wort war „sofort", gemeint war der 19. Januar. 

So hatte Stresemann zwar verdeckt, aber für Versierte erkennbar, das Kommuni­
que korrigiert. Er wollte, vor allem im Ausland, den Eindruck nicht aufkommen las­
sen, als ob der Reichskanzler dem Memorandum fernstünde. Damit hätte er inter­
national seine Glaubwürdigkeit eingebüßt. Das hätte auch Hindenburgs Haltung 
zum Garantiepakt irritieren können. 

Gleich nach Stresemanns Rede stellte ihn Luther. Auf die Verantwortung für die 
deutsche Initiative hätte Stresemann vor dem Auswärtigen Ausschuß nicht eingehen 
dürfen, das wäre „doch mehr Sache des Kabinetts". In der Tat war durch das Kom­
munique Stresemann gegenüber Luther wegen seiner mangelnden Unterrichtung, 
andererseits durch die Korrektur Stresemanns der Kanzler gegenüber den Deutsch­
nationalen desavouiert worden. Auf das Datum vom 19. Januar könnte Luther sich 
nicht mehr besinnen und habe an die Vorgänge, wie er sagte, nur noch „eine dunkle 
Erinnerung". Die Einsichtnahme in die Akten sei sehr viel später erfolgt. Stresemann 
erfuhr kurz nach dem Gespräch, daß Luther eine Ministerkonferenz einberufen 
wolle, um die Frage der Entstehung des Memorandums zu behandeln. Er warnte 
den Staatssekretär Kempner eindringlich davor; wenn der Reichskanzler von dem 
Memorandum abrücke, so könne es vom Außenminister nicht anders als mit Demis­
sion beantwortet werden. Ganz überraschend stand eine Kabinettskrise vor der Tür. 

Luther bat noch am gleichen Abend Stresemann zu sich. Er hatte einen Brief an 
ihn über seine eigene Verantwortung entworfen. Der Adressat sollte auch das Kabi­
nett sein. Mit Indiskretionen durch Presseveröffentlichung war zu rechnen. Strese­
mann hätte antworten müssen. Der Streit zwischen Kanzler und Außenminister 
wäre offenkundig geworden. 

Der Briefentwurf Luthers wurde gerade in die Maschine geschrieben. Er las ihn 
Seite für Seite vor. Nach Stresemanns Aufzeichnungen kam Luther nochmals darauf 
zu sprechen, daß er über diese Frage natürlich auch mit anderen Herren geredet 
habe, „da er wiederholt darauf gestellt worden wäre, und daß er durch meine (Stre­
semanns) Darlegungen in einen gewissen Konflikt mit seinen eigenen Ausführungen 
käme. Er würde deshalb Wert darauf legen, doch auch seine eigene Auffassung über 
die Dinge darzulegen." Luther dachte wohl an Deutschnationale, gerade an Schiele. 
Mit ihnen war er mit äußerster Behutsamkeit verfahren. Jetzt sehe er durch Strese­
manns Version seine Glaubwürdigkeit wie seine Kanzlerautorität im Kabinett ange­
schlagen. 

Auf der vorletzten Seite des Lutherschen Entwurfs hieß es, „daß seine Verantwor­
tung erst von dem Tag beginne, an dem er sich eingehend über diese Sache unter-
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richtet habe". Das war nach Stresemann der 21./22. Februar gewesen, was später 
von Luther bestätigt wurde. Bis dahin hätte also Stresemann auf eigene Faust gehan­
delt. Als Stresemann diesen Passus aus Luthers Schreiben gehört hatte, unterbrach 
er dessen Verlesung. Nach seinen Aufzeichnungen fragte er, „ob Luther nicht die 
Krisis für sich und die Deutschnationalen Partei durch mein Ausscheiden aus dem 
Kabinett lösen wolle". Dann würde zwischen Luther und den Deutschnationalen 
„volle Harmonie bestehen, er könne die Kontinuität der Außenpolitik fortsetzen, 
indem er beispielsweise selbst das Auswärtige Amt übernehme". Stresemann wolle 
eine längere Seereise antreten und im Herbst erst zurückkommen. 

Luther lehnte ab, „er sei nicht stark genug, in seiner Person die Kontinuität zu 
verbürgen ... ,Ihre Seereise wird Sie ja doch nur bis London führen. Freunde und 
Gegner würden sich einmütig darin vereinigen, in mir den besten Mann zu sehen, 
den man in London haben könne.'" Stresemann entgegnete, er würde einen Bot­
schafterposten nicht annehmen, „sondern in die deutsche Politik als Parteiführer 
zurücktreten". Luthers Bemerkung über den Londoner Botschafterposten ist viel­
fach, auch von Stresemann selbst, als Angebot angesehen worden. Man kann sie 
aber auch als eine Stresemanns Rücktrittsankündigung abwehrende Frage vermuten, 
nämlich in dem Sinn: was wolle Stresemann; wenn er in der Politik zu verbleiben 
gedenke, könne er nur Botschafter in London werden. Noch einmal betonte Luther 
die Undenkbarkeit von Stresemanns Ausscheiden zum gegenwärtigen Zeitpunkt. In 
der Tat wäre Stresemann jetzt kaum zu ersetzen gewesen. Außerdem wäre durch 
das Ausscheiden der Volkspartei die Koalition aufgeflogen. Was beabsichtigte 
Luther mit seiner Aktion? Mit seiner ganzen Kraft wollte er sowohl Stresemann und 
die Deutschnationalen zusammenhalten als auch den Sicherheitspakt durchsetzen. 
Am gleichen Tag war in der nationalistischen Deutschen Zeitung der Brief Schieies 
an Brüninghaus vom 22. Mai abgedruckt worden. Ob Schiele oder einer seiner Frak­
tionskollegen den Brief publiziert hat, ist nicht bekannt; daß er veröffentlicht wurde, 
erschien als ein verhaltener Kommentar zum Kommunique im Sinne eines Alibis für 
Schiele. 

Eine Verantwortungsisolierung der Deutschnationalen mußte vermieden werden. 
Deshalb suchte Luther Stresemann für den Augenblick zu isolieren. Um die Sympa­
thie der Deutschnationalen wollte er sich nicht bringen, vielmehr loyal erscheinen 
und sich nicht der Täuschung verdächtig machen. Tatsächlich aber hatten Luther 
und Stresemann mit Hilfe der deutschnationalen Minister das Kabinett getäuscht. 
Stresemann hatte seinerseits die Richtlinienkompetenz des Kanzlers am 19. Januar 
überreichlich strapaziert. Bewußt hatte er sein Anliegen heruntergespielt, um den 
Beginn der Regierungarbeit nicht zu gefährden. Den Termin der Übergabe des 
Memorandums durfte er nicht verschieben lassen, weil sonst vorher der englisch­
französische Vertrag hätte abgeschlossen werden können. Andererseits ist Luther zu 
glauben, daß er das ganze Problem der Sicherheitsfrage erst beim Aktenstudium am 
20. und 21. Februar erfaßt hatte. Da konnte er nicht mehr seine Zustimmung wider­
rufen und wollte es auch nicht, denn sachlich waren sich beide ja einig. Stresemann 
hatte durch seine Politik Luthers Richtlinien von sich aus ausgedehnt, und dieser 
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war weder in der Lage noch willens, in diese Dynamik bremsend oder gar abbre­
chend einzugreifen. Stresemann hatte die Richtlinien für den Garantiepakt in der 
Hand, und Luther beließ sie ihm. Am nächsten Morgen rief Stresemann noch aus 
dem Bett den Staatssekretär Kempner an: Wenn der Reichskanzler auf diesem Brief 
bestünde, würde er ihm im Reichstag als Abgeordneter antworten. Kurze Zeit dar­
auf teilte Kempner ihm mit, der Kanzler werde auf den Austausch der Briefe ver­
zichten. Er würde nur eine Aufzeichnung machen und ersuche Stresemann um das 
gleiche. In dieser war der von Stresemann beanstandete Satz nicht mehr enthalten. 
Beide Aufzeichnungen sind anscheinend nicht weitergegeben worden. 

Zu Beginn der Kabinettssitzung am 2. Juli erklärte der Reichskanzler, „daß er sich 
veranlaßt gesehen habe festzustellen, auf welche Weise er, der Kanzler, von dem 
Memorandum zu seiner Zeit Kenntnis genommen habe. Dieses ändere nichts daran, 
daß er stets grundsätzlich der Auffassung gewesen sei wie das Auswärtige Amt. Der 
Unterschied der Auffassung über das Zustandekommen habe aber deshalb klar prä­
zisiert werden müssen, weil gestern der Außenminister im Auswärtigen Ausschuß 
Ausführungen gemacht habe, die sich mit seiner Auffassung nicht deckten." Dann 
ging er zur Tagesordnung über. Am Kopf dieses Protokolls war vermerkt: „Nur von 
Hand zu Hand weitergeben"; das bezog sich auf Luthers Erklärung. 

Mit der Erklärung im Kabinett vom 2. Juli war der Richtlinienstreit zwischen ihm 
und Stresemann erledigt. Daß ein Minister eine Richtlinie des Kanzlers nur unwillig oder 
überhaupt nicht anerkennt, ist öfters vorgekommen und ebenso, daß ein Kanzler die 
geplante Maßnahme seines Ministers kraft seiner Richtlinienkompetenz nicht billigt, 
nicht zu reden von Umgehungshandlungen. Bei diesem Streit ging es nicht um den In­
halt, sondern um den Termin der Richtlinienangabe. Aus kabinetts- und koalitionspoli­
tischen Gründen wollte der Reichskanzler den Termin um nahezu eineinhalb Monate 
verschieben. Hier wirkten die Deutschnationalen auf die Richtlinienkompetenz ein. 

Eine Abstimmung diplomatischer und koalitionspolitischer Interessen aufeinander 
erschien in diesem Fall als kaum möglich. Paradigmatisch zeigt sich von Anbeginn 
bis zum Ende dieses Prozesses der Gegensatz zwischen der parlamentarischen Ten­
denz zur Öffentlichkeit, heute würde man sagen Transparenz, vor allem der 
Anspruch von Kabinett und Parlament auf Information, und dem im Wesen der 
Diplomatie um der Effektivität willen liegenden Hang, ja sogar Zwang zur strikten 
Diskretion. Dieser Konflikt zeigt sich mehr oder minder deutlich in allen Staaten 
des parlamentarischen Systems. Luther und Stresemann hatten sich in dieser De­
marche diplomatisch sachgerecht verhalten, aber verfassungsrechtlich, zumindest 
verfassungspolitisch und geschäftsordnungsgemäß, fragwürdig. Letzteres hatten die 
deutschnationalen Minister geduldet, aber nicht um der Aktion als solcher willen, 
sondern aus Angst vor ihrer Fraktion, noch mehr vor ihrer Partei. 

Luther wie Stresemann wünschten, den Sicherheitspakt durchzubringen und die 
Deutschnationalen in der Regierung zu halten. Die Deutschnationalen wollten sich 
der Verantwortung für den Garantiepakt entziehen, ihn scheitern lassen, ohne daß 
ihr eigenes Verschulden in Erscheinung träte, um im Kabinett zu verbleiben. Jeder 
der beiden Partner suchte den anderen zu überlisten. 
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Der deutschnationale Abgeordnete von Lindeiner-Wildau, der zu den Gemäßig­
ten gehörte, hatte im April Stresemann gesagt: „Dreiviertel der Fraktion wünschten 
unbedingt in Regierung zu bleiben. Äußerster rechter Flügel würde nur durch zwei 
oder drei Mitglieder vertreten." Diese Schätzung könnte kaum richtig gewesen sein. 
Im Juli war Stresemann nach seinen Aufzeichnungen über eine Äußerung des Gra­
fen Westarp informiert worden; dieser fürchtete, „der Fraktion nicht mehr Herr zu 
werden. Er führe einen Kampf mit einer Hydra, wenn er einen Kopf abgeschlagen 
habe, dann kämen zwei neue ... Er fürchte, daß ein großer Teil der Fraktion nicht 
dazu zu bringen sei, gegen das Mißtrauensvotum der Völkischen zu stimmen." 

Das war die eine Sorge in der Fraktion, bei den nächsten Wahlen Stimmen an die 
Völkischen zu verlieren, die andere, vielleicht noch größere, bei den nächsten Wah­
len von den Landesverbänden nicht wieder aufgestellt zu werden. Die deutsch­
nationale Wählerschaft war überwiegend radikaler als die Fraktionsmajorität. Seit 
sechs Jahren war sie intensiv und systematisch auf Fundamental- und außenpoliti­
sche Opposition getrimmt worden. Die Regierungsbeteiligung ihrer Partei, die von 
der geldspendenden Wirtschaft und von den Großagrariern betrieben war, verstand 
sie nicht. Sie unterlag dem Einfluß der offiziellen und getarnten deutschnationalen 
Provinzpresse, die von dem großen Medienkonzern mit eigenen Berliner Zeitungen, 
Illustrierten, mit einer großen Nachrichtenagentur, einem weitreichenden Presse­
dienst und einer Finanzierungsgesellschaft für die Presse mehr oder minder ab­
hängig war. Gründer und Chef des Konzerns war der Geheime Finanzrat Alfred 
Hugenberg, ein verschlagener Spießer und skrupelloser Demagoge von überragen­
der Finanz- und Organisationsbegabung. Er war ein fanatischer Gegner der Demo­
kratie, der gegenwärtigen Außenpolitik und auch Stresemanns, der für ihn der Ver­
räter der Rechten war, weil er aus einem Gegner der Republik zu deren Vertreter 
und Stütze geworden war. 

Das Wort „Basisdemokratie" kannte man damals noch nicht. Aber man kann bei 
einer großen Reihe deutschnationaler Provinzorganisationen basisdemokratische 
Tendenzen unschwer erkennen, die von der Konzernpresse gesteuert wurden. 
Hugenberg finanzierte bewußt die Zentrale kaum oder überhaupt nicht, wohl aber 
verteilte er reichliche Zuwendungen an die Vorstände der Landesverbände, die er 
auf diese Weise in der Hand hatte. 

Auf der Kabinettssitzung am 2. Juli ging es dank der eleganten Erklärung Luthers 
friedlich zu. Schiele sagte zum Eingang, daß er der Veröffentlichung seines Briefes 
vom 22. Mai an Brüninghaus „völlig fernstehe", und am Schluß namens seiner Frak­
tion, daß sie den Rücktritt des Außenministers nicht fordere. 

Stresemann war, seinen Notizen zufolge, informiert worden, daß Graf Westarp 
am 2. oder 3. Juli der Preußischen Landtagsfraktion gesagt habe, man müßte aus 
taktischen Gründen den Kampf gegen Stresemann einstellen. Er wäre augenblick­
lich zu stark im Vorteil. Die Deutschnationalen würden einen geeigneten Moment 
suchen, wo sie den Rücktritt des Außenministers verlangen würden oder im Fall der 
Nichtgewährung dieses Anspruchs ihrerseits aus dem Kabinett ausscheiden. 

Auf einer Ministerbesprechung am 18. Juli wurde der Text der Antwortnote 
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genehmigt. Stresemann hatte einen Tag vorher erreicht, daß in der Note das Memo­
randum ausdrücklich in Verbindung mit den Worten „nach Auffassung der deut­
schen Regierung" genannt wurde. Graf Westarp hatte in der Kreuz-Zeitung vom 
9. Juli das an Frankreich gerichtete Memorandum vom 9. Februar als „unverbindli­
che Anregung des Außenministers" bezeichnet. Daraufhin hatte die SPD im Reichs­
tag eine Interpellation mit der Frage: „Betrachtet die Reichsregierung die in ihrem 
Memorandum enthaltenen Angebote noch als verbindlich?" eingebracht. In der 
Interpellationsdebatte vom 20. Juli modifizierte Westarp seine Behauptung: „Als 
Ausgangspunkt für die außenpolitische Situation habe die Antwort Briands vom 
16. Juni zu gelten und ein historischer Ausgangspunkt sei neben anderen das Memo­
randum des Auswärtigen Amtes vom 9. Februar." Aber am 23. Juli wurde ein Antrag 
aller Regierungsparteien auf Billigung des Textes der deutschen Antwortnote in 
namentlicher Abstimmung angenommen. Ein deutschvölkischer Mißtrauensantrag 
gegen Stresemann wurde mit den deutschnationalen Stimmen abgelehnt. 

7. 

Durch die deutsche Note war der Weg für die Verhandlungen der Außenminister 
freigelegt. Mit d'Abernon wurde engste Fühlung gehalten; man informierte sich 
gegenseitig über die Amtsgrenzen hinaus. Die deutsche Seite erbat und erhielt 
seinen Rat. Am 4. August drückte Stresemann d'Abernon seinen Wunsch aus, daß 
Luther an der Konferenz teilnehme, zumal „mit einem starken Argwohn weit rechts 
stehender Kreise" zu rechnen sei, die eher Ruhe halten würden, wenn beide gemein­
sam dort verhandeln würden. D'Abernon sah darin keine Schwierigkeiten. Einen 
Tag später vertrat Stresemann diesen Wunsch in einer Unterredung mit Luther 
sowie den Staatssekretären Schubert und Kempner. Ministerialrat Doehle vom Büro 
des Reichspräsidenten hatte am 28. August dem Reichskanzler geschrieben, der 
Reichspräsident lege größten Wert darauf, „daß zu einer Ministerkonferenz der 
Herr Reichskanzler selbst mitfahre". 

Ebenso dachten zunächst die Deutschnationalen. Am 19. September setzte sich 
der deutschnationale Abgeordnete Hergt, Vorsitzender des Auswärtigen Ausschus­
ses, in einem Gespräch mit Stresemann stark für die Beteiligung Luthers an der 
Konferenz ein. Nach einer Notiz Stresemanns wäre „bei der Haltung seiner 
Freunde (Hergt) eine andere Lösung völlig ausgeschlossen". Am 22. September 
empfahl Stresemann in einer Ministerbesprechung die Teilnahme „des Reichskanz­
lers, der die Richtlinien der Politik bestimme". Schiele widersprach heftig. Die Betei­
ligung des Reichskanzlers führe „zu unerwünschten starken Bindungen; auch die 
Ministerpräsidenten Englands und Frankreichs würden nicht entsandt. Käme es bei 
der Erledigung der Paktfrage zu innerpolitischen Schwierigkeiten, so brauchten 
diese keine Kabinettskrise zur Folge zu haben. Gerade die Person des Herrn 
Reichskanzlers sei zu wertvoll, als daß sie für diese Zwecke verbraucht werden 
dürfte." Luther betonte, „daß er als Reichskanzler und Leiter der gesamten Politik 
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auch eine ganz besondere Verantwortung in dieser Frage trage ... Er sei bereit, die 
Verantwortung für die Mitvertretung zu übernehmen. Wenn das Werk scheitere, 
werde er die Konsequenzen ziehen." Da rief Schiele: „Das wollen wir ja gerade 
nicht!" 

Die deutschnationale Konzeption war einfach und klar. Der Richtlinienbestim­
mende und der an sie gebundene Ausführende sollten voneinander getrennt werden, 
sonst hätten sie sich am Konferenzort über eine Lösungsmöglichkeit miteinander 
verständigen können. Der Sicherheitspakt sollte scheitern, Stresemann auf der Kon­
ferenz isoliert sein, daraufhin zurücktreten, doch die Regierung unter Luther sollte 
bleiben. Hergt, Wallraf und Graf Westarp hatten am gleichen Tage Luther gesagt: 
„Sechs Millionen Deutsche [die deutschnationalen Wähler] würden es lieber sehen, 
wenn Sie, Herr Reichskanzler, zweite Instanz blieben, aber sie stehen auch so hinter 
Ihnen." 

Ein neuer Richtlinienstreit war aufgekommen, wieder besonderer Art, nämlich 
über den Aufenthaltsort des Inhabers dieser Kompetenz am Konferenzort oder in 
der Hauptstadt. Das war keine Angelegenheit des Prestiges, sondern sehr konkreter 
Interessen. Bei der Konferenz in Genua waren auch der Reichskanzler Wirth und 
der Außenminister Rathenau zusammen anwesend gewesen. Diese Konferenz hatte 
überraschend zum Vertrag mit der Sowjetunion in Rapallo geführt, dessen Para­
phierung ohne Anwesenheit des Kanzlers kaum möglich gewesen wäre. An der Lon­
doner Reparationskonferenz im Sommer 1924 hatten der Reichskanzler Marx, der 
Reichsaußenminister Stresemann und der Reichsfinanzminister Luther teilgenom­
men. Entgegen dem Rat des Kabinetts hatten sie das Abkommen paraphiert. Auf 
diese Präzedenzfälle wurde in der Kabinettssitzung nicht hingewiesen; aber die 
Deutschnationalen mochten daran gedacht haben. 

Am 24. September tagte der Kabinettsrat unter Vorsitz des Reichspräsidenten. 
Dieser dankte ausdrücklich dem Reichskanzler, daß er zur Konferenz fahre. Luther 
bedurfte zur Beteiligung nicht eines Beschlusses der Regierung und hätte übrigens 
auch gegen deren Entscheidung teilnehmen können. Das wußte Schiele. Deshalb 
hatte er seinen Widerspruch zurückgezogen. Im Protokoll heißt es: „Das Kabinett 
beschließt entsprechend." 

Auf der letzten Kabinettssitzung vor der Konferenz am 2. Oktober hatte nach 
dem Protokoll Staatssekretär Kempner die Richtlinien der deutschen Delegation für 
Locarno vorgelesen. Das Kabinett stimmte zu. Es handelte sich also um die Richtli­
nien der Reichsregierung. Schiele ersuchte den Reichskanzler, „Bindungen, die über 
die Richtlinien hinausgehen, in Locarno nicht einzugehen. Er dürfe wohl anneh­
men, daß, wenn sich die Notwendigkeit weiterer Entschließungen ergibt, zuvor das 
Kabinett gehört werde." Schiele versuchte damit die allein dem Kanzler vorbehal­
tene Richtlinienkompetenz in diesem Fall einzuschränken. Luther erwiderte: „Die 
Delegierten würden sich als solche im Rahmen der Richtlinien halten, seien aber 
jetzt nicht in der Lage zu sagen, welche Entscheidungen sie im einzelnen treffen 
würden. Im Einzelfall würden sie, ohne den Rahmen der Richtlinien verlassen zu 
wollen, doch darauf angewiesen sein, lediglich sich selbst und ihrem Gewissen ver-
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antwortlich zu sein." Das war eine Richtlinie, nämlich zur Sicherung seiner Richtli­
nienkompetenz in Locarno. Sie blieb ohne Widerspruch. 

Die Konferenz in Locarno mit Briand und Chamberlain als Hauptpartner begann 
am 5. Oktober. Reichspräsident und Reichsregierung wurden von Staatssekretär 
Kempner laufend unterrichtet. Andererseits informierte täglich der Ministerialdirek­
tor Pünder, der Stellvertreter Kempners in der Reichskanzlei, von Berlin aus diesen 
über die Reaktionen der Parteien und der Presse auf die Verhandlungen in Locarno. 
In einem Fernschreiben vom 12. Oktober berichtete Pünder über die Bedenken des 
Reichspräsidenten und der Regierung wegen einer unzulänglichen rechtlichen 
Regelung der Befreiung Deutschlands von Artikel 16 der Völkerbundsatzung. „Der 
rechte Flügel der deutschen Regierungsparteien hat vor nichts mehr Angst, als durch 
mehr oder weniger moralische Bindungen vor ein Fait accompli gestellt zu werden, 
gerade weil sie den dringenden Wunsch haben, den Herrn Reichskanzler noch 
lange an der Spitze der Regierungsgeschäfte zu sehen ..." Er regte daher an, daß 
Luther nach Berlin käme, um dem Kabinett und den Parteiführern zu berichten. 

Statt seiner hatte der Staatssekretär Kempner am 13. und 14. Oktober dem Kabi­
nett Informationen hinsichtlich des Art. 16 und der Rheinlandfragen (Räumung und 
Verminderung des Militärregimes) gegeben, die aber nicht ganz befriedigt hatten. 
In der Sitzung verlas er ein gerade eingelaufenes Telegramm Schuberts, daß sich 
die Verhandlungspartner soeben über die Unterzeichnung verständigt hätten. Um 
23.45 Uhr schickte Luther dem Reichspräsidenten ein Telegramm wegen des Art. 16, 
daß er „in Verbindung mit der jetzigen Gestaltung des Sicherheitspaktes und der 
Würdigung der allgemeinsten politischen Gesichtspunkte die hier gefundene Lösung 
für ausreichend erachte". Was Luther verhindern wollte, war die Bildung gleichsam 
einer Anti-Locarno-Front von Hindenburg und den Deutschnationalen. Das gelang 
auch. 

In der Kabinettssitzung vom 16. Oktober, die unter dem Vorsitz von Brauns als 
Vertreter des Kanzlers stattfand, wurde über Art. 16 nicht mehr geredet, vielmehr 
vorwiegend über die Rheinlandfrage, für die eine Lösung im Sinne der Kabinetts­
richtlinien bisher nicht gefunden war. Brauns stellte zu Beginn die Frage, ob eine 
Paraphierung möglich wäre. Pünder verlas ein eben eingegangenes Telegramm, 
wonach an diesem Tage die beabsichtigte Paraphierung erfolgen würde. Schiele ver­
neinte entschieden die Frage von Brauns und ebenso Frenken. Pünder erklärte, daß 
der Kanzler „sich die Verantwortung für das, was in Locarno geschehe, nicht neh­
men lassen werde. Er werde von sich aus entscheiden, ob das, was geschehe, im 
Rahmen der Richtlinien außen- und innenpolitisch zweckmäßig wäre." 

Das Kabinett beschloß, seinem Wunsch Ausdruck zu geben, daß eine Paraphie­
rung unterbliebe. Das Telegramm ging um 18.55 Uhr in Berlin ab. Das hat aber die 
deutsche Delegation vor der Paraphierung nicht rechtzeitig erreicht, denn die letz­
te Sitzung der Konferenz hatte um 18.30 Uhr begonnen und um 19.30 Uhr ge­
endet. Luther hatte sich schon vor der Konferenz mit Stresemann unschwer über 
die Paraphierung geeinigt und hatte eine entsprechende Erklärung an WTB gege­
ben. 
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Um 20.25 Uhr schickte er dem Reichspräsidenten ein Telegramm: „Die Paraphie­
rung war nach unserer Überzeugung das alleingegebene Mittel, um die in den 
hiesigen Verhandlungen erreichten erheblichen Vorteile für Deutschland zu 
sichern." Die Paraphierung seitens der beiden deutschen Regierungsmitglieder war 
eine Richtlinienmaßnahme. Hier zeigte sich, wie wichtig die Teilnahme Luthers an 
der Konferenz gewesen war. 

In der Sitzung des Kabinettsrates unter Vorsitz des Reichspräsidenten vom 
19. Oktober wurde ein Vorwurf wegen der Paraphierung nicht laut. Luther und 
Stresemann berichteten über die Ergebnisse. Was die Rückwirkung für die Rhein­
lande angehe, müsse Briand sein Kabinett fragen; aber er wie Chamberlain hätten 
Zusicherungen gegeben. Schiele war bereit, einer allgemeinen Billigung für die 
Arbeit der Delegation zuzustimmen, aber die Entscheidung in allen Einzelheiten 
und Konsequenzen könne er noch nicht übersehen, da er die Texte der paraphierten 
Urkunde bisher nicht kenne. Immerhin bestand bis zum Unterzeichnen am 
1. Dezember hinsichtlich einer verbindlichen Zustimmung noch Zeit. Luther sagte: 
„Wir müssen aber auch vermeiden, daß wir das Werk von Locarno nicht anerken­
nen, aber gleichzeitig Rückwirkungen fordern ... Die Tatsache der Paraphierung 
müsse im Kabinett gebilligt werden, damit wir mit den anderen Mächten verhandeln 
können." 

In seiner Zusammenfassung am Schluß der Sitzung stellte der Reichspräsident 
ohne Widerspruch fest, „daß für die Paraphierung die Zustimmung gegeben ist". 
Die Schlußsitzung, in der der Billigungsbeschluß formuliert werden sollte, war 
für den nächsten Tag, den 20. Oktober, vorgesehen. Eine Aufzeichnung über die­
se Sitzung konnte in den Akten nicht ermittelt werden. Die deutschnationale 
Fraktion soll Schiele einer Notiz Stresemanns vom 27. Oktober zufolge untersagt 
haben, seinerseits abzustimmen, ohne die Meinung der Fraktion erfahren zu ha­
ben. 

In der Sitzung am 22. Oktober wurde Luthers Entwurf über den endgültigen Billi­
gungsbeschluß etwas abgeändert, dann aber laut Protokoll einstimmig, also auch 
mit den Stimmen Schieles und der beiden anderen deutschnationalen Minister, 
angenommen. 

Unmittelbar im Anschluß an die Kabinettssitzung tagte der Auswärtige Ausschuß. 
Nach Darlegungen Luthers und Stresemanns verlas Graf Westarp einen Beschluß 
seiner Fraktion, daß sie, wie es am Schluß heißt, „keinem Vertrag zustimmen wer­
den, der der deutschen Lebensnotwendigkeit nicht gerecht würde". Gleichzeitig 
tagte in Berlin die Versammlung der deutschnationalen Landesverbandsvorsitzen­
den, und trotz intensiver Bemühungen Schieles beschloß die Versammlung am 
Abend des 23. Oktober: „Das nunmehr vorliegende Vertragsergebnis von Locarno 
ist für die Partei unannehmbar." 

An der Kabinettssitzung vom 25. Oktober nahmen die drei deutschnationalen 
Minister laut Protokoll teil, als ob nichts geschehen wäre. Der Locarnopakt stand 
nicht auf der Tagesordnung. Am späten Nachmittag hatte der deutschnationale 
Fraktionsvorstand „einstimmig" beschlossen: „Im Verfolg des Beschlusses der 
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Reichstagsfraktion vom 21. Oktober und des Parteivorstandes und der Landesver­
bandsvorsitzenden vom 23. Oktober billigt die Fraktion den Entschluß der Herren 
Minister Schiele, Neuhaus und von Schlieben, noch heute um ihre Entlassung nach­
zusuchen." 

Diese verabschiedeten sich auf der Ministerratssitzung vom 26. Oktober. Schie­
le erklärte: „Das, was zu dem ersten Beschluß der Reichstagsfraktion aus dem 
Land (Versammlung der Landesverbandsvorsitzenden) dazugekommen sei, sei 
gleichsam eine Sturmflut gewesen, die die Deiche durchbrochen habe ... Seine und 
seiner beiden Kollegen sachliche Ziele seien deshalb aber die gleichen geblieben. 
Er sei nach wie vor nicht davon überzeugt, daß eine ruhige, abwartende Haltung 
nicht zu einer gemeinsamen Linie in der großen Frage des Ja oder Nein bezüglich 
Locarno geführt hätte. Daß bei den politischen Freunden eine andere Auffassung 
die vorherrschende geworden sei, sei eine Tatsache, die er aufs aufrichtigste be­
dauerte." 

Ausschlaggebend für diese Entscheidung war der Beschluß der Delegiertenver­
sammlung. Die Entscheidung der Landesverbandsvorsitzenden war wichtiger gewe­
sen als die Haltung der Fraktion. Der Widerstand des Reichslandbundes, dessen 
Mitglieder ein Drittel der Fraktion ausmachten, und der Industrie kam zu spät. 
Immerhin waren die neuen Steuergesetze und die Zollnovelle verabschiedet. Die 
Motive der Ablehnung waren nur parteitaktische, nicht außenpolitische. Außenpoli­
tisch gesehen würde die deutschnationale Ablehnung nicht schaden, da die Zu­
stimmung der Sozialdemokraten die Annahme der Locarnoabmachungen sichern 
würde. 

Daß die Koalition auseinanderbrach, rechtfertigt rückblickend das Verhalten und 
Verfahren Luthers und Stresemanns vom Entschluß zur Demarche bis zum Aus­
scheiden der deutschnationalen Minister. Ohne den vorsichtigen Start Stresemanns 
am 19. Januar, die gemeinsame Geheimhaltungspolitik von Kanzler und Außenmini­
ster mit Duldung der deutschnationalen Minister bis zum 24. Juni, ohne Luthers 
Teilnahme an der Konferenz und dessen von den Richtlinien gedeckte Entschei­
dung, die Paraphierung gegen den Rat des Kabinetts in Locarno vorzunehmen, 
wäre der Locarnopakt nicht abgeschlossen worden. 

Zwischen Luther und Stresemann bestand eine Art Arbeitsteilung, wahrschein­
lich stillschweigend. Luther überließ Stresemann in der Auswärtigen Politik weitge­
hend die Federführung und übernahm deren innen- und koalitionspolitische Absi­
cherung, was Stresemann kaum gelungen wäre. So hielten sie die Deutschnatio­
nalen bis zum 23. Oktober bei der Stange. Für diese war die Koalition unter Lu­
ther die optimale Lösung; sie waren zwar in der Koalition die stärkste Fraktion, 
aber sie hätten einen Anspruch auf Besetzung des Kanzleramtes nicht durchset­
zen können. Dazu wäre keiner der Partner bereit gewesen, auch nicht die Volks­
partei. Stresemann hätte das nicht zugelassen, und die Partei konnte ihn nicht 
entbehren. 

Luthers Koalitionsprodukt drängte den nationalistischen, antirepublikanischen, 
Hugenbergschen Flügel in die Richtung eines toten Winkels. Dessen massiver 
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Widerstand hätte die Koalition sprengen können. Die Führung ging aber auf den 
gemäßigten Flügel über. Dazwischen stand eine lavierende Mittelgruppe, repräsen­
tiert durch Graf Westarp und Hergt, die zunächst zum gemäßigten Flügel tendierte. 
Noch auf der Delegiertenkonferenz hatten sich Westarp und Schiele vergeblich 
dafür eingesetzt, die Partei auf gemäßigten Kurs zu bringen, die Koalition zu erhal­
ten. Erst als sich das als aussichtslos erwies, als die deutschnationale Landtagsfrak­
tion in Preußen die gleiche Haltung einnahm wie die Delegiertenkonferenz, ent­
schied Westarp sich für Ablehnung. Bei der Abstimmung im Reichstag über den 
Locarnopakt durfte man nicht gegensätzliche Voten abgeben. Das hätte eine Spal­
tung der Partei auslösen können. 

Während der Konferenz hatten die Deutschnationalen, auch Schiele, den Reichs­
kanzler als zweite und damit in der Regierung letztentscheidende Instanz halten 
wollen. Jetzt hatten die Deutschnationalen in der Delegiertenversammlung eine 
eigene Instanz; sie traf für die Partei die endgültige Entscheidung. 

Die Landesvorsitzenden waren die Repräsentanten der Wählerschaft. Hätte es 
demokratischer zugehen können, als wenn diese das letzte Wort gehabt hätte? Doch 
davon war kaum die Rede. Immerhin lag tatsächlich die Entscheidung bei den Wah­
len in deren Händen. Die Landesvorsitzenden hatten maßgebenden Einfluß auf die 
Kandidatenaufstellung. In dem, was heute in der politischen Soziologie Rückkoppe­
lung heißt, hatte der gemäßigte Flügel versagt. Er hatte keine eigene Provinzpresse; 
sie und damit die deutschnationale Wählerschaft stand unter dem Bann der Organe 
des Hugenbergkonzerns. Eine so eindeutig klare negative Haltung, wie sie der 
rechte Flügel der Deutschnationalen vertrat, war unvergleichlich viel leichter darzu­
stellen als die vermittelnde des gemäßigten Flügels, mit einem Wort: Dessen Politik 
war in der deutschnationalen Wählerschaft nicht angekommen. Die Politik der 
Mäßigung war in den politischen Medien, wie man heute sagen würde, isoliert. 
Hugenberg hatte in dem Dreivierteljahr des „Bürgerblocks" viel ertragen müssen. 
Jetzt holte er zum Schlag aus. 

Ein Faktor in der endgültigen Entscheidung war der Reichspräsident. Seine Vor­
stellungen widersprachen der Politik von Locarno, aber er hatte sich der Regierung 
gegenüber loyal verhalten. Als die Deutschnationalen aus dem Kabinett ausscheiden 
wollten, hatte er, allerdings vergeblich, auf sie einzuwirken versucht. 

Noch ein paar Tage vor der Unterzeichnung hatte der Botschafter Graf Brock-
dorff-Rantzau Hindenburg seine Bedenken gegen den Locarnopakt und den Ein­
tritt Deutschlands in den Völkerbund in einer dessen Person und Stellung angemes­
senen vornehmen Form dargelegt und um seine Entlassung gebeten. Hindenburg 
hatte ihn ersucht zu bleiben, doch Brockdorff hatte sich ausbedungen, auch künftig 
dem Reichspräsidenten unmittelbar berichten zu dürfen. Hindenburg hatte Strese-
mann im Schreiben vom 28. Dezember informiert und ausdrücklich darauf Wert 
gelegt, über die künftige „Entwicklung unserer Beziehung zu Rußland fortlaufend 
und rasch unterrichtet zu sein"; „daher habe ich für meine Person seinem (Brock-
dorff-Rantzaus) Wunsch zugestimmt und beehre mich, nun Ihnen, Herr Reichsmi­
nister, davon Kenntnis zu geben". Aber Hindenburg hatte im Gespräch mit Brock-
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dorff nicht einmal andeutungsweise zu erkennen gegeben, daß er in der Frage des 
Locarnopaktes seine Haltung ändern würde. 

Am 27. November wurden die Locarno-Gesetze mit 292 gegen 174 Stimmen vom 
Reichstag angenommen und vom Reichspräsidenten unterzeichnet. Am 1. Dezember 
fand die Unterzeichnung der Verträge in Locarno statt. 



ULRICH V O N H E H L 

DIE KONTROVERSE UM DEN REICHSTAGSBRAND* 

Für Konrad Repgen zum 5. Mai 1988 

I. 

Der Brand des Reichstagsgebäudes in Berlin am späten Abend des 27. Februar 1933, 
wenige Tage vor den Reichstagswahlen vom 5. März, gehört zu den spektakulärsten 
Ereignissen der nationalsozialistischen „Machtergreifung". In die erhitzte, von bei­
spiellos harten Auseinandersetzungen geprägte Wahlkampfatmosphäre schlug die 
Nachricht wie eine Bombe ein. Hatte man in der nächtlichen Brandlegung womög­
lich das Fanal für den wiederholt prophezeiten Aufstandsversuch der Kommunisten 
zu erblicken, deren Bekämpfung Hitler zur wichtigsten Aufgabe der neuen Reichs­
regierung erklärt hatte? Für die am Tatort eintreffende NS-Führung stand die Ant­
wort rasch fest; eine zündendere Wahlkampfparole ließ sich in diesem Augenblick 
kaum denken. So ordnete der kommissarische Preußische Innenminister Göring 
noch in der Brandnacht eine großangelegte Verhaftungsaktion gegen Abgeordnete 
und Funktionäre der KPD, ein generelles Verbot der kommunistischen sowie ein 
auf 14 Tage befristetes der sozialdemokratischen Presse an1. 

Weit folgenreicher noch war die am Nachmittag des 28. Februar erlassene Not­
verordnung „Zum Schutz von Volk und Staat", die sog. Reichstagsbrandverord-

* Erweiterte und mit Anmerkungen versehene Fassung meiner öffentlichen Antrittsvorlesung vom 
23. Mai 1987 an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Die Vortragsform wurde 
beibehalten. 

1 Zum Gesamtkomplex „Machtergreifung", welcher Terminus sich ungeachtet seines den tatsächli­
chen Hergang eher verschleiernden und ursprünglich propagandistischen Charakters weitgehend 
durchgesetzt hat, vgl. zuletzt die Überblicksdarstellungen von Gotthard Jasper, Die gescheiterte 
Zähmung. Wege zur Machtergreifung Hitlers 1930-1934, Frankfurt am Main 1986, und Hans-
Ulrich Thamer, Verführung und Gewalt. Deutschland 1933-1945, Berlin 1986, S. 231-336, jeweils 
mit Verzeichnung der einschlägigen Literatur. Zwei jüngst erschienene Dissertationen über Göring 
gehen auf seine Rolle beim Reichstagsbrand nicht bzw. nicht näher ein. Vgl. Stefan Martens, Her­
mann Göring. „Erster Paladin des Führers" und „Zweiter Mann im Reich", Paderborn 1985, sowie 
Alfred Kube, Pour le mérite und Hakenkreuz. Hermann Göring im Dritten Reich, München 1986, 
S. 23 f. Ausführlich dagegen, eine Mitwisser- bzw. Mittäterschaft Görings (und der Nationalsoziali­
sten) verneinend, doch insgesamt reißerisch und von zahlreichen Fehlern und Ungenauigkeiten 
durchsetzt David Irving, Göring. Deutsch von Richard Giese, München-Hamburg 1987, 
S. 162-169. 
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nung2. Von Hitler dem Reichskabinett mit der Begründung vorgelegt, daß nun der 
„psychologisch richtige Moment" für „eine rücksichtslose Auseinandersetzung mit 
der KPD" gekommen sei3, setzte sie vorgeblicher „Abwehr kommunistischer staats­
gefährdender Gewaltakte" wegen entscheidende Grundrechte der Verfassung „bis 
auf weiteres" außer Kraft, eröffnete dem Reich einen Zugriff auf die Befugnisse der 
obersten Länderbehörden und sah drastische Strafverschärfungen für zahlreiche 
Delikte vor. Damit schuf und „legalisierte" die Reichstagsbrandverordnung - und 
nicht erst das häufig überschätzte Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933 - „den 
großen Rahmen für Gleichschaltung und Dauerterror"4. Sie ersetzte für die gesamte 
Dauer des NS-Regimes die formal weitergeltende Weimarer Reichsverfassung 
durch den z iv i len Ausnahmezustand. Man hat sie daher auch - wenig glücklich -
das „Grundgesetz des Dritten Reiches" genannt5. 

Bedenkt man die Umstände und Folgen der Brandstiftung, so kann nicht verwun­
dern, daß die Suche nach dem Täter oder den Tätern von Anfang an mit zahllosen 
Spekulationen und Mutmaßungen verbunden war. Am Brandort selbst wurde der 
niederländische Rätekommunist und Wandergeselle Marinus van der Lubbe unter 
dringendem Tatverdacht verhaftet. Bei den polizeilichen Vernehmungen gab er die 
Tat sowie drei frühere Brandlegungen an anderen öffentlichen Gebäuden Berlins 
unumwunden zu. Als Motiv nannte er politische Gründe - er habe die deutsche 
Arbeiterschaft zum Aufstand „gegen das System" aufrufen wollen. Ausdrücklich 
bestand er darauf, die Brände allein, ohne Auftraggeber und ohne Hintermänner 
gelegt zu haben. Nach Überprüfung seiner sehr präzisen Aussagen bejahten die 
verhörenden Kriminalbeamten seine Alleintäterschaft „bedenkenlos", wenngleich sie 
den ,,dringende[n] Verdacht" nicht ausschließen wollten, „daß er im Auftrage der 
KPD gehandelt" habe6. 

Mit dieser Einschränkung erwiesen auch sie sich als unter jener allgemeinen 
Kommunistenpsychose stehend, die gerade für die ersten Reaktionen der NS-Füh-
rung, aber auch weit über diese hinaus so kennzeichnend ist. Schon die Größe des 

2 RGBl. 1933, I, S. 83. 
3 Vgl. Protokolle der Ministerbesprechungen v. 28. Februar 1933, in: Akten der Reichskanzlei. Die 

Regierung Hitler. Teil I: 1933/34, Bd. 1, bearb. v. Karl-Heinz Minuth, Boppard 1983, S. 128-131 u. 
132 f. (Dok. Nrn. 32 u. 34), Zitat S. 128. 

4 So Karl Dietrich Bracher in seinem nach wie vor grundlegenden, gemeinsam mit Wolfgang Sauer 
und Gerhard Schulz verfaßten Standardwerk „Die nationalsozialistische Machtergreifung. Studien 
zur Errichtung des totalitären Herrschaftssystems in Deutschland 1933/34", Köln-Opladen 21962, 
S.87. 

5 Helmut Krausnick, Stationen der Gleichschaltung, in: Der Weg in die Diktatur 1918 bis 1933, 
München 1962, S. 177-197, Zitat S. 183. Ähnlich plakativ hat Ernst Fraenkel bereits 1941 von der 
„Verfassungsurkunde" des Dritten Reiches gesprochen. Vgl. ders., Der Doppelstaat, Frankfurt am 
Main-Köln 1974, S. 26. 

6 Abschlußbericht des Kriminalkommissars Zirpins über die Ermittlungen zur Reichstagsbrandstif­
tung und zur Person M. van der Lubbes, 3. März 1933. Druck: Der Reichstagsbrandprozeß und 
Georgi Dimitroff. Dokumente, Bd. 1: 27. Februar bis 20. September 1933, Berlin (Ost) 1982, 
S. 70-78 (Dok. Nr. 29), Zitate S. 74 f. u. 77. 
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Feuers, dem der Plenarsaal innerhalb weniger Minuten zum Opfer gefallen war, 
schien gegen die Tat eines Einzelgängers zu sprechen. In der Brandnacht bereits 
schwirrten Gerüchte, wonach zwei kommunistische Abgeordnete unter Tatverdacht 
standen7. Überdies wurde bald die Verhaftung angeblicher Mittäter bekannt. Für 
Hermann Göring jedenfalls konnte, wie sein Pressereferent später berichtete, die 
Brandlegung nur das Werk der „Kommune" gewesen sein. Er präjudizierte durch 
entsprechende Mitteilungen an die Presse die offizielle Lesart von einem kommuni­
stischen Brandstiftungskommando8. Auch Hitler und Goebbels machten sich diese 
Verschwörungstheorie nach offenbar anfänglichem Zögern rasch zu eigen. Wenn­
gleich nicht mit letzter Sicherheit zu entscheiden ist, ob sie in diesem Augenblick 
ernsthaft mit einem Aufstandsversuch rechneten - ihre ersten hektischen Reaktio­
nen sprechen dafür - oder sich (nur) mit bedenkenlosem Zynismus über eigene 
Zweifel hinwegsetzten: es bleibt ihre Entschlossenheit festzuhalten, den Vorfall zum 
Ausbau der eigenen Macht zu nutzen. Hitler gab sich in der Kabinettsrunde über­
zeugt, „daß die Reichsregierung nunmehr bei den Wahlen 51% erobern werde". Der 
so auffällig rasch verabschiedeten Reichstagsbrandverordnung war somit auch die 
Aufgabe zugedacht, die Verhängung des m i l i t ä r i s c h e n Ausnahmezustandes zu 
verhindern, der die vollziehende Gewalt auf Reichspräsident und Reichswehr über­
tragen, also Hitler entmachtet und den Wahltermin in Frage gestellt hätte9. 

Die „entschlossene und überfallartige Nutzung" des Reichstagsbrandes10 durch 
die Nationalsozialisten ließ freilich schon bald den Verdacht aufkommen, daß die 
eigentlichen Täter in ihren Reihen zu suchen seien. Wo und wann solche vom 
Grundsatz des cui bono? ausgehenden Gerüchte entstanden und wie weit sie schon 
unmittelbar nach der Tat im Reich verbreitet waren und geglaubt wurden, ist nicht 
hinreichend geklärt und vermutlich auch kaum zu klären. In der Presse der Nach­
barländer und unter deutschen Emigranten machten sie allerdings rasch die Run­
de11. Sie erhielten neue Nahrung durch zwei von kommunistischer Seite vorgelegte 
„Braunbücher", von denen namentlich das erste, im August 1933 in hoher Auflage 

7 Vgl. auch die Mitteilung des Amtlichen Preußischen Pressedienstes, 28. Februar 1928, ebenda, 
S.37f.(Dok.Nr. 11). 

8 Zu seiner Rundfunkrede v. 1. März 1933, über die einen Tag später in der Presse berichtet wurde, 
vgl. Keesings Archiv der Gegenwart, 3. Jg. (1933), S.719, sowie K. D. Bracher (wie Anm.4), S.79, 
Anm. 17; ferner Martin Sommerfeldt, Ich war dabei, Darmstadt 1949, S. 25 ff., u. Adolf Stein, Gift, 
Feuer, Mord! Augenblicksbilder aus dem Reichstagsbrandprozeß, Berlin 1934. 

9 Protokoll der Ministerbesprechung v. 28. Februar 1933, in: Akten der Reichskanzlei. Die Regierung 
Hitler I/1 (wie Anm. 3), S. 128. Eine knappe Darstellung der NS-Reaktionen auf die Brandstiftung 
zuletzt bei Hans Mommsen, Van der Lubbes Weg in den Reichstag - der Ablauf der Ereignisse, in: 
Uwe Backes u.a., Reichstagsbrand - Aufklärung einer historischen Legende, München-Zürich 
1986, S. 33-57, v. a. S. 47-55. - Zur Vorgeschichte der Reichstagsbrandverordnung vgl. neben der 
von Mommsen zitierten Literatur namentlich Fritz Arndt, Vorbereitungen der Reichswehr für den 
militärischen Ausnahmezustand, in: Zeitschrift für Militärgeschichte 4 (1965), S. 195-203, sowie 
Heinrich Bennecke, Die Notverordnung vom 28. Februar 1933. Zur Problematik der zeitgeschicht­
lichen Forschung und Darstellung, in: Politische Studien 19 (1968), H. 177, S. 33-45. 

10 H.-U.Thamer(wie Anm. 1), S. 249. 
11 Aufschlußreich hierfür die Instruktionen des Auswärtigen Amtes an die deutschen Auslandsvertre-
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erschienene auf ebenso wirkungsvolle wie nachhaltige Weise die NS-Führung 
beschuldigte12. Zur gleichen Einschätzung gelangte ein international besetztes „Tri­
bunal", das im September 1933 in London, unmittelbar vor Eröffnung des Leipziger 
Reichstagsbrand-Prozesses, seinen Spruch fällte13. 

Bei aller unterschiedlichen Schuldzuweisung stimmte die kommunistische Täter­
schaftsversion mit der nationalsozialistischen darin überein, daß sie eine Alleintäter­
schaft van der Lubbes kategorisch ausschloß. Hierdurch war gleich von zwei Seiten 
eine unbewiesene Behauptung - nämlich die Existenz eines Brandstiftungskom­
mandos - in den Rang einer gleichsam gesicherten Tatsachenfeststellung erhoben, 
wodurch sowohl die gerichtliche Voruntersuchung als auch der Verlauf des Verfah­
rens in Leipzig entscheidend beeinflußt wurden. Zwar mußte das Reichsgericht am 
23. Dezember 1933 van der Lubbes Mitangeklagte, den KPD-Fraktionsvorsitzenden 
Torgier sowie die bulgarischen Kominternangehörigen Dimitroff, Popoff und 
Taneff, mangels Beweises freisprechen, aber in der Begründung seines Todesurteils 
für van der Lubbe ging es von unbekannt gebliebenen kommunistischen Mittätern 
aus, zumal auch die Sachverständigen eine Brandlegung durch lediglich eine Person 
ausgeschlossen hatten und kaum jemand dem bei den Gerichtsverhandlungen apa­
thisch wirkenden Hauptangeklagten die Alleintäterschaft zutraute. Den Gegenvor­
wurf eines ,,nationalsozialistische[n] Provokateurstück[s]" wiesen die Richter unter 
Hinweis auf die „einer solchen verbrecherischen Gesinnung" unfähigen Nationalso­
zialisten zurück14. 

Daß es ungeachtet aller Anstrengungen nicht gelungen war, eine Tatbeteiligung 
der Kommunisten nachzuweisen, bedeutete eine empfindliche Blamage für das 
Regime, die einen ohnehin gehegten Verdacht noch verstärken mußte. Nach 1945 
lag daher im Zuge der allgemeinen „Bewältigung" der „bewußten zwölf Jahre" 
(Theodor Heuss) nichts näher, als auch den Reichstagsbrand dem Schuldkonto der 
Nationalsozialisten gutzuschreiben - ein, wie es mit Blick auf die Folgen schien, 
frühes Beispiel unwiderstehlicher revolutionärer Dynamik, ein planvoll inszenierter 
Schritt auf dem Weg zur Eroberung der totalen Macht. Die Suggestionskraft die­
ser lebensweltlichen Vorstellung war so groß, ihre Verbreitung so allgemein, daß 
sowohl Richard Wolff in seinem Forschungsbericht von 1956 als auch Walther 

tungen, 28. Februar u. 3. März 1933. Druck: Fritz Tobias, Der Reichstagsbrand. Legende und Wirk­
lichkeit, Rastatt/Baden 1962, S. 636 f. (Dok. Nr. 15). 

12 Braunbuch [I] über Reichstagsbrand und Hitlerterror, Basel 1933; Dimitroff contra Göring. Ent­
hüllungen über die wahren Brandstifter [Braunbuch II], Paris 1934, Neudruck: Frankfurt am Main-
Köln 1978 u. 1981. 

13 Vgl. hierzu die offenkundig aus einer Belgrader Dissertation erwachsene, „Georgi Dimitroff und 
alle[n] Opfer[n] im Kampf für Freiheit, Wahrheit und Fortschritt" gewidmete Schrift von Petr Stoja-
noff, Reichstagsbrand. Die Prozesse in London und Leipzig, Wien-Frankfurt-Zürich 1966, 
namentlich S. 151-205. 

14 Ausführliche Darstellung des Prozeßverlaufs bei F.Tobias (wie Anm. 11), S. 305-516, Zitat S. 459. 
Der dem Leipziger Prozeß gewidmete und 1982 angekündigte 2. Bd. der Ost-Berliner Dokumenta­
tion „Der Reichstagsbrandprozeß und Georgi Dimitroff" (vgl. Anm. 6) wie auch ein abschließender 
3. Bd. sind bislang nicht erschienen. 
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Hofer in den ersten Auflagen seiner Dokumentensammlung „Der Nationalsozialis­
mus" (1957 ff.) die Nazi-Täterschaft ganz selbstverständlich für „erwiesen" hielten, 
wenngleich letzterem „manches an dieser mysteriösen und hochpolitischen Brand­
stiftung" noch klärungsbedürftig erschien15. Historisch-methodologisch betrachtet, 
war die Kette der „ungeprüft mitgeschleppten Fakten" jedoch nur um ein weiteres 
Glied verlängert16, denn bewiesen war lediglich, daß den Nationalsozialisten eine 
Brandlegung zugetraut wurde, nicht aber, daß sie die Tat auch begangen hatten. 

IL 

In der Zeitgeschichte, aber keineswegs nur dort, pflegen Legenden und Halbwahr­
heiten bekanntlich ein besonders zähes Leben zu entwickeln, wobei Selbsterlebtes 
oder nur vom Hörensagen Bekanntes sich in späterer Erinnerung auf bezeichnende 
Weise vermischen und verschieben kann. Meinungen werden dann unverrücks zu 
„Tatsachen", ohne daß dies den Betroffenen immer bewußt wäre. Man nennt das 
„lebensweltliche Vorstellungen". Namentlich für die ersten sechs Monate von Hit­
lers Herrschaft ließe sich dies an einer Reihe von Beispielen (wie Ermächtigungsge­
setz, Reichskonkordat oder angebliches KPD-Verbot) illustrieren17. Ein besonders 
markantes Exempel ist auch der Reichstagsbrand. 

Um so größer war daher das Aufsehen, als um die Jahreswende 1959/60 die all­
gemein den Nationalsozialisten zugeschriebene Urheberschaft an der Brandstiftung 
radikal in Frage gestellt wurde. Autor der ebenso spektakulären wie umstrittenen 
Beitragsfolge im SPIEGEL war der Amateurhistoriker und niedersächsische Verfas­
sungsschutzbeamte Fritz Tobias, der, eigenem Bekunden nach, als alter Sozialdemo­
krat selbst zu den mittelbaren Opfern des Regimes gehört hatte. Er beschrieb auf 
breiter Quellengrundlage und nach intensiven Recherchen Nazis wie Kommunisten 
als Gefangene ihrer jeweils gepflegten Feindbilder und kam zu dem überraschenden 
Schluß, daß Marinus van der Lubbe, der als Mensch wie Überzeugungstäter trotz 

15 Richard Wolff, Der Reichstagsbrand 1933. Ein Forschungsbericht, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte. Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, Nr. B 3/56 v. 18. Januar 1956, S. 25-52, Zitat 
S.41; Walther Hofer (Hrsg.), Der Nationalsozialismus. Dokumente 1933-1945, Frankfurt am 
Main 1957 ff., Zitat S. 43. - Typisch für diese Auffassung ist auch eine entsprechende Äußerung des 
Berliner Publizistikwissenschaftlers Emil Dovifat vom 3. Februar 1967, zitiert bei Otto B. Roegele, 
Eine neue Dimension der Propaganda, in: ders./Michael Stürmer/Hans-Ulrich Thamer, Wie 
konnte es dazu kommen? Hintergründe der nationalsozialistischen Machtergreifung, München 
1981, S. 17. 

16 Vgl. in diesem Zusammenhang auch Konrad Repgen, Ein KPD-Verbot im Jahre 1933?, in: HZ 240 
(1985), S. 67-99, Zitat S. 68. 

17 Wie vorige Anm.; ferner ders., Reichskonkordats-Kontroversen und historische Logik, in: Manfred 
Funke u. a. (Hrsg.), Demokratie und Diktatur. Geist und Gestalt politischer Herrschaft in Deutsch­
land und Europa [Festschrift für K.D. Bracher], Bonn 1987, S. 158-177; Hartmut Jäckel, Brauchte 
Hitler das Zentrum? Zur Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz am 23. März 1933, in: DIE 
ZEIT Nr. 12 v. 18. März 1983, S. 62. 
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seiner Zweifel weckenden Rolle vor Gericht ernst genommen werden müsse, die 
Brände im Reichstag allein gelegt habe18. 

Die von Tobias gewählte Publikationsform, seine zahlreichen - vermutlich durch 
redaktionelle Eingriffe verstärkten - Seitenhiebe auf die zeitgeschichtliche For­
schung sowie Rudolf Augsteins voreilige Prophezeiung19, „nach dieser SPIEGEL-
Serie [werde] nicht mehr über den Reichstagsbrand gestritten werden", riefen neben 
der gewünschten Aufmerksamkeit freilich auch schroffe Ablehnung und Skepsis 
hervor. Hans Bernd Gisevius etwa replizierte kämpferisch mit einer vierteiligen 
ZEIT-Serie, in der er gegen Tobias den Vorwurf der „Reinwaschung" erhob und an 
der Nazi-Täterschaft nicht nur festhielt, sondern Mitglieder eines angeblichen SA-
Brandstiftungskommandos benannte, ohne dies freilich in den daraufhin gegen ihn 
angestrengten Verleumdungsprozessen beweisen zu können20. Auch die Leserschaft 
beider Serien reagierte mit emotionaler Betroffenheit - ein Hinweis darauf, wie sehr 
die gegensätzlichen Ausführungen über den Reichstagsbrand das damals vorherr­
schende Geschichtsbild tangierten. 

In ,,nüchterne[r] Quellen- und Beweiswürdigung" formulierte dagegen Eugen 
Kogon eine Reihe von Einwänden, wobei er Tobias vorhielt, die Alleintäterschaft 
van der Lubbes als „erwiesen" zu betrachten, ohne den zugegebenermaßen schwie­
rigen Gegenbeweis geführt zu haben, daß die Nationalsozialisten es tatsächlich 
nicht gewesen seien. Kogons abschließende Forderung nach unvoreingenommener 
Prüfung durch das Institut für Zeitgeschichte griff Martin Broszat 1960 zunächst in 
einer kurzen Vorüberlegung auf, in der er den Blick stärker von den kriminologi­
schen Einzelheiten weg auf die historisch weit bedeutsameren Folgen der Brandstif­
tung zu richten empfahl21. 

Manche der anfangs geäußerten Bedenken wurden entkräftet, als Tobias 1962 
seine Untersuchungen in Buchform vorlegte. Die umfangreiche, auf immensem For­
scherfleiß beruhende Arbeit bot eine zwar häufig zum Widerspruch reizende und 

18 SPIEGEL-SERIE „Stehen Sie auf, van der Lubbe!" Der Reichstagsbrand 1933 - Geschichte einer 
Legende, in: DER SPIEGEL Nr. 43 v. 21. Oktober 1959 - Nr. 2 v. 6. Januar 1960. - Zur Person van 
der Lubbes vgl. jetzt auch die deutsche Fassung des von Gesinnungsfreunden 1933 auf Niederlän­
disch publizierten Rotbuchs „Marinus van der Lubbe und der Reichstagsbrand", hrsg. v. Josh van 
Soer, Hamburg 1983; ferner Horst Karasek, Der Brandstifter. Lehr- und Wanderjahre des Maurer­
gesellen Marinus van der Lubbe, der 1933 auszog, den Reichstag anzuzünden, Berlin 1980. 

19 In: DER SPIEGEL Nr. 43 v. 21. Oktober 1959, S.43. 
20 Hans Bernd Gisevius, Reichstagsbrand im Zerrspiegel. Widerlegung eines Reinwaschungsversu-

ches, in: DIE ZEIT Nrn. 10-13 (4.-25. März 1960); vgl. auch ders., Bis zum bittern Ende, Zürich 
1954, S. 17-81, mit der im Vorwort der Neuauflage von 1964 enthaltenen, freilich dann nie eingelö­
sten Ankündigung einer zweifelsfreien Klärung der NS-Täterschaft. Eine polemische Auseinander-

setzung mit Gisevius bei F.Tobias (wie Anm. 11), S. 530-550. Knappe Hinweise bei Eckhard Jesse, 
Der endlose Streit um den Reichstagsbrand - verschlungene Pfade einer einzigartigen Forschungs­
kontroverse, in: U. Backes u.a. (wie Anm. 9), S. 58-87, hier S. 70 f. 

21 Eugen Kogon, Die neue Argumentation in Sachen Reichstagsbrand, in: Frankfurter Hefte 15 
(1960), S. 309-320 u. S. 401-412; Martin Broszat, Zum Streit um den Reichstagsbrand. Eine grund­
sätzliche Erörterung, in: VfZ 8 (1960), S. 275-279, Zitat S. 279. 
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von verletzenden Schärfen nicht freie, im ganzen aber dicht belegte und in sich stimmi­
ge Darlegung, die ihren Eindruck auf die Rezensenten nicht verfehlte. Wohl irritier­
te das stark überzeichnende Nachwort, demzufolge Hitler erst durch den unverhoff­
ten Reichstagsbrand zum ,,machtberauschte[n], sendungsbesessene[n] Diktator" ge­
worden sei, mithin „blinder Zufall" und „Irrtum" die NS-Revolution ausgelöst hätten22. 

Tobias mußte sich allerdings auch wegen seiner Behandlung des eigentlichen Kri­
minalfalls vorhalten lassen, methodisch nicht wie ein das Pro und Contra abwägen­
der Historiker, sondern wie ein auf sein Beweisziel fixierter Staatsanwalt vorgegan­
gen zu sein, d.h. eine imponierende Fülle von Belegen für seine Alleintäterschafts-
these zusammengetragen, weit weniger Augenmerk dagegen widersprechenden 
Zeugen und Zeugnissen gewidmet zu haben. Karl Otmar von Aretin vermißte denn 
auch den „schlüssigen Beweis" für Lubbes Alleinschuld. Ebenso hielt auch Karl 
Dietrich Bracher trotz Erhellung etlicher Detailprobleme die Täterfrage für nach 
wie vor offen und beurteilte ihre definitive, jeden vernünftigen Zweifel ausschlie­
ßende Klärungsmöglichkeit mit großer Skepsis23. 

Unbeschadet aller kritischen Einwände war Tobias nicht das Verdienst abzu­
sprechen, das schwer durchschaubare Dickicht der Mutmaßungen, Halbwahrheiten 
und Legenden entscheidend gelichtet und wichtige, die Nationalsozialisten beschul­
digende Dokumente der kommunistischen „Braunbücher" als Zweckfälschungen 
nachgewiesen zu haben. Er hatte darüber hinaus grundlegendes, bis dahin als verlo­
ren geltendes Material für die weitere Diskussion erschlossen24. Diese Pionierlei­
stung wurde ausdrücklich anerkannt und zur Überraschung vieler in ihren wesentli­
chen Ergebnissen bestätigt, als Hans Mommsen 1964 ein im Auftrag des Instituts für 
Zeitgeschichte erarbeitetes Gutachten veröffentlichte. Nach Ausführungen über die 
„Entstehung der Mehrtäterschaftstheorie" und einem Abschnitt über die „Brand­
expertisen und ihre Widerlegbarkeit" kam er zu dem Schluß, daß sämtliche Argu­
mente, die gegen eine Alleintäterschaft van der Lubbes angeführt würden, „auf 
objektiv nicht erweisbaren, dagegen vielfach widersprüchlichen und ungeprüften 
Hypothesen" beruhten. Damit war die Beweislast umgekehrt; die Skeptiker sahen 
sich nun ihrerseits aufgefordert, den schlüssigen Nachweis einer nationalsozialisti­
schen Tatbeteiligung zu erbringen25. 

22 Vgl. F. Tobias (wie Anm. 11), Zitate S. 592 f. Positive Rezensionen sind verzeichnet bei E. Jesse (wie 
Anm. 20), S. 69 mit Anm. 56 f. Ebenda, S. 59, ferner der Hinweis, daß auch Hofer in der Neubearbei­
tung seines Nationalsozialismus-Taschenbuchs von 1963 (a.a.O. S.43) „eine nationalsozialistische 
Mittäter- oder Mitwisserschaft" nicht mehr als schon „einwandfrei" bewiesen, freilich auch ihr 
Gegenteil als noch nicht überzeugend geklärt bezeichnet. 

23 Karl Otmar Freiherr von Aretin, Zeitgeschichtliche Aufklärung von Legendenbildungen um Ereig­
nisse von 1933, in: Frankfurter Hefte 19 (1964), S. 600 ff.; K. D. Bracher (wie Anm. 4), S. 75-82; vgl. 
auch Wolfgang Schwarz, Gegen van der Lubbe und seine Komplicen, in: Süddeutsche Zeitung 
Nr. 305 v. 21./22. Dezember 1963, S.51. 

24 Darauf wies namentlich auch Friedrich Zipfel, der später allerdings auf die Seite der wissenschaftli­
chen Kontrahenten von Tobias trat, in einer positiven Würdigung hin. Vgl. ders., Der Fall „Reichs­
tagsbrand" - ein Wissenschaftsskandal?, in: NPL 8 (1963), S. 413-426, hier S. 417 f. 

25 Hans Mommsen, Der Reichstagsbrand und seine politischen Folgen (mit einer Vorbemerkung des 



266 Ulrich von Hehl 

Sein Hauptaugenmerk richtete Mommsen indes auf die politischen Folgen des 
Reichstagsbrandes. Mit der Annahme von Lubbes Alleintäterschaft der Notwendig­
keit enthoben, die Reaktion der NS-Führung als vollendete Heuchelei und ihre Ver­
folgungsmaßnahmen als Teile einer schon vorher geplanten „Revolutionsstrategie" 
interpretieren zu müssen, gelangte er zu einer Neueinschätzung der nationalsoziali­
stischen Machteroberung, mit der er sich namentlich von Karl Dietrich Bracher 
absetzte. Während dieser mit Nachdruck die entschlossene Ausnutzung des Brandes 
„zur legalen Rechtfertigung verschärfter Terror- und Gleichschaltungsmaßnahmen" 
betonte26, hob Mommsen stark auf den improvisatorischen Charakter der noch in 
der Brandnacht hastig befohlenen Verhaftungsaktion ab, die „kein Ergebnis klarer 
und zielbewußter Entschlüsse ..., sondern eine Art Flucht nach vorn" gewesen sei. 
Auch Hitler sei durch die Brandlegung völlig überrascht worden und habe sich, im 
Banne seiner Kommunistenhysterie stehend, in eine „Dynamik des Machthandelns" 
geradezu hineintreiben lassen, wenngleich Mommsen sich nicht Tobias' Wort vom 
Diktator aus Zufall und Irrtum zueigen machen will. „Spontan" sei schließlich auch 
die Reichstagsbrandverordnung zustande gekommen, die Mommsen plakativ als die 
„staatsstreichartige Vorwegnahme" des Ermächtigungsgesetzes bezeichnete, wobei 
freilich offen blieb, ob die NS-Führung sich schon bei ihrem Erlaß aller in ihr lie­
genden gewaltigen Möglichkeiten bewußt gewesen sei. „Der Reichstagsbrand", lau­
tet Mommsens Schlußbilanz, „beschleunigte die Durchsetzung der unbeschränkten 
Herrschaft des Nationalsozialismus in Deutschland. Die Diktatur ist jedoch niemals 
nur das Werk derer, die sie erstreben, sondern auch der Umstände. Deutschland fiel 
nicht kaltblütig planenden, realpolitischen Manipulatoren zum Opfer, sondern skru­
pellos-brutalen, unbeherrschten und plump-zynischen Condottieri, die ihre Motive 
offener zur Schau trugen, als man es später wahrhaben wollte"27. 

Nachdem die renommierten Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, dem Bekunden 
ihres Herausgebers Hans Rothfels zufolge, die Alleintäterschaft van der Lubbes als 
„so weitgehend gesichert" akzeptiert hatten, „wie das nach der Quellenlage zur Zeit 
nur immer möglich ist"28, schien die Debatte einstweilen beendet zu sein. Beiträge 
von kommunistischer Seite, die ohne nähere Auseinandersetzung die NS-Täter-
schaft auch weiterhin als unbestrittene historische Tatsache behaupteten, konnten 
jedenfalls nicht den Anspruch erheben, die Forschung in nennenswerter Weise 
befördert zu haben29. Daß anscheinend niemand die Neigung verspürte, den kri­
minaltechnischen Einzelheiten der Brandlegung aufs neue nachzugehen, ist dabei 
weniger auffällig als der Umstand, daß die schon bei Tobias anklingende, bei 

Herausgebers Hans Rothfels), in: VfZ 12 (1964), S. 351-413, Zitat S.382. Gekürzter Wiederab­
druck in: Gotthard Jasper (Hrsg.), Von Weimar zu Hitler 1930-1933, Köln-Berlin 1968, 
S. 443-482. 

26 Vgl. K. D. Bracher (wie Anm. 4), S. 75. 
27 H.Mommsen (wie Anm. 25), S. 356, 407, 412, 399, 401 u. 413. 
28 Vgl. ebenda, S. 351. 
29 Vgl. Ernstgert Kalbe, Die Rolle der Reichstagsbrandprovokation bei der Konsolidierung der faschi­

stischen Diktatur in Deutschland, in: ZfG 8 (1960), S. 1021-1068; ferner P. Stojanoff (wie Anm. 13). 
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Mommsen dann dezidiert vorgenommene Teilrevision der bislang vorherrschenden 
Auffassung vom planvoll-manipulatorischen Charakter der nationalsozialistischen 
„Machtergreifung" nicht zu engagierter Diskussion herausforderte. Denn ließ sich 
Tobias' irritierende Schlußbemerkung noch leichthin als effektbedachte Übertrei­
bung zurückweisen, so hatte sich Mommsen schon der sehr grundsätzlichen Frage 
seines Lehrers Hans Rothfels gegenübergesehen, ob seine Interpretation nicht „die 
letzte Zielgerichtetheit im Handeln Hitlers und seinen trotz aller Fehleinschätzun­
gen doch planvoll einkalkulierten Erfolg" unterschätze30. Nichts hätte also näherge­
legen, als hierüber eine fruchtbare Kontroverse zu eröffnen. Daß sie unterblieb, mag 
mit der Befürchtung zusammenhängen, hierdurch auf das historisch wenig belang­
volle Feld der Brandhypothesen gezogen zu werden, doch bleibt diese Annahme 
ebenso spekulativ wie Mommsens kürzlich geäußerte Vermutung, die Frage nach 
Zufall oder Planung beim Ausbau der NS-Diktatur sei schlicht tabuisiert worden31. 

III. 

Überraschenderweise meldete sich Ende Dezember 1966 ein bis dahin nicht ein­
schlägig bekannter Journalist kroatischer Herkunft namens Edouard Calic, wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges Insasse des KZ Sachsenhausen, in einem Zeitungsge­
spräch mit der Behauptung zu Wort, durch neu entdeckte Dokumente die 
Alleintäterschaftsthese widerlegen zu können. Zum Beweis zitierte er eine angeb­
liche Äußerung Hitlers, der im Juni 1931 gegenüber dem Chefredakteur der „Leip­
ziger Neuesten Nachrichten", Richard Breiting, geäußert habe: „Je früher man 
diese Schwatzbude verbrennt, desto früher wird das deutsche Volk von fremden 
Einflüssen befreit sein."32 Trotz etlicher weiterer Ankündigungen ließen die in Aus­
sicht gestellten Beweise jedoch auf sich warten. Die 1968 mit einem Vorwort von 
Golo Mann publizierten „Geheimgespräche" Hitler-Breiting enthielten nur den 
bereits zitierten Passus, der als Voraussage der späteren Brandstiftung interpretiert 
wurde33. Eine erste Darstellung über den Reichstagsbrand veröffentlichte Calic 1969 
nur auf Französisch; sie blieb in Deutschland ohne nennenswertes Echo34. 

30 Wie Anm. 25, hier S. 352. 
31 H.Mommsen, Betrachtungen zur Reichstagsbrand-Kontroverse, in: U.Backes u.a. (wie Anm. 9), 

S. 238-257, hier S. 240. 
32 Vgl. Klaus Mügge, Der Reichstagsbrand in völlig neuem Licht. Bisher unbekannte Dokumente 

klagen die Nazis an, in: Telegraf v. 23. Dezember 1966. - Zu Person und Aktivitäten Calics zuletzt 
Karl-Heinz Janßen, Calics Erzählungen, in: U. Backes u.a. (wie Anm. 9), S. 216-237, sowie Calics 
namens des Luxemburger Komitees hektographiert verbreitete Reaktionen v. 23./24. Februar 1986 
u. 15. April 1987, Kopien i. Bes. d. Verf. 

33 Edouard Calic, Ohne Maske. Hitler-Breiting Geheimgespräche 1931, Frankfurt am Main 1968, 
hier S.69 mit Anm. 15. - Nachweis weiterer Ankündigungen bei U.Backes, Das Internationale 
Komitee zur wissenschaftlichen Erforschung der Ursachen und Folgen des Zweiten Weltkrieges, 
in: ders. u.a. (wie Anm. 9), S. 88-114, hier S.94. 

34 E. Calic, Le Reichstag brule!, Paris 1969. 
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Nachhaltige Impulse versprach indessen das 1968 gegründete Luxemburger 
Komitee „zur wissenschaftlichen Erforschung der Ursachen und Folgen des Zwei­
ten Weltkrieges" zu geben, dessen Generalsekretär Calic wurde. Mit großem pro­
tokollarischen Aufwand und hochrangig besetzten Gremien ins Leben gerufen, 
reduzierte es sein ursprünglich weiter gefaßtes Aufgabenfeld bald ganz auf die 
Erforschung des Reichstagsbrandes. Für die wissenschaftliche Leitung dieses Unter­
nehmens zeichnete nach außen hin der international hochangesehene Schweizer 
Historiker Walther Hofer35. 

Hier ist nicht der Ort, den vielfältigen Aktivitäten des Komitees weiter nachzuge­
hen, die von Anfang an eine stark moralisierende Ausrichtung hatten36; dies ist in 
sehr kritischer Weise an anderer Stelle geschehen37. Der weitere Verlauf der Reichs­
tagsbrandforschung wurde insbesondere dadurch belastet, daß Calic und Hofer die 
Diskussion nicht von persönlichen Insinuationen freihielten, indem sie die Verfech­
ter der Alleintäterschaftsthese als vermeintliche Anhänger einer „NS-Unschulds-" 
oder „Gestapo-Legende" unter gleichsam moralischen Verdacht stellten38. Wenn es 
gelänge, schrieb Hofer damals mit wenig überzeugender Logik, die Unschuld der 
Nationalsozialisten am Reichstagsbrand nachzuweisen, sei zu befürchten, daß dann 
auch ihre Verantwortung für weit größere Verbrechen in Frage gestellt werden 
würde39 - eine Auffassung, die das Komitee-Mitglied Golo Mann gelegentlich in 
die Worte faßte, daß van der Lubbes Alleintäterschaft „sozusagen volkspädagogisch 
unwillkommen" wäre40. Jedenfalls kam es schon im Vorfeld der eigentlich wissen­
schaftlichen Kontroverse zu heftigen, auch gerichtlichen Zusammenstößen nament­
lich mit Fritz Tobias, die entscheidend zur Verhärtung der Fronten beitrugen41. 

Indessen konnten auch Zweifel am methodischen Vorgehen des Komitees laut 
werden, wenn Hofer und Calic bereits bei Aufnahme ihrer Forschungen deren 

35 Zur Gründung und personellen Zusammensetzung des Komitees vgl. U. Backes u. a. (wie Anm. 9), 
Anhang, S. 302-311 (Dok. Nrn. 3 f.). 

36 Bezeichnend hierfür bereits das „Geleitwort" des Komitee-Gründers und -Ehrenpräsidenten Pierre 
Grégoire, in: Walther Hofer u. a. (Hrsg.), Der Reichstagsbrand. Eine wissenschaftliche Dokumen­
tation, Bd. I, Berlin 1972, S. 7-10. 

37 Vgl. U. Backes, Komitee (wie Anm. 33). 
38 Da sich diese Vorwürfe, angefangen mit Calics Telegraf-Interview vom 23. Dezember 1966 (vgl. 

Anm. 32), toposhaft durch alle ihre einschlägigen Schriften ziehen, wird auf Einzelnachweis ver­
zichtet. 

39 W. Hofer, Reichstagsbrand I (wie Anm. 36), S. 20; ders., 50 Jahre danach. Über den wissenschaftli­
chen Umgang mit dem Dritten Reich, in: GWU 34 (1983), S. 1-28, hier S. 8. Wiederabdruck in: 
ders., Mächte und Kräfte im 20. Jahrhundert. Gesammelte Aufsätze und Reden zum 65. Geburtstag, 
hrsg. v. Peter Maurer, Düsseldorf 1985, S. 58-82 u. S. 257 ff. 

40 Golo Mann an Fritz Tobias, 20. September 1961, u.a. zitiert bei E. Jesse, Einleitung, in: U.Backes 
u.a. (wie Anm. 9), S. 12-32, hier S. 21 mit Anm. 41. 

41 Nachweise bei U.Backes, Komitee (wie Anm. 33), S. 108 ff. Vgl. auch ders. u.a. (wie Anm. 9), 
Anhang, S. 312-320 (Dok. Nr. 5), sowie W. Hofer, Der Reichstagsbrand als Forschungsproblem, in: 
Klassenjustiz und Pluralismus. Festschrift für Ernst Fraenkel, Hamburg 1973, S. 167-186, hier 
S. 183, Anm. 9, u. S. 185, Anm. 35. 
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Beweisziel vorgaben42. In der Tat konzentrierten sich alle Bemühungen der Reichs­
tagsbrand-Kommission auf den Nachweis einer NS-Täterschaft, während ihr Anti­
pode Tobias, dem seinerzeit unter allerdings umgekehrten Vorzeichen die gleiche 
Einseitigkeit vorgehalten worden war, sich immerhin darauf berufen konnte, bei 
Beginn seiner Forschungen vom genauen Gegenteil seiner späteren Ergebnisse aus­
gegangen zu sein43. 

Nach wiederholten Ankündigungen erschien 1972 unter der verantwortlichen 
Herausgeberschaft von Walther Hofer der erste Teil einer auf mehrere Bände ange­
legten ,,wissenschaftliche[n] Dokumentation", mit der „eine umfassende Klärung 
des umstrittenen Tatbestandes" angezeigt wurde44. Diese Klärung sollte in drei 
Schritten erfolgen: Band 1 war den pyrotechnischen Aspekten des Brandgeschehens 
gewidmet. Er suchte vornehmlich durch Befragung noch lebender Zeugen, Auswer­
tung der zeitgenössischen Sachverständigengutachten sowie eine neuerlich einge­
holte Brandexpertise den „negativen Beweis" zu führen, daß van der Lubbe nicht 
hätte Alleintäter gewesen sein können. Band 2 über die eigentlich politischen 
Umstände und Hintergründe des Brandgeschehens beanspruchte, die Täterschaft 
der Nationalsozialisten „positiv" nachzuweisen. Ein gleichzeitig, indes nur von Calic 
angekündigter 3. Band, der die kriminalistischen Aspekte behandeln sollte, ist bisher 
nicht erschienen45. 

In auffälligem Gegensatz zum prinzipiell anerkannten Grundpostulat wissen­
schaftlicher Unvoreingenommenheit machte freilich schon die Einleitung zu Band 1 
deutlich, daß Hofer sich bei seinen Reichstagsbrandforschungen von schematisie­
renden Vorwegannahmen und volkspädagogischen Erwägungen hatte leiten lassen. 
Es sei „für unser Geschichtsbild von der NS-Machtergreifung eben nicht gleichgül­
tig", führte er zur Begründung aus, ob die für den SS- und Gestapo-Terror so 
grundlegende Notverordnung vom 28. Februar nur „auf geschickter, improvisierter 
Ausnutzung eines von außen gegebenen Anlasses oder aber auf der konsequenten 
Planung eines Vorwandes" beruht habe46. Die besondere Bedeutung des Reichstags­
brandes - jener „politisch bedeutsamste[n] Brandstiftung der ganzen neueren 
Geschichte" - schien ihm denn auch in dessen präfigurativer Bedeutung für alle 
künftigen Verbrechen der Nationalsozialisten zu liegen47. 

Von daher erklärt sich, warum Hofer der Frage der Täterschaft solch große 
Bedeutung zuschrieb. Während er den ,,Vertreter[n] der NS-Unschuldslegende" 

42 Vgl. die einschlägigen Hinweise bei U. Backes u. a. (wie Anm. 9), S. 15 u. S. 99 f. 
43 F.Tobias (wie Anm. l l ) , S. 3 ff.; W. Hofer, Reichstagsbrand als Forschungsproblem (wie Anm. 41), 

S. 183, Anm. 10. 
44 W. Hofer, Reichstagsbrand I (wie Anm. 36), Zitat S. 30. 
45 Inhaltsverzeichnisse der drei geplanten Bände in: Internationales Komitee Luxemburg (Hrsg.), Der 

Reichstagsbrand. Die Provokation des 20. Jahrhunderts. Forschungsergebnis, Luxemburg 1978, 
S. 438-441. - Dieser in der einschlägigen Literatur nach seinem Hauptverfasser Edouard Calic 
zitierte Band wird hier in seiner bibliographisch korrekten Form angeführt. 

46 W. Hofer, Reichstagsbrand als Forschungsproblem (wie Anm. 41), S. 167. 
47 W. Hofer, Reichstagsbrand I (wie Anm. 36), S. 15 u. S. 19. Das folgende Zitat ebenda, S. 259. 
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vorhielt, die Sachverständigengutachten von 1933 verfälscht zu haben und sich bei 
der Auswertung der kriminalpolizeilichen Ermittlungen auf die Aussagen ehemali­
ger Gestapo-Beamter zu stützen, deren Zeugnis wenig Glaubwürdigkeit verdiene, 
zweifelte Tobias seinerseits die Beweiskraft von Zeugen an, die sich aus mehr als 
30jährigem Abstand und großenteils im Widerspruch zu ihren früheren Aussagen 
sowie weiteren zeitgenössischen Feststellungen und Beobachtungen geäußert hät­
ten48. Auch weist Hofers Dokumentation, die in der wissenschaftlichen Öffentlich­
keit auffallend geringe Beachtung fand49, neben ihrer Befrachtung mit sachfremden 
Erwägungen erhebliche formale Mängel auf: Die Grundsätze kritischer Editions­
technik sind nicht beachtet, und ein wissenschaftlicher Apparat fehlt völlig. In den 
Vierteljahrsheften wurde überdies auf gravierende Unstimmigkeiten bei den Zeitan­
gaben hingewiesen, die der vermutlichen Brandentwicklung zugrunde gelegt wor­
den sind50. 

War auf diese Weise die Plausibilität der Alleintäterschaftsthese schwerlich zu 
erschüttern, so schien man dies eher vom zweiten Teil der Dokumentation erwarten 
zu dürfen, der den positiven Beweis für eine NS-Täterschaft enthalten sollte. Beim 
Erscheinen dieses Bandes 1978 äußerte Hofer sich selbst überrascht, daß dieser 
Nachweis „in einem Umfang und in einer Dichte gelungen" sei, „wie man das kaum 
zu hoffen gewagt hatte"51. In ständiger Auseinandersetzung mit Tobias und Momm-
sen und nach längeren, auch archivarischen Quellenstudien gelangte der Haupt­
autor Christoph Graf zwar nicht zu einer geschlossenen Gegendarstellung, 
geschweige denn zur Entwicklung einer Machteroberungsstrategie der Nationalso­
zialisten, aber zu gegenteiligen Auffassungen in allen entscheidenden Punkten: Van 
der Lubbe war demzufolge unwissentliches Opfer eines nationalsozialistischen 
Brandstiftungskommandos, das durch einen unterirdischen Gang in das für einen 
Großbrand präparierte Reichstagsgebäude eingedrungen sei. Diese Vorgänge seien 
alsbald systematisch vertuscht und unbequeme Mitwisser im Zuge der Mordaktion 
des 30. Juni 1934 beseitigt worden. 

Die hier behauptete Inszenierung des Brandes stützt sich, soweit sie nicht rein 

48 Vgl. hierzu auch F.Tobias, Der angebliche „positive Beweis" für die NS-Brandstifterschaft durch 
die „wissenschaftliche Dokumentation", Bd.2, in: U.Backes u.a. (wie Anm.9), S. 115—166, hier 
S. 155-164. 

49 Soweit ermittelt, ist - von einer sehr kritischen Rezension im HPB XXI (1973), S. 21 f., abgesehen -
der Band in keiner der maßgeblichen historischen Zeitschriften besprochen worden. 

50 Vgl. Alfred Berndt, Zur Entstehung des Reichstagsbrandes. Eine Untersuchung über den Zeitab­
lauf, in: VfZ 23 (1975), S. 77-90. 

51 Walther Hofer u.a. (Hrsg.), Der Reichstagsbrand. Eine wissenschaftliche Dokumentation, Bd.2, 
München-New York-London-Paris-Berlin 1978, Zitat S. 5. - Von den namentlich gekennzeichne­
ten Kapiteln abgesehen, weist das Inhaltsverzeichnis die Verfasserschaft der einzelnen Beiträge 
nicht nach, doch hat Christoph Graf mir am 1. September 1987 versichert, daß die Bearbeitung des 
1969 an Prof. Hofer übergebenen „positiven Beweismaterials" seit 1971 ausschließlich in seinen -
Grafs - Händen gelegen habe. Bei seinen Archivrecherchen sei er bis zu dessen frühem Tod von 
Friedrich Zipfel unterstützt worden. Hingegen habe der als Mitherausgeber genannte Edouard 
Calic an der Gestaltung des Buches nicht mitgewirkt. 
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hypothetischen Charakter trägt, neben nachträglichen, in ihrer Beweiskraft sehr 

fragwürdigen Zeugenaussagen vor allem auf eine Reihe von Dokumenten teils zeit­

genössischen, teils jüngeren Datums, die den Herausgebern 1969 von privater Seite 

zur Verfügung gestellt worden waren und im Anhang - freilich gekürzt und unter 

Verzicht auf editionskritische Grundsätze - abgedruckt sind52. 

Unter den neu erschlossenen Dokumenten befinden sich auch Stücke aus dem 

von Hofer als „sensationell" bezeichneten Nachlaß Breiting in Leipzig. Wie erinner­

lich, hatte auch Calic zehn Jahre zuvor aus der gleichen Quelle geschöpft. Inzwi­

schen waren jedoch aufgrund inhaltlicher wie sprachlicher Unstimmigkeiten erhebli­

che Zweifel an der Authentizität der „Geheimgespräche Hitler-Breiting" laut 

geworden53, die die ZEIT in dem herausfordernden Diktum zusammenfaßte, daß 

hier „eine der unverfrorensten Geschichtsfälschungen dieses Jahrhunderts" vor­

liege54. In Kenntnis solcher Bedenken versicherte Hofer nachdrücklich, daß die 

„vorliegenden Zeugnisse und Dokumente mit den Mitteln der historischen Quellen­

kritik formal und inhaltlich sorgfältig überprüft" worden seien, und, wie er eigens 

hervorhob, stütze sich die Beweisführung keineswegs auf die großenteils gefälschten 

kommunistischen Braunbuch-Versionen von 1933/34, sondern auf eigene, 

„immense Forschungsarbeit"55. 

Gleichzeitig mit Hofer, doch auffälligerweise ohne die von diesem herangezoge­

nen Breiting-Dokumente und mit Abweichungen in den Einzelergebnissen, publi­

zierte auch Edouard Calic eine Darstellung des Reichstagsbrandes, die jedoch schon 

durch ihren durchgängig angeschlagenen Ton moralisierender Abqualifizierung all­

zu viele Angriffsflächen bietet und den Boden sachbezogener Auseinandersetzung 

verläßt56. 

Die Antwort der Kontrahenten ließ nicht auf sich warten, und da sie zunächst 

von publizistischer Seite und mit den üblichen Mitteln des Enthüllungsjournalismus 

erteilt wurde, sorgte sie für entsprechendes Aufsehen. Im Herbst 1979 veröffent­

lichte die ZEIT unter der plakativen Überschrift „Kabalen um den Reichstagsbrand" 

eine vierteilige Serie, in der Karl-Heinz Janßen die Forschungen des Luxemburger 

Komitees und namentlich die Aktivitäten seines Generalsekretärs in massiver Form 

angriff57. Janßen ging es dabei weniger um deren Ergebnisse als um die Methoden 

ihrer Ermittlung und Verbreitung. Nach offenbar eingehenden Recherchen warf er 

Calic vor, „eine Forschungsposse mit erstklassiger Besetzung" inszeniert zu haben, 

52 Ebenda, S. 332-471, das folgende Zitat Hofers ebenda, S.6. 
53 Nachweise zuletzt bei K.-H. Janßen, Calics Erzählungen (wie Anm. 32), S. 221 f. - Vgl. auch Gustav 

Hermann Seebold, Die Hitler-Breiting-Gespräche als historische Quelle, ungedruckte Magister-
Arbeit, Bochum 1975. 

54 ZEIT-Serie „Kabalen um den Reichstagsbrand", 4 Teile, in: DIE ZEIT Nr. 38 v. 14. September 1979 
- Nr. 41 v. 5. Oktober 1979, Zitat: Nr. 38 v. 14. September 1979, S. 48. 

55 W. Hofer u. a., Reichstagsbrand II (wie Anm. 51), S. 5; vgl. auch ders./Christoph Graf, Neue Quel­
len zum Reichstagsbrand, in: GWU 27 (1976), S. 65-88, hier S. 69 u. S. 75 f. 

56 E. Calic, Forschungsbericht (wie Anm. 45). 
57 Wie Anm. 54; das folgende Zitat ebenda, Nr. 38 v. 14. September 1979, S. 45. 
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zog seine Integrität in Zweifel und bezichtigte ihn anhand zahlreicher Auffälligkei­

ten sprachlicher und sachlich-inhaltlicher Art der gezielten Dokumentenfälschung. 

Auch Hofer wurde unterstellt, seine angeblich positive Beweisführung auf von Calic 

beschafftes ge- oder verfälschtes Material gestützt zu haben. Hans Mommsen58, 

Fritz Tobias59 und der niederländische Historiker Louis de Jong60 äußerten gleich­

falls erhebliche Zweifel an den von Hofer benutzten Dokumenten und verlangten 

deren - bislang stets verweigerte - Offenlegung und kritische Überprüfung. 

Während Calic und seine Anhänger auf diese Beschuldigungen in hochemotiona­

ler Weise reagierten und vergeblich auf Widerruf klagten61, wiesen Hofer und sein 

Mitautor Christoph Graf den gegen ihre Dokumentation erhobenen Fälschungsver­

dacht als „unwahr, absurd und ehrenrührig" zurück, ohne die Vorwürfe im einzel­

nen zu entkräften. Die Forderung, die Original-Dokumente vorzulegen und auf 

ihre Authentizität überprüfen zu lassen, lehnte Hofer als beispiellose Zumutung 

ab62. Weitere Publikationen und Aktivitäten von Komitee-Mitgliedern zeigten 

gleichfalls, daß diese - ohne freilich neue Gesichtspunkte zu Tage zu fördern - kei­

nerlei Grund sahen, von ihrer Auffassung abzurücken63. 

58 H. Mommsen, Historisches Himmelfahrtskommando, in: DIE ZEIT Nr. 39 v. 21. September 1979, 
S. 23 f.; ders., Ansichten zum Reichstagsbrand, ebenda, Nr. 40 v. 28. September 1979, S.50; ders., 
Konspirative Geschichtsbetrachtung, ebenda, Nr. 48 v. 23. November 1979, S.42; ders., Rezension 
von W. Hofer u.a., Reichstagsbrand II (wie Anm. 51), in: HZ 233 (1981), S. 490-494; Hofers 
„Erwiderung" ebenda, 236 (1983), S.252f. 

59 F.Tobias, „Seifenblasen" aus Luxemburg. Ein gefälschter Brief, in: DIE ZEIT Nr. 48 v. 23. Novem­
ber 1979, S. 43. 

60 L. de Jong, Alle Karten auf den Tisch, ebenda, S. 41. 
61 Vgl. vor allem „DIE ZEIT" - Kabalen um den Reichstagsbrand. Gräfin Dönhoff, Theo Sommer, 

die historische Wahrheit und die Menschenrechte. Die persönliche Diffamierung als publizistisches 
Argument der Hamburger Wochenzeitung ( = Sondernummer von La Voix de la Resistance, hrsg. v. 
Comité d'Action de la Résistance), Paris 1980; Gerhard Pletschacher, „DIE ZEIT"-Geschichts-
Manipulation. Dokumentation Band I zum Rechtsstreit zwischen den Herausgebern der Hambur­
ger Wochenzeitung „DIE ZEIT", Gräfin Dönhoff, Theo Sommer, Diether Stoltze, und dem Inter­
nationalen Komitee Luxemburg (IKL). Eine unvermeidliche Enthüllung der Arbeitsmethoden der 
„ZEIT" und ihres Rufmordversuches am Generalsekretär des IKL, Edouard Calic. Die dokumenta­
rische Widerlegung der Verleumdung des „ZEIT"-Redakteurs Karl-Heinz Janßen, Traunstein 
1981; Jürgen Schmädeke, „Kabalen um den Reichstagsbrand". Notwendige Anmerkungen zu 
einer Serie der „ZEIT"; ders., Reichstagsbrand und „Eigentore". Erwiderung auf eine neue 
„ZEIT"-Polemik, in: Der Tagesspiegel Nrn. 10369 u. 10394 v. 31. Oktober u. 30.November 1979; 
K.-H. Janßen, Die Eigentore des Herrn Calic. Eine neue Kabale um den Reichstagsbrand, in: DIE 
ZEIT Nr. 46 v. 9. November 1979. 

62 W. Hofer, Ein Wissenschaftsskandal? „Die Zeit" zeigt wenig Glück bei dem Versuch, die „Gestapo-
Thesen" vom Reichstagsbrand zu retten, in: Rheinischer Merkur Nr. 46 v. 16. November 1979, 
S. 35 f.; ders./Ch.Graf, Affäre Reichstagsbrand. Eine Entgegnung, in: DIE ZEIT Nr. 48 v. 
23. November 1979, S. 41 f. (Zitat). Vgl. auch Hofers „Erwiderung" auf Mommsens HZ-Rezen-
sion, wie Anm. 58. 

63 Vgl. etwa E. Calic, Reinhard Heydrich. Schlüsselfigur des Dritten Reiches, Düsseldorf 1982, v.a. 
S. 110-135 u.ö.; Ch. Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die Entwicklung 
der preußischen Politischen Polizei vom Staatsschutzorgan der Weimarer Republik zum Geheimen 
Staatspolizeiamt des Dritten Reiches, Berlin 1983, v. a. S. 221-233; W. Hofer, Die brüchige Theorie 
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Inzwischen schien überdies die Reichstagsbrand-Kontroverse in der weit grund­
sätzlicheren Auseinandersetzung um den totalitären Charakter des NS-Regimes und 
namentlich auch die Rolle Hitlers im Herrschaftsgefüge des Dritten Reiches aufzu­
gehen, die unter dem nichtssagenden Schlagwort „Revisionismus-Debatte" bekannt 
geworden ist64. Hofer fühlte sich durch deren Verlauf in seinen Befürchtungen 
bestätigt. In einer aus Anlaß des 50. Jahrestages der „Machtergreifung" erschienenen 
Betrachtung setzte er sich kritisch mit „revisionistischen" Tendenzen in der neueren 
Forschung auseinander und bezeichnete die Reichstagsbrand-Kontroverse als sym­
ptomatisch für den Versuch meist linker (Sozial-)Historiker, „ein praktisch völlig 
neues Bild des Nationalsozialismus und seiner Zeit zu entwerfen", worin das Dritte 
Reich seines totalitären Charakters entkleidet werde und Hitler als „schwacher 
Diktator" eines „polykratischen" Regimes erscheine. Tobias' Alleintäterschaftsthese 
sah er nachgerade zum „Eckstein dieses revisionistischen Gebäudes emporstilisiert", 
dem entgegenzuwirken er als seine Pflicht empfand65. 

Damit drohte aus einer ursprünglich eng umgrenzten Sachfrage ohne zwingen­
den Grund ein prestigebeladenes Grundsatzproblem zu werden, und da Hofer in 
der allgemeinen „Revisionismus-Debatte" keineswegs ohne Bundesgenossen war, 
wertete er auch deren eher beiläufige Äußerungen zur Reichstagsbrand-Kontro­
verse als Zustimmung in der Sache, ohne deutlich erkennbare Vorbehalte entspre­
chend zu gewichten66. Der zwischenzeitlich in Ostberlin erschienene 1. Band einer 
dreiteiligen Dokumentation über den Reichstagsbrand, worin erstmals die komplett 
erhalten gebliebenen Leipziger Prozeßakten ausgewertet werden konnten, trug 
gleichfalls nicht zu weiterer Aufhellung bei, da die Herausgeber die Täter-Frage gar 

von der Alleintäterschaft. Vor 50 Jahren endete der Reichstagsbrand-Prozeß, in: Der Tagesspiegel 
v. 30. Dezember 1983. Weitere Nachweise bei U. Backes, Komitee (wie Anm. 33), S. 111 f. 

64 Vgl. hierzu den forschungsgeschichtlichen Überblick bei Klaus Hildebrand, Das Dritte Reich, 
München-Wien3 1987, S. 118 f., 132 f., 135 ff., 149 f., 178 ff. u. 196 ff. mit Anführung der einschlägi­
gen Beiträge. Ferner E. Jesse, Reichstagsbrand und Vergangenheitsbewältigung, in: Recht und Poli­
tik. Vierteljahreshefte für Rechts- und Verwaltungspolitik 22 (1986), S. 189-200. Kritische Bemer­
kungen zum „Revisionismus"-Begriff bei Andreas Hillgruber, Jürgen Habermas, Karl-Heinz 
Janßen und die Aufklärung Anno 1986, in: GWU 37 (1986), S. 725-738, hier S. 736. Wiederabdruck 
in: „Historikerstreit". Die Dokumentation der Kontroverse um die Einzigartigkeit der nationalso­
zialistischen Judenvernichtung, München-Zürich 1987, S. 331-351. 

65 W. Hofer, 50 Jahre danach (wie Anm. 39), S. 2 u. S. 10. 
66 Vgl. die einschlägigen Hinweise bei E. Jesse, Der endlose Streit (wie Anm. 20), S. 82 ff.; ferner 

U. Backes, Die Reichstagsbrand-Kontroverse zwischen den Mühlsteinen von Wissenschaft, Politik 
und Öffentlichkeit, in: Liberal, H.4/1986, S. 69-79, und zuletzt noch A.Hillgruber, Literaturbe­
richt Innen- und Außenpolitik Deutschlands 1933-1945, in: GWU 38 (1987), S. 181-192, hier 
S. 183, wo der Verfasser, sichtlich irritiert durch den polemischen Tonfall der Kontroverse, ein end­
gültiges Urteil von Hofers angekündigter, aber bislang nicht erschienener neuer ,,umfassende[r] 
Gegendarstellung" abhängig macht. Ähnlich skeptisch auch K. Hildebrand (wie Anm. 64), S. 179. 
Was H. Mommsen, Betrachtungen (wie Anm. 31), hier S. 253 mit Anm. 20, zu seiner Polemik gegen 
Hildebrand veranlaßt, kann schwerlich mit dessen Ausführungen begründet werden. Vgl. K. Hilde­
brand, Nationalsozialismus ohne Hitler? Das Dritte Reich als Forschungsgegenstand der 
Geschichtswissenschaft, in: GWU 31 (1980), S. 289-304, hier S. 293 u. S. 303, Anm. 9. 
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nicht erst diskutierten, sondern ohne Auseinandersetzung mit der einschlägigen 
Literatur an den bekannten Braunbuch-Thesen einschließlich sie stützender und 
längst als Zweckfälschung nachgewiesener Dokumente wie namentlich der sog. 
Oberfohren-Denkschrift festhalten67. „Juristische" und publizistische Unterstützung 
erhielt Hofer ferner von Robert M.W.Kempner, ehedem stellvertretender US-
Hauptankläger bei den Nürnberger Prozessen, der sich - bislang vergeblich - um 
eine Wiederaufnahme des Reichstagsbrand-Prozesses bemüht68 und sich in seinen 
Memoiren - wie übrigens auch Golo Mann - als engagierter Verfechter einer Nazi-
Täterschaft bekennt69. 

So hob sich schließlich der Vorhang zum vorläufig letzten Akt eines Schauspiels, 
das über den Charakter eines Politikums hinaus inzwischen viele Züge eines „Glau-
bens"-Krieges angenommen hatte. Am 26. Februar 1986 präsentierte der Piper-Ver­
lag eine Neuerscheinung, die nicht allein „Aufklärung einer historischen Legende", 
sondern darüber hinaus die „Enthüllung eines Wissenschaftsskandals" verhieß70. 
Der Band knüpft an die Vorwürfe des ZEIT-Dossiers an, gelangt inhaltlich jedoch 
darüber hinaus. Neben Tobias, Mommsen und Janßen kommen auch drei jüngere 
Historiker zu Wort (Backes, Jesse, Köhler), die noch nicht als Antipoden hervorge­
treten waren71. Gemeinsam der Überzeugung, daß es keinen quellenmäßig fundier­
ten Grund gebe, an van der Lubbes Alleintäterschaft zu zweifeln, wenden sie sich in 

67 Der Reichstagsbrandprozeß und Georgi Dimitroff, Bd. 1 (wie Anm.6); die hier angeführte Ober­
fohren-Denkschrift ebenda, S. 197-212 (Dok. Nr. 97). - Unergiebig der Gedenkband Georgi 
Dimitroff, „Amboß oder Hammer sein ...". Der Faschismus auf der Anklagebank. Aus den Doku­
menten des Reichstagsbrandprozesses im Jahre 1933, Berlin (West) 1982. - Überaus bezeichnend 
auch Kurt Pätzolds Besprechung des von U. Backes u. a. (wie Anm. 9) herausgegebenen Sammel­
bands in: ZfG 35 (1987), S. 253 f. 

68 Vgl. Frankfurter Rundschau v. 13. Mai 1981, Artikel „Der Antrag auf Wiederaufnahme wird als 
unzulässig verworfen"; Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 23. Mai 1981, Artikel „Kampf um Frei­
spruch für van der Lubbe"; DPA-Meldung 082 v. 24. Februar 1983: „Reichstagsbrand"; DPA-Mel­
dung 218 v. 25. Februar 1983: „Plädoyer für neuen Reichstagsbrand-Prozeß"; DPA-Meldung 102 
v. 30. Mai 1983: „Bundesgerichtshof zog Schlußstrich im Fall Reichstagsbrand"; Robert M.W. 
Kempner, Der Prozeß um den Reichstagsbrand, in: Recht und Politik. Vierteljahreshefte für 
Rechts- und Verwaltungspolitik 19 (1983), S. 13-16. 

69 Ders. (in Zusammenarbeit mit Jörg Friedrich), Ankläger einer Epoche. Lebenserinnerungen, Frank­
furt am Main-Berlin-Wien 1983, S. 99-118; G. Mann, Erinnerungen und Gedanken. Eine Jugend in 
Deutschland, Frankfurt am Main 1987, S. 493-500. Vgl. hierzu auch E. Jesse, Reichstagsbrand (wie 
Anm. 64), S. 194, sowie Kempners Auseinandersetzung mit Jesse in: Recht und Politik. Vierteljah­
reshefte für Rechts- und Verwaltungspolitik 23 (1987), S. 103-106. 

70 Vgl. U. Backes u. a. (wie Anm. 9); das zweite Zitat findet sich in einem bei der Buchpräsentation ver­
teilten Informationsblatt des Piper-Verlags. Vgl. auch K.H. Janßen, Der Reichstagsbrand. Ende 
einer Fälschung. Es bleibt dabei: Die Nazis haben den Reichstag nicht angezündet, in: DIE ZEIT, 
Nr. 9 v. 21. Februar 1986, S. 46. Der Sammelband ist, um ein Nachwort erweitert, auch als Taschen­
buch erschienen (München-Zürich 1987). 

71 F.Tobias, Positiver Beweis (wie Anm. 48); H. Mommsen, Van der Lubbe/Betrachtungen (wie 
Anm. 9 u. 31); K. H. Janßen, Calics Erzählungen (wie Anm. 32); U. Backes, Komitee (wie Anm. 33); 
E. Jesse, Der endlose Streit/Einleitung (wie Anm. 20 u. 40); Henning Köhler, Der „dokumentari­
sche Teil" der „Dokumentation" - Fälschungen am laufenden Band, in: U. Backes u. a. (wie Anm. 9), 
S. 167—215. — Ein zuvor bereits von U. Backes und E. Jesse gemeinsam verfaßter Beitrag (Die vergif-
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ihren einzelnen Beiträgen den unterschiedlichen Aspekten der Kontroverse zu. Ihr 
nicht selten polemischer Tonfall läßt freilich erkennen, wie stark Emotionen den bis­
herigen Verlauf der Auseinandersetzungen bestimmt haben. 

Im Zentrum des Buches steht die Kritik an Hofers und Grafs „positiver Beweis­
führung" im 2. Band ihrer Reichstagsbrand-Dokumentation; sie wird namentlich 
von Tobias und Köhler unbarmherzig geführt. Beide verneinen die Echtheit der 
umstrittenen Dokumente, wobei Tobias die auffällige „Vernetzung" zeitgenössischer 
und späterer Dokumente hervorhebt, die er als „Flechtwerk serienweiser Fälschun­
gen" beschreibt. Als Urheber dieser Fälschungen betrachtet er Calic, während er 
Hofer lediglich indirekt Betrugsabsicht unterstellt. Die Rolle der Breiting-Erben 
bleibt merkwürdigerweise unerörtert. 

Auch Köhler hält Hofer nicht für einen Dokumentenfälscher, aber er erklärt die 
im Anhang der Dokumentation publizierten Dokumente aufgrund gewichtiger 
inhaltlicher und sprachlicher Indizien für „samt und sonders" gefälscht und wirft 
Hofer vor, sie gewissermaßen wie „Banknotenfälschungen ... in Verkehr gebracht" 
zu haben72. Daß Köhler in Calic den eigentlichen Fälscher sieht, deutet er lediglich 
an. Ansonsten ist seine Argumentation besonders stark durch Invektiven belastet, die 
dem Niveau der Beweisführung abträglich sind. 

Es bedarf nicht des Hinweises auf die Affäre um die gefälschten Hitler-Tagebü­
cher, um zu verstehen, daß unter der Wucht solcher Anschuldigungen die eigentli­
che Sachfrage nach dem tatsächlichen Quellenwert der umstrittenen Dokumente in 
den Hintergrund gedrängt wurde. Überdies hat keiner der Kritiker den Begriff „Fäl­
schung" präzise definiert, wie es im Blick auf Gepflogenheiten der mittelalterlichen 
Urkundenlehre nahegelegen hätte. Doch selbst wenn der Fälschungsvorwurf in die­
ser Pauschalität nicht zutreffen muß73 und selbst in Rechnung gestellt, daß eine 
„kriminalistisch-exakte Analyse" des Materials mangels Zugänglichkeit nicht mög­
lich war, bleiben aufgrund zahlreich angeführter Unstimmig- und Auffälligkeiten 
solch erhebliche Zweifel zurück, daß zu fragen ist, welche Kriterien Hofer und Graf 
ihrer angeblich sorgfältigen quellenkritischen Überprüfung zugrunde gelegt haben. 

Die so heftig Angegriffenen reagierten sichtlich verletzt; sie beschränkten sich in 
ihren Stellungnahmen abermals darauf, die Vorwürfe pauschal als „skrupellose Ruf­
mordkampagne" zurückzuweisen, zumal nicht um die Beweiskraft der inkriminier-

tete Diskussion um den Reichstagsbrand: Hintergründe - Ideologien - Streitfragen, in: Revue 
d'Allemagne XVI (1984), S. 84-96), ist ohne nennenswerte Resonanz geblieben. 

72 F.Tobias, Positiver Beweis (wie Anm.48), Zitate S. 145; H.Köhler, Dokumentarischer Teil (wie 
Anm. 71), Zitate S. 167 (ebenda auch das übernächste Zitat) u. S. 214. - Zum Vorwurf der Fälschung 
vgl. ferner E. Jesse, Der Streit um den Reichstagsbrand - das Ende einer leidigen Wissenschaftskon-
troverse, in: Geschichte, Politik und ihre Didaktik 14 (1986), S. 12-16, hier S. 12f. 

73 Dies gilt namentlich für die „Erklärungen" Löbes und Treviranus' vom 27. Februar 1963 und 15. Mai 
1971 (Druck: W. Hofer, Reichstagsbrand II (wie Anm. 51), S. 442-465), die ungeachtet ihrer offen­
kundigen Abweichung von früheren Bekundungen der Verfasser nicht logisch zwingend gefälscht 
sein m ü s s e n - was im übrigen an ihrem vernachlässigenswert geringen Quellenwert nichts ändern 
würde. 
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ten Dokumente gestritten, sondern - unter massiven persönlichen Anschuldigungen 

- deren formale Echtheit bezweifelt wurde74. Immerhin erklärten sich beide nun zur 

Begutachtung ihres umstrittenen Materials durch eine neutrale Stelle bereit. 

Die in Aussicht genommene Echtheitsprüfung durch das Bundesarchiv Koblenz 

erwies sich jedoch als undurchführbar, und zwar vor allem deshalb, weil die für 

Grafs und Hofers Beweisführung entscheidenden zeitgenössischen Dokumente aus 

dem Nachlaß Breiting trotz aller Bemühungen nicht im Original beigebracht wor­

den sind. Eine entsprechende Pressemitteilung des Bundesarchivs und ein daraufhin 

von Fritz Tobias verbreiteter „Offener Brief" können nur dahin verstanden werden, 

daß die fraglichen Originale als nicht oder nicht mehr vorhanden gelten müssen75. 

Hierdurch wird auch die Beweiskraft der gleichfalls abgedruckten nachträglichen 

Zeugenvorbringungen entscheidend tangiert, und zwar völlig unabhängig von ihrer 

formalen Echtheit, zumal gerade Hofer die wechselseitige Bestätigung von zeitge­

nössischen Dokumenten u n d späteren Zeugenaussagen als besonders aussagekräf­

tig hervorgehoben hat76. 

IV. 

Mit dieser überraschenden Wendung der Dinge dürfte ein vorläufig abschließendes 
Wort über die zweifelhafte Qualität der umstrittenen Breiting-Papiere gesprochen 
sein. Hofer und Graf werden ihre Behauptung, den einwandfreien dokumentari­
schen Nachweis für die Nazi-Täterschaft erbracht zu haben, ohne Vorlage neuer 
und überzeugender Quellen nicht weiter aufrechthalten können. Jüngste Stellung­
nahmen77 sowie ein unterdessen von ihnen in Auftrag gegebenes Gutachten, das 

74 Presseerklärungen Hofers v. 19. Februar 1986 sowie Hofers und Grafs v. 26. Februar 1986 (Zitat); 
Interview Hofers mit Franz Hophan und Christian Moser, in: Berner Zeitung v. 12. März 1986, S. 9, 
Kopien i. Bes. d. Verf.; Unterredung des Verf. mit Christoph Graf und Walther Hofer am 1. Septem­
ber 1987 in Bern, bei welcher Gelegenheit Dr. Graf Edouard Calic gegen den Vorwurf der Doku­
mentenfälschung in Schutz nahm und darauf hinwies, daß ein entsprechender Verdacht eigentlich 
gegen ihn gerichtet werden müßte, da ausschließlich er seit 1971 das Material bearbeitet und durch 
seine Archivstudien die als „Vernetzung" kritisierten Angaben ermittelt habe. - Zu den Reaktionen 
Edouard Calics und des Luxemburger Komitees vgl. Anm. 32 sowie die Nachweise bei E. Jesse, 
Reichstagsbrand (wie Anm. 64), S. 192 ff. mit Anm.37-43. 

75 Vgl. Notiz „Mit leeren Händen", in: DIE ZEIT Nr. 35 v. 22. August 1986, S. 2; Offener Brief Tobias' 
an Hofer v. 14. September 1986, Kopie i. Bes. d. Verf.; mündliche Auskünfte des Bundesarchivs, 
4. März 1987. Zum Vorgang auch E. Jesse, Reichstagsbrand (wie Anm. 64), S. 193 f. 

76 W. Hofer/Chr. Graf, Neue Quellen (wie Anm. 55), hier S. 69 u.ö. 
77 Vgl. W. Hofer, Und die Nazis haben den Reichstag doch angezündet, in: Die Weltwoche Nr. 10 v. 

6. März 1986; C. Wolfgang Ullrich, Lubbe war nicht Alleintäter, ebenda, Nr. 21 v. 22. Mai 1986. -
Ullrichs Annahmen sind großenteils hypothetisch und konzentrieren sich ausschließlich auf die 
nächtliche Brandlegung, ohne die Geschehnisse in einen Erklärungszusammenhang mit dem vom 
NS-Regime eingegangenen Prozeßrisiko zu stellen. Bemerkenswert auch die höchst anfechtbare 
Darstellung Ingo Müllers, Furchtbare Juristen. Die unbewältigte Vergangenheit unserer Justiz, 
München 1987, S. 36-44, in der die einschlägige Forschungsdiskussion souverän ausgeblendet wird. 
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Hofer, wenig überzeugend, in einem soeben veröffentlichten Zeitungsbeitrag als 
Bestätigung seiner Position wertet78, können diesen Eindruck nicht entkräften. Eine 

Vgl. W. Hofer, Reichstagsbrand - und kein Ende? Eine Stellungnahme von Walther Hofer zu dem 
Vorwurf der Fälschung von Dokumenten, in: FAZ Nr. 291 v. 16. Dezember 1987; E. Jesse, Infor­
mationen aus dem Fälschernetz? Reichstagsbrand: Die fragwürdige Echtheit von Kopien. Eine Ant­
wort auf Walther Hofer, ebenda, Nr. 4 v. 6. Januar 1988; ferner die Leserbriefe des Präsidenten des 
Bundesarchivs Koblenz und von Fritz Tobias, ebenda, Nrn. 7 u. 36 v. 9. Januar u. 12. Februar 1988. 
Das Gutachten des Urkundenlabors der Kantonspolizei Zürich vom 12. Juni 1987, das mir die Auf­
traggeber freundlicherweise zur Kenntnis gebracht haben, bezieht sich auf eine Authentizitätsprü­
fung der im Anhang von W. Hofer u. a., Reichstagsbrand II (wie Anm. 51), unter den Nummern II, 
III und IV abgedruckten zeitgenössischen Dokumente aus dem Nachlaß Breiting, nämlich: 
- die sog. „K"-Aufzeichnungen, die, von zwei Originalseiten abgesehen, nur in Fotokopien vorge­

legt werden konnten; 
- die sog. Gesprächsaufzeichnung Hugenberg-Breiting vom 10. Mai 1933 in notariell beglaubigter 

Fotokopie; 
- Briefe Breitings vom 10. April sowie 11. und 18. Juni 1934 in Fotokopie. 
Darüber hinaus lagen der Dokumentenprüfung Originale der „Unterredung [Richard Breitings] 
mit Adolf Hitler am 4. Mai 1931 in München" sowie, teils im Original, teils in Fotokopien, zeit­
genössisches „Vergleichsmaterial" aus dem Nachlaß Breiting zugrunde. Das Prüfungsmaterial ist 
somit nicht völlig mit dem in Koblenz vorgelegten identisch; dort hatten auch die späteren Zeugen-
vorbringungen (Löbe, Treviranus usw.) Gegenstand der Untersuchung sein sollen. 
Der Züricher Prüfungsauftrag war nicht durch sachlich-inhaltliche Dokumentenkritik, sondern 
durch die lediglich materielle Leitfrage nach dem Alter der umstrittenen Dokumente bestimmt. Sie 
konnte nur bei Originalen durch die „direkte Altersbestimmung" beantwortet werden. In allen 
anderen Fällen mußte sich der Gutachter mit der vergleichsweise unsicheren „indirekten Altersbe­
stimmung" begnügen. Sein zusammenfassendes Urteil lautet gleichwohl: „Es liegen keinerlei Indi­
zien vor, die die Authentizität der vorhandenen Originalschriften sowie der den Kopien zugrunde 
liegenden Originale in Frage stellen." 

Zum Beweis- und Aussagewert dieser gutachtlichen Äußerung ist einschränkend jedoch in aller 
Kürze zu bemerken: 
1. Die indirekte Altersbestimmung der „K"-Aufzeichnungen hat keine auf Fälschung deutenden 

Anachronismen ergeben, doch erbrachte die Materialanalyse der beiden Originalseiten 9 und 10 
als unbezweifelbares Herstellungsdatum: „Leykam Hartpost 1935". Dies steht in offenkundigem 
Widerspruch zu einem Brief Breitings an Dönicke vom 10. April 1934, in dem die „K"-Aufzeich­
nungen erwähnt werden. Sie müssen demnach vor diesem Datum entstanden sein. Diesen termi-
nus ante quem betont Graf in der oben genannten Dokumentation zweimal ausdrücklich (S. 365 
u. 435). Hofer erklärt diese Unvereinbarkeit nunmehr damit, daß es sich bei den fraglichen - von 
Edouard Calic beigebrachten - Originalseiten um eine zeitgenössische Abschrift aus dem Jahre 
1935 handle. 

2. Bei den in Kopie vorliegenden Briefen Breitings an Liske vom 11. und 18. Juni 1934 sowie der 
Gesprächsaufzeichnung Hugenberg-Breiting vom 10. Mai 1933 war nur formale Beurteilung der 
Maschinenschrift möglich. Hingegen erlaubte die mangelhafte Abbildungsqualität des Schrei­
bens Breitings an Dönicke vom 10. April 1934 keine nähere Prüfung. Ohne hin kann, worauf auch 
das Bundesarchiv hingewiesen hat, eine materielle Echtheitsprüfung nur am Original vorgenom­
men werden. 

3. Die Authentizitätsprüfung der Gesprächsaufzeichnung Hitler-Breiting vom 4. Mai 1931 - und 
dies gilt vice versa auch für das angefügte „Vergleichsmaterial" - ist für die Täterschaftsfrage ohne 
jeden Belang. Insofern stützt das Gutachten nicht die Beweisführung Grafs und Hofers, sondern 
relativiert allenfalls Köhlers Behauptung, alle im Anhang publizierten Dokumente seien „samt 
und sonders" gefälscht. 
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wissenschaftlichen Ansprüchen genügende Auseinandersetzung Grafs oder Hofers 
mit den Fälschungsvorwürfen steht nach wie vor aus. 

Dies ist kein Anlaß für billige Triumphe, wohl aber eine nachdrückliche Auffor­
derung zu gründlicher Quellenkritik. Auf sie kann die Zeitgeschichtsforschung um 
so weniger verzichten, als gerade umstrittene oder rätselhaft-phantasieanregende 
Ereignisse die Aussagekraft sog. Zeitzeugen oder (privaten) Zeugenschriftguts mas­
siv beeinflussen können. Neben der Handhabung des handwerklichen Rüstzeugs 
bedarf die Reichstagsbrandforschung freilich auch der stärkeren Rückbesinnung auf 
die drei logischen Grundformen historischer Erkenntnis und Aussagegenauigkeit: 
Was wissen wir t a t s ä c h l i c h ? Was ist nur als w a h r s c h e i n l i c h anzunehmen? 
Und was erscheint lediglich als ( d e n k - ) m ö g l i c h 7 9 ? 

Prüft man unter dieser Prämisse die bislang für die Täterschaft angeführten 
Erklärungsversuche und Quellenzeugnisse, so wird man in aller Kürze feststellen 
dürfen: 
1. Die Brandlegung durch den holländischen Wandergesellen Marinus van der 

Lubbe ist unbestrittene und unbestreitbare T a t s a c h e . 
2. Seine Alleintäterschaft ist als (sehr) w a h r s c h e i n l i c h anzunehmen, aber sie 

ist, wie ihr Gegenteil, im strengen historisch-kritischen Wortsinn nicht bewiesen 
(und vermutlich auch kaum beweisbar). Die gegen eine Alleintäterschaft ange­
führten „negativen" wie „positiven" Ausschließungsgründe begegnen ihrerseits 
jedoch erheblichen sachlichen und quellenkritischen Bedenken. Überdies beruhen 
sie großenteils auf rein hypothetischen, unbeweisbaren Annahmen (wie Präparie­
rung des Reichstagsgebäudes durch Brandsätze, Benutzung des unterirdischen 
Ganges, Beseitigung unbequemer Mitwisser usw.). 

Demnach bleibt 
3. eine Tatbeteiligung oder -ausführung durch ein NS-Brandstiftungskommando 

lediglich als vage ( D e n k - ) M ö g l i c h k e i t übrig. Ihre (theoretische) Annahme 
müßte sich zunächst dem soeben bekanntgewordenen Zeugnis der Goebbels-
Tagebücher stellen, wonach Hitler und Goebbels bezüglich der Urheberschaft 
noch 1941 im Dunkeln tappten80. Ferner wäre der Einwand zu entkräften, daß 
die nationalsozialistischen Machthaber es im Falle eigener Verstrickung wohl 
schwerlich auf die Blamage des Reichstagsbrand-Prozesses hätten ankommen 
lassen, denn wer eine Brandlegung diesen Ausmaßes inszeniert, trifft vermutlich 
Vorsorge, den in die gewünschte Richtung gelenkten Verdacht auch „beweisen" 

79 Ich folge hier den grundsätzlichen Ausführungen K.Repgens, Reichskonkordats-Kontroversen 
(wie Anm. 17), S. 158 ff.; vgl. auch ders., KPD-Verbot (wie Anm. 16), S. 67 f. 

80 Die einschlägige Tagebucheintragung unter dem 9. April 1941 lautet: „Wir[sc.Hitler und Goebbels] 
erzählen über Attentat Bürgerbräu. Hintermänner noch immer nicht gefunden. Attentäter schweigt 
unentwegt. Führer meint, Otto Straßer. Bei Reichstagsbrand tippt er auf Torgier als Urheber. Halte 
das für ausgeschlossen. Dazu ist er viel zu bürgerlich. Für unsere Polizei und Justiz und ihren Spür­
sinn hat der Führer keine freundliche Anerkennung." Vgl. Elke Fröhlich (Hrsg.), Die Tagebücher 
von Joseph Goebbels. Sämtliche Fragmente, Teil I, Bd. 4, München-New York-London-Paris 1987, 
S. 579. (Ich verdanke den Hinweis auf diese Notiz Hermann Graml.) 
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zu können. Daß die Nationalsozialisten eindeutige Nutznießer des Brandes 
waren, ist kein zwingendes Indiz für ihre Täterschaft, sondern zeigt nur, wie 
skrupellos-zupackend Hitler und seine Umgebung den Brand für ihre Zwecke 
ausgenutzt haben. 
Die kritische Beurteilung ermittelter Ergebnisse bezüglich ihrer Aussagegenauig­

keit, inneren Widerspruchsfreiheit und Überprüfbarkeit an den Quellen gilt selbst­
verständlich auch für alle anderen, unmittelbar oder mittelbar mit der Brandstiftung 
zusammenhängenden Ereignisse und Maßnahmen, namentlich für die berüchtigte 
Reichstagsbrandverordnung. Hofer behauptet von ihr im Widerspruch zum eindeu­
tigen Quellenbefund noch immer, daß sie „bereits am Morgen des 28. Februar veröf­
fentlicht wurde, also von langer Hand vorbereitet sein mußte"81. Dies entspricht sei­
ner Auffassung von Planung und Durchführung der NS-Revolution, in die sich der 
Reichstagsbrand und seine Folgen als wesentliche Elemente einfügen. 

Demgegenüber wird man darauf hinweisen müssen, „daß aus strukturgeschichtli­
chen Erkenntnissen mit Tatsächlichkeitsanspruch ke ine ereignisgeschichtlichen 
Erklärungen mit dem g l e i c h e n Geltungsanspruch abgeleitet werden können"82. 
Eine Nazi-Urheberschaft am Reichstagsbrand läßt sich ebensowenig zwingend aus 
der für tatsächlich gehaltenen systematischen Planung der NS-Revolution deduzie­
ren, wie umgekehrt etwa aus Hitlers überraschter Reaktion in der Brandnacht auf 
einen Diktator aus Zufall oder Irrtum geschlossen werden kann. Andererseits bleibt 
Hans Mommsen, der ein klares Machteroberungskonzept verneint und in Fortent­
wicklung seiner These vom „schwachen" Diktator Hitlers Reaktionen in nebulöser 
antikommunistischer Hysterie auflöst, mit der Frage konfrontiert, wie denn die 
bereits unmittelbar nach dem 30. Januar 1933 feststellbaren klaren machtpolitischen 
Vorstellungen erklärt werden sollen83. 

Ganz unabhängig von quellenkritischen oder erkenntnistheoretischen Erwägun­
gen enthält die Kontroverse um den Reichstagsbrand aber noch eine weitere beher­
zigenswerte Lehre: daß nämlich die Wissenschaft zwar vom Streit der Meinungen 
lebt, nicht aber von persönlicher Verunglimpfung und moralisierender Selbstgerech­
tigkeit. Wenn Martin Broszat 1979 nach den Enthüllungen der ZEIT von dem 
Sumpf sprach, der nun trockengelegt worden sei, war damit zugleich die Hoffnung 
ausgedrückt, noch offene Fragen künftig wieder rational, ohne Überschätzung des 
Aussagewerts und ohne wechselseitige Beschuldigungen und Unterstellungen klären 

81 W. Hofer, Der Nationalsozialismus (wie Anm. 15), hier überarbeitete Neuausgabe, Frankfurt am 
Main 1985, S. 44. 

82 So - freilich ohne den hier hergestellten Bezug - K. Repgen, Reichskonkordats-Kontroversen (wie 
Anm. 17), S. 159. 

83 Zu Mommsens (heutiger), zuletzt noch am 1. Juli 1987 bei einem Gastvortrag an der Universität 
Bonn geäußerter Auffassung vgl. auch seinen Beitrag „Hitlers Stellung im nationalsozialistischen 
Regierungssystem", in: Gerhard Hirschfeld/Lothar Kettenacker (Hrsg.), Der „Führerstaat": 
Mythos und Realität. Studien zur Struktur und Politik des Dritten Reiches, Stuttgart 1981, 
S. 43-70; in Auseinandersetzung damit D. Hildebrand, Monokratie oder Polykratie? Hitlers Herr­
schaft und das Dritte Reich, ebenda, S. 73-96. 
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zu können84. Tabus jedweder Art sind kein geeignetes Mittel der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung, und die „Untersuchung brüchiger Behauptungen auf ihren 
Wahrheitsgehalt kann niemals verharmlosend sein"85. Dies belegt im übrigen auch 
der gegenwärtig ausgetragene „Historikerstreit", in welchem unter merkwürdiger 
Frontenverkehrung der Vorwurf der „Verharmlosung" auch von Historikern erho­
ben wird, die sich in der Reichstagsbrand-Kontroverse selbst damit attackiert sahen. 
Somit wird man Karl-Heinz Janßen und Hans Mommsen entgegenhalten müssen, 
daß ihr Vorwurf an das Luxemburger Komitee, der historischen Wahrheit nur dort 
die Ehre zu geben, wo sie die eigenen Vorurteile bestätige86, entschieden glaubhafter 
klänge, wenn sie sich dieses hohen Anspruchs auch bei anderen Gelegenheiten ent­
sännen87. Jedenfalls erklärt die polemische Art und Weise, in der die Kontroverse 
um den Reichstagsbrand ausgetragen wurde, zu einem guten Teil die wiederholt be­
klagte Zurückhaltung der ,,historische[n] Zunft", der man sogar „Versagen" glaub­
te vorwerfen zu müssen, ohne die näherliegende Frage zu stellen, ob in dieser Sache 
nicht übergebührliche Aufmerksamkeit für eine Detailquerele beansprucht wird88. 

Der Reichstagsbrand ist nicht der Schlüssel zum Verständnis der „Machtergrei­
fung". Insofern hat der Streit um die Täterschaft für die aktuelle Auseinanderset­
zung um den Charakter des Regimes und die Rolle Hitlers lediglich sekundäre 
Bedeutung. Es bedarf nicht der Annahme eines nationalsozialistischen Brandstif­
tungskommandos, um den Verlauf der NS-Revolution und die auf alle Lebensberei­
che zielende totalitäre Qualität des Regimes angemessen zu erfassen; und es bedarf 
der Alleintäterschaftsthese nicht, um beim Ausbau der Terrorherrschaft neben ziel­
voller Planung auch Improvisation und bedenkenlos-zynische Ausnutzung günstiger 
Gelegenheiten zu erkennen. Es bedarf lediglich der Bereitschaft, um es mit den 
Worten einer Saarbrücker Universitätsrede von 1963 zu sagen, auf eine historisch­
kriminologische Frage eine methodisch überzeugende Antwort zu suchen: „nüch­
tern, redlich und geduldig - und ohne vorschnelle Rücksicht auf das, was heute, 
morgen oder übermorgen aktuell sein könnte"89. 

84 Ein Sumpf wurde trockengelegt. Erklärung des Instituts für Zeitgeschichte, in: DIE ZEIT Nr. 48 
v. 23. November 1979, S. 42. 

85 So G. Jasper (wie Anm. 1), S. 132. 
86 K. H. Janßen, Eigentore (wie Anm. 61). 
87 Vgl. etwa den in Janßens Ressortzuständigkeit fallenden Abdruck des Pamphlets von Georg Denz-

ler, SS-Spitzel mit Soutane. Wie die katholischen Bischöfe im Dritten Reich mitschuldig wurden, in: 
DIE ZEIT Nr. 36 v. 3. September 1982, S.9f., oder Mommsens Beiträge zum Historikerstreit, in: 
„Historikerstreit" (wie Anm. 64), S. 156-188. 

88 Vgl. E. Jesse, Reichstagsbrand (wie Anm. 64), S. 197 f. Hierzu auch Peter Haungs, Was ist mit den 
deutschen Historikern los? Oder: Ist Quellen-Fälschung ein Kavaliersdelikt? Zur Kontroverse um 
den Reichstagsbrand, in: GG 13(1987), S. 535-541.- Von E. Jesse ist unterdes ein weiterer Beitrag 
im Druck: Das Ende der Kontroverse um den Reichstagsbrand. Die Alleintäterschaft von Marinus 
van der Lubbe ist erwiesen, in: GwU 39 (1988). 

89 Vgl. K. Repgen, Hitlers Machtergreifung und der deutsche Katholizismus. Versuch einer Bilanz, 
Wiederabdruck in: ders., Historische Klopfsignale für die Gegenwart, Münster 1974, S. 128-152, 
Zitat S. 152. 



LUCIO CARACCIOLO 

DER UNTERGANG DER SOZIALDEMOKRATIE IN 
DER SOWJETISCHEN BESATZUNGSZONE 

Otto Grotewohl und die „Einheit der Arbeiterklasse" 1945/46 

Mit den Worten, der Eiserne Vorhang habe sich nun herabgesenkt, kündigte Otto 
Grotewohl, der Führer der Sozialdemokratischen Partei in Berlin und in der sowje­
tischen Besatzungszone, am 4. Februar 1946 dem Leiter der politischen Abteilung 
der britischen Militärregierung in Deutschland, Sir Christopher Steel, die bevorste­
hende Kapitulation seiner Partei vor dem kommunistisch-sowjetischen Druck und 
die Fusion von KPD und SPD an1. Einen Monat später präsentierte Winston Chur­
chill in Fulton/Missouri der Welt die Metapher vom „Eisernen Vorhang". In seiner 
Rede ging der ehemalige britische Premier auch auf das Drama ein, dessen Protago­
nist Grotewohl war. Churchill beschuldigte die UdSSR, sie versuche, in den von der 
Roten Armee besetzten deutschen Gebieten „in einer einseitigen Aktion ein pro­
kommunistisches Deutschland zu schaffen". Indiz und Signal für diesen Plan sei die 
angekündigte Verschmelzung der beiden Arbeiterparteien in der Ostzone: „An 
attempt is being made by the Russians in Berlin to build up a quasi-Communist 
party in their zone of occupied Germany, by showing special favours to groups of 
Left-Wing German leaders."2 

Der gequälte Berliner Parteiführer Grotewohl wie der britische Kriegspremier ver­
banden die Auflösung der SPD in der sowjetischen Besatzungszone mit der Vorstel­
lung von der beginnenden Teilung Deutschlands, doch erschien das Schicksal der Sozial­
demokraten in der Ostzone beiden in unterschiedlichem Licht. Für den konservativen 
englischen Politiker waren die Ereignisse nur eine weitere Bestätigung für den Unter­
gang der Großen Allianz, für Grotewohl hingegen markierten sie das Ende des im 
Sommer 1945 konzipierten ambitiösen Entwurfs, eine autonome nationale SPD aufzu­
bauen, die eine führende Rolle im künftigen ungeteilten Deutschland spielen sollte. 

1 Telegramm Steels (Berlin) an das Foreign Office (London) vom 7.2. 1946; Public Record Office 
(PRO), London, FO 371/55586, C 1480/2/18. Steel berichtete; nach Grotewohls und Dahren-
dorfs Meinung „there was no point in resisting: they had nothing to hope from us. On my enquiring 
what he meant Grotewohl said that evidently ,iron curtain' (he used the expression) had come to 
stay". Auszüge dieses Telegramms in: R. Steininger, Deutsche Geschichte 1945-1961, Frankfurt am 
Main 1983, Band 1, S. 164. 

2 Der Text der Rede Churchills am 5.3.1946 in Fulton in:L. Trefousse (Hrsg.), The Cold War. A Book 
of Documenta, New York 1965, S. 72-82. Beide hier erwähnte Zitate auf S. 79. 
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Wie ist dieses Projekt gereift, wie hat es sich entwickelt, und warum ist es geschei­
tert? Ohne hier eine erschöpfende Behandlung der Geschicke Grotewohls und der 
Geschichte der Sozialdemokratie in der Ostzone bieten zu können, soll zur Beant­
wortung der angedeuteten Fragen zunächst Grotewohls Persönlichkeit skizziert und 
seine Konzeption rekonstruiert werden. Danach folgt eine Analyse der wesentlichen 
Etappen des Scheiterns seiner Strategie, und zuletzt wird dargetan, wie Grotewohl 
selbst die Verschmelzung von SPD und KPD zur Einheitspartei bewertete. 

Otto Grotewohl 

Am 17. Juni 1945 übernahm Otto Grotewohl vor der improvisierten Versammlung 
sozialdemokratischer Funktionäre in Berlin, bei der er zum Parteivorsitzenden aus­
gerufen wurde, eine feierliche Verpflichtung. Er werde die ihm anvertraute Verant­
wortung in einer Weise auf sich nehmen, daß kommende Generationen nicht sagen 
könnten: „Ihr habt Euch in großer Stunde klein gezeigt!"3 Hat Grotewohl sein Ver­
sprechen gehalten? Zur Beantwortung dieser Frage wird man nicht umhinkönnen, 
die Persönlichkeit des sozialdemokratischen Führers genauer zu betrachten. Es steht 
außer Zweifel, daß Grotewohl sich zwischen dem Sommer 1945 und dem Frühjahr 
1946 als unbestrittener Führer der Sozialdemokratischen Partei in der Ostzone und 
als einer der ernsthaftesten Kandidaten für die Führung der Gesamtpartei entpuppt 
hatte. In wenigen Monaten wurde Grotewohl eine von Funktionären und Parteiak­
tivisten anerkannte und geachtete Figur. Auch ausländische Politiker und Journali­
sten schätzten ihn sehr. Für die Offiziere der Siegermächte war er ein politischer 
Faktor, mit dem gerechnet werden mußte. Für Schukow beispielsweise war es 
undenkbar, Grotewohl ebenso zu behandeln wie dessen christdemokratische Kolle­
gen. Im Unterschied zu Hermes und Schreiber konnte Grotewohl nicht einfach auf 
SMAD-Anordnung hin ausgewechselt werden, ohne damit eine schwere politische 
Krise heraufzubeschwören. 

Gewiß hätte niemand, der Grotewohl während der Weimarer Zeit oder in den 
Jahren der Diktatur gekannt hatte, die Rolle vorausahnen können, die dieser Per­
sönlichkeit im Nachkriegsdeutschland zuteil werden sollte. Seine Biographie vor 
1945 (die noch zu erforschen ist) läßt sich in wenigen Strichen skizzieren4. Otto 
Grotewohl wurde am 11. März 1894 in Braunschweig als Sohn einer Arbeiterfamilie 
geboren. 1908 trat er in die Sozialistische Arbeiterjugend ein, 1912 hatte er das Par­
teibuch der SPD in der Tasche. Von frühester Jugend an zeigte er eine künstlerisch­
ästhetische Ader, die während seiner politischen Laufbahn immer wieder zum Vor­
schein kam5. Nach dem Ersten Weltkrieg heiratete er die Arbeiterin Marta Ohst und 

3 O. Grotewohl, An die Arbeit!, Berlin 1945, S. 7. 
4 Die einzige biographische Skizze ist die von H. Vosske, Otto Grotewohl, Berlin (DDR) 1979. 
5 Siehe z.B. den Artikel von H. Vosske, „Aus Otto Grotewohls Briefwechsel mit Künstlern und 

Schriftstellern", in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 1984, Heft 2, S. 197-206. 
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durchlief rasch die Etappen eines regionalen cursus honorum, zuerst in der USPD, 
nach 1922 dann in der SPD. Am 25. November 1921, kaum siebenundzwanzigjäh-
rig, wurde er zum Volksbildungsminister des Freistaates Braunschweig gewählt; er 
war damit der jüngste Minister in der Geschichte der Weimarer Republik. Später 
hatte er noch andere Ressorts inne. Als Landesvorsitzender seiner Partei wurde er 
1925 zum Reichstagsabgeordneten gewählt, doch spielte er in der Fraktion keine 
wichtige Rolle. 

1933 flüchtete Grotewohl mit seiner Familie nach Hamburg. Als Porträtmaler 
verdiente er sich dort den Lebensunterhalt in Heimarbeit und verfiel - wie auf die 
Werbung für Nasentropfen gegen Schnupfen6 - ab und an auf die eigenartigsten 
Nebenbeschäftigungen. Ab 1935 verdiente sich Grotewohl seinen Lebensunterhalt 
an einem Arbeitsplatz, den ihm sein Freund Erich W. Gniffke, der ehemalige Führer 
des Reichsbanners in Braunschweig, verschafft hatte. Dank der Beschäftigung in 
einem Unternehmen, das „Heibacko"-Heißluftherde herstellte und dessen Leiter 
Gniffke war, konnte Grotewohl 1938 nach Berlin-Schöneberg übersiedeln. Hier 
nahm er eine Tätigkeit als Werbeleiter auf und beteiligte sich in beschränktem Maße 
auch an konspirativen Tätigkeiten. In den Jahren 1938, 1939 und 1944 wurde Gro­
tewohl wegen seiner Untergrundtätigkeit jeweils für einige Monate in Haft genom­
men. Während des Krieges spielte er mit dem Gedanken, sich später der Architektur 
zu widmen und gemeinsam mit seinem Sohn ein Büro zu eröffnen7. 

Im Mai 1945 stellte sich Grotewohl der sowjetischen Militärregierung in Berlin 
zur Verfügung. Bald zum Dezernenten für Finanzen und Steuern in Schöneberg 
ernannt, nahm er in den Büroräumen der von Gniffke geleiteten Firma an der Grün­
dung des Zentralausschusses der SPD teil. Obwohl Vorsitzender und Sprecher der 
Partei, widmete er sich bis August vor allem Verwaltungsaufgaben8. Den Berliner 
SPD-Funktionären, die ihn am 17. Juni zum Parteivorsitzenden ausriefen, war er 
jedenfalls wenig bekannt. Als öffentliche Persönlichkeit behauptete sich Grotewohl 
vor allem mit seiner großen Rede am 14. September 1945 in Berlin. Von da an, bis in 
die ersten Wochen des folgenden Jahres, setzte er sich als unumstrittener Führer der 
SPD der Ostzone und als ernstzunehmender Konkurrent Schumachers um die Füh­
rung der Gesamtpartei durch. Seine Qualitäten - kontrastiert vom weniger beein­
druckenden Profil der beiden anderen Vorsitzenden Gniffke und Fechner - sicher­
ten dem Exminister aus Braunschweig das besondere Interesse und den Respekt der 
Besatzungsoffiziere. Deren Eindruck kann wohl mit dem Urteil in einer Untersu-

6 Vosske, Grotewohl, S. 100. 
7 Ebenda, S. 107. Siehe auch das unveröffentlichte Interview von Harold Hurwitz mit Nora Kuntzsch 

(geb. Fuchs) am 14.7.1985. Dieses Gespräch und andere bislang unveröffentlichte Dokumente sind 
in den vierten Band des Werkes von H. Hurwitz über Demokratie und Antikommunismus in Berlin 
nach 1945 eingegangen, das in kurzer Zeit erscheint. 

8 Siehe z. B. den Brief von Otto Grotewohl an Freunde und Verwandte in Braunschweig, Berlin 17.8. 
1945 (im Besitz von Frau Nora Kuntzsch, Braunschweig, Photokopie bei H. Hurwitz, Berlin), in 
dem er schreibt, daß er „Ende des Monats" sein Amt in der Stadtverwaltung verlassen werde, um 
sich „dann ganz und ausschließlich wieder der Politik zu widmen". 
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chung des OSS wiedergegeben werden, die Herbert Marcuse zugeschrieben wird. 
Grotewohl, hieß es dort, sei „ein facettenreicher und energischer Mann"9. 

In wenigen Monaten wurde Grotewohl zum enfant gaté der britischen Militärre­
gierung. Das Großbritannien der Labour-Party war natürlich am Wiedererstehen 
der SPD interessiert und sah in Grotewohl eine vertrauenswürdigere und angeneh­
mere Persönlichkeit als in Kurt Schumacher. Oberstleutnant Noel Annan, wichtiger 
politischer Offizier der Militärregierung, schrieb im Dezember 1945 an Außenmini­
ster Bevin: „The chairman of the Berlin Committee is the reverse of Schumacher. 
One is first impressed by Otto Grotewohl's charm; he is friendly and open in man­
ner, with an easy smile, rather negligent in his dress and appearance, and of an inde-
pendent frame of mind and of great integrity ... And there ist also the danger that if 
Schumacher wins the leadership of the party in the west he will refuse to cooperate 
with Grotewohl, the abler and better man, and thus cause a schism in the party 
which would seriously affect the fate of the Social Democrats in the Russian Zone."10 

Den Engländern gefiel vor allem die Offenherzigkeit und der gewisse Charme, 
den Grotewohl besonders gegenüber Damen zu zeigen wußte. Hauptmann Royce 
berichtete am 6. Oktober 1945 über das Treffen zwischen Ellen Wilkinson, Unter­
richtsministerin der Labour-Regierung, und dem SPD-Chef: „[Grotewohl] showed 
himself to be superior in character to any of the leaders so far visited. He made NO 
attempt to sell a line, and achieved a very nice piece of flattery by having a German 
translation of one of Miss Wilkinson's books on his desk when she came in."11 

Ähnliche Beurteilungen der Persönlichkeit Grotewohls zeigten auch die Berichte 
französischer Offiziere, die keine sehr große Sympathie für die Führer der Berliner 
Sozialdemokraten hegten. General Koeltz etwa schrieb am 26. September 1945 an 
Außenminister Bidault, Otto Grotewohl „gilt als gewandt und konziliant und ver­
fügt über große politische Qualitäten"12. Und am 17. Oktober bemerkte Koeltz in 
einem Bericht an Bidault nach einem Treffen zwischen Grotewohl und einer Dele­
gation der S.F.I.O.: „Während der gesamten Unterredung hat Monsieur Grotewohl 
den Eindruck eines höchst kultivierten, energischen und äußerst überlegten Mannes 
gemacht. Der formvollendete Empfang, die ,gemütliche' Einrichtung und die 
gemessene Haltung eines deutschen Bürgerlichen haben seine französischen Kolle­
gen nicht schlecht in Erstaunen versetzt."13 Die sowjetischen Offiziere und Beam-

9 A. Söllner (Hrsg.), Zur Archäologie der Demokratie in Deutschland. Band 1: Analysen von politi­
schen Emigranten im amerikanischen Geheimdienst, 1943-1945, Frankfurt am Main 1986, S. 304. 

10 Der Bericht von N.Annan in einem Brief von Sir W. Strang (Berlin) an E. Bevin (London), 20.12. 
1945; PRO, FO 371/46910-26341, C 10128/2069/18. 

11 „Report on Interviews between Miss Ellen Wilkinson and certain German Trade Unions leaders in 
Berlin on 5 Oct 45"; PRO, FO 1051/914-75721. Der Verfasser war D.N.Royce. 

12 Aus einem Bericht von General L.M. Koeltz (Berlin) in einem Telegramm General P. Koenigs 
(Baden-Baden) an G. Bidault (Paris), 26.9.1945, Nr. 1151/POL; Archives du Cabinet du Conseiller 
Politique du General C.C.F.A., 1945-1947, (Colmar), dossier D III 2/0. 

13 Aus einem Bericht vom General L. M. Koeltz (Berlin) in einem Telegramm von General Koenig 
(Baden-Baden) an G.Bidault (Paris), 17.10.1945, Nr. 1240/POL; Archives du Ministère des Rela-
tions Extérieures, (Paris), Direction des Affaires Politiques, série Z, carton 15, dossier lb. 
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ten, mit denen Grotewohl täglich Kontakt hatte (sein Leibwächter war ein Haupt­
mann der Roten Armee), legten ihm gegenüber eine außergewöhnliche Achtung an 
den Tag, was den sozialdemokratischen Führer veranlaßte, sich mit einer manchmal 
an Verantwortungslosigkeit grenzenden Offenheit an sie zu wenden. So kündigte er 
Schukow am Vorabend des Einzugs der westlichen Alliierten in Berlin an, daß diese 
von den Berlinern „als Befreier von der Roten Armee" empfangen würden14. 

So viel Hochachtung der Sieger für einen Vertreter der besiegten Nation erklärt 
sich Fritz Schreiber, der ehemalige Sekretär des Berliner Vorstands der SPD, heute 
mit der offenkundigen politisch-intellektuellen Überlegenheit Grotewohls: „Er war 
ein überdurchschnittlich kluger Mensch, ein angenehmer, gutaussehender Mann, 
ein offenes, freundliches, gewinnendes Wesen, das auch die Gabe hatte (etwa im 
Unterschied zu Schumacher) zuzuhören."15 

Die Porträts von Grotewohl, die uns andere Mitarbeiter überliefert haben (und in 
denen man häufig das Echo alter Unstimmigkeiten zu vernehmen glaubt), gehen 
allerdings mehr auf die Kehrseite seines Charakters ein. Sie heben seine mangelnde 
Willenskraft hervor und berichten, er habe schon bei leichten Widrigkeiten energi­
scher Unterstützung bedurft. Ernst Niekisch, der im Sommer 1945 der KPD beitrat, 
obwohl Grotewohl ihn zu überreden versucht hatte, eine wichtige Rolle im ZA zu 
übernehmen16, sagt von ihm: „Im Grunde seines Wesens ... [war er] ein weicher 
Mann."17 Ähnlich hat sich Gniffke über seinen einstigen Freund geäußert: „Grote­
wohl braucht Rückenwind."18 Für die wenig ausgeprägte Charakterstärke, das 
Bedürfnis, nicht allein gelassen zu werden vor der Welt, gibt es auch Zeugnisse aus 
seinem privatesten Bereich. Man nehme nur Grotewohls Brief vom 6. März 1945 an 
sein geliebtes „Mündel" Nora Fuchs. Auf deren bewegte Dankesworte für das 
mutige Einschreiten Grotewohls zugunsten von Noras Stiefmutter, die von der 
Gestapo verhaftet worden war, antwortete er: „Nur kann ich gar so viel des Lobes 
und der Güte nicht unwidersprochen so über mich ergehen lassen, das würde mich 
nur eitel oder eingebildet machen. Für beides bin ich ein schon so alter Esel. Außer­
dem ist ja auch alles was Du Güte, Kameradschaft, Aufopferung und was Du sonst 

14 Anonymer Bericht ohne Titel in englischer Sprache, datiert auf „August 27, 1945"; Landesarchiv 
Berlin (West), Nachlaß Hirschfeld 6,5: „Shortly before the English and Americans took over their 
occupation zones in Berlin, Grotewohl, the chairman of the Social Democratic Party, had a talk with 
Zhukow. Zhukow asked ,What would be the reaction of the Berlin population towards the pending 
arrival of the English and Americans?'... Grotewohl said, ,that the Berliner would greet the British 
and Americans as their liberators.' ,Liberators?, From whom?' asked Zhukow amazed. ,As liberators 
from the Red Army', answered Grotewohl. Zhukow was deeply impressed and changed the sub-
ject." Die Quelle des Verfassers war Grotewohl selbst. 

15 Interview mit Fritz Schreiber, September 1986, in Frankfurt am Main. 
16 Darüber berichtete Gustav Klingelhöfer in einem undatierten Brief an Otto Grotewohl (wahr­

scheinlich von Anfang Juli 1945); Landesarchiv Berlin (West), Nachlaß Klingelhöfer. 
17 E.Niekisch, Erinnerungen eines deutschen Revolutionärs. Gegen den Strom, 1945-67, Köln 1974, 

S.286. 
18 Erläuterungen zum Manuskript des Buches von E.Gniffke, Jahre mit Ulbricht, Köln 1966, (zu 

S. 35); Archiv der sozialen Demokratie (AdsD), Bonn, Nachlaß Gniffke, 4,3. 
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noch nennst, im letzten Grunde nichts wie purer und nackter Egoismus. Ich habe 
dabei nämlich nur den Hintergedanken, dadurch Menschen die ich liebhabe, für 
mich zu verpflichten, damit sie immer zuverlässig und hilfsbereit wie die Ammen 
und Gouvernanten um mich herumstehen. Bereit, mir jederzeit zu helfen und beizu­
stehen, wenn das mal nötig werden sollte."19 

Es wäre gewiß eitle Mühe, eine so komplexe und unter vielen Gesichtspunkten 
noch rätselhafte Persönlichkeit in ein definitorisches Schema zu pressen zu wollen, 
aber es ist wichtig, wenigstens jene Kluft zwischen seiner gewinnenden, nach außen 
hin energischen Seite und seiner genuinen Zerbrechlichkeit anzudeuten. Sie zeigte 
sich in der schnörkelhaften und zweideutigen Kehrseite seines Charakters, die nur 
seine Vertrauten und engsten Mitarbeiter wahrnahmen. Es ist gerade diese Eigen­
heit, die Grotewohl tragische Züge verleiht. Sie ist es, die ihm seine Entscheidungen, 
von denen Hunderttausende von Parteigenossen und Millionen Landsleute betrof­
fen wurden, so schmerzhaft gemacht hat, Entscheidungen, die Grotewohl vergeb­
lich mit wirklichen oder vermeintlichen Freunden zu teilen suchte. Letztendlich 
mußte er sie allein fällen. 

Otto Grotewohls großer Plan 

Die SPD als dominierende Dritte Kraft zwischen KPD und den bürgerlichen Par­
teien, als Garant für ein vereintes, als ausgleichendes Gewicht zwischen Ost und 
"West fungierendes Deutschland: Auf diese suggestive Konstellation richtete Grote­
wohl im Sommer 1945 seinen Kurs aus, nachdem die Bemühungen der Sozialdemo­
kraten um die sofortige Bildung einer einheitlichen Arbeiterpartei infolge der Ableh­
nung durch die kommunistischen Führer zunichte geworden waren. Die Überein­
kunft, die bei dem Gipfeltreffen zur Einheitsaktion zwischen KPD und SPD am 
19. Juni in Berlin unterzeichnet wurde, konnte die Rivalität um die führende Rolle 
zwischen beiden Linksparteien nicht verbergen. Die von den Russen betriebenen 
Demontagen, die Gewalttätigkeiten gegen die Zivilbevölkerung, zu denen sich die 
Rote Armee in den ersten Wochen der Besatzung hatte hinreißen lassen, und die 
offenkundige materielle und politische Unterstützung, die die SMAD den deutschen 
Kommunisten zukommen ließ, hatten den in den sozialdemokratischen Reihen ver­
breiteten Fusionsenthusiasmus bald abkühlen lassen. Ein Novum konnte eine mögli­
che künftige Einheitspartei schon bald nicht mehr sein, weil SPD und KPD ihren 
Neu- bzw. "Wiederaufbau nach jeweils eigenen, sehr gegensätzlichen und noch der 
Weimarer Zeit verhafteten Strukturmerkmalen und Traditionen begannen. Eine 
Vereinigung würde also wahrscheinlich nicht auf eine wirkliche Synthese hinauslau­
fen können. 

Zwischen Juli und August verstärkte sich im Zentralausschuß der SPD die Über­
zeugung, daß die organisatorische Einheit beider Parteien nicht mehr auf der Tages-

19 Otto Grotewohl an Nora Fuchs, 6.3.1945 (Kopie bei Herrn Prof. Harold Hurwitz, Westberlin). 
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Ordnung stehe, sondern auf unbestimmte Zukunft vertagt sei20. Dennoch blieb sie 
jene viel beschworene „historische Notwendigkeit", die Frucht einer klassenpoliti­
schen Weltanschauung - nach der letzten Endes jeder Konflikt auf die Polarität 
Bourgeoisie - Proletariat reduziert werden kann - und der Überzeugung, daß Hit­
ler seinen Sieg nur wegen der Uneinigkeit der Linken hatte erringen können21. Die 
zukünftige Einheitspartei wurde als erneuerte und radikalere SPD verstanden, die 
alle Kräfte und Erscheinungsformen der Arbeiterklasse in sich aufnehmen sollte, 
etwa so wie die Sozialdemokratie vor 1914, die mächtige Bebelpartei22. Diese Kon­
zeption der Einheit, beinahe eine „Rückkehr zu den Anfängen" durch Erneuerung, 
ist bei Grotewohl stark ausgeprägt. Für ihn bedeutete Erneuerung die Heimkehr der 
Kommunisten - privat nennt er sie die „Abtrünnigen"23 - in das große renovierte 
Haus der Sozialdemokratie. Der ständige Wettbewerb der antinazistischen Elite um 
die Eroberung des Wohlwollens der Sieger und des Vertrauens des Volkes drängte 
zudem jede der vier Parteien (KPD, SPD, CDU, LDPD), die ab Juli in der Ein­
heitsfront (Block) verbunden waren, dazu, ihr eigenes Profil deutlich zu machen 
und Autonomie zu demonstrieren. Dem gab sich der ZA mit besonderem Schwung 
hin, denn die sozialdemokratischen Führer waren von dem sicheren Gefühl ermu­
tigt, ja manchmal sogar berauscht, die populärste Partei zu sein. Das ging so weit, 
daß Fechner in seiner Einführung zur ersten großen SPD-Versammlung in Berlin 
am 14. September erklärte, die Sozialdemokratie sei „wohl unbestritten die größte 
Organisation" unter den vier Parteien24. 

Das Wissen um die eigene Kraft und die Unbeliebtheit der Kommunisten nährte 
bei den sozialdemokratischen Führern den Glauben und die Hoffnung, ihr Projekt 
der Dritten Kraft sei realisierbar. Die deutschen Politiker, die in der Enklave Berlin 
arbeiteten, der historischen Hauptstadt des Reiches und dem Sitz des Alliierten 
Kontrollrats, dachten gleichsam von selbst in nationalen und nicht in zonalen Kate­
gorien. Für sie war der rasche Abbau der Barrieren zwischen den Zonen und die 
Errichtung eines deutschen Staates eine Frage von ungeheurer Dramatik, beinahe 
von Leben und Tod: Es galt zu verhindern, daß ein Drittel des nationalen Territo­
riums und zwanzig Millionen Landsleute auf unbestimmte Zeit der russischen Ein­
flußsphäre zufielen25. 

20 Siehe z. B.: F. Moraw, Die Parole der „Einheit" und die Sozialdemokratie, Bonn-Bad Godesberg 
1973, S. 121. D. Staritz, Die Gründung der DDR, München 1984, S. 113. 

21 Moraw, Parole „Einheit", S. 80-96. 
22 Ebenda, S. 169 und passim. 
23 Interview mit Günter Markscheffel, 14.7.1984, in Adenau. 
24 Eröffnungsansprache Max Fechners am 14.9.1945 in der „Neuen Welt" in Berlin, in: O. Grotewohl, 

Wo stehen wir, wohin gehen wir? Der historische Auftrag der SPD, Berlin o.J. (1945), S.7. Zur 
Popularität der SPD in der SBZ vgl. u. a. das Telegramm von R. Murphy (Berlin) an J. Byrnes 
(Washington), 13.8. 1945, in: Foreign Relations of the United States (FRUS), 1945, Band III, 
S. 1040; ferner das Telegramm von R.Murphy (Berlin) an J.Byrnes (Washington), 22.8. 1945, 
ebenda, S. 1043. 

25 Siehe z. B. das vermutlich von Grotewohl selbst verfaßte Dokument vom 3.12. 1945 „Vertraulich -
Vorschlag zur Stellungnahme zur Frage der Reichsgestaltung", in welchem u.a. zu lesen ist: „Es 



288 Lucio Caracciolo 

Für den Sozialdemokraten Grotewohl wie für den Liberalen Külz oder den 
Christdemokraten Kaiser hatte die deutsche Einheit absoluten Vorrang. Dies war 
die alles überragende Kardinalfrage, auf die sich alle übrigen politischen Entschei­
dungen bezogen. Die im demokratischen Staat so wichtige Unterscheidung zwi­
schen „rechts" und „links" spielte damals noch keine entscheidende Rolle. Und tat­
sächlich standen in der unmittelbaren Nachkriegszeit, als in Deutschland noch kein 
demokratisches Staatswesen existierte, die Strategien der Berliner Grotewohl und 
Kaiser einander weit näher als die der Sozialdemokraten Grotewohl und Schuma­
cher; das gleiche gilt für die Konzeptionen der Christdemokraten Kaiser und Ade­
nauer. Die Sorge der Parteiführer in Berlin war es, das Fenster nach dem Westen zu 
öffnen, um der sowjetischen Einengung zu entgehen. Dahinter traten alle weiteren 
politischen Erwägungen zurück. Die Bemerkung Gniffkes erscheint daher ganz 
zutreffend: „Wäre Grotewohl 1945 nicht in Berlin gewesen, so hätte er Dr. Schuma­
cher mit der schumacherschen Politik überspielt."26 

Otto Grotewohl legte die Ziele der SPD in seiner großen Rede am 14. September 
in Anwesenheit von viertausend Parteifunktionären und von Wilhelm Pieck öffent­
lich dar. Seine Thesen waren eindeutig. Laut Grotewohl fehlten die Voraussetzun­
gen für eine Fusion der beiden Arbeiterparteien. Der Graben des Mißtrauens und 
Unverständnisses, der Kommunisten und Sozialdemokraten vor 1933 getrennt habe, 
sei noch lange nicht zugeschüttet. Das gleichwohl mit pathetischer Rhetorik 
beschworene Ideal einer Einheitspartei wurde in eine ferne Zukunft verbannt. Auf­
gabe des Tages sei es, die SPD auf nationaler Ebene wiederzuvereinigen. Diese 
große nationale Partei würde das stählerne Band bilden, das die deutsche Einheit 
zusammenhalten könne: „Die elementarste aller politischen Fragen, die Reichsein­
heit, setzt die Reichspartei voraus", sagte er27. Grotewohl sprach der Sozialdemo­
kratie die Rolle der Staatspartei zu: „Wenn heute ein neuer Staat in Deutschland 
aufzubauen ist, so ist die deutsche Arbeiterklasse und in ihr die SPD zuerst dazu 
berufen, diesen neuen Staat zu errichten."28 Weder die KPD noch die bürgerlichen 
Parteien könnten von allen vier Besatzungsmächten als Gesamtvertretung des deut­
schen Volkes betrachtet werden. Also habe die SPD die Aufgabe, „als Sammellinse 
zu wirken, in der sich die Ausstrahlungen der übrigen Parteien und Anschauungen 
des politischen Lebens in Deutschland treffen"29. 

Grotewohl stellte so die Vorrangstellung der KPD innerhalb der Einheitsfront in 
Frage und unterhöhlte damit einen Stützpfeiler des SMAD-Systems. Besatzungs­

muß mit allen Mitteln und in allen Zonen gleichzeitig die Niederlegung der Zonengrenzen zur 
Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraums für ganz Deutschland angestrebt werden." Institut 
für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Zentrales Parteiarchiv, Berlin (DDR) (künftig: IML-
ZPA), NL 90/277. 

26 Erläuterungen zum Manuskript des Buches von E. Gniffke (wie Anm. 18), (zu S. 35); AdsD, Nach­
laß Gniffke, 4,3. 

27 Grotewohl, Wo stehen wir?, S. 81. 
28 Ebenda, S. 103. 
29 Ebenda, S. 83. 
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macht und Kommunisten zogen daraus ihre Konsequenzen. Es begann die Kam­
pagne für eine „möglichst baldige" Fusion - so Pieck am 19. September30 - und für 
die Idee, KPD und SPD sollten bei den nächsten Wahlen Einheitslisten präsentieren. 
Das ZK der KPD beschloß in einer Sondersitzung am 28. September, das Losungs­
wort der Einheit im gesamten Deutschland auszugeben31. In einer Rede am 
12. Oktober wurde Grotewohl von Ulbricht sogar direkt angegriffen, ohne dabei 
aber namentlich genannt zu werden. Der kommunistische Führer spielte nämlich auf 
„sozialdemokratische Genossen" an, „die der Meinung sind, daß sie eine gewisse 
Mittelstellung einnehmen müssen". Und er fügte hinzu: „Die Aktionseinheit der 
KPD und SPD läßt keine 'Mittelstellung' zu."32 

An der Versammlung vom 14. September, in der die sozialdemokratische Offen­
sive angekündigt worden war und die die sofortige Reaktion der KPD hervorgeru­
fen hatte, schieden sich also die Geister. Da diese Ankündigung in Form einer 
öffentlichen Rede erfolgte, legte Grotewohl weder sämtliche Argumente dar, die für 
seine Ketzerei sprachen, noch konnte oder wollte er die einzelnen Etappen der SPD 
auf dem Weg zur Staatspartei in aller Öffentlichkeit aufzeigen. Um Motive und 
Strategie des Vorsitzenden des ZA noch besser zu fassen, müssen wir seinen 
umfangreichen und vertraulichen Bericht untersuchen, den er einem kleinen Kreis 
Leipziger SPD-Funktionäre am 26. August gegeben hat. Bei diesem Bericht handelt 
es sich um ein sehr wichtiges Dokument zur Interpretation der Herausforderung 
Grotewohls. In Leipzig konnte Grotewohl offen sprechen, und am Schluß seines 
internen Vortrages sagte er selbst: „Ich habe manches Wort gesprochen, das sich für 
eine öffentliche Rede nicht eignet."33 

Grotewohl ging in seinem Vortrag vor allem auf zwei zentrale Anliegen ein: 
a) die Verantwortung der SPD angesichts der deutschen Tragödie, b) die Schaffung 
einer einheitlichen, reichsweiten SPD. Zunächst berichtete Grotewohl den Leipziger 
Genossen von einer vertraulichen Erklärung Marschall Schukows, „die für die 
gesamte parteipolitische Entwicklung unserer Partei von erheblicher Bedeutung" sei: 
„Meine Herren", so habe der Marschall bei der Genehmigung der Parteien in Karls­
horst gesagt, „ich bin hier mit dem Auftrag nach Berlin und in das Okkupationsge­
biet geschickt [worden], und habe den Auftrag aus Moskau, hier ein demokratisches 
Staatsleben zu entwickeln. Ich weiß genau, daß ich mich dabei in erster Linie nicht 
auf die kommunistische Partei stützen kann, sondern daß ich auf Sie angewiesen 
bin, denn ich weiß, daß Sie die Massen hinter sich haben." Die sozialdemokrati­
schen Führer waren danach auch wirklich zu der Ansicht gelangt, es handele sich 
hier um „eine Erkenntnis, die für unsere politischen Einwirkungsmöglichkeiten 

30 W.Pieck, Reden und Aufsätze, Auswahl aus den Jahren 1908-1950, Berlin (DDR) 1950, S.21. 
31 H.-J. Krusch, „Für eine neue Offensive. Zur Septemberberatung 1945 der KPD", in: Beiträge zur 

Geschichte der Arbeiterbewegung, 1980, Heft 3, S. 349-360. 
32 W.Ulbricht, Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Band 2, Berlin (DDR) 1955, S.502. 
33 „Erster Bezirkstag der SPD, Bezirk Leipzig, am Sonntag den 26. 8. 1945 im Rathaus"; AdsD, Ost­

büro 0301/1. Siehe auch das Rundschreiben vom 23.10. 1945 des Bezirksvorstands Leipzig der 
SPD; IML-ZPA, II, 3/5/2. Grotewohls Rede ist hier als „vertraulich" bezeichnet. 
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manche Tür aufmacht", wie Grotewohl es formulierte. Die Sozialdemokraten nütz­
ten dies auch aus und konfrontierten Schukow mit den drängendsten Problemen der 
Bevölkerung. Sie präsentierten ihm von der Ernährungsfrage über die Instandset­
zung der Verkehrswege, vom Schutz der persönlichen Freiheit bis zur Wiederher­
stellung der Rechtssicherheit eine ganze Palette von Gravamina. „Wir haben das 
auch auf die Gefahr unserer eigenen persönlichen Sicherheit immer und immer 
getan. Wir haben das in Formen getan", sagte der SPD-Vorsitzende, „daß ich 
glaubte, wir würden aus dieser Verhandlung nicht nach Hause gehen." 

Dann berichtete Grotewohl weiter: „Wir haben ihm [Schukow] insbesondere 
gesagt, es sei ein völlig unhaltbarer Zustand, daß die persönliche Freiheit des einzel­
nen Menschen tagtäglich immer noch angetastet wird. Wir haben ihm gesagt, daß es 
untragbar ist, wenn sich in der, wie wir zu sagen pflegen, ,glorreichen' Roten Armee 
immer noch Marodeure befinden, die auf eigene Faust glauben, den ruhmreichen 
Namen der Roten Armee zu beschmutzen; Leute, die glauben, ein Recht zu haben 
unsere Frauen zu schänden, wo und wie es ihnen paßt, die ein Anrecht zu haben 
glauben, die Leute auf den Landstraßen anzuhalten, ihnen die Fahrräder wegzuneh­
men, sie auszuplündern und sie halbnackt weiterlaufen zu lassen. Wir haben gesagt, 
was es für den deutschen Bauer bedeutet, wenn er keinen Mut mehr findet, sein 
letztes Pferd, seine letzte Kuh auf den Acker zu bringen, um dort zu arbeiten. Wir 
haben das alles ohne jede Rücksicht dem Marschall unterbreitet. Er hat uns darauf 
fest in die Hand versprochen: ,Es wird besser!' Und er hat uns unter Beteuerungen 
gesagt: ,Ich lasse diese Leute erschießen und aufhängen, wo ich sie kriege!' Wo ich 
sie kriege ... (Heiterkeit), das ist das Entscheidende. Die Verhältnisse sind so, daß 
der russische Hauptmann, den ich als Adjutant auf unserer Reise mithabe, ein sehr 
verständiger und hilfsbereiter Mann, wenn wir sagen ,Es ist ein Befehl', mit dem 
üblichen freundlichen russischen Achselzucken erwidert: ,Großer General befiehlt 
und kleiner russischer Soldat macht nicht!' Das sind eben Dinge aus einer anderen 
Welt. Das sind Dinge von einer Lebensebene, die wir nicht begreifen. Aber das sind 
Dinge, die unsere Arbeit so unheimlich belasten, daß es kaum möglich ist weiterzu­
arbeiten." 

Aus diesem Mut gegenüber den neuen Herren erwachse ein Recht der Sozialde­
mokraten, so Grotewohl, die nationale Wiedergeburt zu ihrer ureigenen Sache zu 
machen: „Also diese Frage der Rechtssicherheit ist eine der ersten, die wir unabläs­
sig, wo es auch sei, verfolgen müssen ... , denn wenn wir es nicht tun, ist niemand 
da, der es tut. Schon aus diesem Grunde haben wir das politische Führungsrecht in 
Deutschland. Ich habe immer wieder feststellen müssen, daß diejenigen Vertreter 
der deutschen Bevölkerung, die die engste Verbindung mit diesen Kreisen [der 
sowjetischen Militärregierung] haben sollten, die oft Unmannhaftesten sind, wenn 
sie etwas sagen sollen." Erwägungen und Ansprüchen wie diese sind den sowjeti­
schen Offizieren vermutlich provokatorisch oder nur lächerlich erschienen. Aber 
Grotewohl hat in Karlshorst sogar Fragen der Wirtschafts-, ja der Außenpolitik auf­
geworfen. Die Notwendigkeit der Rohstoffbeschaffung verknüpfte er dabei mit der 
Frage der Abtrennung der Ostgebiete. Die Haltung der SPD sei klar: Die Ostgren-
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zen des Reiches müßten „bei der endgültigen Regelung den Lebensbedürfnissen des 
deutschen Volkes entsprechen", doch „bedauerlicherweise", fuhr er fort, „haben wir 
in diesem Punkte nicht die normalerweise zu erwartende Unterstützung unserer 
kommunistischen Freunde gefunden. Sie haben vermutlich die richtige Parole noch 
nicht dafür erhalten". 

Die verzweifelte Lage der Bevölkerung und die „Ängstlichkeit" bzw. der man­
gelnde patriotische Impetus der Kommunisten und der „bürgerlichen" Parteien 
zwangen die Sozialdemokratie, sich bei den Siegern zum Vertreter der nationalen 
Interessen zu machen. Es war Sache der SPD-Spitze, die Besatzungsmächte für die 
deutsche Tragödie empfänglich zu machen, denn, so erklärte Grotewohl, nur seine 
Partei habe das moralische Recht dazu: „Wir müssen verlangen, daß das Ausland 
uns hört und unsere berechtigten Wünsche zur Kenntnis nimmt... Ich benutze jede 
Kundgebung, um ganz nachhaltig immer wieder in die Welt hinauszuschreien: Wir 
sind keine Verbrecher und wir verlangen, wirklich von Euch gehört zu werden und 
als anständige Menschen gewertet zu werden!" 

Nach dieser Auffassung, so Grotewohl zu seinen Genossen, hätten die Sozialde­
mokraten nicht nur das Recht, sondern die moralische und politische Pflicht, die 
Emanzipation und den Aufbau des geschlagenen Deutschland zu leiten: „Denn, 
Genossen, stellt Euch vor, wenn man angesichts dieser ungeheueren Schwierigkeiten 
zu der Schlußfolgerung kommen wollte: ,Nein, unter diesen Umständen kann ich 
nicht mehr mitarbeiten', was sollte aus einer passiven Resistenz unserer Kreise für 
eine Rückwirkung auf das deutsche Volk zu ziehen sein? Und, Genossen, wir müs­
sen uns auch über etwas Anderes klar sein: die einzige Partei und die einzige 
Schichtung innerhalb des deutschen Volkes, die in maßgeblicher Weise befähigt ist, 
diesen Verwaltungsapparat überhaupt zum Laufen zu bringen und zu erhalten, stellt 
heute die Sozialdemokratie dar (Sehr richtig!)." Um dieser Verantwortung gerecht 
zu werden, so fuhr Grotewohl fort, müsse man den Mut haben, viel vom eigenen 
Stolz abzulegen, da die Grenzen für die Initiative eines jeden deutschen Bürgers 
durch die Erklärung der Alliierten vom 5. Juni 1945 gezogen seien: „Das heißt, wer 
aus innerer Überzeugung glaubt, nicht Befehlsempfänger sein zu können oder zu 
dürfen - und es gibt solche Genossen - der muß daraus die notwendige Schlußfol­
gerung ziehen, er kann nicht politisch tätig sein." In dieser Situation des Notstandes 
sei es unmöglich, eine präzise Parteitaktik festzulegen. Es komme auf die Fähigkeit 
und Geschmeidigkeit der Sozialdemokraten an, sich Einfluß in Randzonen zu 
erkämpfen, indem sie „diese Bindung [an die Erklärung der Alliierten vom 5. Juni] 
... in der praktischen Verwaltungsarbeit versuchen angenehm zu gestalten und zu 
lockern. Also unsere ganze Politik ist im Grunde genommen ein einziges vorsichti­
ges und taktvolles Abtasten und Suchen und Revidieren." Obzwar der Weg gewun­
den sei und mit viel Takt bewältigt werden müsse, das Ziel sei klar: „Unser Ziel muß 
sein", erklärte Grotewohl, „möglichst bald zu erreichen, daß wir für das gesamte 
deutsche Gebiet eine unter eigener Verantwortung arbeitende Reichsregierung 
erhalten (Lebhafter Beifall)." 

Grotewohl legte sich auch die Frage vor, was von deutscher Seite zur Bildung 
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einer Nationalregierung beigetragen werden konnte. In den Wahlen, die gemäß 
Potsdamer Abkommen - der Zeitpunkt stand allerdings noch nicht fest - in ganz 
Deutschland abgehalten werden sollten, sah er ein Machtmittel von größter Bedeu­
tung. „Wir müssen darauf hoffen, daß diese Wahlen möglichst bald stattfinden (Sehr 
richtig!). Und wir müssen unser Bestreben darauf richten, daß diese Wahlen unter 
scharfer Trennung der Parteien durchgeführt werden (Erneut lebhafte Zustim­
mung)." Hier haben wir den Kern Grotewohlschen Ketzertums. Während er den 
Antifaschistischen Block nur als ein Provisorium betrachtete, mußte er aus kommu­
nistischer Sicht auf unbestimmte Zeit aufrechterhalten werden. Durch die Wahlen 
würde das Kräfteverhältnis zwischen KPD und SPD in ein neues Gleichgewicht ge­
bracht werden, und zwar sehr zugunsten der Sozialdemokraten. Grotewohl hatte nicht 
den geringsten Zweifel daran, daß bei freien Wahlen und konkurrierenden Listen 
die SPD eindeutig vor der KPD und den bürgerlichen Parteien liegen würde34. 

Dann kam Grotewohl zum zweiten Hauptpunkt seines Referates. Die Sozialde­
mokratie hatte nach seiner Auffassung die historische Chance, sich an die Spitze des 
Aufbaus eines neuen Deutschland zu stellen, doch würde sie diese Chance nicht 
nützen können, wenn sie sich nicht sofort als Reichspartei wiederherstellte. Zu 
bedenken ist hier, daß Grotewohl einige Schwierigkeiten bei der Aufrechterhaltung 
der Kontrolle des ZA über die Parteiorganisationen der SBZ hatte35, und hinsicht­
lich der Verbindungen zur Emigration und vor allem zu den Genossen der Westzo­
nen waren kaum die ersten Schritte getan (Die Berliner erhielten die erste Nachricht 
von der Aktivität Schumachers erst am 28. August, und zwar nicht von westlichen 
Parteigenossen, sondern über den Kommunisten Franz Dahlem.)36. Grotewohl 
betonte, daß die Trennung der beiden Teile der SPD überwunden werden müsse. 
Darum versuchte er, die Genossen aller Zonen hinsichtlich der Ansprüche des ZA 
zu beruhigen, indem er sagte, dieses Gremium sehe „seine Aufgabe lediglich darin, 
treuhänderisch die Arbeit für unsere Bewegung anzufassen". Auch dessen Grün­
dungsaufruf vom 15. Juni stelle „nichts weiter als eine erste Plattform" dar. 

Schließlich verteidigte Grotewohl die historische Kontinuität der alten und neuen 

34 Auch in dieser Leipziger Rede äußerte Grotewohl seinen Optimismus über die Chancen der SPD bei 
den zukünftigen Wahlen: „Über die Aussichten dieses Stimmungsbildes werdet Ihr Euch ja nicht im 
Unklaren sein. Einige Zahlen habe ich gesammelt, die mir unterwegs erzählt wurden und die unge­
fähr zeigen, was da los ist. Ich glaube, daß es ungefähr so überall sein wird. Die kommunistische 
Hochburg im Leunawerk hatte Vertrauensleutewahlen ausgeschrieben. Es wurden 32 Vertrauens­
leute gewählt. Die Kommunisten haben, wie mir berichtet wurde, in ihrer Propaganda alles Mögli­
che geleistet mit Transparenten, Flugblättern, Versammlungen, Rednern und mit was sie sonst in der 
Öffentlichkeit starten. Unsere Leute aber haben weiter nichts getan als ihre Listen aufgestellt. 
Gewählt sind jedoch 26 SPD-Leute, 5 Bürgerliche und ein Kommunist! Die Wahl des Bürgermei­
sters in einem kleinen Ort ergab 260 Stimmen für die SPD und 16 für die KPD. So geht es, wo solche 
Anzeichen von Wahlen überhaupt bisher gewesen sind, überall gleichmäßig . . . " 

35 Eine Darstellung der schwierigen Beziehungen des ZA zu den Parteiorganisationen in der Provinz 
in: Moraw, Parole „Einheit", S. 103-120; L. Caracciolo, Alba di guerra fredda, Rom 1986, 
S. 119-127. 

36 Moraw, Parole „Einheit", S. 120 f. 
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Sozialdemokratie. Er wisse, daß einige Genossen (zum Beispiel Hermann Brill in 

Thüringen)37 „glaubten, wir seien durch die Vergangenheit so beschmutzt, daß wir 

nicht wieder in unserem alten Gewande auftreten könnten (Zurufe: Wir nicht!)". 

Aber der ZA sei der Meinung, daß „die Firmierung unserer Partei nicht abhängig 

gemacht werden kann [von dem], was sich in der Weimarer Republik abgespielt hat, 

obwohl wir auch mit gutem Recht sagen dürfen: Wir haben uns durchaus nichts 

vorzuwerfen! Wie hätte man eine andere Politik machen können und - liebe Genos­

sen, wenn diese Erkenntnis 1918 vorhanden gewesen wäre, dann wäre alles vermut­

lich nicht geschehen (Zuruf: 1932 wäre es anders gegangen!)." Die SPD habe eine 

„siebzigjährige glor- und ruhmreiche Geschichte", rief Grotewohl aus. Auch deshalb 

müsse sie ihren Platz in der Internationale wieder einnehmen: „Wir brauchen uns 

gar nicht so sehr dauernd vor dem Ausland zu verbeugen! Wir brauchen insbeson­

dere nicht vor der Arbeiter-Internationale das zu tun." Grotewohl forderte das 

Recht der SPD, von der Internationale als „gleichberechtigt" aufgenommen zu wer­

den, denn sie habe immer ihre Pflicht erfüllt und sei „treu und fest" zu der „soziali­

stischen Gedankenwelt" gestanden. 

Grotewohl hatte in diesem Referat die Beweggründe und Ziele der neuerstande­

nen Sozialdemokratie ziemlich offen und nuanciert dargelegt. In der Leipziger Rede 

findet sich jedoch keine Spur der sogenannten „Ostorientierung", die der ZA nur 

wenige Tage zuvor beschlossen hatte. In einem Dokument, das die ökonomischen 

Untersuchungen Gustav Klingelhöfers - einer der von Grotewohl am meisten 

geschätzten Berater - wiedergab, hatte der ZA festgelegt, daß die SPD in der inter­

nationalen Politik „die Partei derjenigen Weltmacht [ergreife], deren Struktur den 

Faschismus als kriegerische Organisationsform einer Nation ausschließt. Bei einer 

Wahl zwischen der Sowjetunion und den USA ist das die Sowjetunion."38 Nicht 

allein, daß Grotewohl die „Ostorientierung" am 26. August nicht erwähnte, er ver­

leugnete sie am 14. September sogar öffentlich und deutete sie auch in späteren 

Reden überhaupt nicht an. Man kann dieses Verhalten des sozialdemokratischen 

Führers unter verschiedenen Gesichtspunkten zu erklären versuchen. Der erste 

Punkt wäre der Hinweis auf die interne Disziplin im ZA. Die Akte über die „Ost­

orientierung" war zunächst geheim und wurde der SMAD erst im November über­

reicht, gleichsam als Wiedergutmachung gegenüber der Besatzungsmacht, die sich 

durch die „Luther-Rede" vom 11. November provoziert gefühlt hatte, in der Grote­

wohl aus einer Mittelstellung in eine eher pro-westliche Linie abzugleiten drohte39. 

In der Tat wurde die „Ostorientierung" vom ZA nicht vollzogen und blieb unausge­

sprochen im Hintergrund. 

Der zweite und wesentlichere Grund für Grotewohls Verhalten aber ist die Tatsa-

37 Ebenda, S. 112-120; Caracciolo, Alba, S. 121-123; M. Overesch, „Hermann Brill und die Neuan­
fänge deutscher Politik in Thüringen 1945", in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 27 (1979), 
S. 524-569. 

38 A. Malycha, „Der ZA der SPD im Jahre 1945 und seine Stellung zur Sowjetunion", in: Beiträge zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung, 1986, Heft 2, S. 236-247 (hier S. 243). 

39 Rede Grotewohl in Berlin am 11. 11. 1945; Landesarchiv Berlin (West), Nachlaß Klingelhöfer. 
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che, daß er die „Ostorientierung" als einen pragmatischen Begriff auffaßte - so 
pragmatisch und zweckdienlich sogar, daß er sie tatsächlich in einer Vision von der 
SPD als Dritter Kraft zwischen Kommunisten und „Bürgerlichen", zwischen der 
Sowjetunion und den Westmächten, unterbringen konnte. Seine Konzeption war, 
wie Brill dies im April 1946 formulierte, „den Russen zu sagen, daß die größte 
Garantie für die Sicherheit Rußlands an seiner Westgrenze in einer starken deut­
schen Sozialdemokratie liege"40. Grotewohl selbst vertraute dem Leiter der SPD in 
Frankreich, Günter Markscheffel, im Oktober 1945 an: „Ich kann mir nicht vorstel­
len, daß die Sowjets so dumm sind, die deutschen Arbeiter zum Eintritt in eine kom­
munistische Partei zu zwingen."41 

Für den Führer der Sozialdemokraten in der Ostzone reduzierte sich die „Ost­
orientierung" also auf eine Trumpfkarte gegenüber der SMAD, mit der der sozial­
demokratische Führungsanspruch in einem ungeteilten Deutschland behauptet wer­
den konnte. Dies war der gemeinsame Standpunkt jener deutschen Politiker, die -
auf der verzweifelten Suche nach einem Ausgleich zwischen Ost und West -
gezwungen waren, in Berlin und in der SBZ zu arbeiten. Tatsache ist außerdem, daß 
Grotewohl (im Unterschied etwa zu Klingelhöfer) keine besonderen Sympathien für 
die Russen hegte42. Selbst Schumacher gab nach seinem ersten Treffen mit Grote­
wohl 1945 zu, dieser sei ebenso wie Fechner „definitely not pro-Russian"43. 

Ursachen und Etappen der Niederlage 

Bei der Analyse der Ursachen für den Zerfall der Grotewohlschen Strategie und des 
Unterganges der SPD in der Ostzone, die sich daraus ergab, ist es angebracht, zwi­
schen den äußeren Hindernissen und den Fehlern der Ost-SPD zu unterscheiden. 
Ein wesentlicher Fehler kann in der Unfähigkeit der Berliner Parteiführer und der 
Funktionäre in der Provinz gesehen werden, die Partei als kraftvolle Einheit zu füh­
ren und sie für die Verteidigung ihrer Autonomie zu mobilisieren. Hätte die Partei 
ihrem Willen frei Ausdruck verleihen können - zum Beispiel in einem Referendum44 - , 
so würden die Parteimitglieder die zonale Fusion mit der KPD, also die Spaltung 
der nationalen SPD, gewiß mit großer Mehrheit abgelehnt haben. Die mangelnde 
Mobilisierung der Parteibasis war nicht nur eine Folge der von der Besatzungsmacht 

40 Brief H. Brills an P.Hertz, 29.4. 1946; Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Brill (zitiert in: Moraw, 
Parole „Einheit", S.98, Anm. 121). 

41 Interview mit Günter Markscheffel am 14.7.1984 in Adenau. 
42 Diese eher russophobische Stimmung Grotewohls wurde von allen Zeitzeugen, die ich interviewt 

habe, unterstrichen. S. Caracciolo, Alba, S. 94. 
43 „Socialist Party Congress", 19.10.1945, britischer Intelligence-Bericht über die Wennigsener Kon­

ferenz; PRO, FO 371/47014, C 7545. 
44 Über die Möglichkeit einer Urabstimmung hat sich als erster Fechner in einem Artikel in der „Tägli­

chen Rundschau" vom 1.1. 1946 geäußert. Der Verfasser des Artikels war eigentlich Fechners per­
sönlicher Referent und Berater, Günther Scheele. Siehe auch Gniffke, Ulbricht, S. 129f. 
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betriebenen Einschränkung der freien politischen Betätigung und der Entwicklung 
einer Demokratie von unten her. Mitverantwortlich für dieses Versäumnis der Partei 
war auch die traditionelle paternalistisch-autoritäre Haltung der Führer der deut­
schen (aber auch der internationalen) Arbeiterschaft gegenüber den Parteimitglie­
dern. Das Gegenbild dieses elitären Denkens finden wir in der unerhörten Parteidis­
ziplin der Mitglieder, die oft an Passivität grenzen und zu schmerzhaften 
Kompromissen mit dem eigenen Gewissen zwingen konnte. 

Die mangelnde Zivilcourage der Parteiaktivisten und der latente Jakobinismus 
ihrer Führer dürfen aber nicht gleichgewichtig neben die damals wirksamen exoge­
nen Faktoren gestellt werden, denn letztlich waren es diese - mindestens drei - exo­
genen Faktoren, die den Ablauf des Dramas bestimmten: 1. die globale interalliierte 
Krise, die nach dem Scheitern der Außenministerkonferenz in London (11. Septem­
ber bis 2. Oktober 1945) augenscheinlich wurde, und das daraus resultierende Patt 
im Kontrollrat. 2. Das Eingreifen der SMAD in die inneren Angelegenheiten der 
Ost-SPD: Ab Herbst 1945 wurde die Kontrolle der sowjetischen Offiziere über die 
Aktivitäten der Sozialdemokraten immer enger. Die Zwingen, die ihnen von der 
sowjetischen Militärverwaltung vor allem in der Provinz angelegt wurden, erwiesen 
sich als besonders wirkungsvoll und schmerzhaft. In diesem Zwang liegt die wichtig­
ste und unmittelbarste Ursache für die Entscheidung der Mehrheit der sozialdemo­
kratischen Mitglieder östlich der Elbe zugunsten einer Fusion. 3. Die von Kurt 
Schumacher betriebene Spaltung der SPD: Schon auf der Konferenz von Wennig-
sen im Oktober 1945 zeigte Schumacher kein Interesse am Wiederaufbau einer 
nationalen SPD, sondern allein an einer Festigung der Sozialdemokratie in den drei 
Westzonen und an der Stärkung seiner persönlichen Autorität als Führer der Partei 
westlich der Elbe. Damit überließ Schumacher die östliche Sozialdemokratie ihrem 
Schicksal. Im Juni 1946 vertraute Otto Suhr, einer der Führer der autonomen Berli­
ner Sozialdemokratie, einem englischen Offizier an: „If Dr. Schumacher had not 
abandoned Eastern Germany but had made a real effort to maintain SPD as a 
national party and to reach an understanding with Grotewohl, the Russians would 
never have been able to bring about the fusion of KPD and SPD."45 Diese Mutma­
ßung wird unbeweisbar bleiben, aber sie rührt an eine Frage von derartiger politi­
scher, ja ethischer Relevanz, daß es ratsam erscheint, die Aufmerksamkeit zuerst auf 
eine der wichtigsten Stationen der Krise Grotewohlscher Strategie zu lenken, auf 
die Konferenz von Wennigsen. 

a) Wendepunkt Wennigsen 

Das von der britischen Militärregierung genehmigte Treffen der deutschen Sozial­
demokraten in Wennigsen bei Hannover am 5. und 6. Oktober 1945 verlief in zwei 

45 Bericht zweier britischer Offiziere über ihr Gespräch mit Otto Suhr und Franz Neumann, 4.6.1946; 

PRO, FO 1049/328 - 75238. 
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Etappen. Am ersten Tag versammelten sich die Delegierten der britischen Zone und 
der SOPADE im ehemaligen Kloster von Wennigsen, am folgenden Tag trafen sich 
in Schumachers Büro in Hannover die Vertreter der anderen Zonen und des Zen­
tralausschusses; letztere waren als „Gäste" eingeladen46. Schumacher wollte mit die­
ser Konferenz ein doppeltes Ziel erreichen, nämlich die eigene Autorität in der 
West-SPD festigen und diese zugleich vom ZA - der als Anwärter auf die Führer­
schaft der Partei im ganzen Reich hingestellt wurde - isolieren. Die sozialdemokra­
tischen Organisationen Berlins und Mitteldeutschlands würden so gleichsam unter 
Quarantäne gestellt werden können47. 

Schumacher verfolgte also einen der Strategie Grotewohls genau zuwiderlaufen­
den Plan. Wie in einem Rundschreiben aus Hannover an die Bezirksvorstände der 
Westzonen vom 15. September zu lesen war, müßten die Genossen in Berlin „ihre 
Politik unter ganz anderen Voraussetzungen machen als wir. Die verschiedenen 
Voraussetzungen ergeben zwangsläufig verschiedene Linien und leider auch ver­
schiedene Auffassungen in der organisatorischen Kompetenz."48 Das bedeutete, wie 
kürzlich gesagt wurde, „daß Kurt Schumacher bereits 1945 davon ausging, man 
müsse die SBZ und die dortige SPD abschreiben, noch bevor eine solche Entschei­
dung von den Westmächten gefällt worden war und obwohl sich auch in der Politik 

46 K.Schumacher (Hannover) an H. Etzkorn (Frankfurt), 20.9. 1945; AdsD, Bestand Schumacher, 
J 5. Etzkorn agierte als Schumachers Verbindungsmann in Berlin. 

47 Es gibt kein offizielles Protokoll der Konferenzen in Wennigsen und Hannover (5.-6.10.1945). Es 
gibt aber einige gedruckte Quellen und auch einige unveröffentlichte Berichte, die nicht ganz über­
einstimmen. Ein Bericht der Delegation des Exil-Vorstands der SPD in London befindet sich in: 
O. K. Flechtheim (Hrsg.), Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 1945, • 
Band 1, Berlin 1962, S. 60-69. Über die Tagung in Hannover vgl. den Bericht eines amerikanischen 
Offiziers, in: Ulrich Borsdorf/Lutz Niethammer (Hrsg.), Zwischen Befreiung und Besatzung. Ana­
lysen des US-Geheimdienstes über Positionen und Strukturen deutscher Politik, Wuppertal 1976, 
S.208-228. 
Sehr wichtig sind die bisher nicht veröffentlichten Berichte anderer Beobachter oder Teilnehmer, 
insbesondere ein Bericht von Günter Markscheffel, Leiter der SPD in Frankreich: „Erster Parteitag 
der in der Westzone aktiv tätigen Sozialdemokraten. Hannover am 6. und 7. Oktober 1945"; Inter­
nationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis, Amsterdam, Nachlaß Paul Hertz. Ferner eine Nie­
derschrift der Hamburger Delegierten „Sozialdemokratische Reichskonferenz in Wennigsen bei 
Hannover, am 5. und 6. Oktober 1945"; AdsD, Bestand Landesverband Hamburg. Sehr ergiebig 
sind auch einige britische Analysen: „Socialist Party Congress" (vgl. Anm. 43) und ein Telegramm 
von W.Strang an das Foreign Office, 21.10.1945; PRO, FO 371/46910/C 7492. 
Zum Verlauf der Diskussionen vgl. A. Kaden, Einheit oder Freiheit - Die Wiedergründung der SPD 
1945-46, Hannover 1946, S. 127-153; Moraw, Parole „Einheit", S. 124-127; K. Klotzbach, Der 
Weg zur Staatspartei. Programmatik, praktische Politik und Organisation der deutschen Sozialde­
mokratie 1945-1965, Berlin 1982, S. 49-52; W. Albrecht, Kurt Schumacher. Ein Leben für den 
demokratischen Sozialismus, Bonn 1985, S. 41-44. Eine neue und meines Erachtens zutreffende 
Interpretation der Konferenzen bei K. Sühl, „Arbeiterbewegung, SPD und deutsche Einheit 
1945/46", in R. Ebbinghausen, F. Tiemann (Hrsg.), Das Ende der Arbeiterbewegung in Deutsch­
land?, Opladen 1984, S.274-300. Meine Darstellung in Caracciolo, Alba, S. 143-155. 

48 Schreiben Büro Dr. Schumacher (Hannover) an die Bezirksvorstände der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands in den drei Westzonen, 15.9.1945, AdsD, Bestand Schumacher, Q 27. 



Der Untergang der Sozialdemokratie in der sowjetischen Besatzungszone 297 

des ZA der SPD Anknüpfungspunkte boten, die den schicksalhaften Ablauf der Tei­

lung Deutschlands und der SPD ... als viel weniger determiniert erscheinen lassen, 

als dies zumindest von der SPD Schumachers dargestellt wurde"49. 

Neben den persönlichen Rivalitäten und dem Element der Konkurrenz um die 

Führung der deutschen Sozialdemokratie, die offen zutage lagen50 und die die Ent­

scheidung zugunsten dieser Art von cordon sanitaire gegenüber Berlin mit bestimm­

ten, ist vor allem die Konzeption Schumachers von Interesse, die einer eigenen 

Logik folgte: 1. Mitteldeutschland, die traditionelle Hochburg der SPD, ist für die 

Zeit der sowjetischen Besatzung verloren. Unter Stalin und seinen Vertrauensleuten 

in der K P D ist keine sozialdemokratische Politik möglich. Wer gegen diese histori­

sche Wahrheit angeht, ist entweder ein Illusionist oder ein kommunistischer Agent. 

2. Die SPD kann nur in den Westzonen agieren. Hier muß sie eine klare pro-westli-

che und antikommunistische Wahl treffen, um sich so als Staatspartei einer halben 

Nation zu profilieren. 3. In der SBZ, selbst in Berlin, kann die SPD nur zwischen 

Selbstauflösung und der Auflösung durch die Russen wählen. Jeder Versuch, in der 

ehemaligen Hauptstadt eine nationale Parteizentrale zu errichten, muß - Punkt 1 

zufolge - als Illusion oder Provokation bekämpft und im Keim erstickt werden. 

Grotewohl, Fechner und Dahrendorf (die drei Vertreter des ZA, die nach Wen-

nigsen und Hannover kamen), die einen so kühlen Empfang durch Schumacher 

nicht erwartet hatten, schlugen vor, der ZA der SPD „sollte durch Hinzuziehung 

von Vertretern der Westzonen und des alten Parteivorstandes von London zu einer 

provisorischen Leitung der Partei ausgestaltet werden"51. Die Berliner Führer waren 

nämlich auf der Suche nach einer Verbindung mit dem Westen, um so den sowje­

tisch-kommunistischen Druck lockern und in der Frage der Einheit von KPD und 

SPD aus einem zonalen ein nationales Problem machen zu können. Damit wären 

auch die Westmächte gezwungen gewesen, in den Disput einzugreifen. Sie hätten 

sich nicht mehr darauf beschränken können, diesen Streit als eine innere Angelegen­

heit der Parteien in der SBZ zu betrachten. Das provisorische Führungsgremium 

würde dann sehr bald einen Reichsparteitag oder eine Reichskonferenz einberufen 

können, denen dann das letzte Wort über die Vereinigung der beiden Arbeiterpar­

teien überlassen bliebe - sicherlich ein ablehnendes Wort52. 

Die diametral entgegengesetzten Ziele Grotewohls und Schumachers zeigten sich 

in einem Rededuell sofort. Auf der einen Seite standen Schumacher und die große 

Mehrheit der westlichen Delegierten, auf der anderen Grotewohl, dessen versöhnli­

che Taktik nicht die Zustimmung der Anhänger Schumachers fand (Sie fand nicht 

einmal die ungeteilte Zustimmung von Dahrendorf und Fechner, in deren Augen er 

49 Sühl, Arbeiterbewegung, S. 275 f. 
50 Siehe z. B. die Darstellung von Gniffke, Ulbricht, S. 117: „Mit Erich Rossmann... hatten wir ein län­

geres Gespräch über Kurt Schumacher ... Schumacher sähe, so behauptete er, besonders in Otto 
Grotewohl einen Konkurrenten für den späteren Parteivorsitz." 

51 Flechtheim, Dokumente, S. 65. 
52 Die antifusionistische Stimmung der Sozialdemokraten aller Zonen im Spätherbst 1945 steht außer 

Frage. Siehe z. B. Moraw, Parole „Einheit", S. 129 ff. 
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sich Schumacher gegenüber zu großzügig verhielt.). Der Chef des SPD-Büros in 
Hannover versuchte auf jede Weise, die Unterschiede zwischen seiner Linie und der 
Linie des ZA herauszustellen. Er ging vor allem auf sein Verhältnis zu den Kommu­
nisten, die Taktik der Einheitsfront und insbesondere auf den Wiederaufbau einer 
nationalen SPD ein, den er - im Gegensatz zu Grotewohl - erst nach der Wiederge­
burt des Reiches für möglich hielt53. Dabei überging er die von den Berlinern im 
Sommer vollzogene autonomistische Wende - über die er informiert war54! - , um 
sich mit einem ZA im Schlepptau der KPD eine bequem zu treffende Zielscheibe zu 
schaffen. 

Grotewohl hingegen hielt eine Rede, in der er sich bemühte, das Einverständnis 
zwischen den sozialdemokratischen Organisationen in den verschiedenen Zonen 
und der Emigration zu unterstreichen55. Vor allem aber war er bestrebt (wie er es 
schon auf der Versammlung am 14. September in Berlin und bei mehreren anderen 
öffentlichen oder internen Versammlungen getan hatte), den Verdacht Schumachers 
hinsichtlich eines nationalen Führungsanspruches des ZA zu zerstreuen. Er versi­
cherte, „der Zentralausschuß in Berlin habe niemals das Recht für sich in Anspruch 
genommen, die Führung der Gesamtpartei darzustellen ... Die Entscheidung über 
die endgültige Politik der Partei in allen Fragen müsse einem Gesamtparteitag über­
lassen bleiben. Ich betrachte dies als eine Selbstverständlichkeit und möchte auf kei­
nen Fall, daß hierüber auch nur ein Irrtum besteht." 

Den Stand der Beziehungen der SPD zur KPD erläuterte Grotewohl folgender­
maßen: „Wir propagieren und fördern die Aktionseinheit, sind aber von der organi­
satorischen Einheit weit entfernt. Ich habe erst vor 14 Tagen Wilhelm Pieck in 
Bezug auf seine Äußerung über Severing56 mit aller Deutlichkeit darauf hingewie­
sen, daß wir kaum noch weiter zusammenarbeiten können, wenn die KP in ihrer 
Methode, die Einheit anzustreben, nicht eine 180gradige Schwenkung vollzieht ... 
Unsere Position ist sehr stark ... Wir haben die KP wissen lassen, daß wir es nicht 
dulden, wenn sie sich in unsere inneren Angelegenheiten einmischt... Es kann mög­
lich sein, daß man versuchen will, uns Entscheidungen aufzuzwingen. Wir lassen sie 
aber uns nicht aufzwingen. Ich gebe auch die ehrliche Versicherung, daß wir nicht 
von der fast blutmäßigen Bindung zur Partei abweichen werden." 

Für Grotewohl bestand kein Zweifel, daß die zukünftige Einheitspartei der Arbei­
terklasse auf jeden Fall eine Organisation mit sozialdemokratischer Vorherrschaft 
sein würde: „Die Partei muß den Versuch der gefühls- und verstandesmäßigen Aus­
richtung der deutschen Arbeiterklasse zu einer Gesamtpartei des deutschen Proleta-

53 Mehrere Exemplare des Redetextes Schumachers in AdsD, Personalia/Schumacher. 
54 Es ist zu bemerken, daß Schumacher über Grotewohls Tätigkeit viel besser informiert war als umge­

kehrt. Schumacher nutzte diesen Vorteil in Hannover und Wennigsen aus. Siehe Sühl, Arbeiterbe­
wegung, passim. 

55 Ich zitiere hier aus dem Bericht von G. Markscheffel (vgl. Anm. 47); siehe auch die Zusammenfas­
sung der Rede Grotewohls in Borsdorf/Niethammer, Befreiung, S. 221-225. 

56 In seiner Rede am 19. September in Berlin hatte Pieck Noske, Severing und Stampfer persönlich 
angegriffen. Siehe Pieck, Reden, S.25. 
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riats machen. Unsere Position ist jetzt günstiger denn je. Die KP kann überhaupt 
keinen Führungsanspruch erheben, das zeigt sich überall mit aller Deutlichkeit. 
Alles, was Schumacher sagte, deckt sich mit unseren Gedanken, und unsere Aus­
sprachen haben all das gebracht, was wir von diesem Besuch erhofften. Ich bin über­
zeugt, daß diesem ersten Kontakt weitere folgen werden." 

Schumacher konnte nicht hinnehmen, daß Grotewohl seine Übereinstimmung mit 
ihm erklärte, denn damit wäre seine Abgrenzungsstrategie gefährdet worden, die 
These nämlich, daß die Berliner (wie im Rundschreiben vom 15. September darge­
legt) eine eigene, andere Linie verfolgten. Also erbat er erneut das Wort, um die von 
Grotewohl eingeebneten Differenzen erneut herauszustellen. Wieder einmal zog er 
über die Kommunisten und ihre Taktik der Einheitsfront her, doch war dies nach 
der Rede Grotewohls kein ausreichendes Argument mehr. So deutete Schumacher 
ganz offen den Verdacht an, die Berliner lögen, wenn sie erklärten, nicht nach der 
Führung der SPD in den vier Zonen zu streben. Er sagte, daß „der Name Zentral­
ausschuß der SPD schon den Verdacht aufkommen lasse, daß andere als sozialde­
mokratische Einflüsse sich bei seiner Gründung geltend machten"57: 

Nach Schumachers Rede kam Bewegung in die Versammlung. Grotewohl ver­
langte, die Konferenz solle ihre Zustimmung zur Politik des ZA erklären. Fechner 
verlor die Ruhe und widersprach Grotewohl, indem er behauptete, der ZA habe 
eine nationale Führungsrolle, und zwar als legitimer Erbe des Zwölferausschusses, 
der vom Prager Exilvorstand der SPD im April 1933 beauftragt worden war, die 
provisorische Leitung der Partei in Deutschland zu übernehmen58. An diesem Punkt 
der Versammlung forderte der anwesende britische Offizier eine Unterbrechung der 
Sitzung, da über Fragen gestritten werde, die die Beziehungen zwischen Ost und 
West beträfen; das sei nicht gestattet59. 

Einige • Genossen drängten Grotewohl und Schumacher dann in einen Raum, wo 
beide, weit weg von der Versammlung, um deren Zustimmung sie geworben und 
deretwegen sie sich in die Haare geraten waren, folgenden Kompromiß vereinbar­
ten: Bis zur Reichsparteikonferenz oder zum Reichsparteitag, der „so schnell wie 
möglich"60 abzuhalten sei, habe Schumacher die Verantwortung für die drei West­
zonen, Grotewohl sei für die Ostzone zuständig. Die beiden Rivalen würden zudem 
in Kontakt bleiben, um die sozialdemokratische Politik in den vier Zonen zu koor­
dinieren61. Durch diese Vereinbarung schienen wenigstens nicht sämtliche Hoffnun­
gen der Berliner zunichte. Schumacher interpretierte sie jedoch derart eng, daß er 
sie praktisch in einen Sieg für sich verwandelte. Gegenüber den Briten erklärte 

57 Bericht Günter Markscheffels (vgl. Anm. 47). 
58 Ebenda. Zu diesem Ausschuß vgl. A. Kaden, Einheit, S. 29. 
59 Ebenda. 
60 Ebenda. Siehe auch den am 6. Oktober von Grotewohl und Schumacher gemeinsam unterzeichne­

ten Brief an die S. F. I. O. „... indem wir hoffen, daß es uns bald möglich sein möge, eine Reichskon­
ferenz der SPD abzuhalten ...", AdsD, Depositum G. Markscheffel, Box 4. 

61 Die Formulierungen dieses Paktes stehen nicht genau fest. Es war lediglich eine mündliche Verein­
barung, „durch Handschlag bekräftigt". So G. Markscheffel (vgl. Anm. 47). 
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Schumacher, man habe in Wennigsen und Hannover „a ,victory' over the Russians", 
wie er sagte, errungen: „[Schumacher] alleged that the efforts of the Berlin delega-
tion to wrest political control from the West Block of the SPD came to nought. 
Schumacher was at pains to make it quite clear that he had clearly reaffirmed his 
intention at Congress [in Wennigsen] of keeping his own section of the SPD strictly 
apart from the Berlin Committee."62 Zu dem Versprechen, die Kontakte mit Berlin 
aufrechtzuerhalten, bemerkte Schumacher, „that this would in effect mean that 
Grotewohl would have to come to see him in the British Zone, since he himself 
would, of course, not venture to Berlin"63. 

Einige Tage später schickte Schumacher ein Rundschreiben an die Bezirksvor­
stände, in dem er den ZA heftig angriff, ohne ihn aber direkt zu nennen. Er sprach 
ferner von Bestrebungen, eine Einheitspartei zu bilden, um die gesamte deutsche 
Arbeiterschaft unter die Gegebenheiten der östlichen Besatzung zu bringen. Einzig 
Grotewohl räumte er das Recht ein, im ganzen Deutschland „im Sinne und im Gei­
ste der Sozialdemokratischen Partei" zu sprechen (womit er zu verstehen gab, daß 
Grotewohl in der Ostzone nicht immer in diesem Sinne und in diesem Geiste rede). 
Das Rundschreiben enthielt keine Erwähnung der Reichskonferenz oder des Reichs­
parteitages64. Als der ZA von diesem Rundschreiben erfuhr, beschloß er sofort, die 
Wennigsener Vereinbarungen für nichtig zu erklären65. Zwischen den beiden Tei­
len der SPD war es zu einem Bruch gekommen, der nicht mehr zu heilen war66. 

Die von Schumacher betriebene Spaltung der SPD paßte genau zu jener Art der 
Eindämmung, auf die seine Politik und seine Autorität in den Westzonen aufbaute. 
Er hatte die Debatte auf der Konferenz einfach ausgeklammert und stützte sich auf 
seine von jeher propagierten Überzeugungen. In der Tat war, wie eine Analyse des 
amerikanischen Geheimdienstes urteilte, „nach Grotewohls Abrücken vom nationa­
len Führungsanspruch des Zentralausschusses kein schwerwiegender Konfliktstoff 
zwischen der östlichen und den westlichen Gruppen übriggeblieben"67. Nach 
Ansicht der Briten war der Angriff Schumachers gegen die Berliner „unfair and 
sprang from ignorance of what in fact Grotewohl and his colleagues have achieved 
in Berlin, where they have in the face of many difficulties established a strong fol-
lowing which is far from being dominated by the Communist Party"68. 

62 Wie Anm. 43. 
63 Ebenda. 
64 Vgl. das hektographierte Exemplar in: AdsD, Bestand Schumacher, Q 27. Dieses Dokument ist ver­

öffentlicht in: W. Albrecht (Hrsg.), Kurt Schumacher - Reden, Schriften, Korrespondenzen 
1945-1952, Berlin-Bonn 1985, Dok.I, 6, b. 

65 Gniffke, Ulbricht, S. 97 f. 
66 Tatsächlich versuchte Grotewohl mit Schumacher in Kontakt zu bleiben, während der Führer der 

SPD in den Westzonen eine Reise nach Berlin strikt ablehnte. Besondere Bedeutung kam dem 
gescheiterten Treffen Grotewohl - Schumacher in Hannover Mitte Dezember 1945 zu, das von 
Gniffke vorbereitet werden sollte. Hierzu Caracciolo, Alba, S. 174 f. 

67 Borsdorf/Niethammer, Befreiung, S. 228. 
68 Telegramm von W. Strang (Berlin) an das Foreign Office, 26. 10. 1945; PRO, FO 371/46910/C 

7492. 
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In Wennigsen hatte der „Nationalist" Schumacher bewiesen, daß er die Elbe als 
Parteigrenze betrachtete, während er es ablehnte, die Oder-Neiße-Linie als deut­
sche Ostgrenze anzuerkennen. Nicht nur die SBZ, sogar Berlin, wohin er sich nicht 
wagen wollte, schien ihm verloren zu sein. Er war überzeugt, den Geboten der 
Realpolitik zu folgen, doch die historische Perspektive läßt heute ernste Zweifel an 
der Angemessenheit dieser Entscheidung aufkommen. Diese wäre sinnvoll gewesen, 
wenn Deutschland tatsächlich von einer von der Sowjetunion und den Kommuni­
sten mit Hilfe Grotewohls betriebenen Fusionsoffensive bedroht gewesen wäre. Die 
Tatsachen sprechen eindeutig dagegen. Der Kampf um die Autonomie der SPD 
wurde nur östlich der Elbe ausgetragen. Otto Grotewohl war der Protagonist dieses 
Kampfes. 

Grotewohls Politik ist für die KPD und die SMAD weit gefährlicher gewesen als 
für Schumacher. Warum also sabotierte Schumacher eine die kommunistischen 
Pläne ernstlich behindernde Politik? Schumachers Verhalten, nicht aber seine 
„Unfairneß", kann zum Teil mit seinem geringen Vertrauen in die Zivilcourage der 
Genossen in Berlin und in der Ostzone erklärt werden. Indem er aber darauf ver­
zichtete, die Frage der Vereinigung vor einen Reichsparteitag und somit vor die 
Weltöffentlichkeit zu bringen, erleichterte Schumacher den Kommunisten ihre 
Arbeit. Die Chancen Grotewohls gegenüber der KPD wurden beeinträchtigt, ohne 
daß Schumacher deshalb seine eigene Position gegenüber den Westmächten (und 
wohl nicht einmal gegenüber seinen Landsleuten in den Westzonen) verbessert 
hätte. Aus dem Duell der beiden sozialdemokratischen Führer ging nur ein wirkli­
cher Sieger hervor: Walter Ulbricht. 

b) Der Zentralausschuß und die Ost-SPD in der sowjetischen 
Umklammerung 

Grotewohl hielt weder den Bruch von Wennigsen für irreversibel, noch sah er eine 
Alternative zu seiner Strategie. Zwischen Oktober 1945 und Februar 1946, als sich 
die Handlungsspielräume mit jedem Tag verringerten, versuchte der ZA seine Auto­
nomie zu verteidigen. Das geschah in der Hoffnung, Schumacher, die Westmächte 
und selbst die Sowjetunion davon zu überzeugen, den ZA als wesentlichen Faktor 
auf dem deutschen Schachbrett zu betrachten. Grotewohl vervielfachte deshalb 
seine Kontakte zu englischen, französischen und amerikanischen Offizieren und 
Beamten, zu ausländischen Korrespondenten und Vertretern der europäischen 
sozialistischen Parteien. Das Gesamtbild erschien ihm ziemlich ermutigend, erfuhr 
doch die von Schumacher vollzogene völlige Abschottung nicht die Unterstützung 
von Labour Party und S.F.I.O. Selbst die SOPADE versuchte noch, eine Vermitt­
lerrolle zwischen Berlin und Hannover zu spielen69. 

69 Über die Beziehungen Grotewohls zur S. F. I. O. vgl. die Bemerkungen von General Koeltz über ein 
Treffen zwischen dem Führer des ZA und einer Delegation der Sozialistischen Partei Frankreichs 
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Die Berliner Parteispitze pflegte vor allem ihre Beziehungen zu London. Ein 
wichtiges Signal des britischen Interesses am Schicksal der Ost-SPD war das Treffen 
zwischen Grotewohl und John Hynd, dem Minister für deutsche und österreichi­
sche Angelegenheiten, am 11. November. Nach einem internen britischen Bericht 
darüber hatte Grotewohl, „the acknowledged leader of the SPD in the East [who] 
has always been genuinely cooperative", auf den folgenden wesentlichen Punkten 
bestanden: „1) The need for freedom to move all over Germany. 2) The need to 
build up united parties for the whole of Germany ... 4) That he and the Berlin Com-
mittee did NOT consider themselves as the Party Central Committee but hoped for 
an all-Germany SPD meeting to work out a party programme and elect a Central 
Committee ... 7) That there was a danger of people in Eastern Germany consid-
ering that they had merely exchanged one Party dictatorship for another."70 

Am selben Tag hielt Grotewohl eine Rede, in der er die Kommunisten nicht ein­
mal erwähnte. Die Perspektive der Einheitspartei war darin auf eine vage Zukunft 
verwiesen. Sie sollte auf jeden Fall zurückgestellt werden hinter der absoluten Prio­
rität: dem Aufbau der nationalen Parteien. Denn „eine zonenmäßige Vereinigung", 
sagte er, „würde vermutlich die Vereinigung im Reichsmaßstabe nicht fördern, son­
dern nur erschweren und vielleicht das Reich zerbrechen". Grotewohl sprach jetzt 
nicht nur als Parteiführer, sondern auch als Staatsmann. Er forderte von den Alliier­
ten „genügend Land, um uns zu ernähren, ... genügend Rohstoffe zur Produktion 
unseres eigenen Bedarfs" wie auch die Erhaltung eines Typus' von Großbetrieb, „der 
nicht der Kriegswirtschaft dient", um Deutschland wieder Ein- und Ausfuhren zu 
ermöglichen. Grotewohl bekräftigte seine Ketzerei mit Luthers berühmten Worten: 
„Hier stehe ich, ich kann nicht anders!"71 Die Kommunisten und die SMAD inter­
pretierten die „Luther-Rede" als Provokation und Entscheidung für den Westen. 
Die Verbreitung der Rede durch Rundfunk und Presse wurde verhindert, in den 
Augen der sowjetischen Militärregierung hatte Grotewohl eine „imperialexpansioni-
stische" Theorie unterstützt72. Gniffke, Fechner und Dahrendorf waren von der 
Rede Grotewohls überrascht und bewerteten sie als fahrlässig und unrealistisch73. 
Am 14. und 15. November rief Schukow die Leiter der Zentralverwaltungen und der 
Regionalregierungen zusammen, um ihnen zu verkünden, daß sich die Russen nicht 
über die Oder zurückziehen würden, daß die Deutschen bei der Rohstoff- und 

am 14. Oktober 1945 in Berlin (wie Anm. 13). Dazu auch der „Rapport confidentiel d'une déléga-
tion officieuse du parti S.F.I.O., voyage en Allemagne, 6-15 octobre 1945"; AdsD, Bestand 
SOPADE, 124. Sehr interessant ist auch die Rolle der SOPADE, die den ZA bis Februar 1946 nicht 
abgeschrieben hatte. Siehe den Brief Ollenhauers an „The Times" vom 7.11.1945 und einen ande­
ren wichtigen Brief Ollenhauers an Grotewohl vom 26.1. 1946, zitiert in Vosske, Grotewohl, 
S. 153 f. 

70 „Summary of Conversations between the Chancellor of the Duchy of Lancester and German Po­
litical leaders, on 11 Nov 45 in Berlin", 20.November 1945; PRO, FO 371/46910, C 8989. 

71 Vgl. Anm. 39. 
Die Äußerung von General Kotikow in: AdsD, Nachlaß Gniffke, 2,1. 

73 Gniffke, Ulbricht,S. 107. 
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Warenversorgung nach Osten blicken müßten und daß vor allem die Einheitsfront 
aufrechterhalten werden müsse74. 

Von diesem Moment an (auch als eine Folge der Wahlen in Österreich, bei denen 
die Sozialdemokraten 76 Sitze, die Kommunisten dagegen nur vier Mandate 
bekommen hatten) erreichte der sowjetische Druck auf die kleinen Funktionäre wie 
auf die Spitzenpolitiker der SPD unkontrollierte Ausmaße. Diese Pressionen, mit 
der die Partei zur sofortigen Fusion mit der KPD gedrängt werden sollte, setzten 
auf verschiedenen Ebenen gleichzeitig an. Zu nennen sind: 1. Das Ausspielen der 
Führer des ZA gegeneinander, insbesondere von Gniffke und Fechner gegen Grote-
wohl, wobei letzterem zu verstehen gegeben wurde, ihm könnte es bald so ergehen 
wie den christdemokratischen Führern Schreiber und Hermes, die am 20. Dezember 
von der SMAD als unerwünscht abgesetzt wurden75. 2. Die Bekämpfung der „Rech­
ten" in den Regionalleitungen und auch in den Instanzen darunter. 3. Die Erobe­
rung der Einheitsgewerkschaft (FDGB) mit Hilfe der kommunistischen Organisa­
tionen und durch Beeinflussung sozialdemokratischer Gewerkschafter, um diese zu 
Vereinigungsinitiativen zu drängen. 4. Die Einberufung von Einheitsversammlungen 
von SPD und KPD in den Fabriken und Ämtern, die für die Bodenreform Stim­
mung machten, gegen „reaktionäre Rückfälle" Stellung nahmen und die „Einheit 
der Arbeiterklasse" propagierten. Sehr oft wurden diese Versammlungen von sowje­
tischen Offizieren und Beamten überwacht. Auf diese Weise wurden der ZA und die 
Regional- und Bezirksdirektionen einem „Druck von unten" ausgesetzt, der zusam­
men mit dem von den kommunistischen Führern und den Offizieren der Roten 
Armee ausgeübten „Druck von oben" die Bewegungsmöglichkeiten der SPD 
einschränkte. 5. Schließlich betrieb die KPD eine Mitgliederwerbekampagne, 
durch die es ihr bis zum Jahresende gelang, zumindest auf dem Papier die zahlen­
mäßige Unterlegenheit gegenüber der SPD wettzumachen: Nun standen den 
etwa 376 000 Sozialdemokraten ca. 372 000 Kommunisten gegenüber (Dezember 
1945)76. 

In die Enge getrieben, klammerte sich die SPD an eine Verzögerungstaktik und 
verharrte in defensiver Haltung. Doch damit lief sie Gefahr, Stück für Stück ihr 
eigenes Erbe an Ideen und ihre Organisationsmacht aufzugeben. Grotewohl ver­
suchte mit der Einberufung der ersten Versammlung des Parteiausschusses (PA) in 
Berlin für den 4. Dezember zu reagieren, eines Gremiums, das die Leiter des ZA und 
die Vertreter der Bezirks- und Länderdirektionen zusammenführte. Dieser Versuch, 
die Aktivitäten der Partei in der ganzen Zone zu koordinieren, kam aber zu spät. 

74 Analyse n.69/DOC, 3.1.1946, Sécrétariat General pour les Affaires Allemandes et Autrichiennes, 
Centre d'études et documentation; Archives du Cabinet du Conseiller Politique du General 
C.C.F.A., 1945-1947, (Colmar), dossier D III 2/0. 

75 Moraw, Parole „Einheit", S. 133 f. 
76 G. Benser, Die KPD im Jahre der Befreiung, Berlin (DDR) 1985, S. 274-286. H.Weber (Hrsg.), 

Parteiensystem zwischen Demokratie und Volksdemokratie; Dokumente und Materialien zum 
Funktionswandel der Parteien und Massenorganisationen in der SBZ/DDR 1945-1950, Köln 
1982, S. 513; Moraw, Parole „Einheit", S. 132, Anm.232. 
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Die Lage überstürzte sich bereits, wie beispielsweise aus einem vertraulichen Bericht 
des Rostocker Vertreters Willi Jesse über die Sitzung des PA hervorgeht: „Der 
Genosse Grotewohl [beschäftigte sich] mit den zahlreichen Klagen in der Frage der 
Zusammenarbeit zwischen SPD und KPD. Die Schwierigkeiten sind unerhört groß. 
Es finden sich in manchen Orten kaum noch Genossen, die bereit sind, mitzuarbei­
ten angesichts der großen Schwierigkeiten und Hemmungen. Die SPD habe im 
hohen Maße ihre Bewegungsfreiheit verloren. Die Funktionäre sind zum Teil mut­
los. In der darauffolgenden Aussprache wurden diese Schwierigkeiten durch neue 
Berichte, besonders aus Magdeburg, Thüringen und Sachsen, noch vermehrt. Die 
weitere Entwicklung wurde von den meisten Rednern pessimistisch beurteilt und die 
Frage aufgeworfen, ob eine Weiterexistenz der Partei angesichts dieser Situation 
noch zu verantworten wäre."77 

Die sozialdemokratischen Führer waren nicht bereit, einfach aufzugeben. Es wur­
den Maßnahmen zur Verstärkung der lokalen Organisationsstrukturen ergriffen, 
eine Delegation wurde beauftragt, der Kommandantura die Entwicklung darzule­
gen, die die Existenz der Partei bedrohte, ferner wurde beschlossen, die harte Linie 
gegen die zonale Fusion zugunsten einer nationalen Wiedervereinigung der SPD 
beizubehalten und die Frage der Einheitspartei nur auf der Ebene eines Reichspar­
teitages zu behandeln78. Der PA beschloß außerdem, den Genossen der Westzonen 
im Januar ein interzonales Treffen der sozialdemokratischen Führer vorzuschlagen, 
an dem vier Vertreter aus jeder Zone teilnehmen sollten. Eine Konferenz dieser Art 
sollte periodisch abgehalten werden und der provisorischen nationalen Koordinie­
rung dienen. Zwar würde hier Schumachers Linie dominieren (er würde zwölf von 
sechzehn Delegierten auf seiner Seite haben), aber den Berlinern würde es damit 
gelingen, die Mauer niederzureißen, die Ost und West trennte und gegen sie zu 
stürzen drohte79. Einer der aufmerksamsten Beobachter der amerikanischen Militär­
regierung, Brewster H.Morris, merkte am 6. Dezember an: „Grotewohl is just as 
suspicious of the KPD as the Schumacher group, and perhaps even more ... There 
appears to be some danger, however, that Schumacher's apparent ambition to 
become the national leader of the SPD may cause him to attack Grotewohl and his 
colleagues to such an extent that the SPD leadership may in fact become split. Such 
a development would certainly be of real significance to the future of German poli-
tics."80 Die Voraussagen von Morris trafen genau ein. Schumacher hatte nicht die 
Absicht, den Sieg von Wennigsen wieder in Frage zu stellen. Am 18. Dezember emp­
fing er Gniffke in Hannover und gab ihm zu verstehen, daß er an einem Gespräch 
mit Grotewohl, der in Braunschweig auf ein positives Zeichen wartete, überhaupt 

77 Siehe den Bericht von Willy Jesse über die Sitzung des PA, datiert 9.12.1945; IML-ZPA,II 3/3/1. 
78 Moraw, Parole „Einheit", S. 137. 
79 Ebenda. 
80 „Notes on KPD-SPD relations" von Brewster H. Morris, 6.12.1945, OMGUS, Office of Director 

of Political Affairs, Memo n.95; National Archives, Washington, Dept. of State Records, 2659, 
Central European Secretary, Box 3. 
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nicht interessiert war. Die Hoffnung auf eine Wiedervereinigung der SPD schien 
endgültig Schiffbruch erlitten zu haben81. 

c) Die Fusion 

Heimgekehrt von der gescheiterten Mission im Westen, stand Grotewohl vor dem 
entscheidenden Zusammentreffen mit den Kommunisten in Berlin am 20. und 
21. Dezember: Es war jene Konferenz der SPD- und KPD-Funktionäre, die als 
„Sechziger-Konferenz" in die Geschichte eingegangen ist (die Sechzig waren in 
"Wirklichkeit achtundsechzig). Über dieses einzigartige Treffen wurden Öffentlich­
keit und Parteimitglieder erst nach dessen Abschluß informiert, so daß der allge­
meine Eindruck eines entscheidenden Schrittes in Richtung auf die Einheit hin ent­
stehen konnte, der von den Führern beider Arbeiterparteien in Harmonie vollzogen 
worden sei. Die von der sowjetischen Zensur kontrollierten Zeitungen und der 
Rundfunk maßen dem Schlußdokument enorme Bedeutung bei, in dem in trium­
phierenden Tönen unverkennbar kommunistischen Klanges die „neue Phase der 
Einheit der deutschen Arbeiterbewegung" bejubelt wurde. Die „Aufstellung gemein­
samer Wahlprogramme" für die nächsten "Wahlen wurde bekanntgegeben, und die 
Organisationen beider Parteien waren aufgefordert, auf allen Ebenen die nächsten 
Schritte in Richtung Fusion zu diskutieren82. 

Das stenographische Protokoll der Konferenz macht allerdings deutlich, daß hin­
ter dieser Fassade ein rauher Kampf tobte, der nur zu einem labilen Kompromiß 
geführt hatte83. Grotewohl eröffnete die Konferenz mit einer für die Kommunisten 
provokanten Rede, denn er lehnte sowohl den Vorschlag gemeinsamer Wahllisten 
wie auch den plötzlichen Anspruch der KPD auf die schrittweise Herstellung der 
Einheit „von unten" durch Beschlüsse von lokalen, regionalen und zonalen Kon­
ferenzen beider Parteien entschieden ab. Nach erhitzter Debatte wurde die Sit­
zung am Abend des 20. Dezember in einer Atmosphäre gegenseitiger Anklagen 
vertagt. Am darauffolgenden Morgen unterzeichneten die Sechzig ein gemeinsa­
mes Dokument, das in nächtlicher Sitzung als Kompromiß ausgehandelt worden 
war84. Es war dies ein von der KPD vorbereiteter Text. Die SPD erreichte ledig­
lich die Streichung einer Bezugnahme auf die zonale Einheit „von unten" und 
auf die Einheitslisten. Mündlich wurde festgelegt, daß die Entscheidung über 

81 Siehe Anm. 66 und die Version Kriedemanns in Kaden, Einheit, S. 195 f., Anm. 433. 
82 Die Entschließung der gemeinsamen Konferenz von KPD und SPD, 20. und 21.12.1945 in Berlin, 

in: G. Gruner, M. Wilke, Sozialdemokraten im Kampf um die Freiheit. Die Auseinandersetzungen 
zwischen SPD und KPD in Berlin 1945-1946, München 1981, S. 193-203. 

83 Die stenographische Niederschrift der Sechziger Konferenz in: Gruner/Wilke, Sozialdemokraten. 
Eine unvollständige und zum Teil abweichende Version der Reden Piecks während der Konferenz 
in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 1986, Heft 2, S. 199-214, „Die Reden Wilhelm 
Piecks auf der ersten Sechziger Konferenz". 

84 Caracciolo, Alba, S. 179-199; Moraw, Parole „Einheit", S. 138-141. 
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eine Fusion nur von den Reichsparteitagen von KPD und SPD gefällt werden 

könne85. 

Die sozialdemokratischen Führer waren überzeugt, einen guten Kompromiß 

errungen zu haben, der es ihnen erlauben würde, in ihrer Verzögerungstaktik - in 

Erwartung einer Verbesserung des interalliierten Klimas und einer Übereinkunft in 

extremis mit Schumacher - fortzufahren86. In Wirklichkeit hatte sich ihre Lage aber 

wesentlich verschlechtert, wie Oberstleutnant Noel Annan in einer vier Monate spä­

ter für das Foreign Office erstellten Analyse feststellte: „A fatal breach had been 

made in their position. They had acknowledged publicly, and before the Occupying 

Power, their desire for the union of the two parties . . . Thereon it [die Fusion] 

remained only a question of time."87 

Gewiß kann das Verhalten der sozialdemokratischen Führer teilweise durch die 

Atmosphäre der Isolierung und der Angst erklärt werden, in der diese Konferenz 

stattfand. Zwei sowjetische Stenographen notierten jede einzelne Bemerkung, Ver­

treter der westlichen Alliierten hatten es abgelehnt, den Sitzungssaal zu betreten. 

Grotewohl wußte auch, daß Schukow mit dem Gedanken spielte, ihn zum Rücktritt 

zu zwingen. In diesem Falle, so vertraute er einem englischen Beamten an, müßte er 

es ernstlich in Betracht ziehen, die SPD in der sowjetischen Zone aufzulösen - „and 

leaving the Communists to foot the bill"88. 

Die Veröffentlichung des Dokuments der Sechzig - und vor allem die verhinderte 

Veröffentlichung der von den Sozialdemokraten erreichten Zugeständnisse und Ein­

wände - rief eine für den ZA und die sozialdemokratischen Organisationen in der 

SBZ verheerende Kettenreaktion hervor. Die Parteimitglieder waren erstaunt, oft 

auch erzürnt, glaubten, der ZA habe sie den Kommunisten ausgeliefert. In Berlin 

wurden hitzige Versammlungen abgehalten, auf denen Grotewohl und seine Anhän­

ger vehement angegriffen wurden. Nur mühsam gelang es dem ZA, die Rebellion zu 

zähmen, indem er die vertraulichen Zusatzabkommen der Konferenz aufhob89. 

Schumacher ergriff die Gelegenheit, um jetzt endgültig und in aller Öffentlichkeit 

mit den Berlinern zu brechen. Eiligst berief er zwei Konferenzen der westdeutschen 

Sozialdemokraten ein, die sich von den Entschließungen der Sechzig lossagten, 

ohne auch nur Informationen über den Ablauf der Konferenz verlangt zu haben90. 

Dahrendorf kommentierte das am 9. Januar mit den Worten: „Ich habe es nicht für 

85 Ebenda; Gruner/Wilke, Sozialdemokraten, S. 188 ff. 
86 Siehe z. B.: Telegramm von R. Murphy (Berlin) an J. Byrnes (Washington), 9.1.1946; FRUS, 1946, 

voI.V,S.701. 
87 Memorandum von Noel Annan „The Campaign for Fusion of the Social Democratic and Com-

munist Parties in Eastern Germany", enthalten im Telegramm von W. Strang (Berlin) an E. Bevin 
(London), 16.4. 1946, PRO, FO 371/55364-26341 C 4521/2/18. Das Memorandum ist Gegen­
stand der Dokumentation von Reiner Pommerin in diesem Heft. 

88 „Weekly Political Summary", Nr. 14, 27.12. 1945, Pink (Berlin) an Bevin (London); PRO, 
FO 371/55360, XC/AO 26352. 

89 Siehe den Brief von Klingelhöfer an Grotewohl vom 3.1.1946; Landesarchiv Berlin, Nachlaß Klin-
gelhöfer. 

90 Moraw, Parole „Einheit", S. 141 f. 
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möglich gehalten, daß unsere Freunde im Westen so instinktlos sein können."91 

Während die Engländer den Beginn der „zweiten Phase der Einheit" mit Besorgnis 
verfolgten, die Amerikaner und besonders die Franzosen eine distanzierte Haltung 
gegenüber dem Schicksal der SPD zur Schau stellten, sah die sowjetische Militärre­
gierung in der Sechziger-Konferenz das Signal zur Schlußoffensive. Tulpanow, der 
starke Mann der SMAD, rief sofort die politischen Offiziere der Roten Armee aus 
der ganzen SB2 zusammen, um ihnen zu erklären, daß die Fusion der beiden Arbei­
terparteien den Erfordernissen der sowjetischen Außenpolitik entspreche92. Die 
Führer der SPD. wurden mehrmals nach Karlshorst befohlen. Man verlangte von 
ihnen eine klare Stellungnahme zugunsten der Verschmelzung, ja man ließ sogar die 
Möglichkeit durchblicken, daß die Fusion eine Gegenleistung zum Rückzug der 
Roten Armee aus Mitteldeutschland sein könnte93. 

Die KPD entfesselte jetzt eine Offensive „von unten" und reaktivierte die örtli­
chen, regionalen und betrieblichen Aktionsausschüsse, die während des Sommers 
und des Herbstes in eine tiefe Lethargie verfallen waren. In fieberhafter Eile wurden 
Diskussionsversammlungen von KPD und SPD über die verschiedensten Themen 
organisiert; ein Großteil der Teilnehmer war ohne Parteimitgliedschaft und von 
sowjetischen Offizieren angeworben worden94. Auch die Wahlen der Gewerk­
schaftsvertreter wurden von den Kommunisten plump manipuliert. Am 13. Januar 
widerrief Ulbricht die geheimen mündlichen Übereinkünfte mit der SPD und gab 
die Losung der „Einheit von unten" aus. Die Verschmelzung sollte dort begonnen 
werden, wo sie möglich sei, d. h. in der SBZ95. Außerdem wurde das Gerücht ausge­
streut, die Fusion solle sich bis zum 1. Mai 1946 vollziehen. Auf Versammlungen 
aller Art und auf allen Ebenen wurden Hunderte von Resolutionen gefaßt, die in die 
Forderung nach einer Beschleunigung der Einheitsbestrebungen von SPD und KPD 
mündeten. Diese Dokumente sind geprägt von der fusionistischen Eile der Kommu­
nisten und vor allem von der Präsenz der SMAD96. 

91 G. Dahrendorf (Berlin) an W.Buch (Regensburg), 9. 1. 1946, zitiert in Moraw, Parole „Einheit", 
S. 142, Anm. 266. 

92 H. Krisch, German Politics under Soviet Occupation, New York-London 1974, S. 135. 
93 Telegramm von R. Murphy (Berlin) an J.Byrnes (Washington), 9.1.1946 (wie Anm. 86). 
94 Diese Tatsache, die von den Einheitsgegnern und später von nicht-kommunistischen Historikern 

immer unterstrichen wurde, wird auch vom Einheitsapostel Otto Buchwitz, Führer der SPD in 
Sachsen, bestätigt. Siehe seinen Brief an Grotewohl vom 23. 1. 1946; IML-ZPA, NL 95/56: „Die 
Zusammensetzung [der gemeinsamen Veranstaltungen von KPD und SPD] [ist] gewöhnlich so, 
daß die Hälfte der Belegschaft zum Teil in der KPD und in der SPD organisiert ist, die andere Hälfte 
sind Parteilose." 

95 Ulbricht, Arbeiterbewegung, Band 2, S. 540-546. 
96 Hunderte solcher Briefe sind zu finden in: IML-ZPA, II 2/10. Die meisten sind emphatisch und ste­

reotyp. Zum Beispiel das Dokument der KPD und SPD von Ückermunde vom 13. Januar: „Jede 
Unterlassung, die den Zusammenschluß der beiden Arbeiterparteien hintertreibt, ist ein Verbrechen 
gegen das deutsche Volk." Es gibt aber auch einige abweichende Stimmen. So zum Beispiel das 
Dokument der Kommunisten und Sozialdemokraten des Polizeipräsidiums Leipzig vom 21. Januar: 
„Eine ehrliche und verantwortungsvolle enge Zusammenarbeit beider Arbeiterparteien, die später 
durch die organisatorische Verschmelzung gekrönt werden muß, [ist] eine politische Notwendig-
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Die weiter von Berlin entfernt liegenden SPD-Organisationen waren der Einmi­
schung der SMAD am meisten ausgesetzt. Sozialdemokratische Funktionäre wur­
den verhaftet oder bedroht, andere mit Posten in der Verwaltung oder mit Geld 
geködert97. Die zunehmende Einschränkung der Bewegungsfreiheit der sozialdemo­
kratischen Organisationen ist beispielsweise durch Rundschreiben des Leipziger 
Bezirksvorstandes bezeugt. Darin wurde am 10. Dezember 1945 bekanntgemacht, 
die SMAD verlange von nun an die „Anmeldung" von Parteiversammlungen beim 
Bezirkssekretariat. Das Rundschreiben Nr. 3/46 vom 25. Januar 1946 machte darauf 
aufmerksam, daß die SMAD mindestens drei Wochen im voraus über Versammlun­
gen informiert werden wolle. Am 8. Februar schließlich wurden die Ortsgruppen 
aufgefordert, monatlich Listen von allen „privaten oder öffentlichen" Treffen einzu­
reichen - andernfalls müsse die Partei ihre Arbeit einstellen98. 

Besondere Anstrengung widmeten die Kommunisten der ideologischen Infiltra­
tion in die Reihen der „Reformisten". Am 11. Januar versammelte Grotewohl die 
Kulturfunktionäre der Ost-SPD, um sie zu einer ideologischen Formierung der Par­
tei aufzurufen. Aus der dramatischen Debatte dort wird die ganze verzweifelte Lage 
der Partei sichtbar. Ein Funktionär aus Leipzig berichtete darüber: „Wir machten 
eine Feier für die Wiederkehr des Todestages von Friedrich Engels, und dafür wur­
den wir kommandiert. Es wurde von oben her einfach der Befehl ausgegeben: von 
jedem Bezirk kommen so und so viele Personen nach Dresden oder nach Ottendorf 

keit für den Wiederaufbau Deutschlands ... Die Versammelten ersuchten deshalb die Leipziger 
Bezirksleitungen beider Parteien, mit aller Kraft an der Beseitigung aller Hindernisse zu arbeiten, 
die der Bildung reichseinheitlicher Parteien der sozialdemokratischen und kommunistischen Partei 
entgegenstehen." 

97 Vgl. die dramatische Darstellung Grotewohls (siehe Anm. 120) und auch die Zeugenschaft Dahren-
dorfs: G. Dahrendorf, Die Zwangsvereinigung der Kommunistischen und der Sozialdemokrati­
schen Partei in der russischen Zone, Hamburg o. J. (1946). Besonders wichtig auch Annans Memo­
randum (vgl. Anm. 87). Siehe auch die Memoiren Erich Gniffkes und die Erinnerungen von 
K.J. Germer, Von Grotewohl bis Brandt, Landshut 1974. Von der Fülle der Zeugnisse des sowjeti­
schen und kommunistischen Drucks auf die Sozialdemokratie sei noch ein besonders dramatischer 
Bericht zitiert, in dem die Lage der Sozialdemokraten geschildert wird. Es handelt sich um ein von 
Karl Jörn (SPD, Woltersdorf/Berlin) verfaßtes Dokument. Er berichtet über eine KPD-SPD-Ver­
sammlung, die am 14.2. 1946 in Rüdersdorf stattgefunden hat: „Der kommunistische Versamm­
lungsleiter Kolschak sagte, es hätte kein Anwesender den Saal zu verlassen, bevor nicht die Abstim­
mung über die Entschließung [für die Fusion] durchgeführt sei. Er würde zu diesem Zweck den Saal 
verschließen. Darüber waren die anwesenden Genossen entrüstet. Die Empörung stieg so weit, daß 
sie forderten, den Saal sofort zu öffnen, andernfalls würden sie aus dem Fenster springen. Die Red­
ner unsererseits, die dafür eintraten, nicht einen sofortigen Zusammenschluß, sondern einen 
Zusammenschluß nach reiflicher Überprüfung durchzuführen, wurden in dieser Versammlung als 
Saboteure niedergeschrien. Als die Kommunisten sahen, was sie ausgerichtet hatten, lenkte der 
kommunistische Versammlungsleiter ein, und es wurde eine gemeinsame Resolution eingebracht, 
die dann auch zur Abstimmung kam und angenommen wurde. Darin wurde beschlossen, gemein­
same Versammlungen, Schulungsabende usw. zu schaffen. Ein Ausschuß hierfür soll eingesetzt wer­
den." IML-ZPA II, 2/10. 

98 IML-ZPA, II, 3/5/2. 
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zu der Schule, dem Schulungsinstitut der KP ... Sie werden auf einen oder zwei 
Tage vorgenommen, und es wird ihnen irgend etwas vorgetragen. Diese Glückli­
chen, die nun dahin befohlen sind, kehren zurück in ihren Bezirk. Dann finden 
Funktionärsversammlungen der beiden Parteien statt. Die Funktionäre, die nun die­
ses weiterzugebende Referat gehört haben, haben nun in den einzelnen 36 Schu­
lungsabenden in unserer Stadt über Engels zu sprechen; oder dann war es einmal 
über die Revolution des 7. November (Zuruf: es ist auch in anderen Bezirken so 
gewesen!). Ich dachte, es sei nur für Leipzig so ... Es ist sogar noch weiter gegan­
gen: diese Referenten haben da und da zu sprechen, und die Referate haben an dem 
und dem Tag stattzufinden (Zuruf: Und nachher haben wir anzumelden, daß wir 
gesprochen haben!). Wenn Bildungsarbeit in diesem Sinne aufgefaßt wird, sehe ich 
schwarz für die Bildungsarbeit, überhaupt für die Entwicklung des demokratischen 
Gedankens (Zustimmung). Man kann da nichts unternehmen, weil wir keine Frei­
heit in Sachsen haben (Zuruf: Uns ist sogar verboten worden, noch Lehrkurse zu 
machen! Die SPD bekommt keine Genehmigung. Wir können es gar nicht, wenn 
wir auch wollten!)." Die allgemeine Stimmung wurde von Rudi Dux (Magdeburg) 
zusammengefaßt. Er meinte, die Parteikurse könnten „wegen der russischen Admi­
nistration" nicht fortgesetzt werden. Es sei deshalb dringend nötig, daß „uns der ZA 
irgendwie Luft macht. Auf irgendeine Art und Weise muß uns Luft geschaffen wer­
den"99. 

Der ZA antwortete am 15. Januar auf diesen Appell und bestätigte die bisherige 
Linie: „Keine organisatorische Vereinigung beider Arbeiterparteien im Bereich von 
Bezirken, Provinzen, Ländern oder einer Besatzungszone."100 Die sowjetische Zen­
sur verhinderte jedoch die Veröffentlichung dieser Instruktion. Die Verbindungs­
drähte zwischen Berlin und der Zone waren gekappt, man mußte sich gelegentlich 
sogar geheimer Kuriere bedienen. Grotewohl, Fechner und Gniffke verteidigten bei 
den Einheitsversammlungen von KPD und SPD zwar öffentlich ihre Position, aber 
sie riskierten bereits, zu Gefangenen ihrer eigenen Einheits-Rhetorik zu werden. Es 
war schwierig für sie, den Vollzug der Einheit der Arbeiterklasse abzulehnen, sie 
zugleich aber in der Theorie als eine historische Notwendigkeit zu kennzeichnen. 
So erwies sich die Verzögerungstaktik als ein Plan mit starker Kapitulationstendenz. 

Um dem drohenden Desaster zu entgehen, erwog der Zentralausschuß zwei 
Möglichkeiten, aus der Passivität herauszufinden. Zum einen dachte man an ein 
Referendum unter den Parteimitgliedern, mit dem - falls es ungehindert abzuhalten 
wäre - der kommunistische Vorschlag einer beschleunigten Vereinigung würde 
zurückgewiesen werden können. Zum ersten Mal spielte Fechner in der „Täglichen 
Rundschau" vom 1. Januar 1946 auf ein mögliches Referendum an. Aber von dieser 
Idee waren die Führer der KPD natürlich überhaupt nicht angetan, und sie wurde 
vom ZA - trotz der Anfragen aus vielen Bezirksorganisationen wie Rostock oder 
Dresden - wieder fallengelassen. Otto Buchwitz, Führer der SPD in Sachsen und 

99 IML-ZPA,II,2/24. 
100 F. Moraw, Parole „Einheit", S. 142. 
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begeisterter Einheitsapostel, verlieh den verständlichen Ängsten der Fusionisten in 
einem Brief an Grotewohl vom 23. Januar beredten Ausdruck: „Lieber, lieber 
Freund Otto! ... Sage mir um himmelswillen, wenn die ganze Abstimmungsmaschi­
nerie negativ stimmt, verzichten wir dann darauf, unsere geschichtliche Aufgabe zu 
erfüllen?"101 

Ein zweiter Ausweg wäre eine Übereinkunft mit Schumacher gewesen. Damit 
hätte die Frage der Einheit von einer zonalen in eine nationale, also interalliierte 
Angelegenheit verwandelt werden können - die Aufmerksamkeit der deutschen und 
internationalen Öffentlichkeit, vor allem aber der drei Westmächte wäre ihr sicher 
gewesen. Wahrscheinlich hätte sich dann auch der Kontrollrat mit diesem Problem 
beschäftigen müssen. Vergeblich erbaten Grotewohl und Dahrendorf von der 
SMAD die Erlaubnis, Schumacher in Hannover besuchen zu dürfen. Die Engländer 
versuchten, ohne Erfolg, Schumacher dazu zu bewegen, sich nach Berlin zu 
„wagen". Der politische Berater der britischen Militärregierung, Sir William Strang, 
schrieb am 18. Januar nach London: „The appropriate officer in Hannover region 
has, in agreement with the political division, drawn Herr Schumacher's attention to 
the folly of the heavy criticism of the Berlin SPD in which he has been indulging."102 

Selbst Ollenhauer, Vogels Nachfolger als Führer der SOPADE, war mit Schuma­
chers Abgrenzungspolitik nicht einverstanden. Er schrieb am 26. Januar an Grote­
wohl : „Wir können und wollen Euch von hier aus keine Ratschläge geben, denn nur 
Ihr allein könnt die Möglichkeiten und die Grenzen Eures Handelns abschätzen. 
Wir bitten Euch lediglich, in jedem Stadium der Verhandlungen und unter allen 
Umständen den entscheidenden Gesichtspunkt im Auge zu behalten, daß die Partei 
als Einheit im ganzen Reichsgebiet erhalten werden muß."103 Das war es, was Gro­
tewohl schon immer wollte, Schumacher schon immer ablehnte. Und tatsächlich 
reagierte er nicht. Als es Grotewohl und Dahrendorf am 8. Februar endlich gelang, 
die Erlaubnis für eine Reise nach Braunschweig zu erhalten, war das Spiel bereits 
entschieden, der gewagte Berliner Vorschlag einer illegalen Reichskonferenz104 fand 
keinerlei Verständnis bei Schumacher. Dieser beschränkte sich darauf, mit einer 
gewissen Zufriedenheit die nunmehr unvermeidlich bevorstehende Kapitulation des 
Zentralausschusses festzustellen105. 

Der Ring um die Berliner Führer schloß sich zwischen Ende Januar und den 
ersten Februartagen 1946 endgültig. Am 2. Februar empfing Stalin Ulbricht im 
Kreml. Er versprach ihm finanzielle Hilfe für die Wirtschaft der SBZ und gab der 
Fusion seinen persönlichen Segen106. Zur selben Zeit führte Schukow mit Grotewohl 

101 Vgl. Anm. 94. 
102 W.Strang (Berlin) an das Foreign Office, 18. 1. 1946; PRO, FO 371/55360, XC/AO 26352. 
103 Ollenhauer an Grotewohl, 26.1.1946, zitiert in Vosske, Grotewohl, S. 153 f. 
104 Zur Idee einer illegalen Reichskonferenz, die von Schumacher nicht akzeptiert wurde, vgl. die Rede 

von Max Fechner am 26. 3. 1946 in Berlin; IML-ZPA, NL 101/7. 
105 Gedächtnisprotokoll Herbert Kriedemanns über die Zusammenkunft Schumachers und Grote-

wohls in Braunschweig am 8. 2. 1946; AdsD, Bestand Schumacher, J 114. 
106 F. I. Bokow, Frühjahr des Sieges und der Befreiung, Berlin (DDR) 1979, S. 445 ff. 
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ein Gespräch unter vier Augen. Der Marschall drängte den Chef der Ost-SPD dabei 
förmlich an die Wand. Der Bruch zwischen der Ost-SPD und der West-SPD mache 
den Reichsparteitag unmöglich, man solle deshalb mit der Vereinigung sofort dort 
beginnen, wo sie durchführbar sei: in der SB2. Im Gegenzug bot Schukow einige 
Garantien an. Gegenüber Deutschland als Ganzem verpflichte sich die UdSSR, die 
territoriale Integrität des deutschen Staates zu bewahren und die Abtrennung von 
Ruhr und Saar zu verhindern. In der Ostzone würden die „wilden" Demontagen 
eingestellt, von den 4000 in die Sowjetunion zu verbringenden Fabriken würden 
3600 auf deutschem Boden verbleiben. Ferner werde die Rote Armee unmittelbar 
nach der Fusion die Zone verlassen, es werde außerdem eine als Prototyp einer 
zukünftigen Reichsregierung zu verstehende provisorische Zonenregierung unter 
Vorherrschaft der Einheitspartei eingesetzt werden. Gegenüber Grotewohl bot Schu­
kow schließlich die Absetzung Ulbrichts an, was im Klartext hieß, daß Grotewohl 
der eigentliche Führer der Einheitspartei werden würde. Die Struktur der SPD, so 
Schukow weiter, könne innerhalb der Einheitspartei aufrechterhalten werden, auf 
lange Sicht werde die sowjetische Regierung die Kandidatur Grotewohls zum 
Reichskanzler unterstützen107. 

Die verlockenden Versprechungen des Marschalls waren möglicherweise der ent­
scheidende Anstoß für Grotewohl, seine Kapitulation vor sich selbst zu rechtferti­
gen, sie gar als Vorboten kommender Siege zu interpretieren. Wieder einmal beging 
er den Fehler, sich auf geheime mündliche Vereinbarungen zu verlassen. Anderer­
seits hatte er inzwischen bereits die Kontrolle über die Partei außerhalb von Berlin 
verloren. In jenen Tagen organisierte nämlich der neue Chef der Thüringer SPD, 
Heinrich Hoffmann, eine Verschwörung der sozialdemokratischen Landesvorsit­
zenden gegen den Zentralausschuß. Mit von der Partie waren Otto Buchwitz (Sach­
sen) und Bruno Böttge (Sachsen-Anhalt). In Übereinkunft mit ihren Kollegen von 
der KPD (Werner Eggerath, Hermann Matern, Bernhard Koenen) trafen sie am 
8. Februar heimlich in Leipzig zusammen. Sie beschlossen, die zentralen Führungs­
gremien ihrer Parteien mit der Drohung vor vollendete Tatsachen zu stellen, die 
Fusion in ihren Ländern durchzuführen, ohne auf Berlin zu warten108. Wahrschein-

107 Über die Schukow-Grotewohl-Zusammenkunft und über mehrere andere Gespräche zwischen 
sowjetischen Offizieren (besonders Tjulpanow und Botschafter Semjonow) und SPD-Führern, die 
zur selben Zeit stattfanden, gibt es verschiedene Berichte in den amerikanischen, englischen und 
französischen Archiven. Siehe u. a.: Telegramm von R. Murphy (Berlin) an J. Byrnes (Washington), 
20.3. 1946, in: FRUS, 1946, Band V, S.710ff.; Telegramm Controle Berlin an Novateur (Paris), 
n.2320-2322, 27.3. 1946, in: Archives du Cabinet du Conseiller Politique du General C.C.F.A., 
1945-1947 (Colmar), dossier B IV 3/0,3/1,3/2; Telegramm von W. Strang (Berlin) an E.Bevin 
(London), 16.4.1946, in PRO, FO 371/55364-26341, C 4521/2/18. Dieser Bericht basiert aufver­
traulichen Konversationen mit Grotewohl und Dahrendorf. 

108 Caracciolo, Alba, S. 227 f. Ich stütze meine Darstellung besonders auf den Brief von Heinrich Hoff­
mann, ehemaliger Führer der SPD in Thüringen, an Franz Dahlem vom 4.2. 1978 (IML-ZPA, 
EA 1365/4), den ich geprüft und mit anderen veröffentlichten Quellen verglichen habe, zum Bei­
spiel mit den Erinnerungen von W. Eggerath, Führer der KPD in Thüringen, „In Thüringen wird die 
Einheit der Arbeiterklasse geschmiedet", in: Wir sind die Kraft, Berlin (DDR) 1959, S. 441-451, 

http://Schuk.ow-Grotewohl-2usammenk.unft
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lich im Zusammenspiel mit der SMAD und mit Ulbricht beschlossen die Verschwö­
rer, die Tribüne des Zonenkongresses des FDGB vom 9. bis 11. Februar zu benutzen, 
um die Losung für die Einheit in den Ländern auszugeben. 

Grotewohl witterte diese Machenschaften. Er befand sich mittlerweile in einer 
Sackgasse und entschloß sich, dies den Briten, die ihn immer am ehrlichsten unter­
stützt hatten, auch zu sagen. Am 4. Februar war er zusammen mit Dahrendorf bei 
Sir Christopher Steel zum Abendessen zu Gast. Dieser berichtete über den deprimie­
renden Abend folgendermaßen nach London: „After dinner we came to the point 
and when I asked him [Grotewohl] how the question of joint lists was going he said 
the end was very near. I said we could not understand how SPD could finally find 
really common ground with the Communists. There was surely all the difference 
between freedom and totalitarianism. Grotewohl said it was not a question of pro-
grammes, but of naked facts. The recent election to Berlin Trade Union Assembly 
had encouraged the Communists to force the pace. Not only was the strongest pres­
sure being brought to bear on them personally (he spoke of being tickled by Russian 
bayonets), but their Organisation in the provinces had been completely undermined. 
Men who four days before had assured him of their determination to resist were 
now begging him to get the business over and have done with it. There had been 
every kind of pressure on these people from offers of jobs to plain abduction and if 
he, Grotewohl, with his Central Committee continued their resistance they would 
merely be disowned and replaced by provincial committes ... Moreover there was 
no point in resisting: they had nothing to hope for from us. On my enquiring what 
he meant, Grotewohl said that evidently the ,iron curtain' (he used the expression) 
had come to stay ... I asked whether, if agreement were reached on Central Admin-
istrations, he would be encouraged to maintain his independence and he was very 
emphatic that he would be, even if existing restrictions on movement between East 
and West were maintained ... Finally we explored the question of their visit to Schu­
macher next day. Their only concern everywhere is to secure understanding of the 
Western party for their position and to prepare the way for some kind of recogni-
tion for their position. They would in fact like Schumacher's agreement to SPD in 
Berlin remaining in some kind of suspended animation until something turned up. 
Timorous though his attitude is and unwelcome the prospect, neither Albu nor I can 
see any alternative to acquiescing in Grotewohl's tactics and assuring him of all the 
support we can, particularly in prevailing on Schumacher to keep the door open. 
Dahrendorf spoke of their having resisted to the point of personal danger and I am 
afraid that this is not an argument that we can conscientiously advise him to put to 
the test. Moreover as Grotewohl said they are undermined in the provinces and can 
do little beyond martyrising themselves ... Grotewohl said that with Communist 

oder auch mit den Erinnerungen des Sozialdemokraten C. Böhme, „Wir erfüllten den Schwur von 
Buchenwald", in: Vereint sind wir alles! Erinnerungen an die Gründung der SED, Berlin (DDR) 
1966, S. 487-500. 
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latest invitation to ex Nazis to join the party and swallowing the SPD, they will 
swamp the CDU and achieve their single party."109 

Alles, was die britischen Diplomaten Grotewohl anbieten konnten, war eine 
moralische und vielleicht auch finanzielle Unterstützung, eine gewisse Aufmerksam­
keit der englischen Presse, ein gewisser Druck auf Schumacher, damit dieser eine 
weniger feindschaftliche Haltung gegenüber Grotewohl einnähme (Steel schrieb im 
nämlichen Telegramm, zwei seiner Mitarbeiter würden Schumacher so bald als 
möglich aufsuchen und diesem die Dummheit klarmachen, gerade jetzt einen Bruch 
zu forcieren), ferner eine vorsichtige Unterstützung durch die Labour Party: Doch 
all dies war im Vergleich zu Schukows Versprechungen weniger als nichts. 

Am 11. Februar 1946, nach zwei Tagen erbitterter Diskussion und widersprüchli­
cher Abstimmungen, nachdem einige Landesvorsitzende gedroht hatten, sich von 
Berlin zu lösen, um die Einigung sofort herbeizuführen, gab der ZA schließlich nach 
und berief einen als Nationalkongreß deklarierten Zonenkongreß ein, der über die 
Fusion entscheiden sollte. Grotewohl optierte zusammen mit Fechner für diese 
Lösung, Gniffke enthielt sich der Stimme, Dahrendorf sprach sich dagegen aus 
(zuvor war sein Antrag auf Auflösung der Ost-SPD angenommen, dann aber doch 
abgelehnt worden110), ebenso Germer und Neubecker. Am 20. April 1946 wurde die 
Fusion vom Zonenparteitag der SPD einstimmig gebilligt. Am 21. und 22. April fand 
der Vereinigungsparteitag statt. Auch dort erhoben sich keine Stimmen, die dem 
Vollzug der Vereinigung widersprochen hätten, es wurde lediglich eine begrenzte 
Opposition bei der Abstimmung über das Statut laut, das vielen Sozialdemokraten 
nicht genügend demokratische Garantien zu enthalten schien. 

Wie erklärt sich diese Einstimmigkeit? Gewiß nicht nur aus dem Druck der 
SMAD, Manipulationen bei den Delegiertenwahlen oder dem Opportunismus der 
Parteiaktivisten. Dietrich Staritz hat vorgeschlagen, dieses Phänomen unter den fol­
genden Gesichtspunkten zu deuten111. Erster wesentlicher Gesichtspunkt: Der 
Druck der „veröffentlichten Meinung", die eindringliche Presse- und Radiokam­
pagne, die ab Januar den Eindruck einer spontanen, unaufhaltsamen, in den Fabri­
ken und Verwaltungen wurzelnden Bewegung zur Schaffung der Einheit der Arbei­
terklasse hervorrief. Zweiter wesentlicher Punkt: Die Methode der vollendeten 
Tatsachen, des „ständigen Präjudizes". „Nahezu ausnahmslos", so Staritz, „gingen 
den Delegierten-Tagungen auf allen Ebenen gemeinsame Funktionärs-Konferenzen 
von SPD und KPD voran. Diese waren zwar Repräsentanten ihrer Parteien, verfüg­
ten in der Einheitsfrage jedoch über kein explizites Mandat. Die von ihnen einmütig 
verabschiedeten Einheitsresolutionen präjudizierten gleichwohl die Entscheidungen 
der eigens zu diesem Zwecke gewählten Vertreter. Zudem: Im Anschluß an die 

109 Vgl. Anm. 1. 
110 Moraw, Parole „Einheit", S. 151-154. 
111 D. Staritz, „Zur Gründung der SED. Kontroversen, offene Fragen, regionalgeschichtliche und 

deutschlandpolitische Aspekte", Manuskript des Referats für die wissenschaftliche Fachtagung 
„40 Jahre SED: Einheitsfrontpolitik und Vereinigungsprozesse in Ost- und Westeuropa 
1944-1948", Mannheim 1986. 
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separaten Delegierten-Konferenzen tagten regionale Vereinigungskonferenzen und 
konstituierten die Sozialistische Einheitspartei. Sie nahmen damit vorweg, was 
eigentlich den Delegierten der nächst höheren Ebene vorbehalten war." Der Partei­
tag der Ost-SPD ratifizierte also lediglich das Entstehen der SED, die seit Anfang 
April bereits in allen Ländern und Bezirken existierte. Dritter wichtiger Gesichts­
punkt: Die „traditionelle sozialdemokratische Parteidisziplin", eine Disziplin antide­
mokratischer, nicht-liberaler Art, deren tragische Konsequenzen das Beispiel der 
Ost-SPD zur Genüge illustrierte. Die große Masse der Parteimitglieder folgte ohne 
Rücksicht auf eigene Überzeugungen den Anweisungen ihrer Führer. Vierter wich­
tiger Punkt: Die Hoffnung, in der SED gegenüber den Kommunisten die dominie­
rende Rolle spielen zu können. Fritz Schreiber meint heute dazu: „Auch bei mir 
spielte ... die weitverbreitete Vorstellung mit eine Rolle, daß wir ja dreimal so stark 
waren wie die KP ... Ich war lange Zeit tatsächlich der Auffassung, daß wir die Par­
tei in den Griff bekommen würden, zumal der Traum eines ganzen Deutschland 
nicht ausgeträumt war ... Sicherlich, damals hat ja niemand geglaubt, daß die Besat­
zungsmächte bleiben."112 

Diesen vier wichtigen Elementen der Interpretation kann ein fünftes hinzugefügt 
werden, gewissermaßen eine pessimistische Variante des vierten Elementes. Viele 
Sozialdemokraten wußten und ahnten, daß eine Mitarbeit in der SED die einzige 
Möglichkeit sein würde, nicht aus dem öffentlichen Leben auszuscheiden. Es war 
dies auch die einzige Chance, an der tiefgreifenden sozialen Revolution teilzuhaben, 
die unter der Ägide der SMAD in der Ostzone vollzogen wurde. Mochten ihre 
Methoden auch abstoßend sein, so entsprachen ihre Ziele - von der Bodenreform 
bis zur Verstaatlichung der Großindustrie - doch den traditionellen Bestrebungen 
der Arbeiterbewegung. 

Otto Grotewohls Hoffnungen, Rechtfertigungen 
und Selbstbeschwichtigungen 

„Ich bleibe, komme, was mag, bei meinen Genossen in der Ostzone", erklärte Otto 
Grotewohl während der Sitzung des Zentralausschusses am 11. Februar 1946113. Mit 
der Beschwörung dieser unter anderem durch Pétain berühmt gewordenen Argu­
mentation - der Führer soll in der Niederlage bei seinen Männern bleiben, um 
deren Schicksal zu teilen und weiteren Schaden von ihnen abzuwenden - enthüllte 
der sozialdemokratische Parteiführer, vielleicht unbewußt, jenen pathetischen Fata­
lismus, der seine Haltung in den Monaten der Auseinandersetzung mit der Besat­
zungsmacht und der KPD immer beeinflußt hat. Die Belastung durch Konstellatio­
nen und Faktoren, die ihn offensichtlich überforderten, wurde besonders zwischen 
Februar und April 1946 spürbar, in jener kurzen Phase, in der er seine Haltung 

112 Interview mit Fritz Schreiber am 21.3. 1974, Manuskript im AdsD. 
113 Gniffke, Ulbricht, S. 145. 
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öffentlich in dramatischer Weise änderte, als er vom mutigen Verteidiger der sozial­
demokratischen Führungsrolle und der SPD-Tradition zum Befürworter einer 
sofortigen Fusion wurde, vom Patrioten zum Propagandisten der zonalen Ver­
schmelzung beider Parteien. Der Kontrast zwischen dem, was er in Versammlungen 
sagte, und dem, was er dachte, steigerte sich in so schmerzlicher Weise, daß Grote­
wohl an den Rand eines Nervenzusammenbruches geriet114. Wie versuchte er, seine 
Wandlung in dieser Phase nun zu rechtfertigen und als richtigen Schritt hinzustel­
len? 

Grundlegend für die Entwicklung war nach seiner Meinung die Haltung der 
Westmächte. Am 19. Februar erklärte Grotewohl vor dem PA: „Wir haben die Sache 
hinausgezogen - jawohl - das Tempo lag nicht bei uns. Wir mußten uns der Besat­
zungsmacht fügen . . . Wir haben von unserer Bruderpartei - Engländern - schöne 
Worte, Achselzucken vernommen."115 In der Tat ließ sich der Führer der SPD jedes 
Mal, wenn er sich mit amerikanischen oder englischen Vertretern traf, zu bitteren 
Klagen hinreißen. Unmittelbar nach der Kapitulation des ZA erklärte Grotewohl 
beispielsweise den Engländern, der Grund dafür sei in der Tatsache zu suchen, daß 
„die westlichen Demokratien nichts getan haben"116, um zu helfen. Noch am 
12. April sagte er gegenüber dem Labour-Abgeordneten R. R. Stokes: „Die Unab­
hängigkeit der SPD in der Ostzone ist deshalb verlorengegangen, weil die West­
mächte nicht bereit waren, ihr mehr als eine nur verbale Unterstützung zukommen 
zu lassen."117 Augenscheinlich hatte Grotewohl nicht erkannt, daß weder London 
noch Washington die Absicht hatten, sich wenige Monate nach Ende des Krieges 
einem offenen Konflikt mit dem sowjetischen Alliierten auszusetzen, nur weil dieser 
einige deutsche Politiker allzusehr unterstützte. 

Weil eine praktische Unterstützung durch die Westmächte nicht in Sicht war, 
schien den Berliner Führern nichts anderes übrigzubleiben, als sich an die Worte der 
maßgeblichen sowjetischen Persönlichkeiten zu klammern. Grotewohl betrachtete 
die erzwungene Gründung der SED als ein um der Wiedervereinigung oder wenig­
stens einer Auflockerung der Zonenabgrenzung und der sowjetischen Kontrolle 
über Mitteldeutschland willen unvermeidbares und nur „vorläufiges" Opfer118. Im 

114 Siehe z. B. die ausführliche Analyse von Noel Annan (Anm. 87), in der das persönliche Drama Gro­
tewohl hervorgehoben wird. Siehe auch H. Hurwitz, „Selbsttäuschung und Enttäuschung - Otto 
Grotewohl nach Gründung der SED: ,Es ist ein Experiment' ", in: Berliner Stimme, Nr. 14, 3.4. 
1981. 

115 Notizen von Fritz Neubecker über die Sitzung des PA am 19.2.1946; Depositum Neubecker, Berlin 
(Photokopie bei Herrn Professor Harold Hurwitz, FU Berlin). 

116 Telegramm von Sir W.Strang (Berlin) an das Foreign Office, 13.2. 1946, PRO, FO 371/55561, 
C 2156. 

117 Vgl. Hurwitz, Selbsttäuschung. 
118 Vgl. Anm. 116. In dem zitierten Telegramm wird nämlich behauptet, „Grotewohl is banking on the 

establishment of some kind of central administration in Germany within the next 18 months, with 
consequent removal of zonal control, and prefers to stifle his ideological convictions in the hope that 
he may, from time to time, be able to influence the policy of the new party, as well as somehow to 
keep the framework of an independent Social Democratic Party alive in the Soviet Zone". 
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Grunde war dies eine verzweifelte, widersinnige Version der „Ostorientierung". Bis 
zum Februar 1946 hatte Grotewohl die Russen zu überzeugen gehofft, auf eine 
nationale SPD als Sicherheitsfaktor in Deutschland zu bauen. Nun hoffte er, diese 
würden sich mit einer zonalen SED als Garantie für die SBZ begnügen. Er erwar­
tete, daß die Großmächte in einer nicht zu fernen Zukunft zu einer Vereinbarung 
über die Einheit Deutschlands kommen würden, der politische Poker in und um 
Deutschland dann in eine ganz neue Runde gehen würde. 

Solche Spekulationen und solcher Zweckoptimismus hätten allenfalls durch zwei 
Voraussetzungen eine halbwegs realistische Grundlage gewinnen können: 1. Eine 
Grundvoraussetzung wäre der Rückzug der sowjetischen Truppen gewesen, der 
Grotewohl von Schukow versprochen worden war. Schon in der in Jena am 
19. Januar abgehaltenen Rede deutete Grotewohl den Rückzug der Roten Armee als 
Folge der Fusion an119. Drei Monate später, auf dem Vereinigungsparteitag, fand er 
sogar den Mut, die Einlösung dieses Pfandes zu verlangen. Unter nicht endendem 
Beifall der Delegierten sagte er nämlich: „Ich glaube nicht, daß es vermessen ist, und 
ich glaube auch nicht, daß die sowjetischen Besatzungsbehörden es mir etwa übel­
nehmen werden, wenn ich an dieser Stelle erkläre, daß die heute geschaffene Ein­
heitspartei, mindestens in der sowjetischen Besatzungszone, durch ihre riesengroße 
politische Stärke eine so große Sicherheit für unseren Bestand in der sowjetischen 
Zone darstellt, daß wir auf die Bajonette der Russen nicht mehr angewiesen sind."120 

2. Die Sozialdemokraten hätten die Kommandostellen in der SED behalten, die 
Liquidierung ihres ideologischen und kulturellen Erbes verhindern, das Gewicht 
ihrer Popularität behaupten müssen. Grotewohl faßte das häufig in seinen Lieblings­
ausspruch: „Wir sind nicht nur die Quantität, wir sind auch die Qualität."121 

Grotewohl hatte kein großes Vertrauen in die Aufrichtigkeit der Konversion der 
KPD zur Demokratie gehabt, auch wenn er die Partei öffentlich belobigte. Das 
zeigte sich zum Beispiel in einer Äußerung gegenüber einem Vertreter der amerika­
nischen Militärregierung am 9. Februar, der ihn gefragt hatte, ob er die Kommuni­
sten inzwischen für aufrichtige Demokraten halte. Grotewohl antwortete 
„somewhat wryly", wie der Amerikaner bemerkte: „They are doing their best, by 
their actions from day to day, to prove the contrary."122 

Grotewohl sah die internationalen und internen Konsequenzen der Unterwerfung 
der SPD unter Ulbricht in Wirklichkeit ganz genau. Während des erwähnten 
Gespräches mit Stokes kam es nämlich zu dem folgenden Wortwechsel. Grotewohl: 
„Die Kommunisten haben nicht die Mobilisierungsmöglichkeiten der Nazis ... Die 

119 In seiner Eröffnungsrede der KPD-SPD-Konferenz in Jena am 19.1.1946 sagte Grotewohl, die Bil­
dung einer nationalen Einheitspartei gäbe die „Möglichkeit, die Besatzungstruppen zu vermindern, 
ja, die Beendigung der Besatzung für eine nähere Zukunft in Aussicht zu nehmen". IML-ZPA, 
NL 90/126. 

120 Protokoll des Vereinigungsparteitages der KPD und SPD zur SED, Berlin 1946, S. 113. 
121 Interview mit Fritz Schreiber (vgl. Anm. 15). 
122 Telegramm von R.Murphy (Berlin) an J.Byrnes (Washington), 27.2. 1946; National Archives, 

Department of State, Office of European Affairs, 862.00/2-2746. 
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SPD wird in der Lage sein, die KPD zu durchdringen." Stokes darauf: „Nein, es ist 
die KPD als geschlossene Partei, die Unterwanderung betreibt." Sodann Grote­
wohl: „Ich gebe zu, daß die KPD zur Zeit nicht bereit ist, sozialistisch zu werden ... 
Sollte sie hier versuchen, die Sozialisten zu schlucken, dann bleibt ihr Einfluß auf 
alle Zeiten auf das Gebiet östlich der Elbe beschränkt. Die ganze Welt weiß, was in 
der russischen Zone vor sich geht."123 

In den Internsitzungen der SPD gab der Vorsitzende des ZA des öfteren das Ver­
sprechen Schukows wieder, die Sozialdemokraten könnten ihre Organisationsstruk­
tur in der SED beibehalten. Diese Hoffnung war denn auch eine wichtige Grund­
lage der Rechtfertigungen und der Selbstbeschwichtigungen, die dem sozialdemo­
kratischen Nachgeben folgten124. Völlig klar war aber, daß eine Selbstbehauptung 
der SPD in der SED nur dann noch eine Chance haben konnte, wenn Grotewohl 
die Verbindungen zur West-SPD aufrechtzuerhalten vermochte. Grotewohl ging 
dabei sogar so weit, ein doppeltes Parteibuch (SPD und SED) für die Sozialdemo­
kraten der anderen Zonen für wünschenswert und akzeptabel zu erklären125. Die 
heftige Opposition Schumachers gegenüber der SED verhinderte ein solches Projekt 
jedoch. Auch Grotewohl selbst scheint sich nicht darum gekümmert zu haben, ein 
Solidaritätsnetz der in die SED eingetretenen Sozialdemokraten zu knüpfen. 

Heute wissen wir, daß keine der skizzierten Voraussetzungen gegeben war. Wir 
wissen, daß die Fusion in der SBZ vielmehr zu einem Modell für die Liquidierung 
der Sozialdemokratie in Ungarn, Polen und der Tschechoslowakei wurde. Aber 
welche Alternativen hatte Grotewohl, welche Trumpfkarten hätte er damals, im 
Februar 1946, noch ausspielen können, in jener Situation, als er sich eingeklemmt 
fand zwischen dem Druck und den Schmeicheleien der Russen, der Feindschaft 
Schumachers und dem Pilatus-Verhalten der Westmächte? Sicherlich hätte er sich 
für eine glorreiche und ehrenvolle Niederlage entscheiden können, einen verzwei­
felten Widerstand leisten und so seinen Mut vor russischen Bajonetten beweisen 
können. Er hätte auch in den Westen fliehen können, was aber bedeutet hätte, unter 
Schumacher arbeiten zu müssen. All das geschah nicht. Grotewohl und die Mehr­
heit der sozialdemokratischen Funktionäre wählten den Weg, der ihnen letztendlich 
auch einige Privilegien und materielle Vorteile gewährte. Sicherlich hat nicht nur 
politisches Kalkül die Grotewohlsche Entscheidung bestimmt, sondern ebenso seine 
Charakterschwäche, seine Tendenz zu zweifelhaften Rechtfertigungen und Selbst-

123 Vgl. Hurwitz, Selbsttäuschung. 
124 Schon am Abend des 2.2.1946 sagte Grotewohl in Chemnitz nach der Eröffnung des Bezirkspartei­

tages des SPD dem Chemnitzer Bürgermeister Hans Hermsdorf: „Ich führe laufend Gespräche mit 
der SMAD. Es gibt überhaupt keinen Zweifel, daß die Russen die Selbständigkeit der SPD in der 
Einheitspartei gewähren würden." Interview mit Hans Hermsdorf am 8.9.1985 in Freudenberg. 

125 Ein Indiz dafür ist der Brief von Grotewohl (Berlin) an E.Graf von Wedel (Stuttgart) vom 21.3. 
1946: „Die SED wird erst am 22. April 1946 durch Verschmelzung der beiden Parteien gebildet wer­
den. Ob Sie dann neben Ihrer Mitgliedschaft in der neuen Partei noch Mitglied bei der SPD bleiben 
können, wird von der Einstellung der SPD in den westlichen Zonen abhängen. Wir werden keine 
Bedenken dagegen haben." IML-ZPA, II 2/10. 
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beschwichtigungen, seine beinahe zynische, resignative Distanz zu sich selbst, nicht 
zuletzt wohl auch opportunistische Überlegungen mit Blick auf die eigene Karriere. 
Trotzdem scheint er damals noch nicht alle Hoffnungen aufgegeben zu haben, sein 
Schwenk werde im Lichte der Geschichte nur als ein zeitweiliges taktisches Nachge­
ben erscheinen. Er hatte diese Hoffnung noch, als er sich der Bolschewisierung der 
SED (1948) gebeugt hatte und als zwei deutsche Staaten entstanden waren (1949). 
Seine Unterwerfung unter Ulbrichts Kommando, die ihm das Amt des Ministerprä­
sidenten der DDR zwischen 1949 und 1964 (seinem Todesjahr) einbrachte, scheint 
für ihn aber auch eine wirklich schmerzhafte und traumatische Seite gehabt zu 
haben. Gerüchten zufolge hat er mindestens einmal versucht, in den Westen zu 
flüchten126. Dem amerikanischen Geheimdienst zufolge hat er 1949, auf dem Gipfel 
seiner Verzweiflung, sogar den Freitod gesucht127. Sicher ist, daß er noch im Juli 
1952 dem Führer der italienischen Sozialisten, Pietro Nenni (der Grotewohl seit 
1929 kannte und schätzte), erklärte, er sei bereit, den „Verlust des Machtmonopols" 
der SED in Kauf zu nehmen, wenn sich nur erfüllen ließe, was er in beinahe mysti­
scher Weise als seine politische Mission ansah: die Wahrung der deutschen Ein­
heit128. Doch zu seinem Unglück, zum Unglück der Sozialdemokratie und der deut­
schen Nation wurde seine Bemerkung zu Sir Christopher Steel vom Februar 1946, 
der Eiserne Vorhang habe sich nun herabgesenkt, von der Geschichte als zutref­
fende politische Prophetie bestätigt. 

126 Vgl. Anm. 112. 
127 OMGUS, 4/139/1-10 (Mikrofilm im Landesarchiv Berlin/West). 
128 P. Nenni, Tempo di guerra fredda. Diari 1943-1956, Milano 1981, S. 531. 
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REINER POMMERIN 

D I E Z W A N G S V E R E I N I G U N G V O N K P D U N D SPD 

Z U R SED 
Eine britische Analyse vom April 1946 

Der Prozeß der Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED in der sowjeti­

schen Besatzungszone, „ein erstes schwerwiegendes Hindernis für eine gemeinsame 

Gestaltung Gesamtdeutschlands durch die Besatzungsmächte"1, kann sowohl auf 

Grund der Berichte von Zeitzeugen als auch durch wissenschaftliche Studien als 

hinreichend beschrieben und erklärt gelten2. Dennoch hält die Geschichtswissen­

schaft der D D R - im Rahmen sogenannter „Auseinandersetzungen mit bürgerlichen 

Geschichtsauffassungen in der BRD"3 - daran fest, den Zwangscharakter des Ver­

einigungsprozesses nicht zur Kenntnis zu nehmen. Vielmehr wird diese Qualifikation 

als „Fiktion", als „antikommunistische Geschichtspropaganda", gar als „bundesrepubli­

kanische Geschichtsmanipulation" diffamiert. Die Zwangsvereinigung wird zu einer 

von Historikern der Bundesrepublik Deutschland geschaffenen „Legende" erklärt4. 

Da eine wissenschaftliche Auseinandersetzung schon auf Grund der ideologi­

schen Fixiertheit sowie der Abhängigkeit der historischen Forschung in der D D R 

von der SED, die deren Forschungsschwerpunkte festlegt, wenig fruchtbar 

erscheint, soll im folgenden ein Dokument vorgestellt werden, aus dem sehr genau 

zu ersehen ist, wie sich der Prozeß der Zwangsvereinigung in den Augen zeitgenös­

sischer britischer Beobachter vollzog - also lange bevor bundesrepublikanische 

Historiker sich mit dieser Frage zu beschäftigen begannen. 

1 Andreas Hillgruber, Deutsche Geschichte 1945-1982. Die deutsche Frage in der Weltpolitik. 4., 
erweiterte Auflage, Stuttgart 1983, S. 25 f. 

2 Vgl. dazu beispielsweise die Erinnerungen von Hermann Brill, Gegen den Strom, Offenbach 1946; 
Gustav Dahrendorf, Die Zwangsvereinigung der Kommunistischen und der Sozialdemokratischen 
Partei in der russischen Zone. Als Manuskript gedruckt: SPD Landesorganisation Hamburg, o. J. 
(1946); Erich W.Gniffke, Jahre mit Ulbricht, Köln 1966; Inge Deutschkron, Ich trug den gelben 
Stern, Köln 41983, S. 206 ff. - Unter den wissenschaftlichen Darstellungen vgl. Albrecht Kaden, 
Einheit oder Freiheit. Die Wiedergründung der SPD 1945/46, Hannover 1964; Frank Moraw, Die 
Parole der „Einheit" und die Sozialdemokratie, Bonn 1973; Hermann Weber, Geschichte der DDR, 
München 1985; vgl. auch die Studie von Lucio Caracciolo in diesem Heft. 

3 So der Untertitel von Peter Bachmann/Ernst Diehl/Heinz Heitzer/Gerhard Lozek (Hrsg.), 
Geschichte, Ideologie, Politik. Auseinandersetzungen mit bürgerlichen Geschichtsauffassungen in 
der BRD, Berlin 1983. 

4 Vgl. dazu Günter Benser, „Zwangsvereinigung" - eine Legende und ihre Variationen, ebenda, 
S. 201-216. 
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Nachdem sich das britisch-sowjetische Verhältnis seit Frühjahr 1945 fortwährend 
verschlechtert hatte5, ließ es die Entwicklung innerhalb der sowjetischen Besat­
zungszone dem Foreign Office ein Jahr später, im Februar 1946, als immer weniger 
wahrscheinlich erscheinen, „that there ever will be an agreed German Constitution 
for a unitary Germany; or if there is, that it will be the sort of Constitution we 
should approve .. ."6 Da sich das Fehlen eines gemeinsamen deutschlandpolitischen 
Konzepts der Alliierten zudem in einer Obstruktionspolitik Frankreichs gegenüber 
der Einrichtung von deutschen Zentralverwaltungen offenbarte, stellte das Foreign 
Office zunehmend Überlegungen zu einem generellen Kurswechsel der britischen 
Deutschlandpolitik an. Daß dieser Kurswechsel - und vor allem die von Großbri­
tannien anvisierte Umorientierung der amerikanischen Deutschlandpolitik - im bri­
tischen Kabinett überhaupt Akzeptanz fand, lag nicht zuletzt an der dort aufkom­
menden Befürchtung, die demokratischen Parteien könnten, ähnlich wie in der 
sowjetischen Besatzungszone, von den Kommunisten überrannt werden. Anschau­
ungsunterricht für diese Befürchtungen bot die Zwangsvereinigung von KPD und 
SPD zur SED. Sorgfältig wurde von britischer Seite die von der SMAD veranlaßte 
Zusammenfassung der vier Parteien KPD, SPD, CDU und LDPD zum „Block der 
antifaschistisch-demokratischen Parteien", vor allem aber der von sowjetischer Seite 
ausgeübte Druck auf die SPD beobachtet, der seit September 1945 zu verspüren war 
und schließlich zu der am 21./22. April 1946 erfolgenden Fusion der beiden Parteien 
führte. 

Die Vereinigungskampagne der KPD sowie ihre Unterstützung durch die SMAD 
hatten schnell die Aufmerksamkeit der Vertreter der britischen Militärregierung in 
Berlin auf sich gezogen und ihr Echo in der Berichterstattung an das Foreign Office 
sowie das Control Office for Germany gefunden7. Die Begleitumstände der Kam­
pagne blieben den britischen Stellen schon deshalb nicht verborgen, weil sie - neben 
einem Informationsnetz in der sowjetischen Zone - über ausgezeichnete persönliche 
Kontakte zu führenden Mitgliedern des nach dem 10. Juni 1945 in Berlin gegründe­
ten „Zentralausschusses der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands" verfügten. 
So hatten sich beispielsweise am 4.Feburar 1946 die beiden führenden ZA-Mitglie­
der Gustav Dahrendorf und Otto Grotewohl mit dem Leiter der politischen Abtei­
lung der britischen Militärregierung in Berlin zum Abendessen getroffen. Dabei 

5 Vgl. dazu Josef Foschepoth, Großbritannien und die Deutschlandfrage auf den Außenministerkon­
ferenzen 1946/47, in: Josef Foschepoth/Rolf Steininger (Hrsg.), Britische Deutschland- und Besat­
zungspolitik 1945-1949, Paderborn 1984, S.67, Anm. 11. 

6 Bemerkung von Con O'Neill zur Aufzeichnung „Future governmental structure in Germany" vom 
16.2.1946, in: FO 371/55586/C 1193, Public Record Office, London (PRO). 

7 Zum Aufbau der britischen Institutionen für den Bereich der Deutschlandpolitik vgl. Ulrich Reusch, 
Die Londoner Institutionen der britischen Deutschlandpolitik 1943-1948. Eine behördenge­
schichtliche Untersuchung, in: Historisches Jahrbuch der Görres-Gesellschaft 100 (1980), 
S. 318-443. 
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wurde, wie Christopher Steel nach London berichtete8, auch über die Frage einer 
Einheitsliste von KPD und SPD bei bevorstehenden Wahlen in der sowjetischen 
Besatzungszone gesprochen. Nun hatte zwar der Zentralausschuß am 15. Januar 
1946 den Beschluß gefaßt, die organisatorische Vereinigung der beiden Parteien erst 
nach der Billigung durch einen SPD-Parteitag auf Reichsebene herbeizuführen und 
bei etwaigen Wahlen mit getrennten Listen zu operieren9. Jetzt aber sprach Grote­
wohl davon, daß der Abschluß von Einheitslisten kurz bevorstehe. Er machte Steel 
deutlich, daß er und Dahrendorf stärkstem persönlichen Druck ausgesetzt seien, 
und bemühte dabei das Bild von den russischen Bajonetten, mit denen er gekitzelt 
werde. Der gleiche Druck aber - und das war der wirkungsvollste Hebel bei der 
bevorstehenden Zwangsvereinigung - werde, so Grotewohl, auch auf die Parteior­
ganisation der SPD in den Ländern ausgeübt. Die Funktionäre der SPD seien Ver­
lockungen und Pressionen jeder Art ausgesetzt, die vom Angebot eines Arbeitsplat­
zes bis zur Entführung am hellichten Tage reichten. Widerstand, so unterstrich 
Grotewohl, sei bei diesem Druck zwecklos, zumal - und hier klang seine Kritik an 
der bisher noch einen Kurs der Konfrontation mit der Sowjetunion vermeidenden 
britischen Deutschlandpolitik an - von britischer Seite keine Unterstützung zu 
erwarten sei. Der „eiserne Vorhang" (Grotewohl benutzte - wie Steel erstaunt 
berichtete - genau diesen Ausdruck) habe sich nunmehr herabgesenkt. Im übrigen 
werde der Zentralausschuß, so äußerte Grotewohl illusionslos im Falle weiteren 
Widerstandes gegen die Fusion einfach abgesetzt und durch Landesausschüsse aus 
der sowjetischen Zone ersetzt werden. Die Kommunisten aber würden schließlich 
dank ihrer kürzlich erfolgten Einladung an ehemalige Nationalsozialisten zum Par­
teieintritt, und nachdem sie die SPD geschluckt hätten, auch die CDU erdrücken 
und die Einheitspartei erreichen. 

Im German Department des Foreign Office qualifizierte A. A. E. Franklin die von 
Steel angekündigte bevorstehende Einheitsliste als eine schwere Niederlage (a major 
defeat)10. Dies bedeute eine gemeinsame Front unter der Führung der KPD, und 
eine deutsche Marionetten-Regierung in der sowjetischen Besatzungszone werde 
damit bald vollendete Tatsache sein. Ein Kollege Franklins, Con O'Neill, der 
Deutschland seit seiner Tätigkeit an der britischen Botschaft in Berlin aus eigener 
Anschauung kannte11, hielt diese Einschätzung für ein wenig übertrieben. Allenfalls 
sei eine Schlacht, aber nicht schon der Krieg verloren; immerhin lebten zwei Drittel 
aller Deutschen weder in Berlin noch in der sowjetischen Besatzungszone. Franklins 
Bemerkungen sollten sich jedoch als höchst zutreffend erweisen. Steel erhielt vom 
Foreign Office die Anweisung - und dies zeigt die Bedeutung, die dort der Vereini­
gungsfrage von KPD und SPD zugemessen wurde - , künftig alle Berichte hierzu 

8 Dieser Bericht Steels vom 7.2. 1946 ist teilweise abgedruckt bei Rolf Steininger, Deutsche 
Geschichte 1945-1961, Bd. 1, Frankfurt am Main 1983, S. 164. 

9 Vgl. dazu Moraw, Parole „Einheit", S. 142. 
10 So seine Bemerkungen auf dem begleitenden „minute" vom 9. 2. 1946, in: FO 371/55586/C 1480, 

PRO. 
11 Vgl. dazu Strang an Bevin, No. 12, vom 16.4.1946, in: FO 945/28/p.30A, PRO. 
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auch an die britischen Botschaften in Moskau, Paris und Washington weiterzuleiten. 
Im übrigen bekam er den Auftrag, dafür Sorge zu tragen, daß insbesondere die 
Methoden, die von den Kommunisten bei ihren Anstrengungen zur Fusion der Par­
teien angewandt würden, in die Berichterstattung der in Berlin weilenden Journali­
sten Eingang fanden. Dies gelte, so das Foreign Office, besonders für die amerikani­
schen Journalisten, die sich in ihrer Berichterstattung bisher zu sehr auf weit 
weniger wichtige Ereignisse in der amerikanischen Besatzungszone konzentriert 
hätten. Der weiteren Entwicklung der Kampagne standen die britischen Beobachter 
also aufmerksam, aber hilflos gegenüber. 

Am 16. April 1946 übersandte der frühere Unterstaatssekretär im Foreign Office 
und ehemalige Vertreter Großbritanniens in der Europäischen Beratenden Kommis­
sion (EAC), Sir William Strang, aus Berlin, wo er als politischer Berater des Oberbe­
fehlshabers der britischen Besatzungstruppen in Deutschland fungierte, eine Denk­
schrift an Außenminister Bevin. In einem Begleitschreiben erläuterte Strang, die 
Denkschrift stamme von Lieutenant-Colonel Annan12, befasse sich mit der 
Geschichte des Zusammenschlusses von Kommunisten und Sozialdemokraten in 
Berlin sowie in der sowjetischen Besatzungszone und verfolge diese Frage von den 
Tagen der Befreiung Berlins bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt, Mitte April 1946. 
Die bisherige Berichterstattung aus Berlin habe bereits die Bedeutung der Fusion der 
beiden Parteien unterstrichen, und er wisse auch, wie sehr sowohl im Foreign Office 
als auch beim Control Office for Germany die mit dieser Frage zusammenhängen­
den längerfristigen Probleme bereits Beachtung gefunden hätten. Die Aufzeichnung 
Annans umfasse jedoch gleichsam einen ganzen Katalog von Intrigen, Druck und 
Schikanen, derer sich die Kommunisten und ihre russischen Helfer bei der Kam­
pagne zur Zwangsvereinigung bedient hätten. Die Aufzeichnung sei eine ganz 
besondere, fesselnde Lektüre, zumal sie so ausführlich sei. Die Geschichte des 
Ablaufs der Zwangsvereinigung, so glaubte Strang, könne gleichsam als Instruktion 
in jenen Taktiken dienen, mit denen die westlichen Demokratien in den nächsten 
Monaten und Jahren noch vielerorts fertig werden müßten. Strang unterstrich, daß 
er an der Aufzeichnung keine Fehler zu bemängeln habe. Der Oberstleutnant habe 
die Parteiaktivitäten in Ostdeutschland mit schonungslosem Eifer verfolgt. Es stehe 
außer Frage, daß Annan natürlich seine persönliche Auffassung vertrete, die in der 
britischen Kontroll-Kommission nicht unbedingt überall geteilt würde, dennoch -
und damit schloß Strang - besäßen dessen Ansichten erhebliches Gewicht. 

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß gerade die Beobachtung des Prozes­
ses der Zwangsvereinigung von KPD und SPD in der sowjetischen Besatzungszone 
- neben wirtschaftlichen Überlegungen - dazu führte, die Einsetzung einer deut­
schen Zentralregierung auch in britischer Sicht immer fragwürdiger erscheinen zu 

12 Noel Gilroy Annan, geb. 1916, seit 1965 Lord Annan, hatte nach einem Studium am Kings College 
in Cambridge zunächst 1940-1944 in War Cabinet Offices und bei der Military Intelligence gedient. 
Seit 1945 war er als Generalstabsoffizier im Range eines Oberstleutnants Mitarbeiter der Political 
Division der Britischen Kontrollkommission. 
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lassen. Nicht zu Unrecht kam jetzt die Befürchtung auf, die KPD könnte in einem 
geeinten Deutschland die demokratischen Parteien ebenfalls überrennen. In der für 
die sich nun anbahnende Wende der britischen Deutschlandpolitik höchst wichtigen 
Besprechung im Foreign Office am 3. April 1946 schlug Deutschland-Minister Hynd 
vor13, das britische Interesse nunmehr auf die politischen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse in den Westzonen zu konzentrieren. SPD und CDU sollten künftig in die 
Lage versetzt werden, einen klaren politischen Kurs gegen die Kommunisten zu 
steuern. Dabei sollten sie hinfort nicht mehr durch die britische Sorge vor einer 
Konfrontation mit dem sowjetischen Alliierten behindert werden. Hynd regte sogar 
an, in der britischen Zone eine deutsche Regierung mit Befugnissen im Wirtschafts­
bereich einzusetzen14. 

Der britische Argwohn gegenüber der Zwangsvereinigung verstärkte sich noch, 
als im Mai 1946 Frank Kenyon Roberts, der britische Gesandte in Moskau, zur 
Berichterstattung nach London kam. In einer Aufzeichnung für den stellvertreten­
den Staatssekretär im Foreign Office, Oliver Harvey, berichtete Roberts von einem 
vertraulichen Gespräch, das er vor seiner Abreise mit dem amerikanischen 
Geschäftsträger George F.Kennan geführt habe. Dabei habe dieser eine geheime 
sowjetische Anweisung erwähnt, die für Marschall Schukow bestimmt gewesen sei 
und die er vor der Abreise des Marschalls in Berlin habe lesen können. Die Anwei­
sung, so Kennan, sei für alle wichtigen sowjetischen Repräsentanten in Deutschland 
und alle sowjetischen Agenten innerhalb der KPD bestimmt gewesen. In der Anwei­
sung habe es geheißen, vom Standpunkt der Sowjetunion aus sei die Zeit noch nicht 
reif, um mit der Errichtung zentraler Instanzen sowie generell einer Politik der Zen­
tralisierung in Deutschland fortzufahren. Das erste Ziel, die Organisation der 
sowjetischen Besatzungszone unter effektiver sowjetischer Kontrolle, habe man 
mehr oder weniger erreicht. Jetzt sei daher der Moment gekommen, in die West-
Zonen hinüberzugreifen. Das Instrument dazu sei die vereinigte sozialistisch-kom­
munistische Partei. Es werde allerdings noch einige Zeit verstreichen, bis diese Par­
tei allein in Groß-Berlin ordentlich organisiert sei, und noch länger werde dieser 
Prozeß in den westlichen Zonen dauern. Erst dann, wenn die sowjetische Rechnung 
auch im westlichen Deutschland aufgegangen sei und die Einheitspartei sich in den 
Westzonen etabliert habe, sei die Zeit gekommen, die Frage nach zentralen Verwal­
tungen und einer wirksameren sowjetischen Unterstützung der Zentralisierungspoli­
tik in Deutschland erneut zu stellen. Roberts schloß mit der Bemerkung, seine 
Information müsse als „top secret" behandelt werden, da Kennan nicht autorisiert 
gewesen sei, ihm diese aus geheimer Quelle stammende Information zu geben. Har­
vey hielt die Aufzeichnung von Roberts immerhin für so bedeutsam, daß er sie 

13 Zur Person des britischen Deutschlandministers vgl. Ulrich Reusch, John Burns Hynd (1902-1971), 
in: Geschichte im Westen 1 (1986), S.53-80. 

14 Vgl. dazu Rolf Steininger, Die Rhein-Ruhr-Frage im Kontext britischer Deutschlandpolitik 
1945/46, in: Heinrich A. Winkler (Hrsg.), Politische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutschland 
1945-1953, Göttingen 1979, S. 111-166, hier S. 118 ff. 



324 Reiner Pommerin 

sowohl an Staatssekretär Sir Orme Sargent als auch an Premierminister Churchill 
weiterreichte15. 

In einer streng geheimen Kabinettsvorlage von Außenminister Bevin am folgen­
den Tag findet sich der zum Verständnis des neuen Kurses der britischen Deutsch­
landpolitik - bereits von Rolf Steininger aufgegriffene - bedeutsame Satz, daß die 
russische Gefahr inzwischen mit Sicherheit genau so groß, wenn nicht noch größer 
sei als die Gefahr eines wiedererstarkten Deutschlands. Auch die Russen wüßten 
nicht, wie eine künftige deutsche Zentralregierung aussehe, hieß es ferner darin. 
Der Kommunismus habe schon seine Anhänger in Westdeutschland gefunden, und 
die liberale Haltung der westlichen Besatzungsmächte lasse ihnen viel Spielraum16. 
Aber selbst wenn Mitglieder der britischen Führung wie Oliver Harvey glaubten, die 
sowjetische Regierung wolle „mit Hilfe der SED ganz Deutschland beherrschen"17, 
so verbot sich eine Einengung des „Spielraumes" der KPD dennoch schon aufgrund 
britischer Traditionen und Vorstellungen von Demokratie und Parlamentarismus. 
Gleichwohl wollte und mußte Großbritannien als Besatzungsmacht in Deutschland 
gerade wegen dieser Vorstellungen irgendwie auf die Gründung der SED reagieren. 

Am 18. Juli 1946 erreichte die Befehlshaber in der britischen Besatzungszone ein 
Fernschreiben der Politischen Abteilung ihrer Kontroll-Kommission. Es trug die 
Überschrift: „Socialist Unity Party (SED)" und die Unterschrift von Lieutenant-
Colonel Annan18. Eingangs berichtete Annan über die Zwangsvereinigung (forcible 
fusion) der beiden Arbeiterparteien. Die SPD sei in der sowjetischen Besatzungs­
zone zu diesem Schritt gezwungen worden und bestehe unabhängig nur noch in 
Berlin. Es sei daher Bestandteil der Politik der KPD, die SPD, ihren einzigen Riva­
len auf der Linken, zu schwächen, zu zerschmettern und zu schlucken, um damit 
die Partei der Arbeiterklasse zu werden. Die SED, die lediglich unter anderem 
Namen firmiere, müsse als identisch mit der KPD betrachtet werden. Sie versuche, 
die Idee einer sozialistischen Einheitspartei und den Zusammenschluß von KPD 
und SPD jetzt auch in der britischen Besatzungszone zu propagieren. Die vorlie­
gende Instruktion wolle den Kommandeuren des Military Government deshalb 
Leitlinien für die Behandlung dieses Problems an die Hand geben. Annan machte 
deutlich, daß die britische Militärregierung sich dem Zusammenschluß zweier Par­
teien prinzipiell nicht widersetzen wolle, doch müsse dieser nach demokratischen 
Regeln erfolgen. Es genüge nicht, wenn lediglich die Führer zweier Parteien über­
einkämen, ihre Parteien zu vereinigen, diese Entscheidung müsse vielmehr von den 
Parteimitgliedern selbst getroffen werden. Eine Gründung der SED in der britischen 
Zone - ebenso wie die Konstituierung anderer Parteien - sei deshalb nur auf Kreis­
ebene möglich. Falls nach einer von der Militärregierung beaufsichtigten geheimen 

15 Roberts an Harvey vom 2. 5. 1946, in: FO 371/55587/C 5181, PRO. 
16 Das Dokument ist teilweise abgedruckt bei Steininger, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 188-193. 
17 Vgl. dazu das Memorandum von Harvey „Die zukünftige Deutschlandpolitik" vom 24.5. 1946, 

ebenda, S. 186 ff. 
18 Vgl. zum folgenden German Political Branch, Political Division, Control Commission for Ger-

many, BE, Lübbecke to H Q Mil. Gov., Ref: POL/GPB/69/26/46, in: FO 945/28/p. 39B, PRO. 
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und freien Wahl die Mehrheit der Mitglieder der SPD wie der K P D auf Kreisebene 
zur Vereinigung der Parteien bereit sei, so könne dort ein Zusammenschluß stattfin­
den. Votiere die Mehrheit der SPD aber dagegen, so werde die Sozialistische Ein­
heitspartei nicht zugelassen. Anschließend machte Annan sich die Mühe, die von 
ihm genannten demokratischen Grundvoraussetzungen in aller Ausführlichkeit zu 
erläutern. Die negativen Erfahrungen, die bei der Zwangsvereinigung von K P D und 
SPD zur SED gemacht werden mußten, sollten sich in der britischen Besatzungs­
zone nicht wiederholen können. 

Dokument 

D I E K A M P A G N E Z U R V E R E I N I G U N G D E R 

S O Z I A L D E M O K R A T I S C H E N U N D D E R 

K O M M U N I S T I S C H E N P A R T E I E N I N O S T - D E U T S C H L A N D 1 9 

1. Der folgende Bericht über die Kampagne zur Vereinigung der Sozial-Demokratischen 
und Kommunistischen Parteien in Berlin und in der russischen Zone basiert teilweise auf 
Informationen aus Interviews, die ich mit Gustav Dahrendorf20, einem ehemaligen Mit­
glied des Zentralausschusses der SPD in Berlin, und mit anderen Sozialdemokraten aus 
der russischen Zone führte, die bei britischen Behörden um Schutz gebeten hatten und in 
die britische Zone evakuiert worden waren, teilweise auf von Dahrendorf angefertigten 
Aufzeichnungen, und teilweise auf den wöchentlichen Berichten der Mitglieder der Poli­
tischen sowie der Nachrichtendienstlichen Abteilung in Berlin, die in ständiger Verbin­
dung mit führenden politischen Persönlichkeiten in Berlin stehen. 
2. Das Verlangen nach einer Vereinigung der Parteien der Arbeiterklasse, das vor dem 
Krieg ihren Ausdruck in Volksfront-Koalitionen gefunden hatte und während des Krie­
ges in nationalen Widerstandsbewegungen verwirklicht wurde, war während des Som­
mers des vergangenen Jahres in Deutschland außergewöhnlich stark. Die Ruinen ihres 
Landes überblickend, erinnerten sich Sozialdemokraten und Kommunisten der alten 
Garde, die das Nazi-Regime überlebt hatten, an die Zeit, als sich die SPD und die KPD 
im Reichstag erbittert bekämpft hatten. Beide Parteien gestanden sich ein, daß ihr Ver­
säumnis, sich 1933 zu vereinigen, Hitler an die Macht gebracht hatte. Überall in 
Deutschland diskutierten Sozialdemokraten und Kommunisten über die besten Metho­
den zur Sicherung der Einheit der Arbeiterklasse und Koordination ihrer Anstrengun­
gen, die Vernichtung ihrer früheren Gegner zu vollenden. In Hamburg und in Frankfurt 
am Main war in sozialdemokratischen Kreisen viel die Rede von einer Arbeiterpartei, 
welche die SPD und KPD ersetzen sollte. Auch in Berlin übernahmen die Sozialdemo-

19 „The Campaign for Fusion of the Social Democrat and Communist Parties in Eastern Germany", 
in: FO 945/28/p.29Aff., PRO. 

20 Der frühere Reichstagsabgeordnete Gustav Dahrendorf war im Zusammenhang mit dem 20. Juli 
1944 zu sieben Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Nach seiner Befreiung aus dem Zuchthaus 
Brandenburg arbeitete er seit Mai 1945 am Aufbau der „Zentralen Kohlenstelle" in Berlin mit. Seit 
Juni 1945 war er dort Mitglied des „Zentralausschusses der Sozialdemokratischen Partei Deutsch­
lands", den er am 17. Februar 1946 verließ, um nach Hamburg zu übersiedeln. 
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kraten die Führung bei dem Versuch, eine gemeinsame Arbeiterpartei zu formieren. 
Ohne Zweifel hofften die Sozialdemokraten die gleichen Vergünstigungen zu erhalten, 
welche ihrer Meinung nach die Russen den Kommunisten gewähren würden. Aber sie 
wurden auch durch eine Erklärung des ZK der KPD vom 12. Juni, zwei Tage nachdem 
Marschall Schukow die Gründung politischer Parteien zugelassen hatte, ermuntert, in 
der es geheißen hatte, daß die KPD glaube, es sei falsch, Deutschland das Sowjetsystem 
aufzuzwingen, und daß in Deutschland eine parlamentarisch-demokratische Republik 
errichtet werden sollte. Die SPD nahm dies als ein Zeichen dafür, daß die KPD die 
Theorie von der Diktatur des Proletariats aufgegeben sowie einen Gesinnungswandel 
vorgenommen habe, und viele Sozialdemokraten klammerten sich lange an diesen Glau­
ben. 

Am 15. Juni erklärte die SPD, sie sei entschlossen, für den Zusammenschluß der deut­
schen Arbeiter in einer Partei zu kämpfen, und betrachte dies als eine Form moralischer 
Wiedergutmachung der politischen Fehler der Vergangenheit. Vier Tage danach fand ein 
Treffen zwischen den Führern der beiden Parteien statt. Aber die kommunistischen Füh­
rer Wilhelm Pieck, Walter Ulbricht sowie Wilhelm Ackermann21, die in Berlin zusammen 
mit Marschall Schukows Hauptquartier angekommen waren, wiesen die Vorschläge der 
Sozialdemokraten so deutlich zurück, wie sie vorherige Annäherungen ignoriert hatten. 
Sie erklärten eine Verschmelzung der beiden Parteien als vorschnell. Bevor dies gesche­
hen könne, müsse zunächst eine beträchtliche Zeit der Zusammenarbeit zwischen den 
Parteien verstreichen, „gemeinsame Diskussionen zur Herausarbeitung ideologischer 
Fragen einbeziehend", sonst würden sich, so erklärten sie, neue Risse öffnen und die bei­
den Parteien noch weiter voneinander entfernen. 

3. Daraufhin begannen die SPD und die KPD ihre Parteiorganisationen parallel aufzu­
bauen. Dabei erfreute sich die KPD enormer Vorteile: ihre Presse verfügte gegen Ende 
des Jahres über eine Auflage von etwa vier Millionen, während die Russen der SPD 
lediglich genügend Druckmöglichkeiten für eine Auflage von einer Million gewährten. 
Papier für Plakate, für Parteidrucksachen etc. fand im gleichen Verhältnis Zuteilung. 
Ferner ernannten die Russen überall in der russischen Zone für die Mehrzahl der führen­
den Verwaltungsämter Mitglieder der KPD, vor allem in den mittleren und kleinen 
Kommunen. Da sich viele dieser Männer als entweder inkompetent oder korrupt erwie­
sen, sahen sich die Russen fortwährend genötigt, Veränderungen vorzunehmen, was eine 
effektive Arbeit der Administration belastete, und als Land- und Provinzialverwaltungen 
errichtet wurden, hatten sie keine andere Möglichkeit als auf SPD-Mitglieder zurück­
zugreifen, um die Führungspositionen zu besetzen. 

Tatsächlich waren die Präsidenten von Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen alle Sozialdemokraten. Trotz der Ungleichheit der Behandlung führten beide 
Parteien die Zusammenarbeit fort. Bald aber wurde anerkannt, selbst von der KPD, daß 
die SPD die weit stärkere Partei bildete. Da ihre Mitgliederzahl stieg und ihr Verhältnis 
zu den Russen harmonisch blieb, gewann die SPD ihr Selbstvertrauen zurück. Obgleich 
eine Zusammenarbeit mit den Kommunisten auch weiterhin wirklich gewünscht wurde, 
hörte man über weitere Gespräche zu einer Vereinigung der Parteien wenig. Reden von 

21 Gemeint ist Anton Ackermann (1905-1973), seit 1926 hauptamtlicher KPD-Funktionär, kam im 
Mai 1945 mit der „Initiativgruppe Ackermann" nach Sachsen. Er war Mitglied im Sekretariat der 
KPD und ab April 1946 im Zentralsekretariat sowie ZK der SED. Bekannt wurde er u. a. durch seine 
These vom „besonderen deutschen Weg zum Sozialismus". 
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Pieck, in denen er die paritätische Vertretung von KPD und SPD auf Arbeiterversamm­
lungen forderte, quittierte die Zuhörerschaft mit kräftigem Lachen. Nach Meinung aller 
Beobachter in Berlin während des letzten Herbstes blieb wenig Zweifel daran, daß die 
Sozialdemokraten die Unterstützung der Masse der Bevölkerung besaßen, während die 
KPD argwöhnisch als eine Marionette der vielgefürchteten Besatzungsmacht betrachtet 
wurde sowie als eine Partei, die korrupte und inkompetente Verwaltungsbeamte habe. 

Erste Anzeichen einer russischen Intervention 

4. Während des Herbstes 1945 hatte sich die russische Einstellung gegenüber den West-
Mächten und speziell gegenüber Großbritannien verhärtet, aber sie [die Russen] hatten 
sich bemüht, mit mehr oder weniger friedlichen Mitteln der Durchsetzung, ihre Ziele in 
Berlin und in der russischen Zone zu erreichen. Die Ergebnisse der Wahlen in Ungarn 
und in Österreich waren für sie ein absoluter Schock22. Sie erkannten zum ersten Mal 
das Ausmaß, in dem Rußland gefürchtet und in der Tat gehaßt wurde, und sie sahen ein, 
daß die Kommunistische Partei in fairen und freien Wahlen mit Sicherheit selbst in den 
Ländern geschlagen werden würde, die sie teilweise oder ganz besetzt hielten. Dement­
sprechend beschlossen sie, in Deutschland solchen Eventualitäten zuvorzukommen. 
Zunächst richteten sie ihre Aufmerksamkeit auf die bürgerlichen Parteien und verlangten 
von den Führern der CDU, die in ihren Zeitungen eine unabhängige Linie verfochten 
und die Methoden kritisiert hatten, mit denen die Landreform vorgenommen worden 
war, zurückzutreten. Sie wurden die ineffektiven Führer der Liberal-Demokratischen 
Partei Deutschlands los, und die Führer der KPD erhielten plötzlich die Anweisung, auf 
ein Treffen zwischen KPD und SPD zu drängen, um die „Stärkung gemeinsamer Aktivi­
täten" zu diskutieren. An dem Tag, an dem die christdemokratischen Führer Hermes23 

und Schreiber24, die ihren Rücktritt verweigert hatten, von Marschall Schukow zwangs­
entlassen wurden, sah sich der Zentralausschuß der SPD auf diesem Treffen mit den 
kommunistischen Forderungen konfrontiert. An diesem Treffen nahmen zwei Vertreter 
der russischen Militärverwaltung in Zivil nebst ihren Stenographen teil. 

5. Anläßlich einer vorbereitenden Konferenz am Tage zuvor, am 19. Dezember, hatten 
die Führer des Zentralausschusses und der Bezirke der SPD in Berlin und in der russi-

22 Am 4.11. 1945 hatten in Ungarn, am 25.11. 1945 in Österreich freie Wahlen stattgefunden. In 
Österreich hatte die KPD statt der erwarteten 30 bis 40 Sitze nur vier Sitze erlangt, in Ungarn nur 
ganze 16 Prozent der abgegebenen Stimmen erhalten. 

23 Der ehemalige Reichsminister für Ernährung bzw. Finanzen Andreas Hermes (1878-1964), in der 
NS-Zeit politisch verfolgt, wurde nach der Befreiung aus der Haft 1945 stellvertretender Oberbür­
germeister von Berlin und Leiter des Berliner Ernährungswesens. Hermes war Mitbegründer und 
Vorsitzender der CDU in Berlin und der SBZ. Im Dezember 1945 wurde er von der SMAD wegen 
seiner ablehnenden Haltung gegenüber der Bodenreform zum Rücktritt gezwungen. 

24 Walther Schreiber (1884-1959) war von 1925 bis 1932 preußischer Minister für Handel und 
Gewerbe; in der NS-Zeit politisch verfolgt, gehörte er 1945 zu den Mitbegründern der CDU in Ber­
lin und der SBZ, der er als 2. Vorsitzender vorstand. Im Dezember 1945 wurde er wegen seiner Hal­
tung gegenüber der Bodenreform von der SMAD abgesetzt. Im Februar 1948 aus seiner Partei aus­
geschlossen, wechselte er nach Westberlin, wo er schnell wieder eine Rolle im politischen Leben 
spielte. 
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schen Zone eine Linie vereinbart, nach der auf dem Treffen verfahren werden sollte. An 
der Vorstellung festhaltend, daß Deutschland sowohl politisch als auch ökonomisch als 
Einheit behandelt werden sollte, widersprachen sie der Vereinigung von Parteien gleich­
gültig in welcher Zone und schlugen vor, daß dies lediglich durch das Votum von Dele­
gierten eines Parteitages auf Reichsebene herbeigeführt werden könne. Weiterhin ent­
warfen sie eine Resolution, welche der KPD undemokratisches Verhalten sowie 
ungebührlichen Druck auf die SPD-Mitglieder vorwarf, und erklärten, daß, obgleich die 
Vereinigung beider Parteien ihr Ziel bleibe, sie einem solchen Schritt erst zustimmen 
würden, wenn die KPD die Art und Weise ihres Vorgehens ändere. Die Kommunisten 
antworteten darauf mit Druck in Richtung einer gemeinsamen Wahlliste und Druck auf 
die Zusammenlegung der beiden Partei-Organisationen auf Landes- und Provinzebene, 
was damit endete, daß sich die kleineren Orts-, Kreis- und Bezirksorganisationen zur 
Vereinigung bereit erklärten. In der Debatte, die am 20. und 21. Dezember folgte, argu­
mentierten die Führer beider Parteien auf dieser Basis. Auf Grund der Pressionen russi­
scher Offiziere wurde die SPD daran gehindert, ihre Anklage, die Kommunisten unter­
drückten die Sozialdemokraten, weiter nachzuweisen25. Aber ein Mitglied der Partei, 
Gustav Klingelhöfer26, besaß die Courage, über den Fall eines Sozialdemokraten in 
Sachsen zu sprechen und zu beweisen, daß dieser entführt und nach einem Genickschuß 
dem Tode überlassen worden war. Schließlich wurde eine Resolution angenommen, in 
der beide Parteien übereinkamen, ein gemeinsames Wahlprogramm vorzubereiten, und 
in der sie die Notwendigkeit der Gründung einer vereinigten Arbeiterpartei anerkannten. 
Weder fand eine gemeinsame Wahlliste noch die lokale Zusammenlegung von Partei-
Organisationen Erwähnung. So wurde angenommen, daß über die Vereinigung nur auf 
einer Parteiversammlung auf Reichsebene entschieden werden könne. 
6. Die SPD glaubte, einen Sieg errungen zu haben. Ganz im Stile der fatalen legalisti-
schen Einstellung gegenüber politischen Problemen, mit der die Partei während der Wei­
marer Zeit geplagt war, glaubten die SPD-Führer, mit ihren Resolutionen und Reden 
hätten sie ihre Probleme gelöst. Aber es war, wie unsere Beobachter in Berlin schon zu 
dieser Zeit bemerkten, eine verhängnisvolle Bresche in ihre Position geschlagen. Sie hat­
ten öffentlich und vor der Besatzungsmacht ihr Verlangen nach einer Union der beiden 
Parteien bekundet. Tatsächlich überschrieb die in Berlin erscheinende SPD-Zeitung „Das 
Volk" ihren Bericht über das Treffen mit der Überschrift: „Der zweite Schritt zur Schaf­
fung einer einzigen Arbeiterpartei". Deshalb war es nur noch eine Frage der Zeit, bis 
beide, die russischen Militärbehörden und die Kommunisten, plötzlich die Frage stellen 
würden: „Warum erst im Laufe der Zeit - Warum nicht gleich?". Zunächst zurückhal­
tend, dann aber mehr und mehr offen durch die Russen unterstützt, wandten die Kom­
munisten Druck an. Die SPD-Zeitungen wurden rigoroser Zensur unterworfen, SPD-
Organisationen in den Provinzen nur noch dann Zusammenkünfte gestattet, wenn diese 
gemeinsam mit der KPD abgehalten wurden. Betriebsgruppen wurden vorgeladen, um 
Resolutionen zu einer sofortigen Vereinigung zu verabschieden. Die russischen Militär-
Kommandeure begannen darauf zu bestehen, nur noch solche SPD-Mitglieder für füh-

25 Über den von russischen Offizieren ausgeübten Druck berichten Ernst Thape und Gustav Schmidt-
Küster in Schreiben an Hermann Weber. Vgl. dazu Weber, Geschichte der DDR, S. 126. 

26 Gustav Klingelhöfer (*1888), 1924 bis 1933 Wirtschaftsredakteur des „Vorwärts", leitete 1945 das 
Politische Büro der Berliner SPD, von 1946 bis Januar 1951 war er Stadtrat und Leiter der Wirt-
schaftsabteilung des Magistrats von Großberlin bzw. seit 1948 von Westberlin. 
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rende Parteiposten auf Orts-, Bezirks- und Landesebene zu nominieren, die für die Ver­
einigung waren. In Thüringen wurde der SPD-Vorsitzende Dr. Brill gezwungen27, 
zurückzutreten, und sein Posten von Hoffmann übernommen28, den die Russen nomi­
niert hatten. In Mecklenburg, wo am 6. Januar in Rostock von einer SPD-Versammlung 
eine Resolution verabschiedet worden war, die ein Referendum der Partei über einen 
Zusammenschluß auf Reichsebene vorschlug, wurde die Parteizeitung angewiesen, kei­
nen Bericht über diese Versammlung zu bringen, und dazu gezwungen, einen von einem 
Kommunisten geschriebenen Artikel zu drucken, in dem alle die SPD-Mitglieder, die für 
die Resolution gestimmt hatten, als „Reaktionäre" und als „Saboteure der Einheit" 
bezeichnet wurden. Dem Herausgeber von „Das Volk", der durch ein Versehen der rus­
sischen Zensur in der Lage gewesen war, einen Bericht über die Versammlung zu druk-
ken, erteilten die russischen Militärbehörden einen strengen Verweis. Im Januar wurde 
sowohl Grotewohl wie Dahrendorf die Erlaubnis zu einem Besuch der britischen Zone 
verweigert. 

7. Vom Wechsel der Ereignisse alarmiert, erließ der SPD-Vorstand am 15. Januar neue 
Instruktionen für alle Landes- und Bezirksvorstände, in denen er diese dahingehend 
informierte, daß gemäß den gemeinsamen Beschlüssen von KPD und SPD vom 20. und 
21. Dezember eine Vereinigung auf lokaler Ebene nicht erlaubt sei und die Parteien-Ver­
einigung lediglich von einer Parteiversammlung auf Reichsebene beschlossen werden 
könne. Die russische Militärbehörde verbot die Veröffentlichung dieser Instruktion. Ver­
stöße gegen das Verbot resultierten in Redeverboten für Sprecher auf Versammlungen 
und in Festnahmen. Partei-Sekretäre, die der Vereinigung widerstrebend gegenüberstan­
den, wurden gegen Ende Januar das Ziel verschiedener Formen von Druck. Einige wur­
den entfernt, andere mit Arrest bedroht oder verhaftet und nach Oranienburg und Sach­
senhausen verbracht, also in zwei Lager, wo zuletzt Anti-Nazis gelitten hatten, andere 
wurden auf Verwaltungsposten versetzt, andere gewaltsam in andere Distrikte wegge­
schafft. Parteifunktionäre wurden häufig von den russischen Besatzungsbehörden vorge­
laden, um dadurch ihre Teilnahme an lokalen Partei-Versammlungen zu verhindern. In 
diesem Zusammenhang zeigt ein Bericht, der dem Zentralausschuß vom SPD-Bezirk in 
Magdeburg übersandt wurde, der eine Mitgliedszahl von 52 000 Mitgliedern für sich in 
Anspruch nahm, detailliert die Methoden, die von der Besatzungsmacht angewandt wur­
den: „Jetzt sind die Gewerkschaftswahlen abgehalten worden. Dem unzweifelbaren 
Erfolg, den unsere Partei dabei erzielte, folgte der erwartete generelle Angriff auf uns. 
Jeder mögliche Versuch wurde unternommen, uns einer eigensüchtigen Partei-Politik zu 
überführen. In jedem Fall war die Bezirksleitung in der Lage, dies zu widerlegen. Als die 
Wahlergebnisse bekannt wurden, zwangen uns die sowjetischen Militär-Behörden, einen 
Gleichstand mit der KPD zu akzeptieren - angeblich für die Sache der Einheit - ohne 
Rücksichtnahme auf die wirklichen Ergebnisse der Wahlen. Druck wurde zu diesem 
Zweck nicht nur in Magdeburg selbst, sondern überall im Bezirk ausgeübt. Alle Verein-

27 Hermann L.Brill (1895-1959), vor 1933 sozialdemokratischer Abgeordneter des thüringischen 
Landtags bzw. des Reichstags, in der NS-Zeit überwiegend inhaftiert, war unter amerikanischer 
Besatzung kurzzeitig (Juni/Juli 1945) Regierungspräsident von Thüringen und Landesvorsitzender 
der SPD. Bereits 1945 wechselte er in die US-Zone. 

28 Heinrich Hoffmann, der Stellvertreter Brills in der SPD in Thüringen, hielt die Verschmelzung von 
KPD und SPD für unabwendbar und übernahm Anfang Januar 1946 nach dem Ausscheiden Brills 
und massiver Intervention durch die SMAD die Führung des SPD-Landesverbandes. 
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barungen, die zuvor mit der KPD ausgehandelt worden waren, so eine gemeinsame 
Kandidatenliste entsprechend der Wahlergebnisse, wurden als ,private Vereinbarungen' 
gebrandmarkt, und es wurde auf paritätischer Verteilung bestanden. Viele der 
Unter-Bezirke unterlagen dem sowjetischen Druck, die folgenden Verhandlungen dau­
erten Stunden und Tage. Es wurde Zuflucht zu Haft und Drohungen genommen. Zwei 
unserer fähigsten Funktionäre luden die russischen Behörden genau an jenem Tag nach 
Magdeburg vor, an dem die Kreisversammlung der Gewerkschaft tagte, so daß sie nicht 
in der Lage waren, teilzunehmen. Außerdem sind unsere Partei-Sekretäre in den vergan­
genen Wochen überwacht worden, jede Rede wurde mitstenographiert und an General 
Kotikoff in Halle weitergegeben29. Resultat: Redeverbot für unseren ,Bezirks-Sekretär' 
Albert Deutel sowie unseren Gewerkschafts-Sekretär und stellvertretenden Vorsitzenden 
Wilhelm Treumann aus Stendal. Eine Durchsuchung der von unserem Vorsitzenden 
Gustav Schmidt geführten Buchhandlung nach faschistischer Literatur30! Beschlagnahme 
von einigen unbedeutenden Bänden von Gedichten und ein Verhör beim Stadt-Kom­
mandanten. Mißbilligung der Ansichten, die unser Bezirks-Sekretär Dux in der Frage 
der Vereinigung auf Versammlungen geäußert hatte31. Die Berichte, die uns von den 
Sekretären der Unter-Bezirke erreichen, haben alle den gleichen Inhalt, d.h. Androhung 
von Haft, genereller Druck sowie die Wiederholung des Vorwurfs: ,Du verhinderst die 
Vereinigung und spaltest die Arbeiterbewegung'". Die Magdeburger Bezirksleitung 
schloß mit der Erklärung, daß sie unter diesen Umständen den Instruktionen des 
15. Januars nicht weiter folgen könne, und sie bat den Zentralausschuß, die Vereinigung 
der beiden Parteien zu beschleunigen. 

Die Gewerkschaftswahlen 

8. Nirgendwo hat sich die genuine volkstümliche Unterstützung für die SPD mehr offen­
bart als bei den ersten Wahlen der Gewerkschaften und der Betriebsräte. Selbst in der 
russischen Zone, wo deren Organisation in vielen Bezirken von oben auferlegt statt 
durch demokratische Abstimmungen gebildet wurde, waren die sozialdemokratischen 
Mehrheiten oft überwältigend. In Sachsen wurden in einem Dutzend der wichtigsten 
Gewerkschaften 174 Vertreter der SPD gegenüber 17 der KPD gewählt. Bei den ersten 
Betriebsratswahlen wurden in Berlin 79 Vertreter der SPD gegenüber 18 der KPD 
gewählt. In 44 Fabriken wurden 127 SPD-Vertreter gegenüber 56 KPD-Vertretern in die 
Fabrik-Komitees und in Delegationen gewählt. Während die SPD sich zurücklehnte und 
gegenseitig beglückwünschte, gingen die Kommunisten erneut ans Werk. In den Provin­
zen war ihre Aufgabe relativ leicht, und Dahrendorf erwähnt in seiner Aufzeichnung 
über die Gewerkschaftswahlen zwei - wie er sagt - typische Fälle: „Die ganze Gewerk-

29 General Alexander G. Kotikow war 1945/46 stellvertretender Chef der SMA Sachsen-Anhalt für 
Zivilangelegenheiten. Von April 1946 bis 1949 war er Chef der Garnison und Kommandant des 
sowjetischen Sektors von Berlin. 

30 Gustav Schmidt-Küster, Vorsitzender des SPD-Bezirks Magdeburg-Anhalt, der gegen die Vereini­
gung war, mußte im Februar 1946 sein Amt aufgeben. 

31 Rudi Dux war bis Ende Februar 1946 Parteisekretär in Magdeburg, verließ wegen seiner Einstellung 
gegen die Vereinigung die SBZ und arbeitete ab Sommer 1946 beim „Ostbüro" der SPD in Hanno­
ver. 
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schaftswahl kennzeichnete der Versuch der Kommunisten, den Einfluß der KPD durch 
pseudo-demokratische Methoden zu stärken. Sie waren nicht überall erfolgreich, sozial­
demokratische in kommunistische Mehrheiten umzuwandeln. Wo dennoch SPD-Mehr­
heiten trotz aller terroristischen Methoden und Fälschungsversuche erzielt wurden, 
gaben die Militär-Behörden Anweisung, daß bei der Ernennung von Gewerkschafts­
funktionären SPD-Mehrheiten nicht bestimmend sein dürften. Das folgende ist ein typi­
sches Beispiel: Bei den Gewerkschaftswahlen in Magdeburg wurden 996 Sozialdemokra­
ten und 667 Kommunisten gewählt. Auf Anordnung des lokalen Kommandanten 
wurden die Bezirkskomitees aus 113 Kommunisten und 112 Sozialdemokraten zusam­
mengesetzt. Auf der Gewerkschafts-Konferenz der Provinz erhielten die Sozialdemo­
kraten trotz ihrer großen Mehrheit nur 71 Delegierte zugestanden, während den Kom­
munisten 69 gewährt wurden. Ein besonders krasser Fall von Fälschung erfolgte in 
Dresden. Die Landesversammlung der Gewerkschaft wurde dort abgehalten, wo unter 
anderem die Wahl der Delegierten zum Zonen-Kongreß erfolgen sollte. Ein Auswahlko­
mitee von drei Personen erhielt den Auftrag, auf paritätischer Basis eine Liste zu erstel­
len. Auf seinem Weg vom Raum des Auswahlkomitees zum Versammlungssaal ver­
schwand der kommunistische Vorsitzende des Auswahlkomitees für einen Moment, 
strich 50 Sozialdemokraten und ersetzte diese durch Kommunisten. Dann arrangierte er 
die Liste nach dem Alphabet und überreichte sie als gemeinsamen Vorschlag von SPD 
und KPD, woraufhin die Liste einstimmig von der Versammlung angenommen wurde. 
Die Fälschung wurde erst später entdeckt." 

9. In Berlin wurde die SPD nach ihrem anfänglichen Sieg völlig überlistet. Die Kommu­
nisten unterstrichen die vollkommen unpolitische Natur der Wahl, und während die 
SPD-Betriebsräte für Kandidaten unabhängig von deren Parteizugehörigkeit votierten, 
wählten die KPD-Gruppen strikt nach Parteizugehörigkeit. Zusammenkünfte wurden 
von der KPD in kürzester Frist anberaumt, SPD-Mitglieder ausgeschlossen und dann 
mit einem Beschluß überstimmt, der in ihrer Abwesenheit getroffen worden war. Wäh­
rend der Wahlen unterstrich die Presse der KPD die Frage nach der Vereinigung jeden 
Tag und verkündete, daß „keine Stimme für diejenigen abgegeben werden soll, die sich 
an der Anti-Vereinigungs-Flüster-Propaganda beteiligten". 

Die SPD-Führer 

10. Während der Monate Januar und Februar wurde die Situation für die Mitglieder des 
Zentralausschusses der SPD und führende Persönlichkeiten der Partei deutlich, und sie 
lösten ihre Gewissensnöte in verschiedener Weise. Die mit schwachem Willen wie Max 
Fechner gaben schnell nach32. Fechner, das einzig überlebende Mitglied des Zentral-
Komitees von 1933, das politisch noch aktiv ist, ein freundlicher Mensch, der nur 
wünscht, mit jedem ein gutes Verhältnis zu haben, hatte seine unerfreulichen Momente, 
als er sich mit ärgerlichen Versammlungen konfrontiert sah. Aber seine Vorliebe für die 
Flasche wurde von den Russen gestillt, die ihn bei vielen Gelegenheiten freigiebig bewir-

32 Max Fechner (1892-1973) war bis 1933 Funktionär der USPD bzw. SPD; in der NS-Zeit politisch 
verfolgt, engagierte er sich 1945 wieder in der SPD bzw. SED, wurde 1945 Vorsitzender des Zen­
tralausschusses der SPD bzw. 1946 2. Vorsitzender der SED. 
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teten und ihn mit einem Papierzuschuß ausstatteten, der ausreichte, um ein Buch, das er 
geschrieben hatte, zu veröffentlichen. Dies gewann seine Ergebenheit, weil dessen Ver­
kauf in diesen Tagen der Bücherknappheit ihn finanziell für den Rest seines Lebens ver­
sorgen mußte. 
Dahrendorf wandte sich in die andere Richtung. Während des Herbstes 1945 war er 
„ost-orientiert". Ein Besuch in den West-Zonen bestärkte nur noch seine Meinung, daß 
Sozialismus auf dem Weg der Landreform, der Sozialisierung der Industrie und der zu 
stärkenden Gewerkschaften allein in der russischen Zone zu realisieren sei. Obgleich er 
die kommenden Gefahren vorauszusehen glaubte, war er noch am 9. Januar geneigt zu 
argumentieren, daß die Russen die Kommunisten aufgrund deren geringer Unterstüt­
zung durch die Bevölkerung sitzenlassen und ihre volle Unterstützung der SPD zukom­
men lassen würden. Obgleich er etwas von einem Opportunisten besitzt, stand er zu sei­
nen Prinzipien, und obgleich es einfach und profitabel für ihn gewesen wäre, sich den 
Befürwortern der Vereinigung anzuschließen und sich selbst damit eine führende Posi­
tion in der neuen vereinigten Partei zu sichern, zog er vor, seine Fehler zu bekennen, 
und erklärte, daß die Methoden, mit denen die KPD arbeite, eine Vereinigung unmög­
lich machten. Am 20. Januar verließ er seinen Posten in der Zentralverwaltung der russi­
schen Zone und wurde von da an der führende Opponent gegen eine Vereinigung im 
Zentralausschuß. Als er schließlich in die britische Zone ging, organisierten sich Karl 
Germer, Klingelhöfer, Kurt Schmidt und Schulz in einem Komitee der Anti-Fusioni-
sten33. 

11. Am unglücklichsten von allen war Otto Grotewohl, der Vorsitzende des Zentralaus­
schusses. Grotewohl besitzt viele der Eigenschaften eines fähigen Parteiführers, er ist ein 
guter Redner, ein guter Vorsitzender, fähig, Differenzen zwischen Mitgliedern eines 
Komitees beizulegen, von großem Charme, aber vielleicht fast zu flüssig und geschmei­
dig. Er ist zunächst und zuallererst ein politischer Boss und verfügt nicht über die morali­
sche Struktur, dem Druck in einer Krise zu widerstehen. Im Dezember kündigte er an, er 
werde eher die Partei auflösen als zusehen, wie sie ihre Unabhängigkeit verliere. Oft 
wiederholte er, daß nur eine Tagung der Partei auf Reichsebene über die Frage einer 
Vereinigung entscheiden könne. Wenn der Druck ausschließlich von Seiten der KPD 
gekommen wäre, hätte er aushalten können. Aber gegen Ende Dezember und im Januar 
und Februar sah er sich russischem Druck ausgesetzt. Zunächst bestellte ihn Oberst Tjul-
panow34, der Leiter der russischen Informationskontrolle der SMAD, zu einer Reihe von 
Konferenzen, bei denen Grotewohl zunächst über zwei Stunden warten mußte, wo ihm 

33 Karl J. Germer, 1945 Mitglied des Zentralausschusses der SPD und Vorstandssekretär des FDGB, 
von April bis Juli 1946 einer der drei Landesvorsitzenden der SPD in Berlin; Kurt Schmidt, vor 1933 
ein führender Funktionär in der Berliner Sozialistischen Arbeiterjugend, gehörte neben Fritz Erler 
zur Berliner Gruppe „Neu-Beginnen"; gemeint ist Klaus-Peter Schulz. Zum angeführten Vorgang 
vgl. sein Buch „Auftakt zum Kalten Krieg. Der Freiheitskampf der SPD in Berlin 1945/46", Berlin 
1965. 

34 Sergej I.Tjulpanow (1902-1984), Oberst und seit 1949 General der Roten Armee, war promovier­
ter Wirtschaftswissenschaftler und seit 1938 Dozent für politische Ökonomie beim ZK der KPdSU 
in Leningrad. Seit August 1945 leitete er die Verwaltung Information und Propaganda der SMAD. 
1949 kehrte er in die UdSSR zurück. - Seine Erinnerungen enthalten nichts über den auf die SPD-
Funktionäre ausgeübten Druck. Vgl. Sergej Tjulpanow, Deutschland nach dem Kriege 
(1945-1949). Erinnerungen eines Offiziers der Sowjetarmee. Hrsg. von Stefan Obernberg, Berlin 
(Ost) 1987, S.135ff. 
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dann aber abwechselnd geschmeichelt und Komplimente gemacht wurden. Tjulpanow 
machte kein Geheimnis aus der Wahl, die vor Grotewohl lag, in seinen eigenen Worten -
wie Grotewohl sie wiedergab - , er habe zwischen West und Ost zu wählen. (Diese ziem­
lich offene anti-Alliierte Konversation fand zur selben Zeit statt, als deutsche Politiker 
wie Schumacher von den britischen Behörden wegen implizierten anti-russischen Bemer­
kungen in ihren Reden gerüffelt wurden.) Botschafter Semjonow brachte ein mehr diplo­
matisches Argument vor35, als er andeutete, daß die Fusion Rußland dazu veranlassen 
könne, seine Besatzungstruppen wesentlich zu verringern. Anfang Februar traf Marschall 
Schukow selbst mit Grotewohl zusammen. Obgleich er in einer Zone kommandierte, in 
welcher das Recht des Betretens dieser Zone für jeden alliierten Offizier oder Deutschen 
aus einer anderen Zone strikt untersagt ist, erklärte er, daß alle russischen Anstrengun­
gen, die Zonengrenzen abzuschaffen, als Resultat der Opposition der anderen Mächte 
fehlgeschlagen seien. Deshalb sei eine Versammlung auf Reichsebene zur Vereinigungs­
frage unmöglich. Sodann verlangte er eine schnelle Entscheidung bis Ende Februar und 
deutete an, falls diese Entscheidung günstig ausfalle, werde Rußland die Lebensmittel­
versorgung verstärken sowie den wirtschaftlichen Wiederaufbau Ost-Deutschlands 
unterstützen. Kurz nach diesem Interview begann Grotewohl eine Reise durch die russi­
sche Zone. Nach seiner Rückkehr beschrieb er in einer vertraulichen Unterredung mit 
den britischen Behörden, wie sehr er die SPD-Organisationen in den Provinzen unter 
dem russischen und kommunistischen Druck zerbröckeln fand und wie die Männer, die 
ihm noch 14 Tage zuvor ihre Loyalität im Hinblick auf die Frage einer unabhängigen 
Partei versichert hatten, ihn jetzt bäten, das Geschäft zu beenden, damit sie in Frieden 
gelassen würden. Immer noch den Trugschluß hegend, an den alle prominenten Deut­
schen zu glauben scheinen - nämlich daß eine Aufhebung der Zonengrenzen ihre Pro­
bleme lösen werde - , fragte er, ob wir diese Schranken niederbrechen könnten. Als ihm 
mitgeteilt wurde, daß dies nicht allein in unserer Macht stünde, entschloß er sich, das 
verhängnisvolle Wagnis auf sich zu nehmen, und erklärte, wenn denn die Vereinigung 
unumgänglich sei, diese besser so schnell wie möglich durchzudrücken. 
12. Von da an war er ein verlorener Mann. Schritt für Schritt wurde er von den Kommu­
nisten den Hügel heruntergedrückt, bis er den Graben überquerte, der den redlichen 
vom unredlichen Politiker trennt. Am 11. Februar erklärte er, da eine Versammlung der 
Partei auf Reichsebene nicht möglich sei, solle die Frage vor einen Zonen-Kongreß 
(unter Einschluß Berlins) gebracht werden, und verhinderte nur unter größten Anstren­
gungen einen Antrag Dahrendorfs, die Partei aufzulösen (der zunächst von 9 Stimmen 
gegen drei getragen worden war). An dem Tage, an dem er die Absicht des Zentralaus­
schusses zur Vereinigung verkündete, wurden sechs neue Fahrzeuge von den russischen 
Behörden an das Partei-Hauptquartier geliefert und zwanzig Lebensmittel-Pakete von 
Marschall Schukow zur Verteilung unter die „bedürftigen Mitglieder der Partei" emp­
fangen. Es wurde bald deutlich, daß die Funktionäre und die einfachen Mitglieder der 
Partei in Berlin, die sich immer noch unabhängig fühlten, diese Entscheidung nicht ohne 
Kampf hinnehmen würden. Am 17. Februar verabschiedeten drei überfüllte SPD-Ver­
sammlungen Mißtrauensvoten gegen den Zentralausschuß. Der Besuch Schumachers in 

35 Wladimir S.Semjonow (*1911) kam 1940 als Berater des sowjetischen Botschafters erstmals nach 
Berlin. 1941/42 leitete er die Deutschlandabteilung im Volkskommissariat für Auswärtige Angele­
genheiten, 1945/46 war er stellvertretender Politischer Berater, 1946 bis 1949 Politischer Berater 
der SMAD und bis 1953 der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland. 
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Berlin, den ein Flugzeug aus der britischen Zone herbeigebracht hatte, gab den Wider­
strebenden neuen Mut. Sie erkannten, daß die westlichen Alliierten ihrer Treue nicht 
gleichgültig gegenüberstanden. Am 9. März, bei einem Treffen von Berliner SPD-Funk­
tionären, wurde Grotewohl niedergeschrien, und mit Handzeichen votierten 1850 von 
ihnen gegen eine Vereinigung, während nur 150 für diese stimmten. Im Verlauf des 
Monats März votierten in sieben verschiedenen Stadtteilen Berlins 1039 Delegierte 
gegen und nur 174 für den Zusammenschluß. Auf Versammlungen in Spandau, Wilmers­
dorf und Pankow (Russischer Sektor) stimmten 96%, 86% und 93% gegen die Vereini­
gung. Noch zu Beginn des Monats Februar hatte Grotewohl dahingehend argumentiert, 
daß er es anstelle eines Rücktritts vielmehr für seine Pflicht halte, seinen Anhängern bei­
zustehen sowie zu versuchen, deren Interessen in der neuen vereinigten Partei zu sichern 
und diese in der Tat, falls dies möglich sei, in eine demokratische Partei umzuwandeln. 
Im März wurde es für ihn unmöglich, länger zu leugnen, daß eine starke Stimmung 
gegen die Fusion existierte. Er hatte jetzt zu wählen, ob er die Frage fair über eine 
Abstimmung lösen wollte und dabei im Fall, daß die Anti-Fusionisten gewinnen würden, 
das russische Mißfallen auf sich zöge, was durchaus seine Entlassung einschloß, oder die 
Vereinigung auch gegen den Willen der Mehrheit seiner Partei durchzuziehen. Er wählte 
die letztere Möglichkeit. Er, der noch wenige Monate zuvor damit argumentiert hatte, 
daß eine Vereinigung nur nach einer freien Abstimmung erreicht werden könne, wider­
setzte sich jetzt einer Urabstimmung unter den Partei-Mitgliedern in Berlin mit dem 
Hinweis, diese sei nicht satzungsgemäß. Er begann, seine Anweisungen immer häufiger 
vom ZK der KPD zu empfangen, und folgte der Auffassung Piecks, als dieser erklärte, 
daß eine Urabstimmung schon allein deshalb undemokratisch sei, weil man von den 
neuen Mitgliedern, die über die Sache nicht informiert seien, keine Entscheidung verlan­
gen dürfe. Als er das mögliche Ergebnis einer Berliner Urabstimmung erkannte, bat er in 
Panik General Bokow von der russischen Militär-Administration um 40 Tonnen Papier 
und 400 Gallonen Benzin36. Diese Bitte wurde erfüllt, und gegen Mitte März war Berlin 
mit Plakaten für die Vereinigung gepflastert, die in ihrem nationalistischen und totalitä­
ren Ton an die Nazi-Propaganda von 1933 erinnerten („Ein Ziel, Ein Weg, Einheit!". 
Darunter wurde oft gekritzelt: „Ein Volk, Ein Reich, Ein Führer!"). 
13. Grotewohl und der Zentralausschuß versuchten vergeblich, die Opposition durch 
Parteiausschluß niederzuschlagen. Am 12. März wurden March, Germer und Neubecker 
ausgeschlossen, am 19. Swolinsky, Kiaulen und Schulz, am 27. Aussner, Lohrenz, Arndt 
und Ganschow. Die Kreis-Komitees von Charlottenburg und Schöneberg wurden für 
aufgelöst erklärt, nachdem dort Voten gegen die Vereinigung abgegeben worden waren. 
Mit jeder erdenklichen Propaganda-Anstrengung wurde versucht, die Fusionisten als die 
große Mehrheit erscheinen zu lassen, behindert von den Sabotagetaktiken einer kleinen 
Splittergruppe in der Partei. Dennoch blieben die Anstrengungen des Zentralausschusses 
ohne Erfolg, und die unabhängigen Mitglieder planten die Durchführung eines Referen­
dums in Berlin. 

36 General Fjodor J. Bokow (*1904) war 1945/46 Mitglied des Militärrats der sowjetischen Streit­
kräfte in Deutschland bzw. der SMAD. Er hatte in dieser Funktion großen Einfluß auf die Politik 
der SMAD. 
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Die Berliner Urabstimmung 

14. Zunächst wurde befürchtet, daß die Anti-Fusionisten, das ganze Gewicht der von 
den Russen kontrollierten Berliner Presse gegen sich und ohne eigene Hilfsmittel, nicht 
in der Lage sein würden, eine Gegenkampagne zu organisieren. Dem guten Beispiel, 
welches die britischen Behörden durch das Zurverfügungstellen verschiedener Einrich­
tungen gaben, so beispielsweise ein sicheres Haus im britischen Sektor, folgten glückli­
cherweise die Franzosen und die Amerikaner, die ausreichend Druckkapazität für eine 
Million Flugblätter beisteuerten. Für kurze vierzehn Tage war die Erregung groß. Der 
Zentralausschuß der SPD unternahm alles was ihm möglich war, um die Urabstimmung 
zu sabotieren. Er gab Anweisungen für die Partei-Mitglieder heraus, das Verfahren zu 
boykottieren, und bearbeitete alle in der Berliner Stadtverwaltung tätigen SPD-Mitglie­
der, die gebeten wurden, eine Erklärung zu unterzeichnen, aus der ihr Einverständnis 
mit einer sofortigen Vereinigung hervorging. Die implizierte Drohung, sie würden ihre 
Arbeitsplätze verlieren, falls sie nicht unterschrieben, erreichte bei vielen den gewünsch­
ten Effekt. Die kommunistische Presse erklomm neue Gipfel der Verleumdung der Anti-
Fusionisten und Schumachers, die als Reaktionäre, Saboteure der Einheit der Arbeiter­
klasse sowie Helfer ausländischer Trusts und Cliquen des „big business" gebrandmarkt 
wurden. Aber auch die Alliierten entgingen ihrem Zorn nicht. 

Walter Ulbricht, ein boshafter Feind Großbritanniens, an dessen schockierenden Artikel 
in „Die Welt", einer 1940 in Stockholm herausgegebenen Zeitung der deutschen Kom­
munisten, einem Muster an kommunistischer Doppelzüngigkeit, sich Sozialdemokraten 
lange erinnern werden, attackierte heftig unsere Verwaltung in der britischen Zone mit 
dem Versuch, zu beweisen, daß allein eine Vereinigung der KPD mit der SPD den Tri­
umph des Sozialismus sichern könne. Und selbst General Clay wurde zu einem Protest 
veranlaßt, als Ulbricht erklärte, die letzten Wahlen in der amerikanischen Zone seien 
undemokratisch gewesen. In der Zwischenzeit stuften die Kommunisten die Urabstim­
mung geringschätzig unter „andere, primitive Methoden der Demokratie" ein. Am 
31. März, einem strahlenden, warmen Frühlingstag, fand die Urabstimmung statt. In der 
russischen Zone durften keine Wahllokale geöffnet werden. In den westlichen Sektoren 
wählten 23700 von 33 200 Mitgliedern. Von diesen stimmten 82% gegen eine sofortige 
Vereinigung37. Aber um jeden Verdacht zu entkräftigen, daß Anti-Fusionisten von Natur 
aus auch Reaktionäre seien, war eine zweite Frage hinzugefügt worden: „Bist Du für 
eine enge Zusammenarbeit beider Parteien?". Diese Frage beantworteten 60% bejahend. 
Die Abstimmung verlief fair und geregelt, und, abgesehen von der Verhaftung und zwei­
stündigen Festsetzung von zwei amerikanischen Offizieren, Mr. Louis Wiesner und Lt. 
John Bergmann, zweier Journalisten und des Berliner Korrespondenten des „Manchester 
Guardian" durch die Russen in ihrem Sektor, verging der Tag ruhig. 

37 Grotesk ist die Rechnung, die Benser, Zwangsvereinigung, aufmacht. Zu mit der Aussage Annans 
vergleichbaren Zahlen kommt hingegen Kaden, Einheit oder Freiheit, S. 256. 
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Die Zukunft 

15. Bereits seit dem vergangenen Januar erklärten die Kommunisten öffentlich, daß die 
Vereinigung bis zum 1. Mai erreicht würde. Wie auch immer die Ergebnisse des SPD-
Parteitages am 20. und 21. April ausfallen werden, es erscheint unwahrscheinlich, daß die 
Vereinigung in der russischen Zone noch lange hinausgeschoben werden kann. Es ist 
vielmehr wahrscheinlich, daß die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (einzeln 
abgekürzt als SEP, SEPD oder SED) mit Sicherheit während des Sommers in der russi­
schen Zone und eventuell auch in ganz Berlin gegründet wird. Es bleibt auch noch abzu­
warten, wie lange eine unabhängige SPD selbst in den West-Sektoren Berlins überleben 
kann, denn ihre Mitglieder werden gebrandmarkte Männer sein, von allen Vorteilen 
eines Amtes in der Stadtverwaltung abgeschnitten. Vorausgesetzt jedoch, daß die West­
mächte darauf beharren, Berlin als eine fünfte Zone zu behandeln, und fortfahren, ihnen 
Förderung und eine Presse zu geben, so sollten sie in der Lage sein, eine unabhängige 
Existenz fortzuführen. Es ist die gemeinsame britische, französische und amerikanische 
Absicht, die SED in Berlin nur unter der Bedingung anzuerkennen, daß die SPD in der 
gesamten Stadt weiterbestehen darf. 

16. Praktisch ist die SED in Berlin bereits tätig, obgleich bisher kein Antrag auf Zulas­
sung an die Alliierte Kommandantur gerichtet worden ist. Die Sozialdemokraten, die für 
die Fusion waren, und die Kommunisten hielten am 13. April separate Treffen ab. Sie tra­
fen sich am 14. April zum ersten Mal gemeinsam mit der Absicht, sich ihrer Solidarität zu 
versichern. Am 7. April hielten die unabhängigen Sozialdemokraten - gestärkt durch 
ihren Sieg in der Urabstimmung - eine Versammlung derjenigen Delegierten ab, die für 
die vom Zentralausschuß für den 13. April geplante Berliner Parteikonferenz gewählt 
worden waren. Es waren 465 Delegierte anwesend, und, neben anderen Ergebnissen, 
entstand ein neuer, provisorischer Zentralausschuß, der sich einverstanden erklärte, frei­
willig so lange zu arbeiten, bis ein ordentlicher Ausschuß durch geheime Wahl gegründet 
werden könne. Drei Vorsitzende mit gleichen Befugnissen wurden provisorisch gewählt: 
Neumann38, der auch Bürgermeister von Reinickendorf (Französischer Sektor) ist, Ger­
mer, der herausragendste der drei, der aus dem Zentralausschuß ausgeschlossen wurde, 
sowie Swolinzky, ein sehr zweifelhafter Bewerber39, der wohl nicht lange bleiben wird. 
Viel bedeutender als diese drei sind die Männer, die offen zu den Unabhängigen überge­
gangen sind, obgleich sie zur Zeit noch im Hintergrund bleiben: Paul Löbe40, der frü­
here Präsident des Reichstags, der sich aus dem Zentralausschuß zurückgezogen hat, Dr. 
Otto Suhr41, Berater der Gewerkschaften und bis vor kurzem Chef der zentralen Ver-

38 Franz Neumann, Mitbegründer der Berliner SPD 1945, war ab Juli 1945 stellvertretender Bürger­
meister im Bezirk Berlin-Reinickendorf, später Mitglied der Groß-Berliner Stadtverordnetenver­
sammlung. 

39 Carl Swolinzky, früherer Vorsitzender der SPD in Breslau, Kreisvorsitzender der SPD in Berlin-
Tempelhof, wurde später, im August 1946, neben Paul Löbe, Franz Neumann und Louise Schröder 
zum Vorsitzenden des „Landesverbandes Berlin der SPD" gewählt. 

40 Paul Löbe bemühte sich zunächst nicht mehr um eine Führungsposition in der Partei. Neben seiner 
Position als Vorsitzender des Landesverbandes der Partei war er später noch MdB. 

41 Der Sozialdemokrat Otto Suhr(1894-1957), 1925 bis 1933 Leiter der WirtschaftspolitischenAbtei-
lung des Allgemeinen Freien Angestelltenbundes, arbeitete 1945/46 vorübergehend in der Wirt-
schaftsabteilung des Magistrats von Großberlin bzw. der Deutschen Zentralverwaltung für Indu-
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waltung für Handel und Versorgung in der Sowjet-Zone, Dr. Ostrowski42, vor 1933 
einer der führenden deutschen Autoritäten für soziale und politische Fragen sowie Ober­
bürgermeister von Berlin, der jetzt seine Kontakte mit dem Zentralausschuß der Partei 
verstärkt hat, Gustav Klingelhöfer, ein vorzüglicher Wirtschaftsfachmann, der bis jetzt 
einer von Grotewohls Hauptberatern war, Frau Annedore Leber, deren Ehemann nach 
dem Attentat vom 20. Juli hingerichtet wurde, die sich gerade aus dem Zentralausschuß 
zurückgezogen hat. Diese Leute, zusammen mit Schumacher und anderen aus dem 
Westen, könnten durchaus den Kern einer Reichsorganisation der SPD bilden. 

Einige Schlußfolgerungen 

17. Die SEP wird, wenn sie entsteht, nicht mehr sein als eine KPD unter anderem 
Namen. Sie wird eine Partei sein, ohne Rücksichtnahme auf die Ansichten ihrer Mitglie­
der, die ausschließlich von ihrer Führung dirigiert werden wird. Um den Anschein, völlig 
totalitär zu sein, zu vermeiden, kann erwartet werden, daß sie der CDU und der LDP 
einige Sitze in jedem gewählten Gremium zugestehen wird, aber in Wirklichkeit wird 
Ost-Deutschland von einer Partei regiert werden. Auf diese Weise wird innerhalb eines 
Jahres nach dem Sieg über das Nazi-Regime erneut ein Teil Deutschlands unter totalitä­
rer Herrschaft stehen. 

18. In den westlichen Zonen hat die Propaganda für die Vereinigung wenig Fortschritte 
gemacht, und die SPD steht in dieser Frage fest hinter Schumacher. Die Kampagne ist 
erst am Anfang und wird durch die Propaganda intensiviert werden, die jetzt über die 
Zonen-Grenze zu fließen beginnt. Neben der üblichen Aussage über die Einheit der 
Arbeiterklasse können wir erwarten, daß die Kommunisten und Befürworter der Vereini­
gung den Stand der Dinge in den West-Zonen unvorteilhaft in Verbindung bringen wer­
den mit der fortschrittlichen und weitreichenden Sozialisierung in Ost-Deutschland. Die 
momentane katastrophale Lebensmittelversorgung, die bevorstehende Demontage von 
Fabriken zu Reparationszwecken, die sinkende Kohleproduktion und die daraus entste­
hende Verwirrung in der Industrie und im Transportwesen werden die Anziehungskraft 
der Kommunisten verstärken, zumal sie erklären werden, daß alle Übel aus der unzurei­
chenden Entnazifizierung und der Mißwirtschaft der Briten herrührten. 

Die Aussichten, daß wir die Lage der britischen Zone verbessern können, sind nicht 
glänzend. Wir können aber immerhin etwas tun, um die politische Moral im Land zu 
heben. Der Erfolg der unabhängigen Sozialdemokraten in Berlin und das Ausmaß, mit 
dem die SPD in der britischen Zone erfolgreich die Stimmen der Arbeiterklasse von der 
KPD abzieht, sind in großem Maße abhängig von der politischen und ökonomischen 
Linie, die wir in der britischen Zone einschlagen. Das einzige Bollwerk gegen autoritäre 
Politik von seiten der extremen Linken wie der extremen Rechten liegt in einer Politik 

strie. Seit Oktober 1946 war er Mitglied und Vorsteher der Stadtverordnetenversammlung von 
Großberlin. 

42 Otto Ostrowski (*1883) war bis 1933 sozialdemokratischer Bürgermeister von Berlin. 1945 trat er 
erneut der SPD bei und wurde kommunalpolitischer Sekretär im Zentralausschuß der SPD und 
Bezirksbürgermeister von Berlin-Wilmersdorf. Im Oktober 1946 wurde Ostrowski zum Oberbür­
germeister von Großberlin gewählt, trat aber bereits im April 1947 auf Drängen seiner Partei von 
diesem Amt zurück. 
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des fortschreitenden sozialen Wandels. Nach Meinung des Verfassers sollten wir zumin­
dest auf der Durchführung der sozialen und ökonomischen Reformen bestehen, wie sie 
zur Zeit von der Regierung Ihrer Majestät im Vereinigten Königreich durchgeführt wer­
den. Regionale Produktionskomitees, zusammengesetzt aus Arbeitgebern und Gewerk­
schaftlern nach ähnlichen Richtlinien wie existierende Körperschaften im Vereinigten 
Königreich, sollten errichtet werden, Produktionskomitees in Fabriken aus Vertretern 
von Betriebsräten und Managern geschaffen werden. Auf diese Weise würde den Arbei­
tern ihr volles Mitwirkungsrecht bei der Führung von Unternehmen gegeben. Diese 
Maßnahmen sind speziell in solchen Industrien wie dem Kohlenbergbau notwendig, von 
dem die ganze britische Besatzungszone abhängt. 

Vom Zonen-Beirat könnten konkrete Pläne erstellt werden für eine Landreform, und 
wenn Verbraucher-Ausschüsse zur Überwachung der Lebensmittelverteilung gegründet 
würden, könnte ein Teil der Unzufriedenheit mit den niedrigen Lebensmittel-Rationen 
gedämpft werden. Vor allem ist es wichtig, große Publizität auf den Umstand zu lenken, 
daß wir Maßnahmen zur sozialen Reform beabsichtigen und den demokratisch gewähl­
ten Arbeiter-Organisationen ihren vollen Anteil am Wiederaufbau und an der Verant­
wortung für ihr Land einräumen werden. Die Kommunisten behaupten - und die Sozial­
demokraten fühlen sich dabei nicht wohl - , daß unter britischer Kontrolle immer noch 
Industrielle sämtliche die Industrie betreffenden Angelegenheiten steuern, ohne dabei auf 
die Gewerkschaften und die Arbeiter-Organisationen Rücksicht zu nehmen, daß es 
unsere Absicht sei, die Gewerkschaften schwach zu halten und sie nur in beratender 
Funktion zuzulassen, und daß die britische Kontrolle der Industrie so strikt sei, daß alle 
Anstrengungen, lebenswichtige Güter zu produzieren, zunichte gemacht würden. 
Solange wir keine Schritte ergreifen, eine positive Politik der Sozialreform durchzuset­
zen und der Öffentlichkeit deutlich zu machen, besteht die große Gefahr, daß die KPD 
und die SEP in Berlin in der Lage sein werden, unsere Ziele verzerrt darzustellen und 
dagegen anzugehen sowie bei der deutschen Arbeiterklasse den Eindruck zu erwecken," 
als seien wir weniger ernsthaft als die Russen bemüht, ihr künftiges Wohlergehen zu 
sichern. 
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MARTIN BROSZAT/SAUL FRIEDLÄNDER 

UM DIE „HISTORISIERUNG DES 
NATIONALSOZIALISMUS" 

Ein Briefwechsel 

München, den 28. September 1987 

Lieber Herr Friedländer, 

anläßlich des 40. Jahrestages des Ende der NS-Herrschaft im Mai 1985 veröffent­
lichte ich in der Zeitschrift Merkur ein „Plädoyer für eine Historisierung des Natio­
nalsozialismus"1. Gegen Begriff und Grundgedanken dieses Historisierungs-Postu-
lats haben Sie mehrfach in Vorträgen und Artikeln und stärker als irgendein anderer 
meiner Fachkollegen im In- und Ausland Bedenken vorgebracht. Ihre Besorgnisse 
gerieten dann außerdem in das Fahrwasser des 1986 in der Bundesrepublik entfach­
ten „Historikerstreits" mit seinen zum Teil ganz anderen Anlässen, Akzentsetzungen 
und Frontbildungen. Dieser Streit hat, nach meinem Dafürhalten, durchaus auch 
Positives erbracht; er war aber nicht besonders geeignet, die sachliche Erörterung 
dessen zu fördern, was, aus ganz unpolemischem Anlaß, ein Jahr zuvor mit meinem 
„Plädoyer" gemeint war. Es blieb vielmehr nicht aus, daß dieses Beifall von der fal­
schen Seite erhielt, und umgekehrt Bedenken auftauchten, wo vorher aufgeschlos­
sene Zustimmung zu dem Grundgedanken vernehmbar gewesen war. Wegen solcher 
„Verzerrungen" der Sachdiskussion durch den Historikerstreit habe ich, wie Sie wis­
sen, nach reiflicher Überlegung auch eine Einladung des Fischer-Verlages zur 
Mitwirkung an einem Taschenbuch-Sammelband ausgeschlagen, der schon im 
Herbst 1987 Gelegenheit geboten hätte, zu Ihren dort veröffentlichten kritischen 
„Überlegungen zur Historisierung des Nationalsozialismus"2, wenn auch nur in 
knapper Form, Stellung zu nehmen. Wenn ich davon absah, ebenso wie von einem 
Neuabdruck meines „Plädoyers" in diesem Taschenbuch, so vor allem, weil ich nicht 
Vorspanndienste leisten wollte für eine weitere recht einseitige Kompilation von Bei­
trägen zu dem schon reichlich breit publizierten Historikerstreit. 

1 Wiederabgedruckt in: Nach Hitler. Der schwierige Umgang mit unserer Geschichte. Beiträge von 
Martin Broszat, hrsg. von Hermann Graml und Klaus-Dietmar Henke, München 1986, S. 159-173. 

2 Dan Diner (Hrsg.), Ist der Nationalsozialismus Geschichte? Zu Historisierung und Historikerstreit, 
Frankfurt 1987, S. 34-50. 
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Sie bedauerten das zwar, folgten aber erfreulicherweise meinem Vorschlag, das 
Problem außerhalb solchen Kontexts auf dem ruhigeren Forum dieser Zeitschrift 
„unter uns" zu diskutieren und dafür eine Dialogform mit jeweils drei Briefen zu 
wählen. Wir muten den Lesern der Vierteljahrshefte dabei zu, auf die beiderseitigen 
Ausgangspunkte - mein „Plädoyer" im Merkur und Ihre „Überlegungen" in dem 
genannten Taschenbuch - selbst zurückzugreifen, da die von uns dort ausgebreite­
ten Argumente im Laufe des folgenden Briefwechsels sicher nur teilweise rekapitu­
liert werden können. Uns selbst muten wir außerdem ein Experiment mit ungewis­
sem Ausgang zu. Die Verabredung, die wir in bezug auf den Dialog getroffen 
haben, ist vorläufig nur ein Zeichen der guten Absicht, einen nicht nur polemischen, 
sondern auch fruchtbaren und klärenden Diskurs zu führen. Ob wir das aber und 
wie gut wir es vermögen, wird sich erst am Schluß zeigen und von den Lesern der 
Zeitschrift zu beurteilen sein. 

Bei meinem ersten Einstieg in das Gespräch möchte ich mich auf drei Punkte 
beschränken. 

1. Der von mir vorgebrachte Begriff der Historisierung des Nationalsozialismus 
ist, darin stimme ich Ihnen voll zu, vieldeutig und mißverständlich. In Ihrer Kritik 
gehen Sie im wesentlichen von seiner Mißbrauchbarkeit aus, nicht von dem, was ich 
als Zielsetzung und Motivation expressis verbis genannt habe. Für Ihre Befürchtung, 
mit dem Begriff der Historisierung des Nationalsozialismus sei ein gefährliches 
Stichwort für eine falsche Normalisierung des historischen Bewußtseins in der Bun­
desrepublik geliefert und der Weg zu einer moralischen Einebnung der Betrachtung 
der NS-Zeit beschritten worden, habe ich keine Handhabe in meinem „Plädoyer" 
geliefert. Weil Mißverständnis und Mißtrauen offenbar dennoch überwältigend sein 
können, möchte ich zur Eröffnung unseres Gesprächs vor allem noch einmal deut­
lich das Folgende herausstellen: Mein Historisierungs-Begriff war und ist einge­
spannt in zwei sich gegenseitig bedingende und insofern unverzichtbare Postulate. 
Er basiert erstens auf der Anerkenntnis der Notwendigkeit, daß geschichtliches Ver­
stehen schließlich auch vor der NS-Zeit nicht haltmachen kann, sosehr die Massen­
verbrechen und Katastrophen, die das Regime anrichtete, zu entschiedener poli­
tisch-moralischer Verurteilung immer wieder herausfordern. Zweitens gründet mein 
Historisierungs-Begriff auf einem Prinzip kritischen, aufklärerischen historischen 
Verstehens, das - wesentlich geprägt gerade durch die Nationalsozialismus-Erfah­
rung und das dabei entstandene Menschenbild - sich deutlich abhebt vom Verste-
hens-Begriff des deutschen Historismus im 19. Jahrhundert mit seiner romantisch­
idealistischen Grundlegung und dem in ihm enthaltenen einseitigen Identifikations-
Muster. Für die Ambivalenz post-nationalsozialistischer Historisierung scheint mir 
der Begriff der historischen Einsicht treffender zu sein als der des Verstehens. Ein­
sicht nämlich in einem doppelten Sinn, verstanden einerseits als distanzierende, ana­
lytisch zu gewinnende Erklärung und Objektivierung, andererseits aber auch als 
begreifende subjektive Aneignung und als Nachvollzug vergangener Taten, Betrof­
fenheiten und Verfehlungen. Historische Einsicht in diesem doppelten Sinn hat ganz 
generell, und nicht nur in bezug auf die deutsche Geschichte der NS-Zeit, stets auch 
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die Aufgabe, zu verhindern, daß Geschichtsbewußtsein abermals wie im borussisch-
deutschen Geschichtsdenken eines Heinrich von Treitschke zur Sakralisierung und 
Idealisierung brutaler Machttatsachen degenerieren kann. Eine Historisierung, die 
sich dieser doppelten Zielsetzung bei der Gewinnung und Vermittlung geschichtli­
cher Einsicht bewußt bleibt, kann gar nicht in die Gefahr geraten, die Schandtaten 
des Nationalsozialismus zu relativieren. Dementsprechend habe ich auch in meinem 
„Plädoyer" von 1985 deutlich zu machen versucht, daß es bei der Betrachtung des 
Nationalsozialismus gerade darauf ankommt, die scharfe Spannung zwischen den 
beiden Elementen des „Einsehens", dem Verstehen-Wollen und der kritischen Di­
stanzierung, auszuhalten und sich weder in eine - auch moralisch allzu einfache -
Pauschal-Distanzierung noch in ein amoralisches Nur-Verstehen zu flüchten. 

Aus mir verborgenen Gründen hat dies alles Ihren Argwohn nicht entkräften kön­
nen, mit dem Zug der Historisierung werde eine Reise angetreten, deren Endstation 
schließlich doch der alles verstehende und verzeihende Wertrelativismus sein könne. 
Gegenüber solchen Befürchtungen möchte ich einen klugen, historisch gebildeten 
Journalisten der Süddeutschen Zeitung, Hermann Rudolph, zitieren, der anläßlich 
des Historikerstreits vermerkte: Die Historisierung des Nationalsozialismus sei nicht 
nur unumgänglich, sondern auch notwendig, wenn man die ambivalenten Zusam­
menhänge von Zivilität und Aggressivität in der Wirkungsgeschichte des Dritten 
Reiches begreifen will, an denen „das nur moralisch geschärfte Urteil sich wund-
oder aber leerläuft". Daß die Einzigartigkeit des Nationalsozialismus durch solche 
Differenzierung auf der Strecke bleiben könnte, so Rudolph weiter, sei „so ziemlich 
das letzte, was zu gewärtigen ist". Dafür habe der Nationalsozialismus schon selbst 
gesorgt durch das unerhörte Ausmaß seiner historisch gar nicht vergeßbaren Verbre­
chen und Verheerungen3. 

2. Meine Polemik gegen eine mehr deklamatorische, moralisch kraftlose Pau-
schaldistanzierung von der NS-Zeit hat Sie zu besonderen Bedenken und kritischen 
Einwänden veranlaßt. Ich möchte dazu im folgenden eine aus der Entwicklung der 
„Vergangenheitsbewältigung" in der Bundesrepublik selbst hergeleitete Erläuterung 
geben. Nach 1945 ging es in Westdeutschland zunächst vor allem darum, eine anti­
nationalsozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung herzustellen und auf der 
Ebene der Verfassungs- und Normen-Diskussion zu rechtsstaatlich-humanitären 
Werten zurückzukehren. Diese Normenerneuerung und die damit zusammenhän­
gende Notwendigkeit scharfer verbaler Abkehr von der NS-Zeit waren um so 
unumgänglicher, als und obwohl man damals, in der Adenauer-Zeit, gerade nicht in 
genügendem Maße willens oder in der Lage war, in den zahlreichen konkreten Fäl­
len individueller Verstrickung in das Unrechtsregime des Nationalsozialismus eine 
moralisch überzeugende Position unnachgiebiger Verurteilung einzunehmen und 
eine ins einzelne gehende Auseinandersetzung mit dieser Vergangenheit zu führen. 
Mit anderen Worten: die offizielle Pauschaldistanzierung von der NS-Vergangen-
heit, so wichtig sie für die neue Normensetzung war, kompensierte und verdeckte 

3 Hermann Rudolph, Falsche Fronten?, in: Süddeutsche Zeitung vom 4./5.10.1986. 
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doch zugleich die unterbliebene oder zu kurz gekommene Untersuchung und Ahn­
dung der konkreten Anteile individueller Schuld und Mitverantwortung. Man ver­
warf die NS-Vergangenheit generell und deklamatorisch, auch weil es sehr mißlich 
war, sie genauer und im einzelnen abzuwägen. Dem entsprach in der Zeitge­
schichtsschreibung der fünfziger und sechziger Jahre der Vorrang einer dämonolo-
gischen Deutung des Nationalsozialismus, die mehr auf distanzierende Beschwö­
rung als auf historische Erklärung aus war. In der unmittelbaren Nachkriegszeit gab 
es für diese deklamatorische Pauschaldistanzierung manche triftigen politischen und 
psychologischen Gründe. Diese verloren aber im Verlauf der Stabilisierung der 
demokratischen Ordnung der Bundesrepublik erheblich an Gewicht. Heute, wo 
nicht mehr die vor 1945 schon erwachsen gewesenen Zeitgenossen des Nationalso­
zialismus die Geschichtswissenschaft und das Geschichtsstudium repräsentieren, 
sondern meist schon ihre Enkel, besteht für die Generalquarantäne kein hinlängli­
cher Grund mehr - übrigens auch kein sehr großes Bedürfnis mehr nach Anklage 
und Verurteilung, schon weil es kaum noch jemanden gibt, den man mit Fug und 
Recht als unmittelbar verantwortlich anklagen kann, und auch weil die ehemaligen 
Frontlinien unterschiedlicher Betroffenheit vom Nationalsozialismus in der Gesell­
schaft der Bundesrepublik inzwischen stark verblaßt sind. Um so stärker geworden 
ist, zumal bei den Jüngeren, das Begreifenwollen dieser Vergangenheit, mit der auch 
sie immer wieder konfrontiert werden als mit einer besonderen, für sie aber nur 
noch intellektuell und geschichtlich erfahrbaren Hypothek. Das bedeutet, ich wie­
derhole es nochmals, keineswegs, daß die moralische Bewertung und Verurteilung 
der Verbrechen und Versäumnisse der NS-Zeit vergeht, wohl aber, daß sie durch 
gewissenhafte historische Erkundung vermittelt werden und dem rationalen Begrei­
fen dieser Vergangenheit standhalten muß. Geht man von diesen Bedürfnissen und 
zwangsläufig veränderten Perzeptionen der jüngeren Generation der Deutschen 
aus, dann handelt es sich schon lange nicht mehr darum, eine Historisierung der 
NS-Zeit nur als wünschbar hinzustellen, sondern nur noch darum, die Unvermeid­
lichkeit dieser längst im Gange befindlichen Historisierung bewußt zu machen. 

3. Solche deutsch-zentrische Sicht genügt freilich allein nicht. In meinem „Plä­
doyer" habe ich zumindest versucht klarzumachen, daß die Geschichte der NS-Zeit 
längst nicht allein von deutschen Historikern bestimmt werden kann. Zur Besonder­
heit dieser Periode gehört vielmehr gerade, daß infolge der unermeßlichen Verfol­
gung von Millionen von Menschen nichtdeutscher Nationalität auch jeglicher 
exklusive Anspruch auf deutsche Geschichtsdeutung in bezug auf diese Periode ver­
spielt wurde. Jeder deutsche Historiker tut gut daran, sich dies mit allen Konse­
quenzen bewußt zu halten. Und in dem Maße, in dem die Geschichte des National­
sozialismus ein zentrales Kapitel der historischen Erfahrung der durch das NS-
Regime Verfolgten aller Länder und Nationen darstellt, ist diese Zeit für diese Men­
schen und ihre Hinterbliebenen noch längst nicht historisch tote Vergangenheit. Es 
ist ebenso absurd wie anmaßend, das Absinken der Erinnerung in solche tote Histo­
rizität von deutscher Seite aus einfordern zu wollen. Zur Besonderheit auch der wis­
senschaftlichen Erkundung dieser Vergangenheit gehört das Wissen darum, daß sie 
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noch besetzt ist mit vielerlei Monumenten trauernder und auch anklagender Erinne­
rung, besetzt von den schmerzlichen Empfindungen vieler vor allem auch jüdischer 
Menschen, die auf einer mythischen Form dieses Erinnerns beharren. Deutsche 
Historiker und Geschichtsstudenten, das möchte ich meinem „Plädoyer" expressis 
verbis hinzufügen, müssen verstehen, daß es von Opfern der NS-Verfolgung und 
ihren Hinterbliebenen sogar als eine Einbuße ihres Anrechts auf ihre Form der Erin­
nerung empfunden werden kann, wenn eine nur noch wissenschaftlich operierende 
Zeitgeschichtsforschung mit akademischer Arroganz das Frage- und Begriffsmono­
pol in bezug auf die NS-Zeit beansprucht. Der Respekt vor den Opfern der Nazi­
verbrechen gebietet, dieser mythischen Erinnerung Raum zu lassen. Hier gibt es 
auch kein Vorrecht der einen oder anderen Seite. Ob das Nebeneinander von wis­
senschaftlicher Einsicht und mythischer Erinnerung eine fruchtbare Spannung dar­
stellt, hängt allerdings auch davon ab, ob letztere eigenständige Wahrheiten und 
produktive Bilder zu vermitteln vermag oder ob sie nur aufbaut auf einer mit der 
Zeit eingetretenen Vergröberung des Historischen, auf dem Vergessen der den Zeit­
genossen noch vertrauten Einzelheiten und Imponderabilien der Geschichte. Zu den 
Problemen einer auf mehr rationales Begreifen ausgehenden jüngeren deutschen 
Historikergeneration gehört sicher auch, daß sie es mit einer solchen gegenläufigen, 
geschichtsvergröbernden Erinnerung unter den Geschädigten und Verfolgten des 
NS-Regimes und ihren Nachkommen zu tun hat. 

In Ihrer Essay-Sammlung „Kitsch und Tod"4 haben Sie sich mit mancherlei litera­
rischen Formen auseinandergesetzt, in die solche mythische Erinnerung umgesetzt 
wurde. Dabei kam vielleicht zu kurz, was mir in diesem Zusammenhang doch sehr 
wichtig erscheint, daß manche solcher literarischen, mythischen Bilder der NS-
Erfahrung auf ihre eigene, nicht-wissenschaftliche Weise Einsichten vermitteln, die 
in bestem Sinne „intelligent" sind und sich deshalb durchaus vereinbaren lassen auch 
mit dem zunehmenden Bedürfnis nach besserem wissenschaftlichen Begreifen dieser 
Vergangenheit. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Martin Broszat 

4 Saul Friedländer, Kitsch und Tod. Der Widerschein des Nationalsozialismus, München 1984. 
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Tel Aviv, den 6. Oktober 1987* 

Lieber Herr Broszat, 

die Form dieses Briefwechsels ist sicher der angemessenste Rahmen für die gedank­
liche Klärung einiger der in Ihrem „Plädoyer" (wie in einigen Ihrer früheren Arti­
kel) umrissenen Themen und zur Erläuterung einiger der kritischen Bemerkungen, 
die ich dazu in meinen „Überlegungen" gemacht habe. Ich danke Ihnen für diesen 
Vorschlag und den Herausgebern der Vierteljahrshefte, daß sie ihn akzeptiert haben. 

Aus Ihrem Beitrag zur Eröffnung unserer Diskussion könnte man den Eindruck 
gewinnen, meine Kritik an Ihrem Text sei schärfer und weniger hypothetisch gewe­
sen, als dies tatsächlich der Fall war. Aber wir scheinen in der Beurteilung dessen 
übereinzustimmen, was einen Teil dieser Kritik erklärt, nämlich, daß der Begriff der 
Historisierung, wie Sie ihn in dem „Plädoyer" verwenden, vieldeutig und mißver­
ständlich ist und deshalb zu mancher falschen Auffassung und zu manchem Miß­
brauch, vor allem auch im Rahmen des Historikerstreits, geführt hat. Einige 
Schwierigkeiten scheinen jedoch auch in dem Begriff selbst zu liegen. Wie auch 
immer: Ihr Eröffnungsbeitrag stellt einige Hauptprobleme in den Mittelpunkt, und 
er bringt zumindest ein entscheidendes neues Thema zur Sprache, das möglicher­
weise am allerwichtigsten ist. 

1. Die historischen Gründe der Pauschaldistanzierung von der NS-Zeit in der 
westdeutschen Nachkriegssituation sind mir klar. Aber in unserer Diskussion geht es 
nicht um diese allgemeinen Bedingungen, sondern um die Geschichtswissenschaft. 
Mein Eindruck war, daß seit Mitte der fünfziger Jahre - man könnte hier K. D. Bra­
chers „Auflösung der Weimarer Republik" als einen symbolischen Ausgangspunkt 
ansehen - sowohl die westdeutsche Geschichtswissenschaft wie überhaupt die ge­
schichtliche Darstellung der NS-Zeit alles in allem eine nüchtern distanzierte, nicht 
moralisierende Haltung an den Tag legte. In bezug auf die Genauigkeit und Ausführ­
lichkeit der Untersuchung war diese Geschichtsschreibung sicherlich genauso wis­
senschaftlich wie in bezug auf irgendeine andere Periode. Nehmen Sie die Bedeutung 
Ihrer eigenen Arbeiten oder der von Hans Mommsen als Beispiel. Tausende von Stu­
dien haben alle möglichen Themen von allen möglichen Aspekten her behandelt. Ich 
sehe hier tatsächlich nirgendwo „Moralismus" oder eine „durchgängige Blockade", 
die die normale Entwicklung wissenschaftlicher Untersuchungen behindert hätte. 
Die Alltagsgeschichte der NS-Zeit mag aus theoretischen Gründen kritisiert wor­
den sein, das hat aber nicht verhindert, daß sie zu einem blühenden Felde wurde. 

Sie haben möglicherweise recht, wenn Sie in Ihren Arbeiten die „monumentalisti-
sche" Sicht des Widerstands kritisieren, wenn Sie auf das große Ausmaß des 
„Durcheinanders" oder auch der Normalität in vielen Lebensbereichen der NS-Zeit 
hinweisen, oder wenn Sie betonen, daß es in der Haltung verschiedener Gruppen 
von Nazis und Nichtnazis nicht nur klare Unterschiede, sondern auch große Ähn­
lichkeiten gegeben hat. Sie fordern eine größere Berücksichtigung der Komplexität 

* Saul Friedländers Briefe wurden aus dem Englischen übersetzt. 
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und Ambivalenz, aber auch hier wird man nicht sagen können, daß sich die Histori­
ker während der letzten 25 oder 30 Jahre dieser Komplexität des allgemeinen Bildes 
nicht bewußt gewesen wären, obwohl der Prozeß der Differenzierung natürlich 
weitergehen wird, solange wie die Geschichtswissenschaft selbst weitergeht. Schon 
vor 20 Jahren brachte ich selbst eine Biographie Kurt Gersteins heraus, in der die 
Ambivalenz individueller Positionen und Funktionen sogar innerhalb der SS - oder 
sogar innerhalb der Vernichtungsmaschinerie - den Kern meiner Argumentation 
ausmachte5. 

Da aber all dies wohlbekannt ist, stellt sich doch die Frage, welche „Blockade" 
das „Plädoyer" eigentlich aufzuheben suchte, welche verschlossene Tür es zu öffnen 
wünschte. Und da einige Ihrer Artikel aus den Jahren 1983 und 1985 doch irgend­
wie für die massive Änderung der historischen Betrachtung der NS-Zeit zu plädie­
ren scheinen, stellt sich die Frage, welche Begrenzungen Sie durchbrechen wollen. 
Manchmal drücken Sie Ihre Zielsetzung in allgemeinen Wendungen aus, aber diese 
hinterlassen Unsicherheit über das, was damit gemeint ist. So beschließen Sie zum 
Beispiel Ihren Artikel „Literatur und NS-Vergangenheit" von 1983 mit folgenden 
Bemerkungen: „Unsere Besinnung auf diese Zeit aus der langen Distanz von fünfzig 
Jahren sollte uns endlich auch freier machen von der falschen Vorstellung einer 
übermächtigen negativen Zentralstellung des Nationalsozialismus in der deutschen 
Geschichte des 20. Jahrhunderts."6 Sie werden verstehen, für diejenigen, die die fort­
dauernde Debatte über den „Sonderweg" miterleben und sehen, wie der Platz der 
NS-Zeit in der deutschen Geschichte Gegenstand höchst verschiedenartiger und 
unverblümter Auffassungen ist, klingt ein solcher Ruf mit dem Wort „endlich" ver­
wirrend. Kurzum: Wie soll man das „Plädoyer" in bezug auf die geschichtswissen­
schaftliche Arbeit der vergangenen Jahrzehnte verstehen? Warum ein „Plädoyer"? 
Wo ist die „Blockade"? 

Die Diskrepanz zwischen dem allgemeinen Zustand der Geschichtsschreibung 
über die Epoche des Nationalsozialismus und dem Ton der Dringlichkeit Ihres „Plä­
doyers" kann den Eindruck erwecken, es gehe um eine sehr bedeutsame Verände­
rung des Gesamtbildes dieser Epoche, etwa in Richtung auf einige der Punkte, die 
ich in meinen „Überlegungen" herauszustellen versucht habe: Relativierung der 
Bedeutung der politischen Sphäre, Abbau der Distanzierung, historische Beurteilung 
der NS-Zeit, als sei sie so entfernt wie das Frankreich des 16. Jahrhunderts. 

2. Im Rahmen Ihrer theoretischen Erörterung schreiben Sie, historisches „Verste­
hen" dürfe „schließlich auch vor der NS-Zeit nicht haltmachen". Als mögliche Form 
empfehlen Sie „kritisches Verstehen", womit Sie, wenn ich Sie richtig verstehe, eine 
balancierte „historische Einsicht" meinen, gegründet auf der ständigen Interaktion 
von „Verstehen" und „kritischem Beurteilen". Die Frage ist: Was bedeutet das kon­
kret? 

5 Saul Friedländer, Kurt Gerstein oder die Zwiespältigkeit des Guten, Gütersloh 1968 (frz. Original­
ausgabe Paris 1967). 

6 Broszat, Nach Hitler, S. 130. 



346 Martin Broszat/Saul Friedländer 

Das vordringliche Problem ist das der Grenzen. Auf rein theoretischer Basis ist 
nichts Vernünftiges gegen Ihre Bestrebungen einzuwenden, aber in der Praxis 
mögen Sie sehr wohl auf die Schwierigkeit stoßen, auf die ich in meinen „Überle­
gungen" hinwies. Wir beide zitieren zustimmend Hermann Rudolphs Artikel „Fal­
sche Fronten?", der in der Tat zu den originelleren Beiträgen im Rahmen des Histo­
rikerstreits zählt. Aber was ist Rudolphs konkreter Punkt, auf den es hier ankommt? 
Historisierung, wie Sie sie verfolgen, sei notwendig, sagt er. Aber man kann diese 
nicht befürworten, wie Habermas es tut, und zur selben Zeit in vehementer Weise 
Andreas Hillgrubers Position in „Zweierlei Untergang" angreifen: „Man kann die­
sen Prozeß der Differenzierung nicht vorantreiben", schreibt Rudolph, „und 
zugleich den Blick zurück in Abscheu unbefangen behalten." Hier liegt in der Tat 
Ihr eigentliches Dilemma: Wo ist die Grenze des „Verstehens"? Wo kommt die kriti­
sche Distanz ins Spiel? Es gibt keine Schwierigkeit, sofern es um die offensichtlich 
kriminellen Bereiche der NS-Zeit geht. Aber was ist mit den Wehrmachtseinheiten, 
die 1944/45 die Ostfront hielten? Ich möchte nicht alle Widersprüchlichkeiten aus­
malen, in welche dieses nun schon notorische Beispiel im Lichte Ihrer theoretischen 
Prämissen führen kann. Aber es wäre sehr hilfreich, wenn Sie bereit wären, hierzu 
Ihre Meinung zu sagen, da es fast so etwas wie ein Lackmus-Test für die Anwend­
barkeit der erweiterten „historischen Einsicht" ist, die Sie offenbar im Sinne haben. 

3. Ich frage mich freilich, ob einer der Hauptgründe Ihres „Plädoyers" - und 
insofern auch eine Antwort auf meine bevorstehenden Fragen - nicht im dritten und 
letzten Teil Ihres Beitrags zu finden ist. Ich meine die Vorstellung von der Besetzung 
der historischen Bilder der NS-Zeit durch die Opfer des NS-Regimes, was sehr 
wohl ein Hauptgrund für die Kritik an der Moralisierung dieser Vergangenheitsver­
arbeitung sein könnte. Hier geht es um ein gewichtiges Problem, mit dem es die 
Historie, Sie sagen: die „deutsche Historie", zu tun hat. Sie bekunden Respekt für 
das, was Sie als die besondere Erinnerung der „Opfer" des NS-Regimes ansehen, 
aber Sie nennen es eine mythische Erinnerung, und Sie folgern daraus: „Zu den 
Problemen einer auf mehr rationales Begreifen ausgehenden jüngeren deutschen 
Historikergeneration gehört sicher auch, daß sie es mit einer solchen gegenläufigen, 
geschichtsvergröbernden Erinnerung unter den Geschädigten und Verfolgten des 
NS-Regimes und ihren Nachkommen zu tun hat." 

Ich nehme zunächst einmal an, daß wir hier nicht von populären Geschichtsbil­
dern sprechen, sondern vom Werk der Historiker. In dem „Plädoyer" erwähnen Sie, 
daß die Geschichte der NS-Zeit nach dem Krieg im wesentlichen von Historikern 
geschrieben worden ist, die aus politischen oder rassischen Gründen gezwungen 
gewesen waren, Deutschland zu verlassen, oder die gegenüber dem Nazismus eine 
sehr kritische Haltung eingenommen hatten. Das beeinflußte gewiß das Bild, das sie 
von dieser Zeit hatten. Was Sie hier implizieren, ist: Die Opfer oder ihre Nachkom­
men setzen sogar noch nach vier Jahrzehnten diese Art der nicht-wissenschaftlichen, 
der mythischen Schwarz-Weiß-Erinnerung fort und erzeugen damit tatsächlich 
jenes Problem, auf das Sie anspielen. 

Dieses Thema wird, denke ich, in unserer Debatte eine zentrale Rolle spielen. Es 



Um die „Historisierung des Nationalsozialismus" 347 

ist bisher noch nicht offen behandelt worden, aber es ist wichtig, daß es an die 
Oberfläche kommt und geklärt wird. Ich will deshalb versuchen, Ihr Argument so 
gut wie möglich zu verstehen, und Sie zunächst einmal fragen, wer denn, genau 
gesprochen, die Historiker sind, die zur Kategorie der Träger einer „mythischen" 
Erinnerung gehören. 

Ich nehme an, daß die jüdischen Opfer (und ihre Nachkommen) die wesentlichste 
Kategorie sind, die Sie meinen. Es wäre aber immerhin nützlich zu wissen, ob zum 
Beispiel nichtjüdische französische Historiker, sagen wir aus Familien, die in die 
Resistance verwickelt waren - oder überhaupt französische Historiker, um neben 
vielen anderen nur diese herauszugreifen - , in Ihre Kategorie eingeschlossen sind. 
Und wenn Sie die Kategorie auf die Juden beschränken, wer ist dann eingeschlos­
sen? Nur die direkten Opfer der Nazis und ihre Nachkommen oder alle Juden? Sie 
sprachen einst Ihre Bewunderung aus für solche Pioniere der Analyse des National­
sozialismus wie Ernst Fraenkel, Franz Neumann und Hannah Arendt, die alle jüdi­
sche Emigranten waren: Sind sie im Rückblick in Ihre Kategorie einzubeziehen? 
Und wie steht es mit jüdischen Historikern, die später zu Sichtweisen gelangten, 
welche Ihrer eigenen Interpretation des Dritten Reiches entsprechen? 

Ein zweiter Aspekt des Themas scheint mir auf den ersten Blick ebenso wichtig 
wie der vorgenannte. Sie stellen dem rationalen Diskurs der deutschen Geschichts­
wissenschaft die mythische Erinnerung der Opfer gegenüber. Sie erwähnen jüngere 
deutsche Historiker als die natürlichen Träger dieses rationalen Diskurses. Aber 
einige dieser jüngeren Historiker gehören gerade zu denjenigen, die besonders sen­
sibel auf die durch die Geschichte des Dritten Reiches aufgeworfenen moralischen 
Fragen reagieren. Warum überhaupt die Bezugnahme auf die jüngeren Historiker? 
Die jüngsten Debatten sind von einer großen Mehrheit derjenigen Historiker 
geführt worden, die auf deutscher Seite mindestens zur HJ-Generation gehören, 
manchmal auch zu Familien, die in dieser Zeit belastet waren, etc. Mißverstehen Sie 
mich nicht: Ich vermag mich gut in solche schwierigen Lagen einzufühlen, aber 
würden Sie mir nicht zustimmen, daß dieser deutsche Hintergrund bei der Darstel­
lung der NS-Zeit ebenso viele Probleme bereitet wie in anderer Weise jener der 
Opfer? Dieser Punkt, den Sie vernachlässigt haben, war ein entscheidendes Argu­
ment in meinen „Überlegungen". Erlauben Sie mir einige Worte aus diesem Text zu 
zitieren: „Diese Vergangenheit ist immer noch viel zu gegenwärtig, als daß es den 
heute tätigen Historikern - seien es Deutsche oder Juden, Zeitgenossen der Nazi­
zeit oder Angehörige der zweiten oder vielleicht der dritten Generation - ein Leich­
tes wäre, sich ihrer Voreingenommenheiten oder a priori-Positionen bewußt zu wer­
den." Aber wenn man die Dinge aus Ihrer Sicht sieht: Warum sollen Ihrer Meinung 
nach Historiker, die zur Gruppe der Verfolger gehören, fähig sein, distanziert mit 
dieser Vergangenheit umzugehen, während die zur Gruppe der Opfer gehörenden 
das nicht können? 

Das sind nur einige erste Fragen. Zum Problem des historischen Ortes der „End­
lösung" (als einer paradigmatischen Illustration des kriminellen Bereichs der Nazi­
zeit) innerhalb des Gesamtbildes dieser Zeit, wenn diese nicht „übermächtig nega-
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tiv" sein soll, sollten wir, so scheint mir, in der nächsten Runde unseres Ge­
dankenaustausches zurückkommen. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Saul Friedländer 

München, den 26. Oktober 1987 

Lieber Herr Friedländer, 

Ihre Einwände liefern reichlich Stoff für unseren weiteren Gedankenaustausch. 
Sie zeigen natürlich auch die ganzen Schwierigkeiten eines deutsch-jüdischen 
Gesprächs über die Darstellung und Erinnerung der NS-Vergangenheit. Sie äußer­
ten vor einiger Zeit die Befürchtung, die verstärkte Rückwendung auf die jeweils 
eigenen geschichtlichen Erfahrungen und Betroffenheiten bei Deutschen und Juden 
könnte die Schere einer gegensätzlichen Darstellung dieser Zeit stärker öffnen als je 
zuvor. Diese Gefahr besteht sicher, und auf einige Aspekte, die dabei auch mich 
beunruhigen, will ich im folgenden zu sprechen kommen. Aber vielleicht sollte man 
die Situation auch mit einer gewissen Zuversicht sehen. Angesichts der Lebhaftigkeit 
der Kontroversen, aber doch auch des neuen Nachdenkens, das, so scheint mir, 
durch Ereignisse wie den Historikerstreit in Gang gekommen ist, frage ich mich, ob 
sich hier nicht auch neue Möglichkeiten des bisher versäumten deutsch-jüdischen 
Gesprächs anbahnen. 

Hat dieses Gespräch, das Gershom Scholem schon vor 25 Jahren als einen bloßen 
Mythos bezeichnete7, als ein öffentliches Ereignis bisher überhaupt stattgefunden? 
Gilt für dieses „Gespräch" in bezug auf die deutsche Seite nicht im wesentlichen das 
gleiche, was ich auch der eigenen deutschen öffentlichen Vergangenheitsbewälti­
gung angekreidet habe: daß sie trotz aller Meriten bei der Setzung des politisch­
moralisch grundsätzlich richtigen Tones doch seit geraumer Zeit im Deklamatori­
schen steckengeblieben ist, ohne Kraft und Phantasie zu auch moralisch neu 
bewegender historischer Besinnung? Sind bei den deutsch-jüdischen Zeitgeschichts-
Diskussionen, die es in Israel, in der Bundesrepublik und anderswo immerhin seit 
zwei Jahrzehnten in stärkerem Maße gegeben hat, nicht viele der besonders heiklen, 
am meisten gegensätzlichen Empfindungen und Erinnerungen bewußt oder unbe­
wußt ausgespart worden, weil man sonst zu gar keinem Gesprächskontakt gekom­
men wäre? Und ist es deshalb wirklich verwunderlich, wenn jetzt, nachdem, aus 

7 Gershom Scholem, Wider den Mythos vom deutsch-jüdischen Gespräch, in: ders., Judaica II, 
Frankfurt 1970, S. 7 ff. 
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welchen Gründen auch immer, auf beiden Seiten das Bedürfnis stärker geworden 
ist, solche Erinnerungsbestände mit größerer Offenheit zur Sprache zu bringen, dies 
nun natürlich, weil ungeübt und unerprobt, auch mit allen möglichen Ungeschick­
lichkeiten, wechselseitigen Verletzungen und empfindlichen Gegenreaktionen ein­
hergeht? Ich möchte das nicht einfach als Grund zur Entmutigung ansehen. Neh­
men Sie diese - hypothetische - Überlegung auch als erste Antwort auf Ihre 
besonders pressenden Fragen im Schlußteil Ihres Beitrags. Ich will auf Ihre wichti­
gen Einwände im folgenden nicht punktuell nacheinander eingehen, sondern wie­
derum versuchen, meine Stellungnahme zu einigen größeren Komplexen zu bün­
deln. 

Ein Grundmißverständnis des Begriffs von Historisierung, wie ich ihn vorge­
bracht habe, ist die Annahme, es gehe dabei um eine bewußte oder fahrlässig 
bewirkte - Revision der in der Geschichtswissenschaft der Bundesrepublik mit fast 
ausnahmsloser Übereinstimmung seit langem fest etablierten klaren Be- und Verur­
teilung der historisch inzwischen in großer Breite erforschten und dokumentierten 
freiheitsfeindlichen, rechtsbrecherischen, inhumanen und kriminellen Züge und 
Maßnahmen des NS-Regimes. Das gilt grundsätzlich auch für Ernst Nolte. Die 
Bewußtmachung des ja faktisch schon lange im Gange befindlichen Prozesses der 
Historisierung bzw. das Plädoyer für mehr Historisierung der NS-Zeit zielt viel­
mehr ab auf eine sinnvolle Weiterführung, auf eine neue Stufe der „Verarbeitung" 
der NS-Vergangenheit (in der Geschichtswissenschaft wie in der öffentlichen Dis­
kussion) auf der Basis dieser fest etablierten Bewertung ihres politisch-moralischen 
Grundcharakters. Dieses Plädoyer geht davon aus, daß trotz der von Ihnen genann­
ten kolossalen Verbreiterung der historischen Einzelforschung über die NS-Zeit 
deren Gesamtbild, wie es sich im öffentlichen Bewußtsein und auch in historiogra-
phischen Gesamtdarstellungen zeigt, gerade wegen der „pflichtgemäßen" und vor­
rangigen Abhebung auf die weltanschaulich-politischen Grundzüge merkwürdig 
wesenlos geblieben ist, oft mehr Schwarz-Weiß-Konstrukt aus der Retrospektive als 
genetisch entfaltete multidimensionale Geschichte, bevölkert weniger mit plasti­
schen, psychologisch stimmigen Figuren als mit Typen und Stereotypen aus dem 
politikwissenschaftlichen Begriffs-Vokabular, präsentiert mehr durch einen mora­
lisch-didaktischen Kommentar als durch einen historischen Bericht, formuliert in 
mehr oder weniger pathetischen oder dozierenden "Worten von Historikern, deren 
Verlegenheit der Geschichte des Nationalsozialismus gegenüber sich auch darin 
äußert, daß sie ihr das eigentliche Transportmittel geschichtlicher Darstellung, die 
erzählerische Sprache, vorenthalten. Entschlackung und Auflösung solcher Stereo­
typen, Verlegenheiten und Pauschalierungen ist wesentlich gemeint mit Historisie­
rung. Sie bedeutet keine Aufweichung der politisch-moralischen Beurteilung des 
Unrechtscharakters der NS-Herrschaft, wenn sie auch die Pluralität von histori­
schen Handlungslinien und historischen Subjekten, die sich nicht alle dem politi­
schen System und der Weltanschauung des NS unterordnen lassen, herausarbeiten 
muß. In diesem Sinne habe ich, und zwar konkret in einer eher beiläufigen Betrach­
tung über die Literatur in der NS-Zeit (1983), von der „endlich" zu überwindenden 
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falschen Vorstellung „einer übermächtigen negativen Zentralstellung des National­
sozialismus" auf allen Lebensgebieten der NS-Zeit gesprochen. Sie setzen dieses 
herausgegriffene Zitat leider in einen anderen Kontext und geben ihm dadurch eine 
irreführende Bedeutung. 

Aber auch in der eben genannten Sache bestehen offensichtlich Auffassungsunter­
schiede zwischen uns. Sie schreiben in Ihren „Überlegungen": Weil der Nazismus in 
seinem Kern verbrecherisch gewesen sei, seien auch die nur wenig von ihm affizier-
ten institutionellen und gesellschaftlichen Bereiche (Industrie, Bürokratie, Wehr­
macht, Kirchen u. a.) primär unter dem Gesichtspunkt zu sehen, ob und wodurch sie 
der Erhaltung dieser Herrschaft gedient hätten; „sogar Nichtbeteiligung, Passivität 
als solche [seien] schon systemstabilisierend" gewesen8. Aus der Perspektive der 
Opfer nationalsozialistischer Verfolgung und speziell der jüdischen Erfahrungen mit 
der großen Zahl der „bystander", die dem Regime bei seinen Verfolgungsmaßnah­
men nicht in den Arm fielen, ist dieser Standpunkt gewiß verständlich. Absolut 
gesetzt, würde er aber wesentliche Zugänge der geschichtlichen Erkenntnis versper­
ren und auch der historischen Gerechtigkeit kaum Genüge tun. 

Ähnliches empfinde ich bei Ihren starken Bedenken gegen fast alle neueren Per­
spektiven der historischen Darstellung der NS-Zeit, zum Beispiel der alltagsge­
schichtlichen oder der sozialgeschichtlichen Betrachtung, insbesondere sofern diese 
die politische Sphäre und die politische Systemperiode 1933-1945 überschreiten. Sie 
sehen hierin - allzu engherzig wie mir scheint - nur oder primär Ablenkung vom 
politisch-weltanschaulichen Kern des Geschehens. Sie berücksichtigen dabei meines 
Erachtens zu wenig, daß durch solche anderen Gesichtspunkte vieles am Zustande­
kommen des NS-Herrschaft überhaupt erst erklärbar, viele Schubkräfte außerhalb 
der Ideologie und Politik erst sichtbar gemacht werden können. Das Urteil über die 
NS-Verbrechen wird dadurch in keiner Weise verändert, aber es wird doch besser 
verständlich, warum so große Teile einer zivilisierten Nation irrigerweise in so star­
kem Maße dem Nationalsozialismus und Hitler verfielen. Historisierung in diesem 
Sinne heißt vor allem auch, etwas von der Sperre beseitigen, die diese Geschichte als 
eine ganz und gar fremde und befremdliche erscheinen läßt. 

Mit Recht hat Christian Meier kürzlich auf diesen Punkt hingewiesen. Nicht nur 
die Deutschen in der DDR, sondern auch die Deutschen in der Bundesrepublik, die 
doch staatsrechtlich die Nachfolge des Deutschen Reiches beanspruchen, wollten 
historisch diese Nachfolge lange Zeit gar nicht antreten, sondern gewöhnten sich 
an, die deutsche Geschichte vor 1945 distanzierend wie die Geschichte eines frem­
den Volkes darzustellen. Wir schrieben diese Geschichte nur noch in der dritten Per­
son, nicht mehr in der Wir-Form, und ließen dadurch auch das Gefühl vermissen, 
daß in dieser Geschichte „unsere Sache" verhandelt wird9. Historisierung, die dazu 
beitragen will, diese Sperre aufzuheben, ist nicht ein Ablegen der NS-Zeit in ein 

8 Friedländer, Überlegungen, in: Diner (Hrsg.), S. 42. 
9 Christian Meier, 40 Jahre nach Auschwitz. Deutsche Geschichtserinnerung heute, München 1987, 

S. 42 ff. 
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Fach für tote Geschichte, sie will vielmehr eine Voraussetzung dafür schaffen, daß 
auch dieses zutiefst verderbte Kapitel der deutschen Geschichte überhaupt wieder 
als ein Stück der eigenen Geschichte integrierbar wird. 

Am wenigsten verstehe ich Ihre Kritik an der Intention und der Art von Alltags­
geschichte der NS-Zeit, wie wir sie im Institut für Zeitgeschichte im Rahmen des 
langjährigen Bayern-Projekts seit Mitte der 70er Jahre versucht haben. Ging es doch 
hier um eine Nachholarbeit des Verstehbarmachens und der Verlebendigung histori­
scher Erinnerungen, die das Politisch-Moralische gerade nicht ausblendete, sondern 
durch Konkretisierung neu zu begründen suchte. Das geschah zum Beispiel, wenn 
durch die eingängige Darstellung eines bestimmten lokalen Notstandsmilieus auch 
die Motive irrender kleiner Nazianhänger verstehbar gemacht und damit der Begriff 
„Nazi" seines bloßen Schlagwortcharakters entkleidet wurde. Es geschah auf andere 
Weise, wenn mit der plastischen Porträtierung von Personen und Fällen des tapferen 
kleinen Widerstands dem überhöhten Begriff des prinzipiellen Widerstands histori­
sche Wirklichkeitstreue zurückgegeben und dem Leser dadurch auch ein neuer 
Zugang zu dem Thema sowohl auf dem Wege des Verstehens wie des moralischen 
Nachvollzugs eröffnet wurde. Es geschah wiederum auf andere Weise, wenn die in 
der Darstellung der NS-Judenverfolgung oft zu bloßen Schemen degradierten 
„Objekte" dieser Verfolgung, die Juden, in ihrer konkreten lokalen und sozialen 
Umgebung Gestalt gewannen und auch die unter den Bedingungen der NS-Herr-
schaft so stark vergiftete Beziehung zwischen Deutschen und Juden an konkreten 
Fällen exemplarisch sichtbar gemacht werden konnte. Gerade zu der moralisch zen­
tralen Frage, welche Mitbeteiligung an der mörderischen Judenverfolgung des NS-
Regimes und welche Mitschuld, auch durch Unterlassung von Hilfe und Anteil­
nahme, der Mehrheit unseres Volkes anzulasten ist, haben lokal- und alltagsge­
schichtliche Dokumentationen und Untersuchungen wie die des Bayern-Projekts 
eine Menge bisher unbekannter Fakten überhaupt erst zutage gefördert. 

Es genügt nicht, daß die Darstellung der NS-Zeit die nachträglich richtige mora­
lische Einstellung ihrer mehr oder weniger selbstgefälligen Autoren zum Ausdruck 
bringt. So gewiß Geschichte „nicht ohne die Unterscheidung des Guten und Bösen" 
auskommen kann - darauf hat Dolf Sternberger in einer gedankenreichen Nachbe­
trachtung zum Historikerstreit vor kurzem hingewiesen - , so gewiß kann sie auch 
nicht auskommen „ohne teilnehmendes Interesse"10. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal auf das Problem deutscher und jüdischer 
Geschichtserinnerung und, auf Ihre besondere Anregung hin, auf den Stellenwert 
von Auschwitz in dieser Geschichtserinnerung zu sprechen kommen. Ich habe doch 
deutlich gemacht, daß ich mit „mythischer Erinnerung" gerade eine Form des Erin-
nerns außerhalb der (deutschen und jüdischen) Geschichtswissenschaft, aber auch 
keineswegs nur einfach das negative Gegenteil von Wissenschaftlichkeit meine, nicht 
nur einfach falsche oder vergröberte Geschichtserinnerung. Gerade gegenüber dem 

10 Dolf Sternberger, Unzusammenhängende Notizen über Geschichte, in: Merkur 41 (1987), 
S. 733-748, hier S. 748. 
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so unsagbaren Geschehen des Holocaust ist vielen Juden das ritualisierte, mit ande­
ren Beständen jüdischer weltgeschichtlicher Grunderfahrung verwobene quasi-
geschichtstheologische Eingedenk-Sein neben der bloßen dürren historischen Fak­
tenrekonstruktion wahrscheinlich unverzichtbar, weil anders die Unermeßlichkeit 
von Auschwitz gar nicht eingeholt werden kann. Es erübrigt sich deshalb wohl eine 
Beantwortung der weiteren, sehr künstlichen Fragen nach meiner von Ihnen gemut­
maßten Klassifikation von solchen und solchen (jüdischen und deutschen) Histori­
kern. Daß solchen großen emigrierten deutsch-jüdischen Gelehrten wie Hannah 
Arendt, Franz Neumann und Ernst Fraenkel bahnbrechende Einsichten in das 
Wesen des Nationalsozialismus, zum Teil auch gerade aus längerfristiger histori­
scher Perspektive, gelangen, an deren Bedeutung die deutsche Zeitgeschichtsfor­
schung in der Bundesrepublik bestenfalls 15 bis 20 Jahre später anknüpfen konnte, 
ist doch wohl unser beider gemeinsame Auffassung. 

Ein schwieriges Problem, das möglicherweise im Zentrum unseres Auffassungs­
unterschieds steht, aber nicht unbedingt eine Trennungslinie in der Perspektive jüdi­
scher und deutscher Historiker sein muß, sehe ich darin, daß die Größe und Singu­
larität des grauenhaften Geschehens der Judenvernichtung nicht nur nach mythi­
scher Sinngebung drängt, sondern auch zu einer retrospektiven Konstruktion 
vergleichbar großer, teuflischer Verursachung in der historischen Darstellung. Die­
ses Bedürfnis ist deshalb auch immer wieder in Konflikt geraten mit der politikwis­
senschaftlichen Entdeckung der „Banalität des Bösen" durch Hannah Arendt oder 
mit sonstigen historischen Darlegungen, die zeigen, daß die Größe dieses Verbre­
chens sich aus einer Vielzahl oft sehr kleiner Ursachen und individuell oft nur 
geringfügiger Schuldanteile zusammengesetzt hat. Im singulären Ereignis von 
Auschwitz ist ein Punkt erreicht, wo die wissenschaftliche Versteh- und Erklärbar­
keit dem epochalen Bedeutungsgehalt zweifellos ohnmächtig hinterherhinkt. Mit 
Recht ist deswegen nicht nur von jüdischer Seite Auschwitz im nachhinein immer 
wieder als Zentralereignis der NS-Zeit empfunden worden. Auschwitz spielt deshalb 
auch, wie sich leicht nachweisen läßt, in der bundesdeutschen zeitgeschichtlichen 
Vermittlung der NS-Zeit, zum Beispiel in den Schulbüchern, eine zentrale Rolle, 
und angesichts der besonders intensiven jüdischen Erinnerung an den Holocaust 
kann es sehr wohl sein, daß er in der Erinnerung der Welt andere Taten und Unta­
ten des Dritten Reiches mehr und mehr verblassen läßt. Dieses Potential der Holo­
caust-Erinnerung tendiert aber auch dazu, rückwirkend eine neue Hierarchie und 
Anordnung der geschichtsbestimmenden Faktoren zu schaffen, d. h. von Auschwitz 
her die ganze Geschichte des Dritten Reiches rückwärts aufzurollen, anstatt sie, wie 
das der historischen Methode entspricht, nach vorwärts zu entfalten. 

Der Zentralität von Auschwitz aus der Retrospektive steht als historisches Faktum 
gegenüber, daß die Judenvernichtung in der Zeit, in der sie tatsächlich geschah, nur 
möglich war, weil sie gerade nicht im Rampenlicht stattfand, sondern weitgehend 
verborgen gehalten werden konnte; weil sie eine Minderheit betraf, die schon Jahre 
vorher durch soziale Ghettoisierung systematisch aus dem Blickfeld der nichtjüdi­
schen Umwelt herausgerückt worden war. Die „Endlösung" konnte so reibungslos 
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nur ins Werk gesetzt werden, weil das Schicksal der Juden für die Mehrheit der 
Deutschen während des Krieges nur eine wenig beachtete Nebensache war, und 
weil es auch für die alliierten Kriegsgegner Deutschlands nur ein - und nicht einmal 
das wichtigste - Problem darstellte, das sie während des Krieges beschäftigte. 

Es ist evident: Der Stellenwert von Auschwitz im ursprünglichen geschichtlichen 
Handlungskontext ist ein extrem anderer als seine Bedeutung in der nachträglichen 
historischen Sicht. Auch der deutsche Historiker wird akzeptieren, daß Auschwitz 
wegen seines singulären Bedeutungsgehaltes nachträglich als Zentralereignis der 
Hitler-Zeit figuriert. Er kann aber als Wissenschaftler nicht so ohne weiteres akzep­
tieren, daß es nachträglich auch zum Angelpunkt des gesamten faktischen histori­
schen Geschehens der NS-Zeit gemacht, daß diese ganze Geschichte in den Schat­
ten von Auschwitz gestellt, ja Auschwitz sogar zu dem alleinigen Maßstab der 
geschichtlichen Perzeption dieser Zeit gemacht wird. Das würde nicht nur diejeni­
gen nicht-nationalsozialistischen deutschen Traditionsbestände, die in die NS-Zeit 
hineinreichten und infolge ihrer „Indienstnahme" in gewisser Weise selbst Opfer des 
Nationalsozialismus wurden, noch nachträglich gänzlich unter diese usurpierte 
Herrschaft zwingen. Es würde vor allem auch der unermeßlich großen Zahl der 
nicht-deutschen und nicht-jüdischen Opfer, die andere Erinnerungsmonumente 
haben, nicht gerecht. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Martin Broszat 

Tel Aviv, den 8. November 1987 

Lieber Herr Broszat, 

jeder weitere Gedankenaustausch eröffnet in unserer Diskussion natürlich viele neue 
Perspektiven. Lassen Sie mich deshalb zunächst noch einmal zu klären versuchen, 
was die Gründe dafür sind, daß Ihr Plädoyer als eine Revision der traditionellen 
historischen Darstellung der Epoche des Nationalsozialismus mißverstanden werden 
kann. 

In unserem ersten Briefwechsel stimmten wir überein, daß allein schon die Mehr­
deutigkeit des Historisierungsbegriffs zu vielen Mißverständnissen Anlaß gibt. Und 
ich versuchte ferner darzulegen, daß der Begriff, auch wenn man ihn richtig ver­
steht, seine problematischen Seiten hat. Aber dazu ist noch einiges mehr zu sagen. 
Die meisten Fragen warf Ihr „Plädoyer" dort auf, wo es sich in der logischen Folge 
der Argumentation als Generalisierung in bezug auf die moralische Bewertung der 
NS-Zeit ergibt. 

Diese Argumentation kann meines Erachtens folgendermaßen übersetzt werden: 
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Nach dem Krieg war durch die im wesentlichen von Emigranten beherrschte 
Geschichtsschreibung ein Schwarz-Weiß-Bild der Nazi-Zeit verfertigt worden, das, 
wie Ernst Nolte sagen würde, eine Art moralischen „Gegenmythos" schuf. Diese 
stereotype, vereinfachende Darstellung hielt sich trotz des wachsenden Zeitabstan­
des. Jetzt, nach einigen Jahrzehnten, ist aber eine Änderung dieses Bildes geboten, 
und Sie skizzierten die methodischen Perspektiven dieser Veränderung, Perspekti­
ven, die ich dann meinerseits in meinen „Überlegungen" analysierte. Was als logi­
sches Ergebnis Ihrer Argumentation zum Ausdruck zu kommen schien, wird am 
Schluß Ihres Artikels so formuliert: „Auch die Pauschaldistanzierung von der NS-
Vergangenheit ist noch eine Form der Verdrängung und Tabuisierung. [...] Auflö­
sung dieser Blockade zugunsten einer moralischen Sensibilisierung der Historie 
überhaupt, gerade aufgrund der Erfahrung mit dem Nationalsozialismus - das ist 
der Sinn dieses Plädoyers für seine Historisierung"11. 

Ich weiß, mit dieser Konklusion meinen Sie die Überwindung der Lähmung des 
Moralischen durch Deklamation und Ritualisierung, die Sie vielem von dem zumes­
sen, was in den letzten drei Jahrzehnten über den Nationalsozialismus geschrieben 
worden ist. Aber die moralische Perzeption der NS-Zeit auf die ganze Geschichte 
ausdehnen, heißt doch, sie grenzenlos machen, und bedeutet auch, daß solche 
moralische Perzeption dann schwer zu definieren und anzuwenden ist, es sei denn 
in ganz generellen Formeln über Gut und Böse. Sie kann deshalb eben doch leicht 
als eine allgemeine Relativierung moralischer Probleme erscheinen, die speziell der 
Nationalsozialismus aufgeworfen hat. Dies mag auch den Eindruck erzeugt haben, 
daß Ihre Vorstellung von Historisierung, wie sie in dem „Plädoyer" ausgedrückt ist, 
doch von recht weitreichender Bedeutung ist. 

Sie kritisieren, was Sie als meine Ablehnung neuer historischer Forschungsansätze 
verstehen. Aber ich stelle mich doch gar nicht gegen einen auf die NS-Zeit bezoge­
nen sozialhistorischen Zugang oder gegen die Alltagsgeschichte als solche. In mei­
nen „Überlegungen" habe ich mehrmals betont, daß die Ausweitung und Nuancie­
rung des Bildes für den Historiker essentiell ist. Aber Historisierung, wie Sie sie 
präsentiert und wie wir sie hier schon diskutiert haben, könnte eher weniger eine 
Erweiterung des Blickfeldes als eine Verlagerung des Focus bedeuten. So gesehen, 
kann das Insistieren auf dem Alltag oder auf langfristigen sozialen Trends in der Tat 
zu einer erheblichen Relativierung dessen führen, was ich noch immer als den ent­
scheidenden historischen Ansatz zur Darstellung dieser Zeit betrachte, ein Ansatz, 
der davon ausgeht, daß diese zwölf Jahre eine definierbare geschichtliche Einheit 
darstellen und daß sie vor allem anderen geprägt waren vom „Primat der Politik". 
Wenn wir darin übereinstimmen, daß dies der Kern der Sache ist, dann ist jede 
zusätzliche Differenzierung nicht nur wichtig, sondern notwendig. Meinen metho­
dischen „Traditionalismus" sollten Sie nicht etwa prinzipiell, sondern im Zusammen­
hang meines anfänglichen Verständnisses der Bedeutung Ihres „Plädoyers" sehen. In 
bezug auf Alltagsgeschichte bin ich freilich gespaltener Meinung. Manches von der 

11 Broszat, Nach Hitler, S. 172 f. 
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Kritik, die bei dem Kolloquium zu Wort kam, das Sie selbst anläßlich des Bayern-
Projekts unter dem treffenden Untertitel „Neue Perspektive oder Trivialisierung?" 
organisiert haben12, scheint mir nicht wenig überzeugend. Aber wie ein noch zu 
behandelndes Beispiel zeigen wird, können doch offensichtlich viele Einsichten aus 
dem Alltag gewonnen werden. 

Hilfreich wäre die Klärung eines weiteren methodologischen Punktes, nämlich 
Ihr Insistieren auf dem erzählerischen Element als des einzig möglichen Ansatzes 
für eine Gesamtdarstellung, wie sie Ihnen vorschwebt. In dem „Plädoyer" kritisieren 
Sie als Mangel der Historiographie, sobald diese sich der NS-Zeit zuwendet: „Das 
Einfühlen in historische Zusammenhänge bricht ebenso ab wie die Lust am histori­
schen Erzählen." Auch in Ihrem zweiten Brief bestehen Sie auf dem narrativen 
Ansatz und haben manch Kritisches über begrifflich-analytische Geschichtsdarstel­
lungen der NS-Zeit zu sagen. Das war nicht Ihre Position, als Sie Ihr Buch „Der 
Staat Hitlers" schrieben, und ich nehme an, es war die ständige Bewußtmachung der 
Nuancen jeder spezifischen Situation, wie sie im Bayern-Projekt in den Vorder­
grund gestellt wurde, die Sie zu einer Änderung Ihres theoretischen Ansatzes führte. 

Über die Alternative analytische versus narrative Geschichtsdarstellung kann man 
bis zum Sankt-Nimmerleinstag streiten, ohne zu einem Ergebnis zu kommen. Ich 
bin aber sehr neugierig zu sehen - und ich sage das ohne jede Ironie - , wo „die Lust 
am geschichtlichen Erzählen" ihren Ausdruck finden wird, wenn wir eines Tages 
jene Art von Gesamtdarstellung bekommen, die Ihnen vorschwebt. Es ist nicht nur 
der „enge" Gesichtspunkt der Opfer, den ich mit solchen Bedenken zur Geltung zu 
bringen suche, sondern noch etwas anderes: Was gegenüber der NS-Zeit die Di­
stanzierung veranlaßt, was normales historisches Einfühlen eliminiert, ist nicht nur 
die kriminelle Dimension des NS-Regimes, sondern auch die widerliche Vorstellung 
nationalistischer Exaltation, frenetischer Selbstglorifizierung, die so rapide praktisch 
alle Bereiche des öffentlichen und auch große Teile des privaten Lebens durchdrang. 

Auch andere Regime haben gezeigt, daß sie zu Verbrechen fähig waren, aber 
wenigstens in ihren Anfängen, wenigstens in ihren offiziellen Proklamationen, 
haben sie ein Streben nach universellen Idealen, nach einer Verbesserung der 
Menschheit erkennen lassen. Wir wissen, was aus alledem wurde. Trotzdem ist eine 
ideologiefreie „Lust am geschichtlichen Erzählen" möglich: Man denke an die 
„zehn Tage, die die Welt erschütterten", vielleicht sogar - ungeachtet der eigenen 
Orientierung an liberalen Prinzipien - an die ersten Jahre des sowjetrussischen 
Experiments. Nichts davon gab es im Nazismus. Es sind andere Gründe, wenn Mil­
lionen von Menschen noch immer mit historischem Verstehen und Empfinden an 
die Zeit zurückdenken, als die Rote Armee die Grenzen des Reichs überschritt. Für 
Andreas Hillgruber ist es ausgemacht, daß dies nur die Sicht der Opfer des Nazis­
mus sein kann; seine „Lust am historischen Erzählen" entzündete sich am verzwei­
felten Abwehrkampf der Wehrmacht. Aber wo könnte sich für Sie der Ansatzpunkt 
solchen Erzählens ergeben? Meinen Sie nicht auch, daß, von der narrativen 

12 Alltagsgeschichte der NS-Zeit. Neue Perspektive oder Trivialisierung? München 1984. 
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Geschichte und der „Lust am geschichtlichen Erzählen" her gesehen, mein Argu­
ment von der möglichen Wiederkehr einer Form von Historismus nicht vollkommen 
unbegründet ist? 

Lassen Sie mich nun, obwohl dies wahrlich längerer Überlegung bedürfte, in aller 
Knappheit zu Ihren Gedanken über den Stellenwert von Auschwitz in einer 
Gesamtdarstellung der NS-Epoche Stellung nehmen. Zunächst: Wenn ich in diesem 
Kontext von Auschwitz spreche, meine ich die NS-Vernichtungspolitik gegenüber 
jeglicher Kategorie von Opfern. Wie am Ende meines ersten Briefes bemerkt, 
betrachte ich Auschwitz als paradigmatische Kennzeichnung der Nazi-Kriminalität. 
Insofern trifft der letzte Satz Ihres zweiten Briefes nicht meine Vorstellung. 

Sie stellen fest - und wir stimmen hier ganz überein - daß Auschwitz wegen sei­
ner Besonderheit und Unvergleichbarkeit für den Historiker der NS-Zeit ein her­
ausragendes Ereignis ist. Jürgen Habermas hat diese Besonderheit und Unvergleich­
lichkeit neulich in besonders starken Worten ausgedrückt: „Hier [in Auschwitz] ist 
etwas geschehen, was bis dahin niemand auch nur für möglich halten konnte. Hier 
ist an eine tiefe Schicht der Solidarität zwischen allem, was Menschenantlitz trägt, 
gerührt worden; die Integrität dieser Tiefenschicht hatte man bis dahin - trotz aller 
naturwüchsigen Bestialitäten der Weltgeschichte - unbesehen unterstellt. [...] 
Auschwitz hat die Bedingungen für die Kontinuierung geschichtlicher Lebenszu­
sammenhänge verändert - und das nicht nur in Deutschland."13 

Sie schreiben, diese Unvergleichlichkeit von Auschwitz erfordere eine kreative 
mythische Erinnerung, um überhaupt irgendeine Form von Sinngebung zu ermögli­
chen. Tatsächlich genügt Geschichtswissenschaft allein nicht. Dies vorausgeschickt, 
stimme ich auch mit Ihnen überein, daß der Historiker als Historiker die NS-Epo­
che nicht nur von ihrem katastrophalen Ende her betrachten kann. Gemäß den all­
gemein akzeptierten Grundsätzen historischer Methodik haben wir mit dem Anfang 
zu beginnen und den mannigfaltigen Pfaden der Entwicklung zu folgen, wie sie sich 
uns präsentieren, darunter vielen Linien des Geschehens innerhalb der deutschen 
Gesellschaft, die wenig mit Auschwitz zu tun haben, und dies durch die ganze 
Geschichte dieser Periode hindurch. Aber der Historiker kennt das Ende und teilt 
diese Kenntnis mit dem Leser. Diese Kenntnis sollte die Erforschung aller möglichen 
Wege und ihre Interpretation nicht behindern, aber sie zwingt den Historiker, die 
zentralen Elemente zu wählen, um die herum seine breit entfaltende Erzählung 
implizite aufgebaut ist. Mit anderen Worten, wir kommen zurück auf das Problem 
des zentralen Focus. Niemand wird behaupten, daß in eine Gesamtdarstellung nicht 
ein ganzes Kapitel über soziale Sicherung eingeschlossen sein könne, aber selbst 
wenn Sie die Normalität des Alltagslebens zeigen, selbst wenn Sie das „gespaltene 
Bewußtsein" betonen, läuft doch der Hauptstrang Ihrer Erzählung auf ein Ende zu, 
das Sie sehr wohl kennen. 

All dies führt zu zwei Argumenten, die Sie gegen Ende Ihres zweiten Briefes vor­

13 Jürgen Habermas, Eine Art Schadensabwicklung. Kleine Politische Schriften VI, Frankfurt 1987, 

S.163. 
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bringen und die mir in Ihrer Darlegung zentrale Bedeutung zu haben scheinen. 

Die Richtigkeit dieser Annahme vorausgesetzt, könnte das bedeuten, daß auch 

Auschwitz bis zu einem bestimmten Punkt in den Rahmen der Historisierung der 

NS-Zeit eingeordnet werden kann, wie sie in Ihrem „Plädoyer" gefaßt ist. 

Erstens führen Sie aus, daß die Einzigartigkeit und Unvergleichbarkeit von 

Auschwitz nicht nur notwendigerweise eine Suche nach Formen mythischer Sinnge­

bung hervorrufe, sondern auf der Ebene der historischen Betrachtung (Ihrer Mei­

nung nach aber offenbar nur bei einigen Historikern) auch das Bedürfnis, die Kette 

der Ereignisse so zu rekonstruieren, als seien sie von ebenso singulären, fast dämo­

nischen Ursachen determiniert worden. Darin sehen Sie, wie Sie schon in Ihrem 

ersten Brief ausführten, ein Problem für die wissenschaftliche Geschichtsschreibung. 

Ihrer Meinung nach ist die Antwort auf das Problem in Hannah Arendts Theorie 

von der „Banalität des Bösen" zu finden. 

Zweitens schreiben Sie, die Zentralität von Auschwitz, wie wir sie heute sehen, sei 

während des Geschehens selbst nicht gesehen worden, da die Juden zunehmend von 

ihrer Umgebung isoliert wurden, da ihre Vernichtung völlig geheimgehalten wurde 

und da sogar die Alliierten Auschwitz nicht als ein zentrales Problem betrachteten. 

Fangen wir damit an, was die Leute wußten und was nicht. Was Deutschland 

betrifft, haben die jüngsten Studien über dieses Problem - Ian Kershaws überarbei­

tete englische Ausgabe seines Buches über den „Hitler-Mythos"14 und die exzellente 

alltagsgeschichtliche Arbeit von H. und S. Obenaus15 dargelegt, daß die Durch­

schnittsbevölkerung viel mehr darüber wußte, was mit den Juden geschah, als wir 

bisher annahmen. Aber ich kann hier auch aus Ihren eigenen Darlegungen zitieren, 

zum Beispiel aus Ihrem 1983 veröffentlichten Artikel „Zur Struktur der NS-Massen-

bewegung", wo Sie sich über die Frage, was die Bevölkerung von der Judenver­

nichtung wußte, so äußern: „Die NS-Führung hatte also offenbar selbst stärkste 

Zweifel, ob die volle Kenntnis der von ihr in Gang gesetzten Verbrechen populären 

Rückhalt finden würde. Aber so gänzlich unverborgen waren diese Verfolgungen 

doch wiederum nicht, und vor allem die anthihumane Grundgesinnung, aus der sie 

sich herleiteten, besonders der fanatische Haß gegen die Juden, wurde von der Füh­

rung auch öffentlich bei fast jeder Gelegenheit immer wieder deutlich zum Aus­

druck gebracht. Hierfür gab es also durchaus einen gesellschaftlichen Resonanzbo­

den." Noch vielsagender ist die Bemerkung, die Sie am Ende desselben Artikels 

machen im Zusammenhang mit der Frage nach den möglichen Gründen für die Pas­

sivität der deutschen Bevölkerung sogar noch, als das Kriegsende schon kurz bevor­

stand: „Hier spielte offenbar auch das Bewußtsein herein, daß man mitverantwort­

lich hineinverwickelt gewesen war in die Exzesse und Verbrechen des Regimes."16 

14 Ian Kershaw, The „Hitler Myth". Image and Reality in the Third Reich, Oxford 1987, bes. S. 229 ff. 
15 Herbert und Sybille Obenaus (Hrsg.), „Schreiben, wie es wirklich war ...". Aufzeichnungen Karl 

Dürkefäldens aus den Jahren 1933-1945, Hannover 1985, S. 105 ff. 
16 Martin Broszat, Zur Struktur der NS-Massenbewegung, in: VfZ 31 (1983), S.74 bzw. S.76 (ich 

danke Professor Otto Dov Kulka für den Hinweis auf diesen Artikel). 
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Kurz gesagt: Wenngleich die Vernichtung der Juden aus der Sicht und in der Politik 
der Alliierten während des Krieges nur ein kleineres Problem gewesen sein mag, so 
scheint es doch mehr und mehr, daß sie schon während des Krieges als ein zwar ver­
borgenes, aber sehr wohl wahrgenommenes Faktum die Gedanken zahlreicher 
Deutscher beschwerte. 

Wenn meine Annahme richtig ist, hat sie beträchtliche Bedeutung im Hinblick auf 
die Kernthese Ihres „Plädoyers". Denn ein normales Leben in dem Bewußtsein, daß 
gleichzeitig massive Verbrechen geschehen, begangen durch die eigene Nation und 
die eigene Gesellschaft, ist doch wohl kein so ganz normales Leben ... 

Ihrer Meinung nach liefert Hannah Arendts „Banalität des Bösen" die historische 
Antwort in bezug auf die von Ihnen angesprochene Kategorie unakzeptabler retro­
spektiver Konstruktionen. Riesenhaft Böses kann aus einer Menge winziger, fast 
nicht bemerkbarer und mehr oder weniger banaler individueller Ursachen entstehen. 
Es bedarf keines allumfassenden Plans des Bösen, um ein absolut böses Ergebnis zu 
erzielen. Aber Hannah Arendt benutzte auch andere Begriffe, wenn sie vom Nazis­
mus und von der „Endlösung" sprach. Sie erinnern vielleicht, daß sie auch vom 
„radikalen Bösen" sprach und in einem bedeutsamen Brief an Karl Jaspers die Akti­
vitäten der Nazis als Taten bezeichnete, die in den normalen Kategorien von Schuld 
und Strafe nicht zu fassen sind17. 

Ich weiß übrigens nicht, wer die Historiker sein sollen, die nach dämonischen 
Ursachen suchen, um Auschwitz zu erklären. Ich kenne einige, deutsche und 
andere, die Wert legen auf den Aspekt der Weltanschauung und der zentral geleite­
ten Politik; aber das hat wenig zu tun mit Dämonologie, und ich verstehe nicht, 
warum Sie diese seltsame Position Historikern zuschreiben, die zur Gruppe der 
Opfer gehören. Niemand leugnet die Banalität des Bösen auf vielen Ebenen des 
Vernichtungsprozesses, aber sie ist doch wohl nicht die einzige Erklärung für alle 
Ebenen. 

Nach meiner Meinung hatten Teile der NS-Führung und auch Teile ihrer 
Gefolgsleute durchaus das Gefühl, etwas wahrhaft Historisches, Metahistorisches, 
Außerordentliches zu verrichten. Wir beide kennen Himmlers Posener Rede vom 
Oktober 1943 in allen ihren Details. Das ist nicht Banalität des Bösen, das ist nicht, 
soweit es um die Judenfrage geht, eine flapsige Ansprache an müde Würdenträger 
der SS, vielmehr Ausdruck eines „Rausches", des Gefühls einer fast übermenschli­
chen Unternehmung. Aus solchen Gründen neige ich dazu, einige wichtige Aspekte 
der NS-Bewegung in den Kategorien einer „politischen Religion" zu sehen, im 
Sinne von Eric Voegelin, Norman Cohn, Karl Dietrich Bracher, James Rhodes, 
Uriel Tal und vieler anderer. Wenn wir von politischer Religion sprechen, kommen 
wir wieder dem traditionellen Bild näher, aber unter einem Gesichtspunkt, der wei­
ten Raum läßt für neue Untersuchungen. Das meinte ich, wenn ich in meinen 
„Überlegungen" auf das meines Erachtens noch immer nicht genügend aufgeklärte, 

17 Lotte Köhler/Hans Sauer (Hrsg.), Hannah Arendt, Karl Jaspers. Briefwechsel. 1926-1969, Mün­
chen, Zürich 1985, S. 88-93 (Brief vom 17.8.1946). 
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nebulöse Verhältnis von Weltanschauung und Politik etwa bei der „Endlösung" hin­
wies. Wenn wir diesen Gesichtspunkt einnehmen, sind wir freilich vom Alltag in 
Schabbach18 ziemlich weit entfernt, aber nicht so weit von den Ordensburgen oder 
von der Entschlossenheit einiger der Führer der Einsatzkommandos, ihre Pflicht zu 
tun; nicht so weit weg auch von dem „Rausch", der so weit reichte und so vieles 
durchdrang und nicht nur das Ergebnis eines funktional zweckmäßigen „Führer-
Mythos" war. All dies muß natürlich auch im Kontext der deutschen Geschichte 
interpretiert werden; hier stimmen wir zweifellos überein. 

Erlauben Sie mir zum Schluß einige Bemerkungen über den deutsch-jüdischen 
Dialog, seine Schwierigkeiten und Möglichkeiten. Als Gershom Scholem in dem 
Brief, den Sie zitierten, diesen Dialog als einen Mythos bezeichnete, bezog er sich in 
erster Linie auf die Vor-Nazi-Zeit, in welcher die Juden, so Scholem, nur einen Dia­
log mit sich selbst führten. Nach dem, was zwischen 1933 und 1945 geschah, 
erschien Scholem die Idee eines solchen Dialogs wie eine Schändung des Andenkens 
der Toten. Er mag seine Ansicht später geändert haben; sein Aufenthalt in Berlin, 
kurz vor seinem Tod, ist vielleicht ein Ausdruck dieser veränderten Einstellung 
gewesen. Die fundamentalen Schwierigkeiten eines solchen Dialogs bleiben trotz 
allem bestehen - und werden darüber hinaus noch erhöht durch Schichten rituali­
sierten Verhaltens oder auch schlicht materieller Interessen, die es zu verdecken ver­
mögen. 

Sie erwähnen diese Schwierigkeiten in allgemeinen Wendungen, aber auch in 
bezug auf die „pressenden Fragen", die ich im letzten Teil meines ersten Briefes 
stellte. Das waren nicht pressende Fragen; es war der Versuch zu verstehen, was Sie 
meinen, wenn Sie der rational orientierten deutschen Historie eine eher mytholo­
gisch orientierte Historie der Opfer entgegensetzen. In Ihrer Antwort räumen Sie 
der mythischen Erinnerung einen zentralen Stellenwert ein, aber Sie rücken sie 
gleichwohl in die Nähe von unhaltbaren historiographischen Konstrukten. Sie tun 
das mit weniger Nachdruck, aber Sie tun es doch, wie ich zu zeigen versucht habe. 

Für den Fall, daß der weniger starke Nachdruck in Ihrem zweiten Brief mehr auf 
die Absicht zurückzuführen ist, ein Thema, das Sie im Rahmen unserer Diskussion 
für allzu empfindlich halten, nicht zu sehr zu forcieren, möchten Sie vielleicht dar­
auf zurückkommen. Ein gewisses Maß an Offenheit gehört zu unserem „Experi­
ment", und diese Offenheit ist, wie Sie selbst bemerkten, die einzige mögliche Basis 
für einen deutsch-jüdischen Dialog. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Saul Friedländer 

18 Dem imaginären Schauplatz von Edgar Reitz' „Heimat". 
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München, den 4. Dezember 1987 

Lieber Herr Friedländer, 

ich habe über die Frage der Befangenheit oder Offenheit unseres Gedankenaustau­
sches aufgrund der Schlußbemerkung Ihres letzten Briefes lange nachgedacht. Die 
Schwierigkeit unseres Dialogs, über die wir uns einig sind, bekundet sich wohl auch 
in dieser Hinsicht. Sie drücken sich selbst ja recht zurückhaltend aus, wenn Sie 
schreiben, „ein gewisses Maß an Offenheit" sei erforderlich. Schon im Schlußteil 
Ihres ersten Briefes, wie in Ihren „Überlegungen", hatten Sie davor gewarnt, die 
Möglichkeiten objektiver wissenschaftlicher Beschäftigung mit der NS-Zeit zu über­
schätzen, da diese Zeit noch immer „viel zu gegenwärtig" und es für die heutigen 
Historiker noch keineswegs ein Leichtes sei, sich von ihren Vorurteilen zu lösen 
oder sich diese auch nur bewußt zu machen. Ich frage mich freilich, ob diese Ihre 
Skepsis unseren Diskurs mit so viel Argwohn belasten muß, wie ich ihn aus Ihren 
Bemerkungen immer wieder herauslesen kann. So scheint es mir doch vielsagend, 
daß Sie im Zusammenhang mit der eben zitierten Warnung auch die Vermutung 
nahelegen, bestimmte Positionen des Historikerstreits in der Bundesrepublik könn­
ten damit zu tun haben, daß die betreffenden deutschen Historiker „zur HJ-Gene­
ration gehören". Im Kontext unseres Briefwechsels und seines Anlasses sollte diese 
Bemerkung wohl auch mein Historisierungs-Plädoyer als ein Bedürfnis der HJ-
Generation klassifizieren. Einige Absätze zuvor fordern Sie mich in diesem ersten 
Brief auf, den von mir in Anspruch genommenen Begriff des „kritischen Verstehens" 
anzuwenden auf das Andreas-Hillgruber-Exempel der „deutschen Wehrmachtein­
heiten, die 1944/45 die Ostfront hielten" (und damit auch die KZs aufrechterhiel­
ten). Das sei, so schrieben Sie wörtlich, „so etwas wie ein Lackmus-Test", und Sie 
glaubten mir diesen Test nicht ersparen zu sollen. In Ihrem zweiten Brief kamen Sie 
erneut auf Hillgrubers Ostfront-Identifikation zurück und fragten nach, ob meine 
„Lust am geschichtlichen Erzählen" sich etwa auch an diesem Thema oder wo denn 
sonst festmachen wolle. 

Glauben Sie, lieber Herr Friedländer, wirklich, daß solche Fragen nicht „pres­
send", sondern nur nachdenklich sind, daß sie der Offenheit unseres Gesprächs die­
nen - und nicht Befangenheit produzieren? Haben Sie sich in Ihrem Argwohn 
gegen mögliche Verharmlosungstendenzen im Umgang mit der NS-Zeit durch 
deutsche Historiker, zumal solche der HJ-Generation, nicht publizistisch und durch 
Ihre Vortragstätigkeit (seit einiger Zeit auch gerade in der Kritik an meinem „Plä­
doyer") schon so sehr festgelegt, daß Sie von diesen Positionen gar nicht mehr her­
unterkommen können, auch in diesem Briefwechsel nicht? Ist nicht zum Beispiel 
auch Ihre vor einigen Jahren geführte, an sich hochinteressante Auseinandersetzung 
mit Syberbergs und anderen filmischen oder literarischen Verarbeitungen der NS-
Zeit19 durch solchen pessimistischen Argwohn übermäßig bestimmt? Haben Sie 

19 Friedländer, Kitsch und Tod. 
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dadurch nicht auch einen Zaun um sich selbst errichtet, der Ihnen nur noch „ein 
gewisses Maß an Offenheit" erlaubt? 

Ich möchte zunächst zu dem Thema HJ-Generation, der ich (Jahrgang 1926) 
angehöre, etwas anmerken - wie ich denke, nicht nur in eigener Sache. Ganz per­
sönlich gesprochen: Hätte ich nicht dieser HJ-Generation angehört und ihre spezifi­
schen Erfahrungen gemacht, wäre es für mich nach 1945 wahrscheinlich nicht ein 
solches Bedürfnis gewesen, mich so kritisch und, wie wir damals empfanden, 
zugleich mit „heiliger Nüchternheit" mit der NS-Vergangenheit auseinanderzuset­
zen. Als Angehöriger dieser Generation hatte man das Glück, in politisches Handeln 
und in Verantwortung noch nicht oder nur marginal hineingezogen zu werden, aber 
man war alt genug, um emotional und geistig hochgradig betroffen zu werden von 
der moral- und gefühlsverwirrenden Suggestivität, zu der das NS-Regime, zumal im 
Bereich der Jugenderziehung, fähig war, trotz der Gegenwirkung von regimekriti­
schen Eltern, Lehrern und Bekannten. Ein wichtiges Stück Jugend-Traum-Potential 
war von der Nazi-Welt besetzt, andere, bessere Träume hatten nicht geträumt wer­
den können, und erst spät, in der Zeit des Rückzugs auf private Werte in den letzten 
Kriegsjahren und in der unmittelbaren Nachkriegszeit, begannen wir, mit Heißhun­
ger das Versäumte nachzuholen mit dem wachsenden Gefühl von Zorn, um wich­
tige Jugendjahre betrogen worden zu sein. Zwar betroffen, aber kaum belastet, war 
die HJ-Generation freier als ältere Jahrgänge und motivierter als jüngere, sich dem 
Lernprozeß dieser Jahre voll hinzugeben. Aus der persönlichen Kenntnis vieler 
Altersgenossen weiß ich, und aus den Lebensläufen vieler anderen bestätigt sich 
meines Erachtens, daß sich die Mehrheit dieser HJ-Generation nach 1945 die einst 
von den Nazis denunzierten Werte mit Verve zu eigen machte. Aus dieser Genera­
tion sind besonders viele engagierte Demokraten hervorgegangen, und sie ist in der 
politisch-kulturellen Prominenz der Bundesrepublik überproportional vertreten, wie 
auch ein Band mit Erinnerungen von Zeitzeugen zeigt, der anläßlich des 40. Jahres­
tages des Kriegsendes herauskam20. 

Um noch weitere Offenheit muß ich bemüht sein, schon weil in unserem verabre­
dungsgemäß begrenzten Briefwechsel dies vorläufig die letzte Gelegenheit ist, auf 
einige Punkte Ihrer Argumentation zurückzukommen, die ich nicht unkommentiert 
lassen möchte, schon weil die Dokumentation unseres Gedankenaustausches sonst 
durch Unterlassung fehlerhaft werden könnte. Es geht dabei zunächst um drei mehr 
punktuelle Klarstellungen; danach werde ich auf einige komplexere Themen 
zurückkommen, die auch wieder zur thematischen Substanz unserer Diskussion 
hinführen. 

- Ich habe in meinem ersten Brief lediglich bemerkt, daß der Begriff der Historisie­
rung als solcher vieldeutig und mißbräuchlich ist, nicht meine Darstellung in dem 
„Plädoyer". Sie nahmen deshalb fälschlich zuviel in Anspruch, wenn Sie in Ihrem 

20 Werner Filmer/Heribert Schwan (Hrsg.), Mensch, der Krieg ist aus! Zeitzeugen erinnern sich, Düs­

seldorf/Wien 1985. 
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ersten Brief schrieben, wir seien uns einig darüber, daß ich mich in diesem „Plä­
doyer" mißverständlich ausgedrückt habe. 

- Ihre Version der Motivation meines „Plädoyers", wie Sie sie im dritten Absatz 
Ihres zweiten Briefes darlegen, hat in meinen schriftlich vorliegenden Äußerun­
gen keine Grundlage. Sie selbst bezeichnen diese Ihre Version als eine mögliche 
Lesart (englisch: „could be read as ..."). Es wäre mir lieber gewesen, wenn Sie 
sich auf das bezogen hätten, was ich tatsächlich geschrieben habe. Ich wundere 
mich auch darüber, daß Sie die von Ihnen gemutmaßte Motivation meines „Plä­
doyers" dann noch mit einem gemutmaßten Begriff von Ernst Nolte schmücken. 
Das erinnert mich an Ihr schon charakterisiertes, auch in Ihren „Überlegungen" 
enthaltenes Bemühen, mein „Plädoyer" in die Nähe von Andreas Hillgrubers 
Ostfront-Identifikation zu rücken. 

- Sie erwecken am Schluß Ihres zweiten Briefes erneut, wie schon in Ihrem ersten 
Brief, den Eindruck, ich hätte zwischen einer rationalen deutschen und einer irra­
tionalen jüdischen Erinnerung der NS-Zeit unterschieden. Sie verkehren dabei 
ganz und gar den Gedankengang, der mich leitete und dem ich Ausdruck zu 
geben versuchte. Schon in meinem ersten Brief habe ich doch, und zwar mit der 
ausdrücklichen Begründung, mein Plädoyer in dieser Hinsicht ergänzen zu wol­
len und seine zunächst anlaßbedingte deutsch-zentrische Sicht auszuweiten, deut­
lich auf zwei Punkte hingewiesen: einmal darauf, daß durch die Untaten des NS-
Regimes „jeglicher exklusive Anspruch auf deutsche Geschichtsdeutung in bezug 
auf diese Periode verspielt wurde", zum andern darauf, daß es neben der wissen­
schaftlich-akademischen Rekonstruktion der NS-Zeit (durch deutsche und nicht­
deutsche Historiker) einen legitimen Anspruch auch anderer, etwa mythischer 
Formen der Geschichtserinnerung durch die Opfer gibt, und „kein Vorrecht der 
einen oder anderen Seite". 

Sie werden verstehen, daß es mir wichtig ist, das Vorstehende festzuhalten. Ich 
möchte nun aber auf einige der größeren Komplexe unseres Gedankenaustausches 
zurückkommen, zunächst noch einmal zur Frage der Forschungsansätze bzw. des 
Focus bei der zeitgeschichtlichen Erforschung der NS-Zeit. 

Sie konzedieren: Alltagsgeschichte oder die Betrachtung der NS-Zeit unter län­
gerfristiger sozialgeschichtlicher Perspektive sei durchaus zu begrüßen, wenn nur 
gesichert ist, daß das Wichtigste, die NS-Weltanschauung und die kriminelle 
Dimension des politischen Systems, im Zentrum der Betrachtung bleibe. Ich meine 
dagegen: Überhaupt vorschreiben zu wollen, was wissenschaftlich getan werden 
solle oder nicht, und dabei zum Beispiel auch den Broszat des Hitler-Staates gegen 
den Broszat des Bayern-Projekts zu stellen, führt ins Abseits einer Verengung wis­
senschaftlicher Fragemöglichkeit. Bei Forschungsvorhaben wie dem Bayern-Projekt 
z.B. kommt es doch zunächst einmal darauf an, von einem bestimmten neuen 
Ansatz her auch neue Erfahrungen und Eindrücke der historischen Wirklichkeit der 
NS-Zeit zu gewinnen, gerade um diese dann in eine produktive Spannung zu 
Erfahrungen aus anderen Forschungsansätzen bringen zu können. Natürlich haben 
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Sie recht, der Focus der Betrachtung des Bayern-Projekts liegt ganz woanders als 
etwa der Focus meiner früheren jahrelangen Beschäftigung mit deutscher und natio­
nalsozialistischer Polenpolitik oder mit den NS-Konzentrationslagern. Aber eine 
konzentrierte Verfolgung einer bestimmten Forschungsperspektive wäre gar nicht 
möglich, wenn man dauernd ängstlich darauf bedacht sein müßte, ob denn der 
Focus, der bei einer Gesamtdarstellung der NS-Zeit natürlich das politische System 
und die Weltanschauung des NS stark zu berücksichtigen hätte, auch im Rahmen 
einer solchen Spezialforschung richtig gesetzt ist. Ich möchte auch Ihrer mit großer 
Eloquenz vorgetragenen Ansicht widersprechen, daß ein Studium der Ordens­
burgen grundsätzlich mehr mit dem Wesentlichen der Erkenntnis zu tun hat als 
ein Studium der Alltagsgeschichte von Schabbach. Wenn Sie die Ergebnisse aller 
sechs Bände der Reihe „Bayern in der NS-Zeit" gründlich zur Kenntnis nehmen, 
werden Sie leicht feststellen, daß hier keineswegs nur eine unpolitische „Norma­
lität" des Lebensalltags in der NS-Zeit dokumentiert worden ist, vielmehr die 
kriminelle Dimension durchaus auch in die bayerische Provinz hineinreicht und sich 
an lokalen Schicksalen aus dieser Provinz sogar sehr eindrucksvoll veranschaulichen 
läßt. Nehmen Sie nur den im sechsten Band dieser Reihe dokumentierten Fall 
des Würzburger Juristen und Weinhändlers Obermayer, der als Jude und Homo­
sexueller von der Gestapo mit besonders unersättlicher Rachsucht und gleichsam 
aus doppelten ideologischen Gründen verfolgt wurde und sich dennoch jahrelang 
mit erstaunlicher Tapferkeit zur Wehr zu setzen vermochte, bevor er schließlich 
in Mauthausen zu Tode gebracht wurde. Aber ich sehe andererseits die Funktion 
eines Forschungsvorhabens wie des Bayern-Projekts gerade auch darin, das zum 
Teil tatsächlich beziehungslose Nebeneinander von relativ unpolitischer Lebensnor­
malität und den diktatorischen Zumutungen und Verfolgungen des Regimes als 
Gegenstand des historischen Fragens und Weiterdenkens fruchtbar zu machen. 
Und dabei kann und soll dann auch herauskommen, was Sie am Beispiel des halben 
Wissens der deutschen Bevölkerung über die an den Juden begangenen Verbre­
chen mit Recht hervorkehren: daß unter solchen Umständen das Alltagsleben in 
der NS-Zeit so normal, wie es vordergründig erscheint, wahrhaftig doch nicht ge­
wesen ist. 

Aber es geht nicht nur um diese politisch-moralischen Kernfragen. Historisierung 
des NS heißt auch, daß es möglich sein muß, die Geschehnisse dieser Zeit auch 
unter dem Gesichtspunkt beispielsweise ihrer Funktionalität im Rahmen einer sozi­
algeschichtlichen Modernisierungstheorie zu betrachten. Das bedeutet gewiß eine 
Focus-Verlagerung. Aber jeder Historiker, der bei Sinnen ist, wird deswegen nicht 
die politischen Aspekte und vor allem die kriminelle Natur des Regimes vergessen 
oder in einer Gesamtdarstellung ausklammern. 

Ein ganz anderer Aspekt der Historisierung ist das von mir aufgeworfene und 
von Ihnen anscheinend mißverstandene Problem der historischen Sprachfähigkeit 
gegenüber dem so „verderbten" Geschichtsabschnitt der NS-Zeit. Ich hatte von der 
abhanden gekommenen „Lust" am geschichtlichen Erzählen, was Sie nicht wissen 
konnten, vor meinem „Plädoyer" ursprünglich in einem anderen Zusammenhang 
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geschrieben21, und in diesem anderen Kontext hatte das Wort selbst ironische 
Bedeutung. Auf die „Lust" kommt es tatsächlich nicht an, wohl aber auf die Wieder­
herstellung plastischer historischer Sprache auch in bezug auf die in der Tat vielfach 
sinistren oder mediokren Figuren der NS-Zeit, um diese aus einem bloßen Sche­
men- und Schattendasein wieder zu Subjekten emphatischen (das kann auch heißen: 
zornigen) Nacherlebens, und damit auch einer moralischen Neubegegnung zu 
machen. Über die Plastizität der Sprache entscheidet sich vielleicht erst, ob eine 
Figur oder ein Handlungsmuster der NS-Zeit tatsächlich nur noch typologisch oder 
symbolisch gefaßt und nicht mehr konkret verlebendigt werden kann. Daß Sie zwar 
den irrenden Trotzki notfalls noch für einen würdigen Gegenstand sprachlicher Ver­
anschaulichung von Geschichte halten, dem irrenden Kleinbürger der NS-Zeit, der 
Hitler seine Stimme gab und ihm nachlief, im übrigen aber wenig profitierte und 
auch wenig verstand (und doch, ohne Absicht, zur Leistungsfähigkeit des Regimes 
gehörig beitrug) - daß Sie diesem Prototyp, der in der NS-Zeit Geschichte machte, 
jede Darstellung und Aufmerksamkeit vorenthalten wollen, halte ich für schwer 
begründbar und letzen Endes für ungerecht. Es wird weiterhin in der NS-Zeit 
Bereiche geben, die sich der plastischen historischen Sprache entziehen. Aber diese 
Sprache der NS-Zeit überhaupt zu verweigern, erscheint mir wie die Verweigerung 
der quellenkritischen Methode; denn auch bei der sprachlichen Verlebendigung von 
Geschichte geht es um den Rückgewinn von Authentizität. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal auf das Thema Auschwitz und einige der 
sich daraus für die Geschichtswissenschaft und -erinnerung ergebenden Probleme 
zu sprechen kommen. Sie schreiben in Ihrem zweiten Brief, mit Auschwitz meinten 
Sie ganz generell die „Nazi-Vernichtungspolitik gegenüber jeglicher Kategorie von 
Opfern": Sie betrachteten „Auschwitz als paradigmatische Umschreibung der Nazi-
Kriminalität" schlechthin. Mir scheint eine so weitgehende Ausdehnung des Begriffs 
problematisch, auch gerade weil dann die Singularität von Auschwitz nicht mehr so 
ohne weiteres begründet werden kann. Wenn Auschwitz aber nur als Synonym für 
die „Endlösung" gebraucht wird, bleibt das von mir aufgezeigte Problem bestehen, 
daß nämlich bei der in der historischen Rückschau aus guten Gründen hervorzuhe­
benden „Zentralität von Auschwitz" doch auch bedacht werden muß, wie viele 
andere, nichtjüdische Opfer des NS es gegeben hat. 

Ausdrücklich recht geben möchte ich Ihnen, wenn Sie betonen, daß die „Banalität 
des Bösen" keineswegs eine ausschließliche Erklärung des Massenmords an den 
Juden sein kann. Das habe ich auch nicht gemeint, und ich finde es eindrucksvoll, 
was Sie dazu gesagt haben, zum Beispiel unter dem Gesichtspunkt der negativen 
„politischen Religion", als welche man den fanatischen Weltanschauungshaß der 

21 Martin Broszat, Der Despot von München. Gauleiter Adolf Wagner - eine Zentralfigur der bayeri­
schen Geschichte, in: Süddeutsche Zeitung vom 30./31.3. 1985. In diesem Artikel hatte ich ganz 
bewußt den Versuch gemacht, die von der einschlägigen Landeshistorie nur schemenhaft darge­
stellte Figur des einst so mächtigen Gauleiters einigermaßen plastisch und wirklichkeitsgetreu zu 
porträtieren. 
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Nazis gegen die Juden auch nach meiner Ansicht begreifen kann. Festhalten möchte 
ich aber doch daran, daß, besonders von der älteren deutschen Historiker-Genera­
tion (Meinecke, Ritter, Rothfels u.a.), die nach 1945 in der Bundesrepublik 
zunächst eine dominante Rolle spielte, aus historischer Erklärungsohnmacht sehr 
häufig vom „dämonischen" oder „teuflischen" Hitler o. ä. geschrieben wurde. Dem­
gegenüber steht seit langem das Bedürfnis nach mehr rationaler Erklärung, wo sol­
che Metaphern das Fragen eher abblocken als beantworten. Wenn ich meinerseits 
beispielsweise Wert darauf gelegt habe, deutlich zu machen, daß selbst die Existenz 
einer so mörderischen, rassistischen Weltanschauung wie die des NS noch nicht 
automatisch den Genozid zur Folge haben mußte und der Historiker deshalb die 
Aufgabe hat, sehr genau nachzuforschen, unter welchen Realbedingungen, im Kon­
text welcher Einfluß- und Machtstrukturen etc. sich eine solche Weltanschauung in 
die Tat umsetzen ließ, dann betrachte ich das allerdings auch als einen Beitrag zur 
Historisierung, nämlich in dem Sinne, daß die normalen historischen Frage- und 
Forschungsmethoden auch auf den NS angewandt werden. Wohlgemerkt: Das ist 
ein Plädoyer für die Normalisierung der Methode, nicht der Bewertung. 

Ich komme zu einem letzten mir wichtig erscheinenden Punkt unserer Diskus­
sion. Mein Begriff der Historisierung, das ist gewiß nicht verborgen geblieben, steht 
in antithetischer Spannung zur statuarischen Vermittlung der NS-Zeit aus primär 
pädagogischen Zwecken. Die Gefahr des Verdrängens dieser Zeit besteht meines 
Erachtens nicht nur in dem üblichen Vergessen, sondern in diesem Fall, fast parado­
xerweise, auch darin, daß man sich aus didaktischen Gründen um dieses Geschichts­
kapitel zu sehr „bemüht" und aus dem ursprünglichen, authentischen Kontinuum 
dieser Geschichte ein Arsenal von Lehrveranstaltungen und Standbildern zusam­
menstückelt, die sich mehr und mehr verselbständigen, vor allem dann in der zwei­
ten und dritten Generation sich vor die ursprüngliche Geschichte stellen und 
schließlich naiverweise als die eigentliche Geschichte mißverstanden werden. 

Die Gefahr besteht um so mehr, wenn selbst Historiker sich um die Vermittlung 
eines authentischen Bildes dieser Zeit (weil diese ja ohnehin von den Nazis so sehr 
verdorben worden ist) nicht mehr besonders kümmern zu müssen meinen, und des­
halb willfährig geneigt sind, sie zur Verwendung für andere Zwecke als die des 
historischen Begreifens klaglos freizugeben. Auf die Dauer würde, das ist meine 
feste Überzeugung, gerade auch die Glaubwürdigkeit der didaktischen Vermittlung 
der NS-Zeit erheblichen Schaden erleiden, wenn sie nicht genügend rückgekoppelt 
bliebe an den Prozeß der differenzierten historischen Erkenntnis dieser Geschichte. 

Ich kann mir vorstellen, daß unter diesem Aspekt die Zentralität von Auschwitz, 
die so stark im Vordergrund des Bewußtseins steht und so sehr zur paradigmati­
schen Betrachtung drängt, auch für die jüdische Geschichtserinnerung der NS-Zeit 
und die Vermittlung dieser authentischen Erinnerung an die nachfolgende Genera­
tion ein Problem sein kann. Das so kolossal Diktatorische und Verbrecherische der 
Nazi-Zeit birgt die Gefahr, daß die Authentizität dieser Geschichte unter monu­
mentalen Gedenkstätten des Widerstands und vielleicht auch von Holocaust-
Memorials begraben wird. Demgegenüber möchte ich zum Schluß meines letzten 
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Beitrages ein Wort ins Gedächtnis zurückrufen, das der große israelische Historiker 
Uriel Tal vor Jahren in Jerusalem bei einem deutsch-jüdischen Gespräch über die 
rechte Form der historischen Darstellung des Holocaust nach meiner Erinnerung 
eindrucksvoll so formulierte: „We have not only or primarily to tell what had been 
done to the Jews, but what had been lost." 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Martin Broszat 

Tel Aviv, den 31. Dezember 1987 

Lieber Herr Broszat, 

die innere Anspannung, die unseren Briefwechsel begleitet, mag unter anderem auf 
jene prinzipiellen Ansprüche zurückzuführen sein, die uns letztendlich auch veran­
laßt haben, buchstäblich unser gesamtes berufliches Wirken der Erforschung der 
Nazi-Zeit zu widmen. Diese Anspannung ist - meiner Auffassung nach - nicht Aus­
druck divergierender Werte, sondern geht aus der Wahl unterschiedlicher Perspekti­
ven hervor, die für uns von nicht unerheblicher Bedeutung ist. 

In diesem abschließenden Brief möchte ich zuerst versuchen klarzustellen, was Sie 
in Ihrer letzten Replik vor allem betont haben, das Problem der Generationen. 
Dann werde ich auf einige Ihrer eher polemischen Anmerkungen eingehen, um 
zuletzt zu versuchen, zusammenfassend darzustellen, wo meiner Auffassung nach 
zwar noch manch wesentliche Interpretationsdifferenzen zwischen uns liegen, wo 
sich unsere Stellungnahmen als Ergebnis dieses Briefwechsels aber auch angenähert 
haben. 

Erlauben Sie mir zuvor, ganz am Rande, ein rein semantisches Mißverständnis 
auszuräumen, dem Sie Bedeutung beigemessen haben. Meine Ausgangssprache ist 
das Französische, und in mein Englisch schleichen sich des öfteren Gallizismen ein. 
Wenn ich also schrieb „ein gewisses Maß an Offenheit" (some measure of open-
ness), so habe ich die Bedeutung des französischen „une certaine mesure de fran-
chise" im Sinne, und dies will nicht mehr und nicht weniger heißen als Offenheit -
ohne restriktive Konnotation. Uns ist es, so denke ich, ganz gut gelungen, in diesem 
Geiste zu verfahren. 

Lassen Sie mich nun mit dem Thema der Generationen beginnen, genauer mit 
dem Problem der „HJ-Generation". Sie selbst haben die Bedeutung dieser Genera­
tion für die Realität der Bundesrepublik herausgestellt; ihre Wichtigkeit für die 
unterschiedlichsten Haltungen hinsichtlich der NS-Zeit liegt tatsächlich auf der 
Hand. Dies wurde übrigens von all jenen betont, die im Februar 1986 an einem vom 



Um die „Historisierung des Nationalsozialismus" 367 

Wissenschaftskolleg zu Berlin organisierten Seminar über deutsche Geschichtserin­
nerung an die NS-Zeit teilnahmen, bei dem Sie leider nicht anwesend sein konn­
ten22. Dort wurde überwiegend von deutschen Teilnehmern auf die erhebliche 
Bedeutung der HJ-Erfahrung und ihre vielfältigen Folgeerscheinungen hingewiesen. 
Meine eigenen Überlegungen haben mich in dieser Frage zu einer vergleichenden 
Perspektivenwahl geführt - ausgehend von der der deutschen Altersgruppe äquiva­
lenten Generation auf seiten der Opfer. Beiden ist eins zumindest gemeinsam: Sie 
sind die letzten im aktiven Leben stehenden Gruppen, die noch eine deutliche Erin­
nerung an die Nazi-Zeit vorweisen können. Schon allein aus diesem Grunde haben 
Angehörige dieser Gruppen ihre persönliche Erinnerung mit dem zu konfrontieren, 
was ihnen als eine Verschiebung der kollektiven Repräsentanz in ihrer jeweiligen 
Umgebung erscheinen könnte - ganz gleich, ob es sich nun um Deutsche, Juden 
oder um andere direkt Betroffene handelt. Darüber hinaus spüren sie öfters eine 
wachsende Dissonanz zwischen ihren eigenen Erinnerungen und derjenigen ihrer 
äquivalenten Gruppe hinsichtlich der Konstruktion der jeweils anderen kollektiven 
Erinnerung (das trifft beispielsweise auch für Juden und Polen in ihrem gegenseiti­
gen Verhältnis zu). Die Dissonanz zwischen persönlicher und gesellschaftlich gestif­
teter Erinnerung - sowohl in der eigenen wie auch im jeweils äquivalenten Kollektiv 
- ist, so nehme ich an, neben den verschiedenen wohlbekannten politischen-ideolo-
gischen Elementen einer der Gründe für die Schärfe der aktuellen Debatte. Dies gilt 
auch für den Historikerstreit und seine auffällige Intensität, zumal die übergroße 
Mehrheit der Beteiligten eben jener Generation angehört. (Obwohl ich sechs Jahre 
jünger bin als Sie, kann ich mich dennoch zu den Ausläufern dieser Gruppe zählen.) 
Innerhalb dieser Gruppe mag es in durchaus verschiedener, auch gegensätzlicher 
Weise zu Versuchen kommen, die Erfahrung nun endgültig festzulegen. 

Was ich deutlich zu machen versuche, ist der Umstand, daß wir unauflösbar ver­
fangen sind in einem Netz aus persönlichen Rückerinnerungen, allgemeiner gesell­
schaftlicher Konditionierung, angeeignetem fachlichen Wissen - und ständiger Ver­
suche kritischer Distanzierung. Eigentlich ist es eine Selbstverständlichkeit, daß je­
der Historiker schon definitionshalber mit solchen kontextuellen Problemen kon­
frontiert ist; bei begrenzten Forschungen vermag er sie einigermaßen zu bewältigen. 
Kommt es aber zur Gesamtdeutung, zumal in einem solch extremen Falle wie dem 
unseren, kann ich mir nicht recht vorstellen, wie unsere Generation sich dieses Kon­
textes einfach entledigen könnte, sosehr sie dieses auch wünscht; ich sage das aus ei­
gener Anschauung, aus Beobachtungen, aber auch von einem theoretischen Standort 
aus. Was nun das Problem der Historisierung betrifft, so glaube ich davon ausgehen 
zu können, daß der Übergang aus einem mit erheblichen persönlichen commitments 
aufgeladenen Wissensbereich zu einer „rein wissenschaftlichen" Geschichtsschrei­
bung eine sowohl psychologische wie auch erkenntnistheoretische Illusion darstellt. 

Sehr wesentlich scheint mir aber auch die Frage nach der Wahrnehmung des 
Nationalsozialismus seitens der nach uns folgenden Altergruppen zu sein. Ist deren 

22 Das Protokoll der Diskussion befindet sich in der Bibliothek des Wissenschaftskollegs zu Berlin. 
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existentielle Teilnahme bezüglich jener Epoche geringer? Bleibt sie gar aus? Oder 
wird sie sich in Zukunft zu einer ganz distanzierten Wahrnehmung entwickeln? 
Überschreiten die Historiker dieser Altersgruppen jene Unterscheidungslinie zwi­
schen einer existentiell gerichteten und einer völlig neutralisierten Perspektive? Ich 
kann dies letztendlich nicht recht glauben. Auch sie werden vielleicht in absehbarer 
Zukunft von existentiellen Besetzungen nicht frei sein. Christian Meier hat das 
unlängst sehr treffend formuliert: „Eben diesen Weg hinter die Schwelle zum ,bloß 
noch Historischen' scheinen die zwölf Jahre von 1933-1945 nicht antreten zu wol­
len. Statt schattenhaft scheint diese Vergangenheit sogar immer größer und globaler 
zu werden, und sie ragt in unverminderter Lebendigkeit in unser Leben hinein."23 

Gleiches gilt für die jüngere Generation auf seiten der Opferkollektive. 
All dies macht den behaupteten Zusammenhang von vergehender Zeit und dem 

von den Auswirkungen der Nazi-Zeit abgelösten historiographischen Blick proble­
matisch - und damit die beanspruchte Historisierung. Es gilt, was ein jüngerer 
Historiker, Wolfgang Benz, zum Ausdruck brachte: „Unbefangener Umgang und 
die nur wissenschaftlichem Interesse sich hingebende Beschäftigung mit dem Natio­
nalsozialismus als einer Ära deutscher Geschichte unter anderen scheint also doch 
noch nicht so leicht möglich. Nur der Abstand von 40 oder 50 Jahren macht die NS-
Zeit noch nicht historisch."24 Was die zukünftige Entwicklung von Wahrnehmung 
und Erinnerung angeht, bin ich mir dieser Voraussage wiederum doch nicht so 
sicher. Es könnte auch ganz anders kommen ... 

Lassen Sie mich nun mein zweites Thema ansprechen, einige polemische Aspekte 
Ihres letzten Briefes: Sowohl in meinen „Überlegungen" wie auch in meinen Briefen 
habe ich ständig den Umstand mitbedacht, daß uns keine grundsätzlichen Gegen­
sätze trennen; vielmehr diskutieren wir Probleme der Perspektivenwahl von freilich 
erheblicher Bedeutung. Keineswegs habe ich dabei Ihren deutlichen und ermutigen­
den Beitrag zum Historikerstreit25 außer acht gelassen. Wenn in unserer Debatte 
dennoch einige Unstimmigkeiten offengeblieben sind, so können diese hier leicht 
ausgeräumt werden. 

Der Gegensatz, den Sie zu Ende Ihres ersten Briefes zwischen der mythischen 
Erinnerung der Opfer und dem eher rationalen Zugang der deutschen Historiogra­
phie herstellten, schien mir doch unmißverständlich klar gewesen zu sein. Hingegen 
haben Sie in Ihrem letzten Brief deutlich gemacht, daß Sie zwischen Historikern 
überhaupt („deutsche und nicht-deutsche Historiker") und der mythischen Erinne­
rung der Opfer andererseits unterscheiden. Ich bin froh, daß Sie dies jetzt so zum 
Ausdruck gebracht haben. 

In meinem letzten Brief fand Ernst Noltes „Gegen-Mythos" deshalb Erwähnung, 
weil - ungeachtet des grundsätzlichen Unterschiedes zwischen beiden Positionen 

23 Meier, S.21. 
24 Wolfgang Benz, Die Abwehr der Vergangenheit, in: Diner (Hrsg.), S. 33. 
25 Martin Broszat, Wo sich die Geister scheiden. Die Beschwörung der Geschichte taugt nicht als 

nationaler Religionsersatz, in: Die Zeit vom 3.10.1986. 
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und Argumentationsweisen (eine Differenz im übrigen, die ich in meinen „Überle­
gungen" gleich zu Anfang in aller Deutlichkeit herausgestrichen hatte) - die Auffor­
derung, das schwarz-weiße und moralisierende Bild der Geschichte der NS-Zeit 
nunmehr ohne irgendwelche Frageverbote und ohne jedwede „volkspädagogische" 
Ziele anzugehen, tatsächlich einen gemeinsamen Ausgangspunkt sowohl konservati­
ver wie auch eher fortschrittlich orientierter Historiker darstellt. Hans Mommsen 
hat das in seinem Artikel „Suche nach der ,verlorenen Geschichte'?" hervorgehoben 
und Ernst Nolte ausdrücklich erwähnt26. Insofern war meine Bemerkung ganz fak­
tisch gemeint - und im übrigen stimme ich dem ja selbst zu. 

Sie kritisieren, ich hätte Ihre Position neben Andreas Hillgrubers Darstellung der 
Ereignisse an der Ostfront 1944/45 gestellt. Sowohl in meinen „Überlegungen" wie 
auch in meinem ersten Brief bezog ich mich auf Hermann Rudolphs Beitrag „Fal­
sche Fronten", ein Artikel, auf den wir uns beide berufen haben. Um gleich die 
Schwierigkeit zu unterstreichen, die Rudolph betont: Es ist nicht möglich, sich für 
Historisierung auszusprechen und sich gleichzeitig moralisch von der Art und Weise 
zu distanzieren, wie Hillgruber die Lage an der Ostfront schildert. Gerade in der 
Aufhebung von Distanz und dem moralischen Urteilen liegt ein Teil der Schwierig­
keit von Historisierung, und gerade in „Zwischenlagen" werden, so denke ich, 
einige wesentliche Probleme offenbar. Dies war im übrigen der einzige Grund, wes­
halb ich diesen Text erwähnte und schrieb, er sei so etwas wie ein Lackmus-Test für 
das Problem der Distanzierung und des moralischen Werturteils. Als ich mich ein 
weiteres Mal auf Hillgruber bezog (es ging um die „Lust am geschichtlichen Erzäh­
len"), brachte ich nicht etwa zum Ausdruck, daß Sie „Lust an der historischen 
Erzählung" anhand jenes Bereiches finden, den Hillgruber zu dem seinen erkoren 
hat, sondern ich fragte, wo im Rahmen jener Epoche so vorgegangen werden 
könnte. 

Zu guter Letzt haben Sie zum Ausdruck gebracht, der Begriff der Historisierung 
sei zwar an sich unklar, nicht jedoch in seiner Anwendung in Ihrem „Plädoyer". 
Solange aber der Begriff Historisierung an sich unklar und für Mißverständnisse 
offenbleibt, kann er auch im „Plädoyer" nicht deutlich werden. Dennoch ist, so 
glaube ich, ein erhebliches Maß an Klärung durch unseren Austausch erreicht wor­
den. 

Abschließend möchte ich versuchen, einige unserer eher grundsätzlichen Diffe­
renzen zusammenzufassen, aber auch jenes zu betonen, was als Ergebnis eines nun­
mehr besseren Verstehens angesehen werden kann. Lassen Sie mich dabei das Pro­
blem des Gegensatzes der Durchsetzung des Politischen versus langfristiger sozialer 
Entwicklungen etc. ausklammern; lassen Sie mich auch das Problem der Periodisie-
rung übergehen, obwohl beides für mich Hauptargumente waren und es auch wei­
terhin bleiben. Ich möchte mich hier eher dem Problem der Distanzierung, des 
Erzählens sowie der unterschiedlichen historischen Einschätzungen widmen, wie sie 

26 Hans Mommsen, Suche nach der „verlorenen Geschichte"? Bemerkungen zum historischen Selbst­
verständnis der Bundesrepublik, in: Merkur 40 (1986), S. 864-974. 
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gerade durch die gruppenmäßig verschiedenen Kontextuierungen hervorgebracht 
werden. 

Zuerst das Problem der Distanz. Es besteht, so scheint es mir, eine fundamentale 
Differenz zwischen einer Normalität, die als ein langfristiger sozialer Prozeß 
bestimmt wird (etwa die äußeren Aspekte von Alltagsleben etc.), und der Wahrneh­
mung von Normalität. Wenn etwa im Kontext von objektiv definierten normalen 
Entwicklungen erhebliche Teile der Bevölkerung die kriminellen Anteile des Re­
gimes wahrnehmen (also die vielleicht noch als zurückhaltend bezeichenbaren Ver­
brechen der frühen Jahre und erst recht die späteren kriminellen Handlungsweisen) 
und sich dennoch vom System nicht distanzieren - wobei es nicht auf die Art der 
Distanzierung ankommen soll - , so stellt das für den Nachkriegshistoriker doch so 
etwas wie ein Problem dar. Ich verstehe Ihren Wunsch nach Differenzierung sehr 
wohl und, dank unseres Austauschs, auch jenen Punkt, den Sie in Ihrem zweiten 
Brief zum Ausdruck brachten: die Notwendigkeit, die zeitgenössischen Deutschen 
zur Anerkennung ihrer Vergangenheit zu bringen, und zwar durch die Auflösung 
der traditionell gesetzten automatischen und pauschal distanzierenden Reaktion. 
Die Schwierigkeit eines solchen Unternehmens ist nichtdestoweniger offenbar, weil 
dieses Unternehmen janusköpfig ist - sowohl auf der Ebene der Rezeption als auch 
der Interpretation. 

Meiner Auffassung nach sind die Möglichkeiten historischer Erzählung in bezug 
auf den Nationalsozialismus eher begrenzt. Sie kann tatsächlich einen hohen Grad 
an plastischer Repräsentation dort erreichen, wo sie sich, wie Sie auf sehr interes­
sante Weise in Ihrem dritten Brief deutlich machen, auf den Bereich der Normalität 
bezieht; problematisch wird sie freilich dann, wenn sie sich der anderen Seite des 
Ereignisspektrums widmen will. Nebenbei: Sogar im Bereich der Normalität ver­
wandelt sich das Bild des einfachen „Mitläufers" in so etwas wie ein Stereotyp - ein 
Stereotyp, das wohl zum Charakteristischsten der NS-Zeit gehört. Tatsächlich sind, 
nähert man sich dieser Epoche, Stereotype nur schwer zu vermeiden. Dies mag 
damit zusammenhängen, daß man implizit oder explizit dazu neigt, jeden Einzelfall 
einer allgemeinen Kategorie politisch-moralischen Handelns zuzuordnen. Eine sol­
che Zuordnung ist freilich unvermeidbar angesichts eines Systems, das durch mas­
sive Bereiche höchster Kriminalität gekennzeichnet ist. 

Wie auch immer - wenn man den Bereich von Normalität und Scheinnormalität 
verläßt und die Sphäre der verschiedenartigen kriminellen Dimensionen des Re­
gimes beschreitet, dann wird die konkret-plastische Beschreibung im engeren Sinne 
eigentlich höchst schwierig. Man kann sich fast nur an die Dokumente halten. 
Jüngst las ich etwa Günter Schwarbergs Buch „Der SS-Arzt und die Kinder"27, das 
beschreibt, wie etwa zwanzig jüdische Kinder im Alter von fünf bis zwölf Jahren aus 
ganz Europa zum Zwecke medizinischen Experimentierens zusammengebracht 
worden waren. Nach Abschluß der Versuche wurden die Kinder im Keller der Bul-

27 Günter Schwarberg, Der SS-Arzt und die Kinder. Bericht über den Mord vom Bullenhuser Damm, 
Hamburg 1979. 
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lenhuser Damm-Schule in Hamburg gehenkt. Auf dieser Stufe des Horrors sind 

meiner Auffassung nach keine Beschreibungen möglich; und wenn man dies als ein 

Beispiel für Abertausende nimmt und den Weg in Richtung von Beschreibung der 

Normalität beschreitet, dann wird unmittelbar klar, mit welchen Schwierigkeiten 

eine „Gesamtdarstellung" behaftet ist. Insofern bedarf es eigentlich eines neuen 

Zugangs in der historischen Beschreibung, eines Zugangs, den wir bislang in unserer 

historiographischen Arbeit noch nicht recht gefunden haben. Eigentlich besteht hier 

ein Paradox: Bevorzugt man die narrative Vorgehensweise, dann sollte sich der 

Historiker normalerweise so gut wie nur möglich in die Ereignisse einfühlen, die er 

beschreibt, um ihnen wirklichkeitsgemäße Plastizität zu verleihen. Doch wenn wir 

uns dem Bereich der nationalsozialistischen Kriminalität nähern, dann wäre es eher 

Pflicht des Historikers, den Versuch ihrer Visualisierung zu unterlassen; er sollte sich 

besser damit begnügen, das Ereignis bloß zu dokumentieren. Solches Paradox mag 

aus einer ungewöhnlichen Perspektive heraus verdeutlichen, welches die Schwierig­

keiten der Historisierung sein können. 

Abschließend das Problem der sich auseinanderbewegenden Schwerpunktsetzun­

gen: Eine Geschichtsschreibung, die die Normalität des Alltages, die Kontinuitäten 

gesellschaftlicher Prozesse etc. betont, verfolgt nicht nur einen rein theoretischen 

Weg, sondern - und das ist eine Binsenweisheit - rekonstruiert für den Leser und 

damit für die deutsche Gesellschaft eine Kontinuität historischer Selbstwahrneh­

mung - nicht auf der Ebene der politischen Institutionen, wohl aber auf der Ebene 

der gesellschaftlichen Entwicklung und des Alltagslebens. Obwohl dies völlig ver­

ständlich ist, wird diese Perspektive erheblich von derjenigen abweichen müssen, die 

zu einer anderen Gruppe und vor allem zu derjenigen der Opfer gehört. Geradezu 

definitionsgemäß setzen wir in der allgemeinen Beschreibung jener Epoche nicht 

dieselben Schwerpunkte. Das, was als „Horizontverschmelzung" verstanden werden 

könnte, ist nicht in Sicht. Und mehr noch: Wir haben noch gar nicht recht in Rich­

tung des doch sehr neuen Problems des historischen „Grenzereignisses" gedacht. 

Meiner Auffassung nach ist Auschwitz ein solches „Grenzereignis": etwas nicht 

unbedingt Singuläres, aber doch zuvor Ungeschehenes, etwas - um auf Jürgen 

Habermas' Worte zurückzukommen, die ich in meinem letzten Brief zitierte - , das 

an „eine tiefe Schicht der Solidarität zwischen allem [rührt], was Menschenantlitz 

trägt". Deshalb bleibt das Problem des „Focus" im Verhältnis zu einer Gesamtdar­

stellung der Epoche für mich ein ungelöster theoretischer Aspekt, der weit über das 

hinausgeht, was als unterschiedliche Gruppenperspektive betrachtet werden kann. 

Lieber Herr Broszat, wir nähern uns dem Schluß unserer Debatte über die Histo­

risierung des Nationalsozialismus. Lassen Sie mich hier wiederholen, daß ich selbst­

verständlich dafür bin, die NS-Zeit in all ihren vielfältigen Dimensionen verstehen 

zu lernen, so gut wie wir es nur vermögen, mit allen uns zur Verfügung stehenden 

Methoden und ohne irgendwelche Frageverbote. Unsere Differenz hinsichtlich der 

Perspektivenwahl wird erst dann relevant, so nehme ich an, wenn alles andere längst 

ausgeschöpft worden ist. Welche Ergebnisse das historische Bemühen hinsichtlich 

jener Periode in einigen Jahrzehnten zeitigen wird, weiß heute keiner von uns. 



372 Martin Broszat/Saul Friedländer 

Zuvor erwähnte ich den paradoxen Effekt verstrichener Zeit für das aktuelle 
Bewußtsein von dieser Periode, aber ich deutete auch an, daß mir in dieser Hinsicht 
noch ganz andere Gedanken durch den Kopf gehen. Wie Sie bin auch ich über die 
erheblichen Vereinfachungen in der Darstellung des Holocaust betrübt. Dem kön­
nen wir nur die eigenen wissenschaftlichen Standards entgegenhalten. Und doch 
scheint mir der gegenläufige Trend beängstigender zu sein: Es kann durchaus 
geschehen, daß schon in ganz kurzer Zeit die Erosion der NS-Epoche im kollekti­
ven Bewußtsein erheblich fortschreiten wird. Öfters deutet sich mir die Vorstellung 
an, daß unter der rührigen Hand des zukünftigen Historikers die normalen Anteile 
des Bildes von der Nazi-Zeit übergewichtig werden; ihre Bedeutung wird anwach­
sen. Zwischenkategorien der Darstellung, die gerade noch genug von jenen substan­
tiellen Elementen enthalten, die für das Regime doch charakteristisch waren, wer­
den in der Wahrnehmung zu den dominierenden werden - und dies nicht etwa, weil 
jedes Bewußtsein die Schrecken der Vergangenheit verschwinden lassen möchte, 
sondern weil das menschliche Erinnerungsvermögen durchaus einer Tendenz zu 
erliegen neigt, die nichts mit nationalen Besonderheiten zu tun hat: Es zieht das 
Normale dem Abnormalen, das Verstehbare dem schwer Verstehbaren, das Ver­
gleichbare dem Schwervergleichlichen, das Erträgliche dem Unerträglichen vor. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Saul Friedländer 
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„NUCLEAR HISTORY PROGRAM" (NHP) 

Welche Rolle spielen Kernwaffen in den Beziehungen zwischen den USA, der 
UdSSR und Europa seit 1945? Mit dieser Frage befaßt sich ein neues Forschungs­
programm, an dem über siebzig amerikanische, britische, deutsche und französische 
Historiker, außenpolitische und technische Experten sowie ehemalige Akteure aus 
Diplomatie, Militär und Politik beteiligt sind. Das zeitgeschichtliche Vorhaben 
„Nuclear Forces in the Evolution of Postwar American-European-Soviet Relations 
- A Four-Nation Program" {Kurztitel: „Nuclear History Program" (NHP)) wird 
derzeit aus Mitteln der Stiftung Volkswagenwerk, der Ford Foundation, der 
John D. und Catherine T. MacArthur Foundation und des German Marshall Fund 
gefördert. 

Ende 1987, nach zweijährigen Vorarbeiten, konnte das auf fünf Jahre geplante 
Vorhaben beginnen, in dem 1. Daten und Quellen gesammelt, wissenschaftlich auf­
bereitet und publiziert, 2. Einzelstudien und größere zeitgeschichtliche Darstellun­
gen initiiert und veröffentlicht und 3. jüngere Forscher gefördert werden sollen, die 
auf diesem Gebiet arbeiten möchten. 

Ernest R. May (Harvard University) und Uwe Nerlich (Stiftung Wissenschaft und 
Politik, [SWP]) leiten dieses Forschungsprogramm. Die Vorsitzenden der vier nationalen 
Lenkungsausschüsse sind Jean-Baptiste Duroselle (Institut de France), Catherine 
M. Kelleher (University of Maryland) gemeinsam mit John L. Gaddis (Ohio University), 
Robert O'Neill (Oxford University) und Hans-Peter Schwarz (Universität Bonn). 
Thomas Garwin und Wolfgang Krieger koordinieren und verwalten die Forschungs­
projekte für die beiden Trägerorganisationen: die University of Maryland und die 
Stiftung Wissenschaft und Politik. Die genannten Personen bilden ein internationales 
Coordinating Committee, das die Verantwortung für das Gesamtprogramm trägt. 

Für die beiden ersten Jahre wurden fünf zeitgeschichtliche Arbeitsfelder ausge­
wählt: 
1. Die amerikanischen Kernwaffen in Europa (Wann und wo wurden sie stationiert? 

Mit welchen politisch-strategischen Absichten? Wie reagierten die Europäer und 
Sowjets?) 

2. Die Rolle von Kernwaffen in internationalen Krisen (vor allem in der Berlinkrise 
1958-1962) 

3. Die Entwicklung und Stationierung sowjetischer Kernwaffen (unter Berücksichti­
gung der sowjetischen und westlichen Einschätzungen von Politik und Strategie 
in ihrer historischen Entwicklung) 

4. Historische Daten zu Kernwaffen und Trägersystemen (vorwiegend für den Zeit­
raum 1945-1960, für den bisher nur weit divergierende - teilweise auch gar keine 
- Angaben verfügbar sind) 
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5. Die Nukleargeschichte der vier am NHP beteiligten Staaten und der Sowjetunion 
(Bibliographien, Quellensammlungen und Studien für bestimmte Teilbereiche) 
Ernest R. May veröffentlichte kürzlich in den Vierteljahrsheften für Zeitge­

schichte 36 (1988), S. 1-40, den Aufsatz „Die Grenzen des ,Overkill'. Moral und 
Politik in der amerikanischen Nuklearrüstung von Truman zu Johnson", den er für 
das von der Ford-Stiftung finanzierte Projekt der Stiftung Wissenschaft und Politik 
„Politische Rationalität und Moralität nuklearer Abschreckung" erarbeitet hatte. Er 
wird in diesem Jahr auch in der von Uwe Nerlich und Trutz Rendtorff herausgege­
benen SWP-Schriftenreihe erscheinen; eine amerikanische Ausgabe dieser Publika­
tionen ist ebenfalls in Vorbereitung. 

Anschriften: 
Thomas Garwin Privatdozent Dr. Wolfgang Krieger 
School of Public Affairs Stiftung Wissenschaft und Politik 
University of Maryland 8026 Ebenhausen 
College Park MD 20742 Bundesrepublik Deutschland 
USA 
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Christoph Buchheim, The 1948 Currency Reform in West Germany 

The currency reform was one of the most important events in German economic 
history. As such, it is analysed here in a comprehensive way. The article begins with 
a description of the economic situation in the years before the reform which was 
characterized by low productivity. Work was not profitable, barter trading had 
largely replaced markets. Although the Americans, in particular, were quick to rec­
ognize the importance of a currency reform, the interallied negotiations about a re­
form for the whole of Germany dragged on. Finally, at the beginning of 1948, when 
a four power consensus seemed within reach, the USA, after a reappraisal of the in­
ternational situation, changed their mind and decided in favour of a trizonal ap­
proach without the Russians. As far as the economic effects of the currency reform 
go, it becomes clear, that it reconstituted production incentives and an efficient sys­
tem of allocation. Thus, the reform is rightly considered as the starting point for 
West German growth in the postwar period. Without it, the enormous potential for 
growth as it doubtless existed could not have been realized. 

Theodor Eschenburg, A Dispute over the Richtlinienkompetenz between Reichskanz-
ler Luther and the Reichsminister for Foreign Affairs, Stresemann, in 1925 

According to the German constitutions of 1919 and 1949, it is the Chancellor who 
has the authority to lay down the basic policy guidelines (Richtlinienkompetenz). 
The customary rights enjoyed by the English Prime Minister were the model for this 
special authority. An instructive example of its successful use in political practice is 
presented in the analysis of the preparation leading to the Treaty of Locarno which 
was to provide a legal guarantee for the inviolability of the Franco-German border 
as laid down in the Peace Treaty of Versailles. The German Government of the time 
consisted of a coalition between bourgeois parties. The Conservatives, ardent critics 
of the Treaty of Versailles, had become part of the Government in order to further 
their influence on economic policy, but were determined to see the Treaty of Locar­
no fail, without their having to leave the Government. It was only thanks to the 
Chancellor's Richtlinienkompetenz that the Treaty in Locarno could be initialed by 
the Government of the Reich. After this the Conservative Party forced its ministers 
to resign. Supported by the Social-Democratic opposition, the Treaty was finally 
ratified in December. 

Ulrich von Hehl, The Controversy over the Reichstag Fire 

The Reichstagsbrand of 27 February 1933 is one of the most dramatic events in Hit­
ler's Machtergreifung. The question of who should be made accountable for starting 
the fire has been disputed ever since. No proof was found of the Nazi's communist 
conspiracy version, and hardly anyone considered the Dutch communist, Marinus 
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van der Lubbe, capable of having acted alone. Consequently, increasing weight was 
lent to the conjecture that the Nazis themselves, who undoubtedly profited from the 
incident, had started the fire. This conjecture was generally accepted until chal­
lenged in the early sixties by the "amateur" historian, Fritz Tobias. He upheld that 
van der Lubbe had been responsible and so triggered off an acrimonious controver­
sy. On the basis of two documentations (1972, 1978) a research team headed by 
Walther Hofer claimed to have established incontrovertible documentary proof of 
Nazi perpetration. Serious factual and methodological doubts were expressed how­
ever, culminating in 1986 in the accusation, as yet unrefuted, that documents had 
been systematically fabricated. This course of events imposes on historians the ex­
press obligation to subject sources to a critical scrutiny and to give greater consider­
ation to the rational principles underlying historical perception and exactness of in­
terpretation. 

Lucio Caracciolo, The Destruction of Social Democracy in the Soviet Zone of Occu­
pation. Otto Grotewohl and the „Unity of the Working Class" 1945/46 

The splitting of the German Social Democratic Party in 1945/46 and the subsequent 
birth of the SED in Berlin and in the Soviet Zone in April 1946 were important steps 
towards the division of Germany. This article focuses particularly on Otto Grote­
wohl, the leader of the short-lived Eastern SPD, which considered the rebirth of 
German unity as vital. Grotewohl pursued the idea of the Social Democratic Party 
as a Third Force, as a balancing factor between the USSR and the Western Powers, 
and between the Communists and the Bourgeois. His strategy collided with the 
vigorous opposition by Kurt Schumacher, the leader of the Western SPD, who 
chose to split the SPD and abandoned his comrades in the East to their fate. Schu­
macher claimed that it would be impossible to resist the pressure of the Soviets in 
that part of Germany. The decline and fall of the Eastern SPD is outlined here also 
in relation to the policies of the Great Powers. 

Reiner Pommerin, The Campaign for Fusion of the Social Democratic and Commu­
nist Parties in Eastern Germany. A British Analysis in April 1946 

Following the deterioration of British-Soviet relations after the spring of 1945, the 
Foreign Office became convinced that it was impossible "that there ever will be an 
agreed German constitution for a unitary Germany; or if there is, that it will be the 
sort of constitution we should approve". This opinion, together with the change of 
course in British foreign policy towards Germany from the spring of 1946, came 
about as a result of observations made by the British Military Government concern­
ing the campaign for the Fusion of the Social Democratic and Communist Parties in 
Eastern Germany. In April 1946, Lt. Col. Noel Gilroy Annan (since 1965 Lord An­
nan) put together a catalogue of the intrigues, pressures and chicanery exercised by 
the Communists and their Russian supporters. As William Strang wrote in a letter 
when he sent Annan's memorandum to the Foreign office, "it should be an object 
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lesson in the tactics with which Western democracy will have to cope in many other 
places during the coming months and years". 

Martin Broszat/Saul Friedländer, On the "Historicization of National Socialism". An 
Exchange of Letters 

The basis for this dialogue is Martin Broszat's Plädoyer für eine Historisierung des 
Nationalsozialismus which he published in May 1985 and about which Saul 
Friedländer repeatedly voiced serious doubts. Due, at least in part, to their involve­
ment in the Historikerstreit which broke out in 1986, the two scholars agreed to con­
duct an experiment: each would write three letters in an attempt to clarify the cen­
tral points of controversy and to gain an understanding of each other's arguments. 
In the exchange of letters between Munich and Tel Aviv in the autumn and winter of 
1987, the particular problems arising from the concept of "historicization" are de­
bated. Historiographic methods and the ways in which the Nazi period is dealt with 
generally as well as the difficulties present in the German-Jewish dialogue after 1945 
are considered. 
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